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ERSTER ABSCHNITT 

Begriffsbestimmungen, Systematik und Gliederung des Berichtes 


Am 20. Januar 1960 hat der Deutsche Bundestag 
den Antrag der Fraktion der SPD — Drucksache 
712 — in der von dem federführenden Ausschuß Tür 
Mittelstandsfragen vorgeschlagenen Fassung — 
Drucksache 1516 — angenommen und damit der 

Bundesregierung folgenden Auftrag erteilt: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Bundestag einen umfassenden Bericht 
über die gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Lage der in Handwerk, Handel, übrigem Ge- 
werbe und den freien Berufen selbständig 
Tätigen und der bei diesen oder in deren 
Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer vor- 
zulegen. 

Der Bericht soll insbesondere erfassen 

1. Betriebs- und Unternehmensstruktur, 

2. Betriebsvermögens- , Kapital-, Umsatz-, Er- 
trags- und Einkommensstruktur, 

3. Altersgliederung und Herkunft (auch nach 
dem Bildungsgang), 

4. Möglichkeiten der Berufswahl, -aiisbildung 
und -ausübung, 

5. Möglichkeiten der Alterssicherung und tat- 
sächliche Vorsorge für das Alter, 

6. soziale Lage und Arbeitsverhältnisse der 
Arbeitnehmer, 

7. steuerliche und soziale Lasten, 

8. Verhältnis der Lohnkosten, der installierten 
Energie und des tatsächlichen Energiever- 
brauchs zum Umsatz, 

In jedem Falle sollen in dem Bericht die Ver- 
hältnisse der genannten Gruppen und ihrer 
Unternehmen verglichen werden mit den Ver- 
hältnissen der übrigen Bevölkerungsgruppen 
und der Großunternehmen der einzelnen Wirt- 
schaftszweige, Dabei ist zu prüfen, ob und wie 
der heutige ausschließlich auf den Löhnen und 
Gehältern beruhende Schlüssel der sozialen 
Lasten zugunsten der arbeitsintensiven Unter- 
nehmen geändert werden kann. 

Der Bericht soll außerdem Vorschläge enthal- 
ten über 

1. Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit durch 
Rationalisierung und Modernisierung der 
Unternehmen, 

2. Sicherung der W ettbewerbsmöglichkeiten 
durch verschärfte Bestimmungen über markt- 
beherrschende Unternehmen, 

3. gerechtere Gestaltung der Steuergesetze zur 
Vermeidung willkürlicher Wettbewerbs- 
nachteile (wie bei Umsatz- und Gewerbe- 
steuer), 


4. ausreichende Kreditversorgung zu erträg- 
lichen Bedingungen, 

5. Alterssicherung der selbständig Schaffen- 
den. 

Der Bericht soll als Grundlage für ein geschlos- 
senes Mittelschichten-Programm dienen. Er ist 
bis zum 31. März 1960 vorzulegen. 

1. Zum Begriff der Mittelschichten 

Eine allseits befriedigende und anerkannte Defi- 
nition des Begriffes „Mittelschichten" vmrde bisher 
nicht gefunden. Mit der Entwicklung der arbeits- 
teiligen Verkehrswirtschaft mit Massenproduktion 
entstand der Begriff des „Mittelstandes", der heute 
im herkömmlichen Sprachgebrauch die mittleren 
und kleinen selbständigen Existenzen in Handwerk, 
Handel, Gewerbe und Landwirtschaft und in den 
freien Berufen umfaßt. Wichtigste wirtschaftliche 
Merkmale der Angehörigen dieses Mittelstandes 
sind ihre Selbständigkeit, die begrenzte Größe ihres 
Wirtschaftsbetriebes und ihre unmittelbare Mitar- 
beit. 

Neben den Begriff des selbständigen Mittelstan- 
des ist mit der wachsenden Differenzierung der In- 
dustriegesellschaft und mit der damit verbundenen 
Zunahme der administrativen Funktionen in Wirt- 
schaft und Verwaltung der Begriff eines unselbstän- 
digen oder „neuen" Mittelstandes getreten. Er um- 
faßt die Angestellten und die Beamten in der Wirt- 
schaft und im öffentlichen Dienst. Die Art der be- 
ruflichen Tätigkeit, die Bildung und die Lebenshal- 
tung sind es vor allem, die das Bewußtsein der Zu- 
gehörigkeit zu dieser Gruppe bestimmen. 

Beide Gruppen bilden jedoch nur Teile jenes Be- 
reichs der Gesellschaft, der mit dem in jüngster Zeit 
häufiger gebrauchten Ausdruck „Mittelschichten" 
angesprochen ist. Die stärkere Differenzierung der 
Arbeitsfunktionen im heutigen wirtschaftlichen Lei- 
stungssystem hat den persönlichen Leistungserfolg, 
der insbesondere in der Einkommenshöhe zum Aus- 
druck kommt, zu einem wichtigen Kriterium der Zu- 
gehörigkeit zu bestimmten sozialen Schichten wer- 
den lassen. Eine mittlere Einkommenslage bezeich- 
net daher insbesondere die Zugehörigkeit zu den 
Mittelschichten. Im Bereich der abhängig tätigen Er- 
werbspersonen fallen hierunter nicht nur Beamte 
und Angestellte, sondern auch Arbeiter, insbeson- 
dere Facharbeiter, die in ihrer beruflichen Tätigkeit 
verantwortliche Funktionen und gewisse Entschei- 
dungsbefugnisse ausüben. Außer der mittleren Ein- 
kommenshöhe ist im allgemeinen auch eine gewisse 
Gleichläufigkeit der Lebensgewohnheiten für die 
Angehörigen der Mittelschichten typisch. Dabei darf 
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allerdings nicht übersehen werden, daß bei den An- 
gehörigen der selbständigen im Vergleich zu denen 
der unselbständigen Mittelschichten häufig in bezug 
auf die Einkommensverwendung unterschiedliche, 
zum Teil berufsbedingte Auffassungen und Verhal- 
tensweisen bestehen. Zur Mentalität aller Angehö- | 
rigen der Mittelschichten gehört jedoch eine Initia- | 
tive zur eigenverantwortlichen Daseinssicherung i 
und Daseinsvorsorge durch private Eigentumsbii- i 
düng; entweder ist bereits Privatvermögen vorhan- 
den, oder es wird eine Vermögensbildung ange- 
strebt. 

Aus dem Text des Berichtsersuchens ergibt sich 
nun gegenüber einer die Mittelschichten in ihrer 
Gesamtheit umfassenden Berichterstattung eine Be- 
schränkung des Berichts auf die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Lage der in Handwerk, Handel, 
im übrigen Gewerbe und in den freien Berufen 
selbständig Tätigen und der bei diesen oder in 
deren Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer. 
Das Schwergewicht der Berichterstattung liegt dem- 
nach beim selbständigen gewerblichen Mittelstand 
und bei den selbständigen freiberuflich Tätigen. 

2. Zum Begriff der selbständig Tätigen 

Ein Bericht über die Lage der im Berichtsersuchen 
aufgezählten Gruppen setzt voraus, daß die Gruppe 
der Selbständigen ebenso wie die der bei ihnen be- 
schäftigten Arbeitnehmer einen relativ einheitlichen, 
gleichförmigen und nach Art und Umfang klar er- 
faßbaren Bevölkerungsteil darsteilen, der anderen 
Bevölkerungsgruppen vergleichend gegenüberge- ' 
stellt werden kann. 

Nach dem Sprachgebrauch sind als selbständige 
Unternehmer Einzelinhaber von gewerblichen Un- 
ternehmen sowie die Gesellschafter von Offenen 
Handelsgesellschaften und Komplementäre von 
Kommanditgesellschaften, soweit sie nicht durch 
den Gesellschaftsvertrag von der Vertretung und 
Geschäftsführung ausgeschlossen sind, anzusehen. 
Außerdem zählen hierzu natürliche Personen, die ent- 
weder an einer juristischen Person beteiligt sind und 
sich nicht auf die Ausübung ihrer Mitgiiedschafts- 
rechte beschränken, sondern auf die Leitung des 
von der juristischen Person betriebenen Unterneh- 
mens tätigen Einfluß nehmen, oder die die Möglich- 
keit einer derartigen Einflußnahme bestimmten per- 
sönlichen Merkmalen (z. B. Familienzugehörigkeit) 
verdanken. Da jedoch nicht selten auch große und 
größte Unternehmen von in diesem Sinne selbstän- 
digen Unternehmern geleitet werden, sind die nach 
dem Sprachgebrauch Selbständigen nicht immer mit 
Inhabern kleiner und mittlerer Unternehmen gleich- 
zusetzen. Dies gilt insbesondere für den Bereich 
der Industrie. 

Dazu kommt, daß es sich bei den Selbständigen 
nicht um eine unveränderliche und in sich festge- 
fügte Gruppe handelt. Die amtliche Statistik er- 
weist vielmehr, daß zahlreiche Betriebe im Laufe ; 
der vergangenen Jahre sich von kleinen zu mittle- 
ren und von mittleren zu großen Unternehmen ent- : 
wickelt haben, während andere Unternehmen aller | 
Größenordnungen aus den verschiedensten Ur- ' 
Sachen aus dem Markt ausgeschieden sind. 


Ferner ist die rechtliche Selbständigkeit nicht 
gleichbedeutend mit wirtschaftlicher Entscheidungs- 
und Bewegungsfreiheit. So behalten z. B. die be- 
herrschten Unternehmen im Rahmen organschaft- 
licher Verbindungen zwar ihre rechtliche Selbstän- 
digkeit bei, sind aber dem Willen eines anderen be- 
herrschenden Unternehmens unterworfen. Anderer- 
seits haben viele leitende Angestellte (Manage- 
ment) in Großunternehmen oder Konzernen Ent- 
scheidungsbefugnisse in einem Einflußbereich, über 
den die Inhaber kleiner und mittlerer Unternehmen 
in der Regel nicht verfügen. 

Die tatsächliche wirtschaftliche Selbständigkeit 
läßt sich generell oder gar statistisch nicht erfassen. 
Der Begriff des selbständig Tätigen wird daher im 
folgenden eingeengt auf die rechtlich selbständigen 
Unternehmer in kleinen und mittleren Betrieben, 
die meist — aber nicht immer — als Einzelunter- 
nehmen fungieren, sowie auf die selbständigen An- 
gehörigen der freien Berufe. Unternehmer in Perso- 
nengesellschaften und personenbezogenen Kapital- 
gesellschaften werden in die Betrachtung insoweit 
einbezogen, als nachweisbar ist, daß sie und ihre 
Familie das Kapital maßgeblich selbst aufbringen. 

I Dafür gibt es jedoch im allgemeinen keine Unter- 
1 lagen. 

3. Umfang und Grenzen des Berichtes 

In der Debatte über den Antrag — Drucksache 
712 ■ — in der 68. Sitzung des Deutschen Bundestages 
wurde zum Ausdruck gebracht, daß mit dem Be- 
richtsersuchen die gesamte gewerbliche Wirtschaft 
angesprochen sei. Zum „übrigen Gewerbe" werden 
mithin im folgenden die Industrie, das Hotel- und 
Gaststättengewerbe, das Verkehrsgewerbe und die 
sonstigen Gewerbe (wie z. B. Handelsvertreter, 
Makler, Pfandleiher, Versteigerer, Schausteller, 
Vermittler) gezählt. Es wird die Lage der selbstän- 
dig Tätigen im vorgenannten Sinne, ihrer Unterneh' 
men und der bei ihnen oder in ihren Unternehmen 
beschäftigten Arbeitnehmer in der gewerblichen 
Wirtschaft und in den freien Berufen behandelt, wo- 
bei solche Wirtschaftsbereiche, in denen überwie- 
gend oder im wesentlichen Großunternehmen und 
Konzerne tätig sind, aus der Untersuchung ausge- 
nommen werden. 

4. Zum Begriff des Unternehmens und des 
Betriebes 

Während in der wissenschaftlichen Lehre zwi- 
schen Unternehmen und Betrieben häufig eine be- 
griffliche Unterscheidung getroffen wird, werden 
diese Ausdrücke im allgemeinen Sprachgebrauch 
meist als gleichbedeutend verwendet. Für die 
Zwecke des Berichtes ist ihre Unterscheidung nicht 
erforderlich, da im gewerblichen Mittelstand Un- 
ternehmen und Betriebe im allgemeinen identisch 
sind, während bei den freien Berufen von gewerb- 
lichen Betrieben und Unternehmen im allgemeinen 
nicht gesprochen werden kann. Bei der folgenden 
Darstellung der Lage in den einzelnen Wirtschafts- 
bereichen werden diese Begriffe daher als gleichbe- 
deutend im Sinne von wirtschaftlicher Einheit ver- 
wendet. 
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5. Zum Begriff der Struktur | 

Die Lage der selbständig Tätigen soll im folgen- j 
den nach strukturellen Gesichtspunkten beschrieben | 
werden. Als Arbeitstitel werden insbesondere die 
Betriebs- und Unternehmensstruktur, die Betriebs- 
vermögens-, Kapital-, Umsatz-, Ertrags- und Ein- 
kommensstruktur genannt. 

Der Strukturbegriff ist im wissenschaftlichen und 
politischen Sprachgebrauch nicht einheitlich defi- 
niert. Im folgenden soll er verwendet werden, um 
Zusammensetzung, Aufbau und Gliederung eines 
Bereiches zu kennzeichnen. Der Strukturbegriff 
kann statisch verstanden werden. Dies ist immer 
dann der Fall, wenn zur Kennzeichnung einer Struk- 
tur nur Daten oder Verhältniswerte aus dem glei- 
chen Zeitraum vorliegen. Er kann auch dynamisch 
verstanden werden, wenn — etwa in Form eines 
Zeitvergleiches — die quantitativen Veränderungen 
der Daten oder Relationen in einem Bereich auch 
qualitative Veränderungen der Struktur kennzeich- 
nen. Je nach den vorliegenden Unterlagen wird der 
Strukturbegriff in diesem Bericht zur Kennzeich- 
nung der (statischen) Zusammensetzung oder der 
(dynamischen) Veränderungen in Aufbau und Glie- 
derung eines Bereiches verwendet werden. 

51. Betriebs- und Unternehmensstruktur 

Unter Betriebs- und Unternehmensstruktur im 
Sinne des Antrages wird im folgenden Aufbau, 
Gliederung und Zusammensetzung von Wirtschafts- 
bereichen verstanden. Wesentliche Merkmale hier- 
für sind die Zahl der Betriebe, die Zahl der Be- 
schäftigten und die Produktionsmenge, dargestellt 
nach Betriebsgrößenklassen, soweit dafür Unter- 
lagen vorhanden sind. Bei den freien Berufen kann 
von einer Betriebs- und Unternehmensstruktur in 
diesem Sinne nicht gesprochen werden. 

52. Betriebsvermögens-, Kapital-, Umsatz-, Ertrags- 
und Einkommensstruktur 

Im Unterschied zu 51. kennzeichnen die vorstehen- 
den Merkmale den Aufbau und die Gliederung des 
einzelnen Betriebes oder Unternehmens oder rela- 
tiv gleichförmiger Gruppen von Betrieben und Un- 
ternehmen oder von selbständigen freiberuflichen 
Existenzen. Die Struktur des Vermögens ist in er- 
ster Linie durch den Anteil von Anlage- und Um- 
laufvermögen an der Bilanzsumme bestimmt, wobei 
noch der Wert von Grund und Boden eine beson- 
dere Rolle spielen kann. Die Kapitalstruktur dürfte 
vor allem durch den Anteil von Eigen- und Fremd- 
kapital an der Bilanzsumme gekennzeichnet sein. 
Ais Unterlagen für die Beschreibung der Vermö- 
gens- und Kapitaistruktur kommen in erster Linie 
Bilanzstatistiken und Betriebsvergleiche in Frage. 
In Ermangelung ausreichender Bilanzstatistiken 
mußte die Einheitswertstatistik des Statistischen 
Bundesamtes herangezogen werden. 

Unter Struktur der Umsätze können sowohl Tä- 
tigkeitsarten (Erzeugung, Dienstleistungen, Repara- ' 
turen, Handel) als auch Auftragsgrößen, regionale j 
Verteilung (Inland — Ausland) oder die Zusammen- 
setzung der Auftraggeber verstanden werden. Ge- 1 


eignete Unterlagen dafür sind jedoch nur in weni- 
gen Fällen verfügbar, so für die Zusammensetzung 
der Umsätze im Handwerk nach Tätigkeitsarten. 

Erträge werden im allgemeinen Sprachgebrauch 
meist mit Gewinnen gleichgesetzt. Da eine Gewinn- 
statistik in der Bundesrepublik nicht geführt wird, 
können über Erträge im Sinne von Gewinnen keine 
Aussagen gemacht werden. 

Im betriebswirtschaftlichen Sinne sind unter Er- 
trägen die Gegenposten der Aufwendungen im Jah- 
resabschluß zu verstehen. Bei einigen Wirtschafts- 
bereichen, z. B. Handwerk und Handel, decken sich 
die Erträge in vieler Hinsicht mit den Umsätzen. So- 
weit dies der Fall ist, geben die Berichte über die 
Umsatzstruktur dort auch Aufschlüsse über die Er- 
tragsstruktur. 

Einzige amtliche Quelle für die Darstellung der 
Einkommen im steuerlichen Sinne sind die Statisti- 
ken der Steuern vom Einkommen (Statistik der ver- 
anlagten Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer, Lohnsteuerstatistik). Die Ergebnisse dieser 
Statistiken werden insbesondere auch nach Einkom- 
mensgruppen gegliedert, bei der Einkommen- und 
Körperschaftsteuerstatistik auch nach Wirtschafts- 
zweigen. Bei den Veranlagungsstatistiken ist das 
Einkommen gleich dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
aus den sieben Einkunftsarten des Einkommen- 
steuergesetzes nach Ausgleich mit Verlusten, die 
sich aus einzelnen Einkommensarten ergeben, und 
nach Abzug der Sonderausgaben. Bei der Lohn- 
steuerstatistik werden lediglich die Bruttolöhne und 
-gehälter erfaßt, also vor Abzug der Werbungs- 
kosten und der Sonderausgaben. Als Einkommen 
wird im folgenden der Gesamtbetrag aller Ein- 
J^ünfte eines Steuerpflichtigen bezeichnet. Die Struk- 
tur des Einkommens wird hier nach Einkommens- 
arten behandelt. 

Soweit für einzelne Wirtschaftsbereiche abwei- 
chende Begriffe zugrunde gelegt oder abweichende 
Unterlagen benützt wurden, ist dies angegeben, 

6. Probleme einer vergleichenden Darstellung 

61. Systematik der Fragestellung 

Die Punkte 1 bis 8 des Berichtsersuchens enthalten 
die Fragen, auf die der Bericht besonders einge'hen 
soll. Die Fragestellungen beziehen sich teils auf die 
selbständig Tätigen als Personen, teils -auf deren 
Unternehmen, teils auf die bei ihnen oder in ihren 
Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer. Für die 
selbständig Tätigen als eine Gruppe von natürlichen 
Personen kann nach Maßgabe der verfügbaren 
Unterlagen berichtet werden über 

Einkommensstruktur, 

Altersgliederung und Herkunft, 

Möglichkeiten der Berufswahl, -ausbildung und 
- ausüb ung, 

Möglichkeiten der Alterssicherung und tat- 
sächliche Vorsorge für das Alter, 

steuerliche Lasten. 
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Für die von selbständig Tätigen geleiteten Unter- ] 
nehmen ist nach Maßgabe der vorhandenen Unter- 1 
lagen zu berichten über 

Betriebsvermögens-, Kapital-, Umsatz-, Ertrags- 
struktur, 

steuerliche und soziale Lasten, 

Verhältnis von Lohnkosten und Energie zum 
Umsatz. 

Für die Arbeitnehmer ist zu berichten über 
Einkommensschichtung, 

Altersgliederung und Herkunft, 
soziale Lage und Arbeitsverhältnisse. 

62. Vergleich der im Berichtsersuchen genannten 
Gruppen mit den übrigen Bevölkerungsgruppen 

Ein Vergleich der selbständig Tätigen und der 
bei ihnen oder in ihren Unternehmen beschäftigten 
Arbeitnehmer mit anderen Gruppen der Bevölke- 
rung, worunter in erster Linie die abhängig be- 
schäftigten Erwerbspersonen zu verstehen sein 
dürften, setzt voraus, daß für die zu vergleichenden 
Gruppen ein gemeinsames Kriterium gegeben ist. 
Als solches kann das im Berichts er suchen genannte 
Einkommen angesehen werden. Statistische Unter- 
lagen über das Einkommen der selbständig Tätigen 
liegen jedoch nur vereinzelt und dann auch nur für 
bestimmte Gruppen vor, wobei diese Unterlagen 
zum Teil auch noch aus verschiedenen Zeiträumen 
stammen und einen sehr unterschiedlichen Aussage- 
wert besitzen. Es erschien daher schon aus metho- | 
dischen Gründen nicht vertretbar, die Einkommen 
der selbständig Tätigen untereinander oder mit 
denen der abhängig beschäftigten Erwerbspersonen 
zu vergleichen. Soweit Vergleiche zwischen den Ein- 
kommen der bei den selbständig Tätigten beschäf- 
tigten Arbeitnehmer mit anderen Arbeitnehmern 
gerechtfertigt erschienen, sind sie durchgeführt 
worden. 

7. Vergleich der Verhältnisse der in Hand- 
werk, Handel, übrigem Gewerbe und in 
den freien Berufen Tätigen und der bei 
ihnen beschäftigten Arbeitnehmer mit den 
Verhältnissen der Großunternehmen der 
einzelnen Wirtschaftszweige 

„Großunternehmen" ist kein wirtschaftswissen- 
schaftlich oder statistisch eindeutig definierter Be- 
griff. Ob ein Unternehmen groß Ist, kann sich aus 
der Zahl seiner Beschäftigten, aus seinen Umsätzen, 
aus der Art seiner wirtschaftlichen Betätigung, 
seiner Marktstellung, seiner Rechtsform, aus der 
Zahl seiner Betriebsstätten, aus seiner Kapital- 
ausstattung, aus seinem Nettoproduktionswert und 
aus vielen anderen Kriterien ergeben. Dabei ist 
noch zu berücksichtigen, daß ein Unternehmen groß 
sein kann auf einem Teilmarkt oder in seiner 
Branche, aber klein oder nur mittelgroß auf dem 
gesamten Binnenmarkt oder auf dem Weltmarkt. 
Aus der Drucksache 1516 — Bericht des Abgeord- 
neten Burgemeister zur Drucksache 712) geht 


hervor, daß seitens der Antragsteller nicht beabsich- 
tigt ist, das Abgrenzungsproblem im Gesamtbereich 
der Mittelschichten aufzurollen. Hier kann daher 
nur festgestellt werden, welche Kriterien es aus- 
schließen, daß ein Betrieb noch als mittelgroß oder 
klein angesprochen werden kann. 

71. In diesem Sinne wären solche Unternehmen 
als groß zu bezeichnen, die 

711. mehr als 500 Beschäftigte und 

712. mehr als 15 Millionen DM Jahresumsatz aus- 
weisen, 

713. Kapitalgesellschaften sind, 

714. mehrere Betriebsstätten umfassen oder andere 
Unternehmen durch Beteiligungen beherr- 
schen. 

Dies gilt jedoch nur, wenn wenigstens zwei dieser 
Merkmale zutreffen, unter denen mindestens eines 
der unter 711. und 712. genannten sein muß. Das 
schließt nicht aus, daß in manchen Wirtschafts- 
bereichen — so im Verkehrsgewerbe und in vielen 
sonstigen Gewerben — Unternehmen mit einer weit 
geringeren Beschäftigtenzahl und/oder einem niedri- 
geren Jahresumsatz in ihrer Branche zu den Groß- 
betrieben zählen, ohne daß eine statistisch einheit- 
liche Abgrenzung möglich ist. 

Bei diesen Unternehmen handelt es sich um eine 
zahlenmäßig kleine Gruppe, die allerdings einen 
relativ hohen Anteil der Beschäftigten umfaßt und 
einen relativ großen Teil der Gesamtumsätze tätigt. 

72. Umgekehrt kann unterstellt werden, daß Be- 
triebe, die 

721. nur eine Betriebsstätte umfassen, 

722. als Einzelunternehmen firmieren, 

723. außer dem Inhaber keinen oder höchstens 
einen Beschäftigten aufweisen, 

724. für den Inhaber nicht die einzige Erwerbs- 
quelle darstellen und 

725. Jahresumsätze unter 10 000 DM tätigen, 

als Kleinstbetriebe anzusehen sind, wenn diese 
Merkmale in ihrer Gesamtheit oder überwiegend 
auf einen Betrieb zutreffen. 

Zwischen diesen beiden Polen liegt mithin die 
Gruppe der kleinen und mittleren Unternehmen, 
unter denen sich auch die typisch mittelständischen 
Betriebe finden, wobei die Übergänge zwischen 
klein und mittel, mittel und groß sehr fließend sind. 
Bei der Berichterstattung wird davon ausgegangen, 
daß Kapitalgesellschaften häufiger großbetrieblichen 
Charakter haben als Personengesellschaften und 
Ei nz elunterne hmen . 

Der geforderte Vergleich muß sich mithin auf die 
Unterschiede zwischen der Gruppe der kleinen und 
mittleren Unternehmen und den vorstehend gekenn- 
zeichneten großen Unternehmen sowie zwischen der 
Lage der Arbeitnehmer in der einen oder anderen 
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Größenordnung beschränken, soweit dafür Unter- 
lagen vorhanden sind. 

8. Gliederung des Berichtes 

Auf Grund der vorstehenden Überlegungen glie- 
dert sich der nachstehende Bericht über die Lage 
der Mittelschichten in zwei Teile, nämlich in einen 
Berichtsteil umd einen Vorschlagsteil. Nachdem der 
vorstehende Erste Abschnitt des Berichtsteils einer 
methodischen Klärung der Begriffe des Berichts- 
ersuchens Vorbehalten war, behandelt der Zweite 
Abschnitt die Lage der selbständig Tätigen, ihrer 
Unternehmen und der bei ihnen Oider in ihren Unter- 
nehmen beschäftigten Arbeitnehmer in der gewerb- 
lichen Wirtschaft und in den freien Berufen. Im 
Rahmen der gewerblichen Wirtschaft werden dabei 
die Verhältnisse in Handwerk, Industrie, Handel, 
im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe, Ver- 
kehrsgewerbe 'Und sonstigen Gewerbe dargestellt. 


Dabei wird in jedem Teilbericht auf die Punkte 
1 bi,s 3 des Berichtsersuchens (Betriebs- und Unter- 
nehmensstruktur, Betriebsvermögens-, Kapital-, Um- 
satz-, Ertrags- und Einkommensstruktur sowie 
Altersgliederung, Herkunft und Bildungsganig der 
selbständig Tätigen) eingegangen werden. 

Der Dritte bis Siebente Abschnitt des Ersten Tei- 
les behandeln in querschnittlicher Darstellung die 
Punkte 4 bis 8 des Berichtsersuchens. (Berufswahl, 
Alterssicherung, soziale Lage und Arbeitsverhält- 
nisse der Arbeitnehmer, steuerliche und soziale 
Lasten sowie Verhältnis der Lohnkosten und des 
Energieverbrauchs zum Umsatz.) Der besseren Über- 
sicht halber sind die vorgenannten Berichts abschnitte 
in sich nach dem dekadischen System gegliedert. 

Der Zweite Teil enthält Bemerkungen und Über- 
legungen zu dem Bericht und legt die Vorschläge 
der Bundesregierung zur weiteren Förderung der 
selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen dar. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen 
in einzelnen Wirtschaftsbereichen und Gewerben 


A, Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen in 
der gewerblichen Wirtschaft 


L Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen im Handwerk 


1. Betriebs- und Unternehmensstruktur 

Unter Betriebs- und Unternehmensstruktur wird 
dn diesem Bericht die Struktur des Wdrtschafts- 
bereiches Handwerk nach Unternehmen verstanden, 
gekennzeichnet durch die Gliederung nach Betriebs- 
größen, und zwar sowohl nach Beschäftigtengrößen- 
klassen als auch nach Umsatzgrößenklassen sowie 
durch die Rechtsform und die Zusammensetzung der 
Beschäftigten nach der Stellung im Betrieb und nach 
ihrer Ausbildung. 


II. Die Gliederung des Handwerks nach Betriebs- 
größenklassen 

Die Betriebsgrößen werden im folgenden sowohl 
nach der Zahl der Beschäftigten als auch nach der 
Höhe der Umsätze dar gestellt, da jedes der beiden 
Kriterien einen speziellen Einblick in die Unter- 
nehmensstruktur gibt. Dabei ist zu beachten, daß 
die Handwerkszählung 1956*), auf der die folgende 
Darstellung beruht, bei den Umsatzgrößenklassen 
niedrigere Zahlen auf woist als bei den Betriebs- 
größenklasssen, weil in den Umsatzgrößenklassen 
die in den Beschäftigtengrößenklassen enthaltenen 
handwerklichen Nebenbetriebe nicht aufgeführt 
sind. 

III. Gesamthandwerk | 

Zunächst wird, um einen allgemeinen Überblick 
über das Handwerk zu geben, die Gliederung des ! 
Gesamthandwerks nach Betriebsgrößen dargestellt. | 
Als Kriterien werden die Anzahl der Betriebe und 


*) In den Tabellen Handwerk 1 bis 18 sowie 21 be- 
ziehen sich die aufgeführten Zahlen auf das Kalen- 
derjahr 1955. In den Tabellen Handwerk 1 bis 18 
stimmen in der Spalte „Umsätze in 1000 DM" die 
Endsummen nicht immer mit dem Additionsergebnis 
überein, weil vom Statistischen Bundesamt bei den 
Berechnungen die jeweiligen Einzelbeträge auf 
1000 DM auf- bzw. abgerundet worden sind. 


der Beschäiftigten und die Höhe der Umsätze ver- 
wendet. 

Die Tabelle Handwerk 1 zeigt z. B., daß vom Ge- 
samtumsatz des Handwerks nur 26,5 v. H. auf die 
Betriebe mit 1 bis 4 Beschäftigten entfallen, die 
zugleich 74,6 v. H. aller Handwerksbetriebe aus- 
machen und in denen 30,3 v. H. aller Beschäftigten 
tätig sind. Dagegen sind die Betriebe von 10 bis 49 
Beschäftigten mit 32,1 v. H. am Umsatz beteiligt; sie 
weisen fast ebenso viele Beschäftigte auf wie die 
obengenannten Kleinbetriebe, obwohl sie nur 
8 V. H. der Zahl aller Betriebe des Handwerks 
umfassen. 

Die Aufgliederung des Handwerks nach Umisatz- 
größenklassen ergibt sich für das Jahr 1955 aus 
Tabelle Handwerk 2. 

Aus dieser Aufstellung geht als besonders 
bemerkenswert hervor, daß 27,8 v. H. aller Hand- 
werksbetriebe einen Umsatz unter 6000 DM jähr- 
lich haben. Dafür dürften folgende Ursachen maß- 
gebend sein: 

Zum großen Teil sind es Betriebe, die erst Lm 
Laufe des Jahres 1955 gegründet worden sind und 
folglich noch kein volles Jahr bestanden haben. 
Laut Jahresbericht des Deutschen Handwerks- 
kammertages vom 31. März 1956 wurden im Jahre 

1955 rund 30 700 „echte Neu grün dun gen“ verzeich- 
net. 

Ein weiterer Teil der Betriebe mit geringen Um- 
sätzen entfällt auf Handwerker, die neben ihrer 
Handwerkstätigkeit eine weitere wirtschaftliche 
Tätigkeit — z. B. Landwirtschaft — ausüben, deren 
Umsatz hier nicht erfaßt ist. Laut Handwerkszählung 

1956 waren mehr als 75 000 Handwerksbetriebe mit 
landwirtschaftlicher Tätigkeit verbunden. 

Schließlich werden in erheblichem Umfang in der 
Aufstellung Betriebe enthalten sein, die nur der 
Form nach (meist aus familienbedingten Gründen) 

1 noch bestehen und nur gelegentlich geringfügige 
j Umsätze tätigen. 
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Vergleicht man die Tabellen Handwerk 1 und 2, 
so fällt auf, daß die Zahl der Betriebe mit 1 bis 4 
Beschäftigten der Zahl der Betriebe bis 50 000 DM 
Umsatz ungefähr entspricht (74ß v.H. bzw. 71,3 v.H. 
der Betriebe). Eine ähnliche Parallele besteht zwi- 
schen den Betriebsgrößenklassen mit 5 bis 49 Be- 
schäftigten einerseits und den U msatzgrößenklassen 
50 000 bis 500 000 DM andererseits. 

Sie machen nach der Beschäftigtenzahl 24,6 v. H., 
nach dem Umsatz 26,9 v. H. der Betriebe aus. 

Einen weiteren Einblick in die Struktur des 
Gesamthandwerks gibt der Umsatz je Beschäftigten. 
Er betrug It. Handwerkszählung 1956 13 308 DM 
(Gesamtumsatz, einschließlich Handelsumsatz) und 
verteilt sich auf die Größenklassen wie folgt: 


bei Betrieben mit 

1 Beschäftigten 

2 Beschäftigten 
3 bis 4 Beschäftigten 
5 bis 9 Beschäftigten 

10 bis 14 Beschäftigten 
15 bis 19 Beschäftigten 
20 bis 24 Beschäftigten 


6 370 DM 
11 516 DM 

13 929 DM 

14 987 DM 
14 833 DM 
14 159 DM 
13 962 DM 


25 bis 49 Beschäftigten 13 623 DM 
50 bis 99 Beschäftigten 12 818 DM 
100 und mehr Beschäftigten 12 725 DM. 

Aufschlußreich ist, daß der größte Umsatz je Be- 
schäftigten nicht in den oberen Betriebsgrößen- 
! klassen, sondern in den Betrieben mit 5 bis 14 
(Größenklassen 5 bis 9 und 10 bis 14) Beschäftigten 
j erreicht wird. In dieser Größenordnung liegt auch 
j der höchste reine Handwerksumsatz je Beschäftigten 
I (11 533 DM bzw. 11515 DM), während man den 
größten Handelsumsatz in den Betriebsgrößen von 

2 und 3 bis 4 Beschäftigten (3 768 DM bzw. 

3 730 DM) findet. 

112 . Größengliederung der Handwerksgruppen 

Bei allen diesen Zahlen muß jedoch berücksichtigt 
werden, daß das Handwerk keine einheitliche Struk- 
tur besitzt, weil es sich aus den verschiedenartigsten 
Handwerkszweigen zusammensetzt. Die sogenannte 
Positivliste (Anlage A zur Handwerksordnung), die 
die Gewerbezweige aufzählt, die handwerklich be- 
trieben werden können, enthält eine Gliederung in 
sieben Gruppen. Ihre Struktur wird in den Tabellen 
Handwerk 3 und 4 dargestellt, da sie die Unter- 
schiede innerhalb des Handwerks erkennen läßt. 


Tabelle Handwerk 1 


Betriebe, Beschäftigte, Umsätze 

nach BeschäftigtengrÖßenklassen 


Beschäftigten- 

grÖßenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 

Umsatz 
in 1000 DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

245 354 

33,2 

245 354 

6,8 

1 562 888 

3,3 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

305 566 

41,4 

843 064 

23,5 

11 064 531 

23,2 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

122 572 

16,6 

775 311 

21,6 

11 619 273 

24,3 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

1 59 247 

8,0 

1 081 515 

30,2 1 

15 290 319 

32,1 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

! 4 843 

0,6 

328 360 

9,2 

4 208 910 

8,8 

100 und mehr Beschäftigte . 

1 875 

i 

0,2 ! 

312 599 

8,7 

3 977 928 

8,3 

Handwerk insgesamt . . . 

■ 739 457 

100 

3 586 203 

100 

47 723 850 

100 


Quelle; Handwerkszähl ung 1956, Heft 1 
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Betriebe, Beschäftigte und Umsätze Tabelle Handwerk 2 

nach Umsatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 1 

1 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

unter 6 000 

203 540 

27,8 

250 129 

7.1 

491 683 

1.0 

6 000 bis unter 50 000 

318 931 

43,5 

900 643 

25,6 

6 776 386 

14,4 

50 000 bis unter 100 000 

99 661 

13,6 

536 314 

15,3 

7 075 522 

15,1 

100 000 bis unter 500 000 

97 327 

13,3 

1 122 304 

31,9 

18 828 274 

40,1 

500 000 bis unter 1 Million . 

8 399 

1,2 

336 462 

9,6 

5 736 447 

12,2 

über 1 Million 

4 070 

0,6 

369 994 

10,5 

8 055 103 

17,2 

Handwerk insgesamt . . . 

731 928 

100 

3 515 846 

100 

46 963 420 

WO 


Quelle; Mandwerkszähiung 1956, Heft 1, und Sonderheft „Strukturqiioten" 


Betriebe, Beschäftigte, Umsätze Tabelle Handwerk 3 

Zusammenstellung nach den Beschaftigtengrößenklassen — Tabellen der Handworksgruppen 


Handwerksgruppe 

1 

' Zahl der 

Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

I Bau 

119 894 

16,2 

1 245 041 

34,7 

11 599 117 

24,3 

II Metall 

142 603 

19,3 

790 054 

22,2 

12 755 557 

26,7 

III Holz 

. ^ 82 324 

11,2 

310 726 

8,6 

3 564 294 

7,5 

IV Bekleidung usw. . . 

197 322 

26,7 

408 902 

11,4 

3 402 580 

7,1 

V Nahrungsmittel . . 

113 944 

15,4 

488 306 

13.6 

13 536 872 

28,4 

VI Gesundheit usw. . . 

61 645 

8,3 

258 100 

7,1 

1 635 088 

3,4 

VII Glas usw 

. ! 21 725 

2,9 

85 074 

2.4 

1 230 344 

2,6 

Handwerk insgesamt . . 

739 457 

100 

3 586 203 

WO 

47 723 850 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 


Betriebe, Beschäftigte, Umsätze Tabelle Handwerk 4 

Zusammenstellung nach den Umsatzgrößenklassen — Tabellen der Handwerksgruppen 


Handwerks gruppe 

Zahl der 
Betriebe 

v.H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. II. 

I Bau 

119 430 

16,3 

1 238 294 

35,2 

1 1 504 352 

24,5 

II Metall ; 

139 191 

19,0 

747 266 

21,3 

12 349 202 

26,3 

III Holz 1 

81 939 

11,2 

307 844 

8,8 

3 538 086 

7,5 

IV Bekleidung usw. . . . 

195 547 

26,7 

397 287 

11,3 

3 326 678 

7,1 

V Nahrungsmittel . . . 

113 040 

15,5 

485 127 

13,8 

13 411 644 

28,6 

VI Gesundheit usw. ... 

61 568 

8,4 

257 367 

7,3 ' 

1 629 282 

3,5 

VII Glas usw 1 

21 213 

2,9 

82 661 

2,3 

1 204 173 

2,5 

Handwerk insgesamt . . . 

i 

731 928 

100 

3 515 846 

100 

46 963 420 

WO 


Quelle ; Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten", Berechnungen des BMW 









Drucksache 2012 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


1121. Bau- und Ausbauhandwerke 

Die Bau- und Ausbauhandwerke bilden zwar nicht 
nach der Zahl der Betriebe, wohl aber nach der 
Zahl der Beschäftigten die größte Gruppe des Hand- 
werks. Auf sie entfallen rund Va aller Beschäftigten. 
Die Zahl der Beschäftigten je Betrieb beträgt im 
Durchschnitt 10,4 gegenüber 4,8 Beschäftigten im 
Gesamthandwerk. Bei den Umsätzen werden sie 
allerdings noch von den Gruppen Metallhandwerke 
und Nahrungsmittelhandwerke übertroffen. 

Die Tabellen Handwerk 5 und 6 lassen erkennen, 
daß die beim Gesamthandwerk festzustenende 
Parallelität zwischen der Beschäftigtengrößenklasse 
mit 1 bis 4 Beschäftigten und der Umsatzgrößen- 
klasse bis 50 000 DM Umsatz in dieser Gruppe nicht 


vorhanden ist. Jedoch entspricht die Zahl der Be- 
triebe mit 50 und mehr Beschäftigten der der Be- 
triebe mit 500 000 DM Umsatz und mehr (jeweils 
3,8 V. H. der Betriebe). Folgerungen, die aus einer 
Darstellung des Gesamthandwerks gezogen werden, 
treffen also nicht ohne weiteres auf einzelne Hand- 
werksgruppen zu. 

Der Umsatz je Beschäftigten liegt in dieser Gruppe 
mit 9316 DM erheblich unter dem Durchschnitt 
(13 308 DM). Betrachtet man die zu dieser Gruppe 
gehörenden einzelnen Handwerkszweige, so sind 
erhebliche Unterschiede festzustellen; der Umsatz 
ist je Beschäftigten im Malerhandwerk mit 6724 DM 
am niedrigsten, im Backofenbauhandwerk mit 
19 775 DM am höchsten. Der Handelsumsatz beträgt 
295 DM je Beschäftigten. 


Tabelle Handwerk 5 

Bau- und Ausbau-Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Beschäftigten- 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

22 537 

13,8 

22 537 

1,8 

135 870 

1,2 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

43 077 

35,9 

122 319 

9,8 

916 568 

7,9 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

25 657 

21,4 

167 937 

13,5 

1 421 050 

12,2 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

24 076 

20,1 

482 198 

38,7 

4 526 746 

39,0 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

3 159 

2,6 

216 474 

17,4 

2 119 006 

18,3 

100 und mehr Beschäftigte . 

1 388 

1,2 

233 576 

18,8 

2 479 875 

21,4 

1 

Handwerksgruppe insgesamt 

119 894 

i 

100 

1 245 041 

1 

100 

11 599 117 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 


Tabelle Handwerk 6 

Bau- und Ausbau-Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

v.H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 

Umsätze 1 

in 1000 DM | 

v.H. 

unter 6 000 

18 656 

15,6 

24 936 

2,0 

56 220 

0,5 

6 000 bis unter 50 000 

60 426 

50,5 

221 032 

17,9 

1 296 997 

11,3 

50 000 bis unter 100 000 

16 271 

13,6 

142 929 

11,5 

1 154 978 

10,0 

100 000 bis unter 500 000 

19 620 

16,5 

430 744 

34,8 

4 145 583 

36,0 

500 000 bis unter 1 Million 

, 2 940 

2,5 

192 972 

15,6 

2 031 561 

17,7 

über 1 Million .... 

, 

1 517 

1,3 

225 681 

18,2 

2 819 009 

24,5 

Handwerksgruppe insgesamt 

j 119 430 

100 

1 238 294 

100 

1 1 504 352 

100 


Quelle: Handwerk, szählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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1122. Metallverarbeitende Handwerke 

Die Gruppe der metallverarbeitenden Handwerke 
ist zwar der Zahl der Betriebe nach größer, weist 
aber ©ine geringere Beschäftigtenzahl auf als die 
Gruppe Bau; die durchschnittliche Betriebsgröße 
liegt bei 5,4 Beschäftigten. Die Gliederung nach 
Beschäftigten- und Umsatzgrößenklassen zeigen die 
folgenden Tabellen Handwerk 7 und 8. 

Bei dieser Gruppe ist wieder eine Annäherung 
zwischen der Zahl der Beschäftigten und dem Um- 
satz festzustellen. Die Betriebe mit 1 bis 4 Be- 
schäftigten machen 68,4 v, H., die Betriebe mit Um- 


sätzen bis zu 50 000 DM jährlich 63,8 v. H. der 
Gesamtzahlen aus. 

Der Umsatz je Beschäftigten liegt bei 16 l45 DM 
und ist damit erheblich höher -als der Durchschnitt 
des Gesamthandwerks (13 308 DM). Der Handels- 
umsatz in der Gruppe Metall beträgt 6 753 DM je 
Beschäftigten; die höchsten Handelsumsätze je Be- 
schäftigten werden dabei dm Landmaschinen-Mecha- 
niker-Handwerk mit 19 467 DM, im Radio- und 
Fernsehtechniker-Handwerk mit 19 264 DM und im 
Nähmaschinen-Mechaniker-Handwerk mit 19073 DM 
erreicht. 


Tabelle Handwerk 7 

Metallverarbeitende Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Beschäftigten- i 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

1 

36 601 

25,7 

36 601 

4,7 

386 614 

3,0 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

60 883 

42,7 

167 648 

21,2 

2 169 946 

17,1 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

27 550 

19,3 

177 047 

22,4 

2 590 270 

20,3 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

16 254 

llA 

290 977 

36,8 

5 144 206 

40,3 

50 bis 99 Beschäftigte . . j 

1 011 

0,7 

67 585 

8,6 

1 362 391 

10,7 

100 und mehr Beschäftigte . 

304 

0,2 

50 196 

6,3 

1 102 131 

8,6 

j 

Handwerksgruppe insgesamt 

142 603 

100 

790 054 

100 

12 755 557 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 


Metallverarbeitende Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


Tabelle Handwerk 8 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

v.H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

1 

v.H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

v.H. 

unter 6 000 

21 142 

15,2 

26 604 

3,6 

61 864 

0,5 

6 000 bis unter 50 000 

67 580 

48,6 

171 930 

23,0 

1 554 374 

12,6 

50 000 bis unter 100 000 

24 614 

17,6 

128 627 

17,2 

1 732 726 

14,0 

100 000 bis unter 500 000 

22 152 

16,0 

255 853 

34,2 

4 343 274 

35,2 

500 000 bis unter 1 Million . 

2 288 

1,6 ^ 

71 625 

9,6 

1 569 132 

12,7 

über 1 Million 

1 415 

1,0 1 

92 627 

^ 2,4 

3 087 826 

25,0 

Handwerksgruppe insgesamt 

139 191 

wo 

1 

747 266 

100 

12 349 202 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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1123. Holzverarbeitende Handwerke 

Zu den holzverarbeitenden Handwerken gehören 
relativ wenig Betriebe; im Jahre 1956 waren es 
82 324 Betriebe mit rund 310 000 Beschäftigten*. Die 
durchschnittliche Betriebsgröße liegt bei 3,8 Be- 
schäftigten. Die Gliederung nach Beschäftigten- 
größenklassen und Umsatzgrößenklassen ergibt das 
aus den Tabellen Handwerk 9 und 10 ersichtliche 
Bild. Aus ihnen ist hervorzuheben, daß die Größen- 
klasse mit 1 bis 4 Beschäftigten (78,9 v. H.) auch hier 


fast genau der Größenklasse der Betriebe bis zu 
50 000 DM Umsatz (79,7 v. H.) entspricht. Der Um- 
. Satz je Beschäftigten beträgt 11 471 DM; er liegt da- 
’ mit ähnlich wie bei der Gruppe Bau unter dem 
Durchschnitt des Gesamthandwerks. Auch der Han- 
delsumsatz ist mit 2089 DM geringer als in der 
' Gruppe Metall, jedoch höher als in der Gruppe Bau. 

Den höchsten Handelsumsatz je Beschäftigten weist 
I das Weinküferhandwerk mit 12 122 DM auf; gefolgt 
I vom Schirmmacherhandwerk mit 11 367 DM und den 
Möbeltischlern mit 4158 DM. 


Tabelle Handwerk 9 

Holzverarbeitende Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Beschäftigten- 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V, H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

31 103 

37,8 

31 103 

10,0 

165 808 

4,7 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

33 809 

41,1 

90 939 

29,3 

831 087 

23,3 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

11 901 

14,5 

75 397 

24,3 

923 358 

25,9 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

5 227 

6,3 

90 481 

29,1 

1 306 910 

36,6 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

240 

0,3 

15 660 

5,0 

234 159 

6,6 

100 und mehr Beschäftigte . 

44 

0,0 

7 146 

2,3 

102 973 

2,9 

Handwerksgruppe insgesamt 

82 324 

100 

1 

310 726 

WO 

3 564 294 

100 


Quelle: I landwerkszählimg 1956, Heft 1 


Tabelle Handwerk 10 


Holzverarbeitende Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


U m sa tzgr öß enkl as s e n 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

unter 6 000 

27 153 

1 

33,2 

33 062 

10,7 

65 732 

1,9 

6 000 bis unter 50 000 

38 153 

46,5 i 

100 376 

32,7 

788 884 

22,3 

50 000 bis unter 100 000 

8 868 

W,8 \ 

i 

51 406 

16,7 

620 078 

17,5 

100 000 bis unter 500 000 

6 979 

8,6 

86 626 

28,1 

1 341 283 

37,9 

500 000 bis unter 1 Million . 

588 

0,7 

20 983 

6,8 

398 904 

11,3 

über 1 Million 

198 

0,2 

15 391 

5,0 

323 199 

9,1 

Handwerksgruppe insgesamt 

81 939 

100 

307 844 

WO 

3 538 086 

WO 


CJ 11 e 1 1 e : Hdnclwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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Drucksache 2012 


1124. BekleidungS“, Textil- und Leder-Handwerke 

Diese Gruppe weist mit rund 197 000 Betriehen 
die höchste Zahl der Betriebe unter den Handwerks- 
gruppen auf. Die Zahl der Beschäftigten betrug 
408 902, die durchschnittliche Betriebsgröße liegt 
etwa bei 2,1 Beschäftigten. Hier findet sich also die 
Hauptmasse der Klieinbetriebe des Handwerks. 

Die Gliederung nach Beschäftigten und Umsätzen 
ist aus den Tabellen Handwerk 11 und 12 ersichtlich. 

Aus den Tabellen Handwerk 11 und 12 geht her- 
vor, daß der Prozentsatz der Kleinbetriebe mit 1 bis 


4 Beschäftigten sehr hoch liegt (92,9 v. H.) und in 
der entsprechenden Umsatzgrößenklasse (bis zu 
50 000 DM Umsatz) genau so hoch (92,9 v. H.) ist. 
Die Parallelität zeigt sich auch bei der nächsten 
größeren Gruppe. Die Betriebe mit 5 bis 49 Beschäf- 
tigten (7 V. H.) entsprechen der Anzahl der Betriebe 
mit einem Jahresumsatz von 50 000 bis 500 000 DM 
(C,9 V. H.). Der Umsatz je Beschäftigten liegt bei 
8321 DM und der Handelsumsatz je Beschäftigten 
bei 2777 DM. Letzterer ist am höchsten im Seiler- 
handwerk mit 9631 DM, dem das Mützenmacher- 
handwerk mit 6663 DM und das Korsettmacher- 
handwerk mit 6656 DM folgen 


BekleidungS-, Textil- und Leder-Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Tabelle Handwerk 11 


Beschäftigten- 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

122 757 

62,2 

122 757 

30,0 

528 272 

15,5 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

60 491 

30,7 

153 058 

37,4 

1 285 143 

37,7 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

10 547 

5,3 

64 903 

15,9 

700 734 

20,6 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

3 383 

17 

57 043 

14,0 

743 593 

21,9 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

117 

0,1 

7 459 

1,8 

94 110 

2,8 

100 und mehr Beschäftigte . 

’ 27 

i 

1 

0,0 

3 682 

0,9 

50 726 

l 

1,5 

Handwerksgruppe insgesamt 

1 

197 322 

WO 

1 

^ 408 902 

100 

3 402 580 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 


BekleidungS-, Textil- und Leder-Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


Tabelle Handwerk 12 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V.H. 

unter 6 000 

110 340 

56,4 

131 125 

1 

33,0 

237 679 

7,2 

6 000 bis unter 50 000 

71 413 

36,5 

159 798 

40,2 

1 190 662 

35,8 

50 000 bis unter 100 000 

8 207 

4,2 

39 307 

9,9 

566 826 

17,0 

100 000 bis unter 500 000 . i 

5 189 

2,7 

51 317 

12,9 \ 

955 701 

28,7 

500 000 bis unter 1 Million . ' 

305 

0,2 

9 415 

2,4 j 

205 350 

6,2 

über 1 Million i 

93 

0,0 j 

6 325 

1,6 

1 

170 456 

5,1 

' ! 

Handwerksgruppe insgesamt 

! 195 547 

1 

100 

397 287 

100 

1 3 326 678 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


1125. Nahrungsmittel-Handwerke 

Die Nahrungsmittel-Handwerke weisen rund 
114 000 Betriebe mit rund 488 000 Beschäftigten auf. 
Die durchschnittliche Betriebsgröße liegt bei 4,3 Be- 
schäftigten. 

Eine Übereinstimmung oder Annäherung zwischen 
den Beschäftigten- und den Umsatzgrößenklassen 
besteht, wie aus den Tabellen Handwerk 13 und 14 


' hervorgeht, hier nicht. So beträgt der Anteil der 
Betriebe mit 1 bis 4 Beschäftigten an der Gesamt- 
zahl 68,9 V. H.; die bisher damit häufig korrespon- 
dierende Umsatzgrößenklasse bis zu 50 000 DM 
umfaßt aber nur 32,6 v. H. der Betriebe. Der durch- 
schnittliche Umsatz je Beschäftigten beträgt in die- 
ser Gruppe 27 722 DM. Der durchschnitliche Handels- 
umsatz je Beschäftigten liegt bei 5009 DM, am 
höchsten ist er im Müllerhandwerk mit 17 336 DM. 


Tabelle Handwerk 13 


Nahrungsmittel-Handwerke 

nach BeschäftigtengrÖßenklassen 


Beschäftigten- 

grÖßenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten | 

V. H. 

1 Umsätze 

1 in lO’OO DM 

i v.H. 

1 Beschäftigter .... 

8 432 

74 

8 432 

J,7 

210 108 

14 

2 bis 4 Besdiäftigte . , 

70 021 

61,5 

204 287 

41,8 

5 101 539 

37,7 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

29 765 

26,1 * 

183 198 

37,5 

5 114 265 

37,8 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

1 5 604 

4,9 

82 433 

16,9 

2 701 718 

20,0 

50 bis 99 Beschäftigte . , 

99 

0,1 

6 456 

14 

267 424 

2,0 

100 und mehr Beschäftigte . 

23 

0,0 

3 500 

0,8 

141 818 

1,0 

Handwerksgruppe insgesamt 

113 944 

100 

488 306 

100 

13 536 872 

100 


Quelle; Handwerkszählung 1956, Heft 1 


Tabelle Handwerk 14 

Nahrungsmittel-Handwerke 

nach Unisatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der ! 

Betriebe 

v.H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

v.H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

1 

v.H. 

unter 6 000 

5 494 

4,8 

8 193 

1,7 

11 891 

0,1 

6 000 bis unter 50 000 

31 405 

27,8 

78 212 

16,1 

953 628 

7,1 

50 000 bis unter 100 000 

34 696 

30,7 

124 576 

25,7 

2 520 075 

18,8 

100 000 bis unter 500 000 

38 782 

34,3 

227 887 

47,0 

7 176 059 

53,5 

500 000 bis unter 1 Million . 

1 937 

1,7 

26 105 

5,3 

1 295 879 

9,7 

über 1 Million 

726 

0,7 

20 154 

4,2 

1 454 104 

10,8 

Handwerksgruppe insgesamt 

1 

113 040 

100 

485 127 

100 

13 411 644 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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1126. Handwerke für Gesundheits- und Körper- 
pflege sowie chemische und Reinigungs- 
Handwerke 

In dieser Gruppe sind sehr verschiedenartige und 
untereinander nicht verwandte Handwerkszweige 
wie Augenoptiker, Friseure, Wäschereien und Fär- 
bereien einbezogen. Sie umfaßt rund 61 000 Betriebe 
mit rund 258 000 Beschäftigten, was eine durch- 
schnittliche Betriebsgröße von 4,2 Beschäftigten er- 
gibt. Die Gliederung nach Beschäftigtengrößenklassen 
und Umsatzgrößenklassen zeigen die Tabellen Hand- 
werk 15 und 16. 


Eine Parallelität zwischen der Zahl der Betriebe 
von 1 bis 4 Beschäftigten und der der Betriebe bis 
zu 50 000 DM Umsatz (72,5 v. H. bzw. 89,7 v. H.) ist 
auch hier nicht festzustellen. Der Umsatz je Beschäf- 
tigten ist mit 6335 DM niedriger als bei allen 
anderen Handwerksgruppen. Auch der Handels- 
umsatz je Beschäftigten ist mit 1287 DM als sehr 
gering zu bezeichnen. Den höchsten Handelsumsatz 
weist das Seifensiederhandwerk mit 11 979 DM auf, 
gefolgt von den Augenoptikern mit 8077 DM, der 
niedrigste Handelsumsatz je Beschäftigten wird im 
Gebäudereiniger-Handwerk mit 21 DM erzielt. 


Tabelle Handwerk 15 

Handwerke für Gesundheits- und Körperpflege 
sowie chemische und Reinigungs-Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Beschäftigten- 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

v. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

' v. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

i 

1 Beschäftigter .... 

16 699 

27 J 

16 699 

6,5 

75 353 

4,6 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

27 961 

4 S 4 

79 664 

30,8 

458 514 

28,1 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

13 492 

21,9 

83 645 

32,4 

519 874 

31,8 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

3 244 

5,3 

53 934 

20,9 

433 304 

26,4 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

173 

0,3 

11 836 

4,6 

79 615 

4,9 

100 und mehr Beschäftigte . 

76 

0,0 

12 322 

4,8 

68 428 

4,2 

Handwerksgruppe insgesamt 

61 645 

100 

258 100 

100 

1 1 635 088 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 


Tabelle Handwerk 16 

Handwerke für Gesundheits- und Körperpflege 
sowie chemische und Reinigungs-Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der | 

Beschäftigten | 

V. H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

t 

V. H. 

unter 6 000 

16 274 

26,5 

20 946 

8,1 

45 486 

2,7 

6 000 bis unter 50 000 

38 876 

63,2 

141 900 

55,1 

754 592 

46,3 

50 000 bis unter 100 000 

4 023 

6,5 

33 749 

13,1 

271 773 

16,7 

100 000 bis unter 500 000 

2 229 

3,6 

45 297 

17,6 

415 257 

25,5 

500 000 bis unter 1 Million . 

129 

0,2 

9 998 

3,9 

88 990 

5,5 

über 1 Million 

37 

0,0 

5 477 

2,2 

53 178 

3,3 

Handwerksgruppe insgesamt 

61 568 

100 

257 367 

1 

100 

1 629 282 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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1127. Glas-, Papier-, keramische und sonstige Hand- ' 
werke j 

In dieser Gruppe ist die Verschiedenartigkeit der j 
Handwerkszweige noch größer als in der vorgenann- | 
ten, da in ihr so unterschiedliche Handwerkszweige 
wie Glaser, Fotografen, Orgelbauer, Vulkanisieure ' 
zusammengefaßt sind. Die Zahl der Betriebe beträgt j 
rund 21 000, die Zahl der Beschäftigten rund 85 000, j 
was eine durchschnittliche Betriebsgröße von 3,9 Be- 
schäftigten ergibt. Die Größenklassengliederung er- 
gibt sich aus den Tabellen Handwerk 17 und 18. 


— 3. Wahlperiode 


Hier ist wieder eine gewisse Parallelität zwischen 
dem Anteil der Betriebe mit 1 bis 4 Beschäftigten 
(76,2 V. H.) und dem der Betriebe bis zu 50 000 DM 
Umsatz (73,4 v. H.) an der Gesamtzahl der Betriebe 
festzustellen. 

Der Gesamtumsatz je Beschäftigten beträgt 
14 462 DM, der Handelsumsatz je Beschäftigten 
4623 DM. Der höchste Handelsumsatz je Beschäftigten 
findet sich im Vulkaniseurhandwerk mit 22 588 DM; 
es folgen in weitem Abstand die Zupfinstrumenten- 
bauer mit 6196 DM und die Metallblasinstrumenten- 
und Schlagzeugbauer mit 5459 DM. 


Tabelle Handwerk 17 

Glas-, Papier-, keramische und sonstige Handwerke 

nach Beschäftigtengrößenklassen 


Beschäftigten- 

größenklassen 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

V. H. 

Umsätze 
in lOOO DM 

V. H. 

1 Beschäftigter .... 

7 225 

33,3 

7 225 

8,5 

60 863 

4,9 

2 bis 4 Beschäftigte . . 

9 324 

42,9 

25 149 

29,5 

301 735 

24,5 

5 bis 9 Beschäftigte . . 

3 660 

16,8 

23 184 

27,3 

349 722 

28,4 

10 bis 49 Beschäftigte . . 

i 1 459 

6,7 

24 449 

28,7 

433 843 

35,4 

50 bis 99 Beschäftigte . . 

44 

0,2 

2 890 

3,4 ' 

52 205 

4,2 

100 und mehr Beschäftigte . 

13 

0,1 

2 177 

2,6 

31 977 

2,6 

Handwerksgruppe insgesamt 

21 725 

100 

85 074 

100 

1 230 344 

100 


Quelle: Handwerkszähliing 1956, Heft 1 


Tabelle Handwerk 18 


Glas-, Papier-, keramische und sonstige Handwerke 

nach Umsatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Zahl der 
Betriebe 

V. H. 

Zahl der 
Beschäftigten 

I 1 

v.H. 

Umsätze 
in 1000 DM 

V. H. 

unter 6 000 

4 481 

21,2 

■ 5 263 

6,3 

12 807 

hO 

6 000 bis unter 50 000 

11 078 

52,2 

27 395 

33,1 

237 237 

19,7 

50 000 bis unter 100 000 

2 982 

14,1 

15 720 

19,2 

209 062 

17,4 

100 000 bis unter 500 000 . : 

2 376 

llj 

1 24 580 

29,7 

451 111 

37,5 

500 000 bis unter 1 Million . 

212 

ho 

5 364 

6,5 

146 629 

12,2 

über 1 Million 

84 

0,4 ! 

4 339 

5,2 

147 323 

12,2 

Handwerksgruppe insgesamt j 

21 213 

WO 

82 661 

100 

1 204 173 

100 


Quelle: Handwerkszählung 1956, Heft 1 und Sonderheft „Strukturquoten" 
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1 2. Rechtsformen 

Im Handwerk wird der weitaus überwiegende Teil 
der Umsätze von Einzelunternehmen erzielt. Wäh- 
rend dies nach der Umsatzsteuer-Statistik 1950 noch 
für 81,1 V. H. aller Umsätze zutraf, waren es nach 
aer Umsatzsteuer-Statistik 1954 noch 75,6 v. H. aller 
Umsätze, woraus auf eine Verringerung des Anteils i 
der Einzelunternehmen geschlossen werden könnte, i 
Der Aussagewert der Umsatzsteuer-Statistik wird 
jedoch für das Handwerk dadurch beeinträchtigt, daß | 
dieses 1950 für sich ausgewiesen, 1954 jedoch mit ' 
dem nichtindustriellen Kleingewerbe zusammen- 
gefaßt wurde. Davon unabhängig herrscht im Hand- 
werk das Einzelunternehmen vor. Nur in der Land- 
wirtschaft ist der Anteil der Einzelunternehmen an 
der Gesamtzahl der Betriebe noch höher als im 
Handwerk. 

I 

13. Die Zusammensetzung der Beschäftigten nach j 
der Stellung im Betrieb und nach ihrer Aus- 
bildung 

Von den 3,6 Millionen Beschäftigten, die nach der ! 
Handwerkszählung 1956 im Handwerk tätig waren, 
entfielen rund 7,5 v. H. auf die mithelfenden Fami- | 
lienangehörigen. Das ergibt zusammen mit den ln- j 
habern einen Anteil von 29,3 v. H. Familien- : 
engehörige an der Gesamtzahl der Beschäftigten. , 
Bei den Betrieben mit 1 bis 9 Beschäftigten machten 
die Inhaber und die zur Familie des Inhabers ge- 
hörenden Personen sogar 50 v. H. der Beschäftigten 
aus. Die Betriebe mit dieser Beschäftigtenstruktur 
sind von Arbeitsmarktschwankungen nicht so ab- 
hängig und dadurch konjunkturunempfindlicher. 

Sein besonderes Gepräge erhält das Handwerk 
durch die große Zahl seiner fachlich ausgebildeten 
Arbeitskräfte, der Gesellen und Facharbeiter. Sie 
machten im Jahre 1956 rund 35,4 v. H. aller Beschäf- 
tigten, von den Arbeitnehmern allein sogar rund 
50 V. H. aus. Ihnen folgen die Lehrlinge mit 15,1 v. H. 
sämtlicher Beschäftigten. An letzter Stelle stehen 
die angelernten und ungelernten Arbeiter mit | 
13,9 v.H. ' : 


2. Struktur des Betriebsvermögens, des Kapi- 
tals, der Umsätze, der Erträge und des Ein- 
kommens 

Diese Merkmale kennzeichnen — mit Ausnahme 
der Einkommensstruktur — die betriebliche Struktur 
der Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft. Sie 
werden nicht, wie z. B, Daten über die Zahl der Be- , 
schäftigten und die Höhe des Umsatzes, unmittelbar | 
erhoben, sondern müssen durch eine zusätzliche i 
Aufbereitung, die in kleineren Betrieben häufig sehr j 
schwierig ist, aus der Buchführung gewonnen wer- ; 
den. 

Die letzte Gesamterhebung dieser Angaben für 
die deutsche Wirtschaft war die Kostenstruktur- 
erhebung 1950, die nicht nur die Zusammensetzung , 
der Kosten, sondern auch die der Umsätze und in 
einigen Wirtschaftszweigen wie im Handwmrk auch 
die Zusammensetzung von Vermögen und Kapital , 
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erfaßte. Inzwischen ist die Wiederholung dieser Er- 
Imbung in 4jährigem Turnus für Industrie und Hand- 
werk durch Bundesgesetz geregelt. Ergebnisse der 
cTstmaligen Erhebung, die auf der Basis des Jahres 
1958 durchgeführt wurde, liegen noch nicht vor. 

Für die Zwischenzeit kann nur auf Ergebnisse von 
Betriebsvergleichen zurückgegriffen werden, wie sie 
im Handwerk, hauptsächlich vom Deutschen Hand- 
werksinstitut, durchgeführt wurden. Hierbei bleiben 
Betriebsvergleiche, die sich nur auf einzelne Länder 
erstrecken, unberücksichtigt, da sonst regionale Be- 
sonderheiten zu stark in den Vordergrund treten 
würden. 

Wenn auch die sich auf das Bundesgebiet er- 
streckenden Betriebsvergleiche, die in einigen Hand- 
Averkszweigen durchgeführt wurden, wegen der ge- 
ringen Zahl der erfaßten Betriebe nicht als genügend 
repräsentativ angesehen werden können, um aus 
ihnen allgemeine Schlüsse zu ziehen, so zeigen sie 
doch, daß die Schwankungsbreite der Daten sehr 
groß ist. Darauf wird im folgenden jeweils oin- 
gegangen. Es werden dabei Betricbsvergleiche von 
1 bis 2 Handwerkszweigen, die einen gewissen 
charakteristischen Ausschnitt darstellen, aus sechs 
Handwerksgruppen herangezogen, und zwar für 

Bauhandwerke 

(1) Zimmerer 

(2) Maler 

Metallverarbeitende Handwerke 

(3) Schmiede 

(4) Elektroinstallateure 

Holzverarbeitende Handwerke 

(5) Tischler 

(6) Wagner 

Bekleidungs-, Textil- und Leder-Handwerke 

(7) Herrenschneider 

(8) Polsterer und Dekorateure 

Nahrungsmittelhandwerke 

(9) Bäcker 

(10) Fleischer 

Gesundheits-Handwerke 

(11) Augenoptiker 

Diese Handwerkszweige verdeutlichen bei den 
einzelnen Faktoren (z. B. Betriebsvermögen, Kapital) 
die unterschiedliche Struktur in den Handwerks- 
gruppen. 

Für die Darstellung der Einkommensstruktur müs- 
sen andere Unterlagen herangezogen werden, die 
an der betreffenden Stelle jeweils angegeben sind. 

Es können nur grobe Gliederungen, z. B. die Glie- 
derung des Vermögens in Anlage-Vermögen und 
Umlauf-Vermögen behandelt werden; eine weitere 
Aufgliederung in einzelne Vermögensteile ist nicht 
möglich. Ferner können den verfügbaren Quellen 
infolge der Unterschiedlichkeit der aus verschiede- 
nen Jahren stammenden Erhebungen keine Entwick- 
lungstendenzen entnommen werden. 
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Tabelle Handwerk 19 

Anlage-Vermögen in v. H. des Gesamtvermögens 
bei ausgewählten Handwerkszweigen 


Handwerkszweig 

Zahl 

der 

Be- 

triebe 

<ostenstruktur- 
Erhebung 1950 

Durchschnitt/s- 
zahlen nach 
Umsatzgrößen- 
klassen (Grund- 
stücke eliminiert) 

I. 

Bau 


i 



1. 

Zimmerer . . 

99 

35,0 

16,5 

19,6 




14,4 

15,8 








2. 

Maler .... 

209 

15,3 

8,6 

10,5 




9,0 

9,7 

10,6 

II. 

Metall 





3. 

Schmiede . . . 

97 

29,7 

18,0 

21,2 




18,6 



4. 

Elektroinstalla- 






teure o. H. . . 

70 

11,0 

14,2 

6,9 




8,7 




Elektroinstalla- 






teure m. H, . . 

106 

, 

8,4 

6,9 




6,8 

5,1 


III. 

Holz 





5. 

Tischler . . 

279 

32,1 

31,7 

21,6 




21,3 

24,0 

11,7 

6. 

Wagner ... 

34 

18,4 

21,1 

38,8 




25,0 

21,4 



und Karosserie- 
bauer .... 87 . . 30,5 

18,7 16,0 32,1 


IV. Bekleidung, 
Textil 


7. Herrenschneider 

134 

44,2 14,1 13,9 

16,9 12,1 7,1 

8. Polsterer und 



Dekorateure 

94 

16,7 13,6 8,9 

9,0 6,6 

V. Nahrungsmittel 



9. Bäcker .... 

178 

53,8 43,9 44,6 
45,4 54,0 

10. Fleischer . . . 

250 

48,2 50,3 41,3 

45,1 36,7 

VI. Gesundheit 



11. Augenoptiker . 

104 

31,3 15,3 17,1 

17,2 

in { ) Durchschnittszahlen 



Betriebsvergleiche des Deutschen HandwerksinsLituts 

Erhe- 

bungs- 

jahr 

I Schwankungsbreite ^ Schwankungsbreite 

1 jjgj Betrieben i bei Betrieben 

der 

ohne eigene mit eigenen , 

tnebel Grund- , Grund- ; “^ne , 

1 stücke stücken Handel Handel 

1955 

1 

50 15,7 bis 54,0 

: 1 i 

!27,1 bis 83,2 


1952 

36 i 7,6 bis 37,0 

'l5,7 bis 69,1* 


1953 

40 12,3 bis 57,5 14,8 bis 65,2 

[ 

1 i 


1956 

120 

9,8 bis 74,3 10,2 bis 70,2 


1 

(50,8) 

(40,8) 

1954 

40 7,7 bis 43,3 

27,6 bis 71,5 

i 


1956 

111 

18,8 bis 78,4' 

1,8 bis 77,2 

1 

! 

ohne Land- 

1 

mit Land- 


1955 ! 

62 1 Wirtschaft 

Wirtschaft i 



47,6 bis 84,6 

30,5 bis 80,0 

[ 


1956 

66 ' 

Obis 88,2 

3,3 bis 58,9 


i 

1 

(35,2) 

(22,7) 

1955 

43 8,6 bis 59,2 

18,7 bis 75,1 


1956 

138 

21,2 bis 95,2 33,6 bis 93,9 


i 

(76,4) ^ 

(80,8) 

1956 

109 33,4 bis 93,3 




(73,6) 

i 



1957 

! 1 
! 

40 17,7 bis 76,5 59,8 bis 91,5 
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21. Struktur des Betriebsvermögens 

Die Untersuchung über Anlage-Vermögen und 
Umlauf-Vermögen im Handwerk wird durch zwei 
Faktoren erschwert, nämlich dadurch, daß im Hand- 
werk ein Teil des Betriebsvermögens, nämlich Grund 
und Boden in unterschiedlichem Maße auch für pri- 
vate Zwecke genutzt wird, und daß je nach der be- 
trieblichen Eigenart die Handelstätigkeit die Struk- 
tur des Betriebsvermögens beeinflußt. 

Nach den Handwerks-Zählungen von 1949 und 
1956 betrug 1949 die Zahl der Betriebe auf eigenem 
Grundstück 48,5 v. H. aller Betriebe, 1956 war sie 
auf 50,2 V. H. gestiegen. 

Im allgemeinen ist das Anlagevermögen bei den- 
jenigen Betrieben, die ihr Gewerbe auf einem eige- 
nen Grundstück und im eigenen Gebäude ausüben, 
größer als bei den Betrieben ohne eigenen Grund- 
besitz. Außerdem befindet sich gerade beim Hand- 
werk auf dem Grundstück häufig auch die Privat- 
wohnung des Betriebsinhabers, oder es werden 
Räume an Dritte vermietet (gemischt genutzte Grund- 
stücke). 

Das Statistische Bundesamt hat bei der Kosten- 
struktur-Erhebung 1950 die Grundstücke in allen 
Fällen unberücksichtigt gelassen, um vergleichbare 
Zahlen zu erhalten. Entsprechend entfielen auf der 
Kapitalseite die typischen Grundstücksfinanzierun- 
gen wie Hypotheken, Grund- und Rentenschulden. 

Bei den Betriebsvergleichen des Deutschen Hand- 
werksinstituts wurden hingegen Betriebe mit und 
Betriebe ohne Grundstück getrennt dargestellt. 

Weiter ändert auch die Handelstätigkeit eines Be- 
triebes das Verhältnis von Anlage- und Umlauf- 
vermögen, weil in der Regel für eine Handelstätig- 
keit geringere Investitionen erforderlich sind als für 
Produktion und Verarbeitung. 

Auf die Analyse der Betriebsgrößen-Unterschiede 
muß schon deswegen verzichtet werden, weil die 
Kostenstruktur-Statistik 1950 Umsatzgrößenklassen, 
die Betriebsvergleiche des Deutschen Handwerks- 
instituts dagegen Beschäftigtengrößenklassen aus- 
weisen. 

Bei der folgenden Betrachtung, zu der ausgewählte 
Handwerkszweige herangezogen wurden, wird nur 
auf das Anlage-Vermögen eingegangen. 

Um eine übersichtliche Darstellung zu ermög- 
lichen, wurde in Tabelle Handwerk 19 aus der 
Kostenstruktur-Statistik 1950 die Durchschnittsziffer 
des Anlage-Vermögens je Umsatzgrößenklasse, aus 
den Betriebsvergieichen des Deutschen Handwerks- 
instituts die Schwankungsbreite der v. H. -Sätze des 
Anlage-Vermögens angegeben, gegliedert, soweit 
vorhanden nach Betrieben mit und ohne eigene 
Grundstücke sowie mit und ohne Handel. 

Daraus ergeben sich einerseits Anhaltspunkte für 
die Betriebsgrößen-Struktur, andererseits für das 
Ausmaß der tatsächlichen Unterschiede innerhalb 
der Handwerkszweige. 

Nachstehend sollen die Investitionen durch einige 
Zahlen erläutert werden, die eine Übersicht über 
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Umfang und Entwicklung der Betriebe im Handwerk 
geben. 

Die Brutto-Aniageinvestitionen (in jeweiligen 
Preisen) betrugen in der Bundesrepublik insgesamt 

im Jahre 1956 44,3 Milliarden 

im Jahre 1957 46,1 Milliarden, 

davon entfielen auf das Handwerk 

im Jahre 1956 2,1 Milliarden 

im Jahre 1957 2,8 Milliarden. 

Die Investitionsquote (Investitionen in v. H. des 
Umsatzes) betrug beim Handwerk 

im Jahre 1956 4,1 

im Jahre 1957 4,8 

und bei der Industrie 

im Jahre 1956 7,7 

im Jahre 1957 7,5. 

Die Investitionsintensität (Investitionen je Be- 
schäftigten) ist je nach der Lohn- oder Material- 
intensität der Handwerkszweige unterschiedlich. 
Den höchsten Investitionswert je Beschäftigten hatte 
im Jahre 1956 das Landmaschinenhandwerk mit 
1245 DM, während das Fleischerhandwerk 1048 DM 
aufwies, den niedrigsten hatte das Damenschneider- 
handwerk mit 105 DM. 

Für das Gesamthandwerk lag der Bundesdurch- 
schnitt 1956 bei 600 DM. 

Im Jahre 1957 wies den höchsten Investitionswert 
das Fieischerhandwerk mit 1735 DM auf, gefolgt 
vom Landmaschinenhandwerk mit 1260 DM, den 
niedrigsten hatte wiederum das Damenschneider- 
Landwerk mit 188 DM zu verzeichnen. 

Der Bundesdurchschnitt 1957 betrug 744 DM. 

Die Investitionsintensität in der Industrie betrug 
vergleichsweise 

im Jahre 1956 1 756 DM und 

im Jahre 1957 1 752 DM. 

Die Investitionsintensität ist also im Handwerk 
von 1956 auf 1957 erheblich gestiegen, in der Indu- 
strie dagegen etwa gleichgeblieben. 

22. Kapitalstruktur 

Die Darstellung der Kapitalstruktur des Hand- 
werks begegnet ähnlichen Schwierigkeiten wie die 
Darstellung der Vermögensstruktur. Die Unterlagen 
sind in beiden Fällen dieselben. 

Zur Darstellung des Fremdkapitals werden aus 
der Kostenstruktur-Erhebung 1950 die Durchschnitts- 
zahlen je Umsatzgrößenklasse, aus den Betriebs- 
vergleichen die Schwankungsbreite — getrennt nach 
Betrieben mit und ohne Grundstück bzw. mit und 
ohne Handel — angegeben. 

Die Tabellle Handwerk 20 zeigt bei der Kosten- 
.strukturerhebung 1950 dein im allgemeinen geringe- 
ren Anteil des Fremidkapitals bei den Betrieben der 
untersten Umsatzgrößenklassen. Aus der Tabelle 
ergibt sich ferner, daß der Anteil des Fremdkapitals 
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Tabelle Handwerk 20 


Fremdkapital in v. H. des Gesamtkapitals 
in allsgewählten Handwerkszweigen 


Handwerkszweig 

1 

1 

■ Zahl 
der 
Be- 
triebe 

< 0 'stenstruktur- 
Erhebung 1950 

Durchschnitts- 
zahlen nach 
Umsatzgrößen- 
klassen 

I 

Jahr 

3etriebsvergleiche des Deutschen 

Schwankungsbreite 
Zahl bgi Betrieben 

der 

ohne eigene mit eigenen 
triebe Grund- Grund- 
stücke stücken 

Handwerksinstituts 

S ch w a nku n gsb reite 
bei Betrieben 

ohne mit 

Handel Handel 

I. Bau 

! 

1 










1. 

Zimmerer . . 

99 

25,3 

43,0 

43,1 

1955 

50 

1,9 bis 94,3 

0 bis 81,9 





i 

1 

46,1 

61,7 








2. 

Maler .... 

209 

33,5 

48,7 

41,0 

1952 

36 

i25,l bis 85,7 

12,6 bis 74,7 






52,7 

50,8 

67,4 

1953 

40 

1 7,3 bis 78,1 

1,0 bis 100,1 



11. 

Metall 











3. 

Schmiede . . . 

97 

16,3 

33,9 

42,0 

1956 

120 



Obis 47,1 

0 bis 64,7 




60,2 







(29,6) 

(32,4) 

4. 

Elektroinstalla- 












teure o. H. . . 

70 

47,5 

49,8 

55,8 










52,2 










Elektroinstalla- 





1954 

40 

8,5 bis 106,0 

2,7 bis 118,2 




teure m. H. . . 

106 


46,0 

66,3 










64,3 

70,7 








III. 

Holz 











5. 

Tischler . . . 

279 

, 13,6 

39,1 

46,1 

1956 

111 



Obis 107,0 

3,5 bis 78,9 




61,0 

53,4 

56,9 





(49,0) 

(44,4) 

6. 

Wagner . . . 

34 

5,8 

20,1 

17,9 









1 

38,5 

37,4 




ohne Land- 

mit Land- 




und Karosserie- 





1955 1 

62 

Wirtschaft 

Wirtschaft 




bauer .... 

87 



11,9 



0 bis 66,0 

0 bis 25,2 






23,7 

48,9 

62,2 







IV. 

Bekleidungr 












Textil 











7. 

Herrenschneider 

134 

1 26,2 

48,5 

39,9 

1956 

66 



0,5bis 166,0 11,2 b. 110,8 


i 


27,1 

38,9 

62,7 





(39,8) 

(56,7) 

8. 

i 

Polsterer und | 












Dekorateure . ! 

94 

13.8 

46,5 

48,7 

1955 

43 

1,4 bis 95,6 

1,4 bis 64,0 






49,3 

56,7 








V. 

Nahrungsmittel 











9. 

Bäcker .... 

178 

61,2 

46,2 

45,6 

1956 

138 



Obis 152,5 

Obis 168,9 




1 64,1 

38,8 






(40,8) 

(38,5) 

10. 

Fleischer . . . 

250 

; 36,0 

28,2 

28,9 

1956 

109 

Obis 129,3 






' 40,4 

70,0 




(33,6) 



VI. 

Gesundheit 











11. 

Augenoptiker . 

104 

25,5 

20,2 

32,3 

1957 

40 

0,4 bis 97,5 

1,4 bis 64,1 






37.5 










in ( ) Durchschnittszahlen 
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nicht immer mit zunehmender Ums atz große steigt, 
wie vielfach angenommen wird. Die Kapitalstruktur 
scheint nicht entscheidend von der Betfiehsstruktur 
beeinflußt zu werden. 

Die zur Verfügung stehenden Unterlagen lassen 
nicht durchweg erkennen, in welchem Ausmaß kurz- 
fristige Gelder im Fremdkapital enthalten sind. 
Außerdem ist bei dieser Betrachtung zu beachten, 
daß einmalige Betriebs vergleiche nur „Moment- 
aufnahmen" darstellen. Wenn z. B. die Rechnung 
eines Lieferanten am Stichtag noch offensteht, er- 
scheint sie als Fremdkapital. Wird sie aber vorher 
beglichen, so verringert sich das Fremdkapital um 
den Rechnungsbetrag. Eine bessere Beurteilung der 
Kapitalstruktur wäre möglich, wenn es Betriebs- 
vergleiche mit ausreichender Repräsentation und 
mehrjähriger Erfassung der Kapitalveränderungen 
gäbe. Die Tabelle Handwerk 20 vermittelt immerhin 
ein ungefähres Bild der Schwankungsbreite des 
Fremdkapitalanteils in den aufgeführten Hand- 
werkszweigen. Für eine zuverlässige Beurteilung 
der Kapitalstruktur in den einzelnen Handwerks- 
zweigen wäre es wichtig, noch die „dichtesten 
Werte" der Schwankungsbreite zu kennen, die bis- 
her nicht vorliegen. 

Bei Folgerungen aus der Kapitalstruktur dürfen 
die Zusammenhänge von Positionen der Passivseite 
mit solchen der Aktivseite der Biilanz nicht außer 
acht gelassen werden. Beispielsweise stehen den 
Schulden an Lieferanten auf der Passivseite meist 
Forderungen an Kunden auf der Aktivseite gegen- 
über. Eine zweiseitige Betrachtung würde zeigen, 
daß häufig Posten der Passivseite ganz oder teil- 
weise durch Posten der Aktivseite ausgeglichen 
werden. Insoweit darf das Fremdkapital nicht als 
Verschuldung des Betriebes angesehen werden. 

23. Umsatzstruktur 

Die Struktur des Umsatzes wird im folgenden 
nach Tätigkeitsarten dargestellt. Dabei wird sowohl 
nach Handwerks-Umsatz und Handels-Umsatz als 
auch innerhalb des Handwerks-Umsatzes nach Her- 
stellung, Reparatur und DLenstleistungen gegliedert. 

Die unter dem Begriff „Sonstige Umsätze" zu- 
sammengefaßten anderen Tätigkeiten, z. B. als Sach- 
verständiger, haben im Handwerk nur geringe Be- 
deutung; sie machten im Jahre 1955 nur 0,5 v. H. 
des Gesamtumsatzes aus. 

Vom gesamten Handwerks-Umsatz, der 1955 rd. 
47,7 Milliarden DM betrug, entfielen nach der Hand- 


werks-Zählung 1956 

auf den Handwerks -Ums atz 77,2 v. H. 

auf den Handels-Umsatz 22,3 v. H. 

auf sonstigen Umsatz 0,5 v. H. 

Vom Handwerks-Umsatz entfielen dabei auf 

Neuherstellung (einschließlich Installa- 
tion und Montage) 67,4 v. H. 

Reparaturen 7,3 v. H. 

Dienstleistungen 2,5 v. H. 


Die Globalzahlen für das Handwerk insgesamt 
besagen allerdings relativ wenig für die Struktur 


der Handwerksgruppen, wie aus Tabelle Hand- 
werk 21 hervorgeht. 

Die Unterschiedlichkeit und damit die Fragwür- 
digkeit von Pauschalangaben über das Handwerk 
wird jedoch in vollem Umfang deutlich, wenn die 
Schwankungsbreite der Umsatzrelationen zwischen 
den einzelnen Handwerkszweigen berücksichtigt 
wird. So wechselt der Anteil des Handwerks-Um- 
satzes in der Gruppe 

Bau zwischen 99,9 v. H. (Schornstein- 

feger) 

und 79,4 v. FI. (Mosaik-, 

Platten- und 
Fliesenleger) 

Metall zwischen 96,4 v.H. (Glocken- 

gießer) 

und 15,6 v.H. (Näh- 
maschinen- 
mechaniker) 

Holz zwischen 98,2 v. H. (Pinsel- 

macher) 

und 27,1 v.H. (Weinküfer) 

Bekleidung, Textil zwischen 94,1 v. H. (Handschuh- 
macher) 

und 43,7 v. H. (Schuhmacher) 

Nahrungsmittel zwischen 92,8 v. H. (Fleischer) 

und 62,4 v.H. (Müller) 

Gesundheitspflege zwischen 99,3 v. H. (Gebäude- 
reiniger) 

und 43,6 v.H. (Seifensieder) 

Glas usw. zwischen 97,4 v. H. (Orgelbauer) 

und 37,6 v. H. (Vulkani- 

seure). 

Die Besonderheiten der Umsatzstruktur könnten 
mathin nur durch Speziialuntersuchungen geklärt 
werden. 

Auch die Verwendung von Verhältnis zahlen und 
Kennziffern, wie z. B. Umsatz je Beschäftigten 
— eine der wichtigsten Vergleichszahlen — , hat den 
Mangel, daß gerade im Handwerk — ähnlich wie im 
Einzelhandel — die statistisch erfaßten Beschäftigten 
nicht nach Ihrer Arbeitsleistung für den Betrieb ge- 
wertet werden. Dies ist gerade im Handwerk von 
besonderer Bedeutung wegen der großen Zahl der 
mithelfenden Familienangehörigen (7,5 v. H.) und 
Lehrlinge (16,2 v.H.), die zusammen 23,7 v.H. der 
Beschäftigten ausmachen, jedoch im allgemeinen 
nicht die Arbeitsleistung eines normalen Beschäftig- 
ten erreichen. Im Hinblick auf ihre große Anzahl 
können sie nicht unberücksichtigt bleiben. Würde 
man sie aber voll emrechnen, so würde die Dar- 
stellung des Umsatzes je Beschäftigten im Hand- 
werk den gegebenen Verhältnissen nicht gerecht 
werden. 

Eine weitere Schwierigkeit stellt die im Hand- 
werk häufige gleichzeitige Ausübung von Hand- 
werks- und Handelstätigkeit dar. Der Handels- 
umsatz wird im Vergleich zum Handwerks-Umsatz 
mit verhältnismäßig geringerem Arbeitsaufwand 
erreicht; er ergibt also einen höheren Umsatz je 
Beschäftigten. Ein Betrieb mit höherem Handels- 
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Tabelle Handwerk 21 


1 

Anteil am Gesamt-Umsatz 

Unterteilung des 
Handwerks-Umsatzes 

Handwerksgruppe 

Hand- 

werks- 

Umsatz 

Handels- 
, Umsatz 

sonsti- 

ger 

Umsatz 

Her- 

stellung 

Repa- 

ratur 

Dienst- 

leistun- 

gen 

I, Bau 

96,5 

3,2 

0,3 

90,6 

5,2 

0,7 

II, Metall 

56,9 

41,8 

1,3 

39,8 

17,1 

0,0 

III. Holz 

81,5 

18,2 

0,3 

77,0 

4,5 

0,0 

IV. Bekleidung, Textil 

66,4 

33,4 

0,2 

55,0 

11,3 

0,1 

V. Nahrungsmittel 

81,7 

18,1 

0,2 

81,6 

— , — 

0,1 

VI. Gesundheitspflege 

79,4 

20,3 

0,3 

12,4 

0,8 

66,2 

VII. Glas-, Papier- und sonstige Handwerke . . 

67,7 

32,0 

0,3 

57,7 

9,8 

0,2 


Quelle: Handwerks-Zählung 1956 


anteil wird daher einen höheren Umsatz je Beschäf- 
tigten ausweisen, wenn nicht zwischen Gesamt- 
umsatz und Handwerks-Umsatz unterschieden wird. 
Dazu wäre für diese beiden Umsatzarten eine Tei- 
lung der Beschäftigten nach der Tätigkeit erforder- 
lich, die insbesondere in Kleinbetrieben wegen der 
damit verbundenen Schwierigkeiten (z. B. Auf- 
spaltung der Tätigkeit des Inhabers) kaum durch- 
geführt wird. 

Aus diesen Gründen können Verhältniszahlen 
über Umsätze im Handwerk nur einen Einblick in 
die Unterschiede der Umsatzverhältnisse geben. 
Hingegen ist eine Einteilung nach Betriebsgrößen 
geeignet, in anderer Blickrichtung einen Einblick in 
die Umsatzstruktur des Handwerks zu geben. So 
wird allgemein die Ansicht vertreten, daß die Repa- 
raturtätigkeit eine Angelegenheit des Kleinbetriebes 
sei, während mit zunehmender Betriebsgröße die 
Herstellung zunähme. Das trifft in dieser Ausschließ- 
lichkeit jedoch nicht zu. Zwar ist im Handwerk 
insgesamt der Reparatur-Umsatz (bei einem Durch- 
schnittsatz von 7,3 V. H.) in den Kleinstbetrieben 
mit 18,3 V. H. am höchsten, jedoch folgen als nächst- 
höhere Gruppe nicht die Größenklassen mit 2 
bis 4 oder 5 bis 9 Beschäftigten, sondern die 
Größenklasse mit 20 bis 24 Beschäftigten (8,8 v. H. 
Reparatur-Umsatz), gefolgt von der Größenklasse 
mit 25 bis 49 Beschäftigten (8,4 v. H. Reparatur- 
Umsatz). In vielen Handwerkszweigen wird also die 
Reparaturtätigkeit vermehrt in höheren Betriebs- 
größenklassen ausgeübt. 

Eine andere Darstellung der Umsatzstruktur wäre 
die nach dem Produktions-Sortiment, d. h. nach der 
Zusammensetzung der handwerklichen Produktion 
oder Dienstleistung, nach der Aufnahme neuer oder 
dem Abgehen von alten, nicht mehr lohnenden auf 
benachbarte erfolgversprechende Tätigkeiten. Das 
Entstehen neuer Handwerkszweige (Kraftfahrzeug- 
mechaniker, Rundfunk- und Fernsehtechniker), das 
übergreifen von einem Handwerkszweig auf andere 
(z. B. von Stellmacherarbeiten auf Tischler- oder 
Zimmererarbeiten), die Umstellung auf andere Er- 
zeugnisse (Schmiedehandwerk) oder die Verarbei- 


tung neuer Rohstoffe (Kunststoffe bei Schlossern, 
Tischlern, Dekorateuren) sind Beispiele für die Be- 
deutung; Zahlenunterlagen stehen hierfür bisher 
nicht zur Verfügung. 

24. Ertragsstruktur 

Im Handwerk kann davon ausgegangen werden, 
daß Ertrag und Umsatz zwar nicht identisch sind, 
sich aber doch in vielen Beziehungen decken. Da die 
außerordentlichen und betriebsfremden Erträge in 
diesem Wirtschaftsbereich nur eine geringe Rolle 
spielen, wird von der Darstellung der Ertrags- 
struktur abgesehen und auf die Ausführungen über 
die Umsatzstruktur verwiesen. 

25. Einkommensstruktur 

Unter „Einkommen" wird im folgenden der Ge- 
samtbetrag aller Einkünfte eines Steuerpflichtigen 
verstanden. Die Einkommensstruktur wird hier also 
mit der Gliederung nach Einkunftsarten gleichgesetzt. 
Es ist mithin zu untersuchen, wie hoch das Gesamt- 
einkommen im Handwerk ist und wie es sich auf 
die verschiedenen Einkunftsarten verteilt. Im Hand- 
werk dürften neben den Einkünften aus Gewerbe- 
betrieb vornehmlich die Einkünfte aus Landwirt- 
schaft und aus Vermietung und Verpachtung von 
Bedeutung sein. Bei älteren Betriebsinhabern müß- 
ten zur Feststellung des Gesamteinkommens unter 
Umständen auch etwaige Rentenbezüge berücksich- 
tigt werden. Ferner wäre es betriebswirtschaftlich 
bedeutsam, zu untersuchen, wie sich das Einkom- 
men aus dem handwerklichen Gewerbebetrieb auf 
Einkommen aus Handwerkstätigkeit und aus Han- 
delstätigkeit verteilt. 

Die vorhandenen Unterlagen geben jedoch im 
wesentlichen nur Aufschluß über das Gesamt-Ein- 
kommen, ohne es nach Einkunftsai ten zu unter- 
gliedern. 

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW), Berlin, hat im April 1957 eine Untersuchung 
über „Die Einkommenschichtung in der Bundes- 
republik" veröffentlicht, in der auch das Handwerk 
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berücksichtigt ist. Hierbei wurden nicht nur die Ein- 
kommensteuer-Statistik, sondern auch andere Er- 
hebungen, vor allem die Umsatzsteuer-Statistik 
unter Zuhilfenahme der Kostenstruktur-Erhebung 
1950 (Betriebsergebnis einschließlich kalkulierter 
Unlernehmerlohn) verwertet. Die Zahlen wurden 
für das Jahr 1950 errechnet und auf das Jahr 1955 
fortgeschrieben; sie ergeben das aus der Tabelle 
Handwerk 22 ersichtliche Bild. 

Tabelle Handwerk 22 

Zahl und Bruttoeinkommen der 1955 im Jahres- 
durchschnitt betriebenen Unternehmungen des 
Handwerks nach Bruttoeinkommensklassen 

(Bundesrepublik) 


Brutto-Jahreseinkommen 
in DM 

Zahl 

absolut 

v. rl. 

Brutto- 
ein- 
kommen 
in Mil- 
lionen 
DM 

unter 2 000 

19 700 2,7 

35 

2 000 bis unter 3 000 

65 900 9,2 

176 

3 000 bis unter 4 000 

79 800 11,1 

290 

4 000 bis unter 5 000 

93 900 13,0 

433 

5 000 bis unter 6 000 

72 900 10,1 

409 

6 000 bis unter 7 000 

64 300 8,9 

423 

7 000 bis unter 8 000 

53 700 7,5 

405 

8 000 bis unter 10 000 

68 400 9,5 

606 

10 000 bis unter 12 000 

49 700 6,9 

528 

12 000 bis unter 16 000 

55 400 7,7 

756 

16 000 bis unter 25 000 

51 200 7,1 

961 

25 000 bis unter 50 000 

33 500 4,7 

1 157 

50 000 bis unter 100 000 

8 850 1,2 

591 

100 000 und mehr 

2 750 0,4 

445 

insgesamt 

[720 000 100,0 

7 215 


Quelle: „Die Einkommenschichtung in der Bundes- 
republik", Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, April 1957, Tabelle 192 


Dabei zeigt sich, daß 36 v. H. aller Handwerks- 
betriebe ein Brutto-Jahreseinkommen bis zu 5000 
DM und 72 v. H. ein Einkommen bis zu 10 000 DM 
haben. 

Stellt man nun, um einen Einblick in die Struktur 
zu gewinnen, die Einkommensgrößenklassen den 
betriebsgrößenklassen gegenüber und beschränkt 
sich der Klarheit wegen auf grobe Einteilungen, so 
ergibt sich: 

251. Den Betrieben bis zu 5000 DM Brutto-Jahres- 
einkommen (36 V. H. aller Handwerksbetriebe) ent- 
spricht auf die Gesamtzahl aller Handwerksbetriebe 
bezogen, annähernd die Beschäftigtengrößenklasse 
mit 1 Beschäftigten (33,2 v. H.) und die Um- 
satz-Größenklasse bis 10 000 DM Jahres-Umsatz 
(37,3 V. H.). 


252. Den Betrieben bis zu 10 000 DM Brutto-Jahres- 
einkommen (72 V. H. der Betriebe) entspricht auf die 
Gesamtzahl aller Handwerksbetriebe bezogen, an- 
nähernd die Beschäftigtengrößenklasse mit 1 bis 4 
Beschäftigten (74,6 v. H.) und die Umsatzgrößen- 
klasse bis 50 000 DM Jahresumsatz (71,3 v. H.). 

Allerdings besteht diese Parallelität nur im Hand- 
werk insgesamt, nicht aber in allen Handwerks- 
gruppen und noch weniger in allen Handwerks- 
zweigen. Dies zeigt sich bereits an der Unterschied- 
lichkeit der Durchschnittseinkommen je Handwerks- 
gruppe (die Handwerksgruppen VI und VII sind 
vom DIW zusammengefaßt worden): 


Tabelle Handwerk 23 


Handwerksgruppe 

Durchschnitt 

Bruttoeinkommen 

I. Bau 

i 13 940 DM 

II, Metall .... 

10 900 DM 

III. Holz 

i 9 800 DM 

IV. Bekleidung, Textil 

1 4 800 DM 

V. Nahrungsmittel . 

13 790 DM 

VI. bis VII, Sonstige .... 

! 7 590 DM 

Handwerk insgesamt . . . 

10020 DM 


Quelle; „Die Einkommenschichtung in der Bundes- 
republik", Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, April 1957, Tabellen 191 bis 198 


Noch deutlicher gehen die Unterschiede der Zu- 
sammensetzung des Einkommens in den Handwerks- 
gruppen aus einer Gliederung nach Einkommens- 
gruppen hervor, in der neben den für das Gesamt- 
handwerk angegebenen Gruppen von 5000 DM und 
10 000 DM nur noch eine dritte mit 25 000 DM 
Jahres-Bruttoeinkommen ausgewiesen werden soll. 


Tabelle Handwerk 24 


Brutto-Jahreseinkommen 


Handwerksgruppe 

bis 
5000 
DM 1 

5000 ! 
bis 1 
10 000 1 
DM j 

10 000 ! 

bis ' 
25 000 ! 
DM 1 

mehr 

als 

25 000 
DM 


in v. H, 

der Anzahl der Betriebe 

1. Bau .... 

, 19,7 

1 38,8 

29,7 

11,8 

II. Metall . . . ^ 

28,8 

1 43,9 

19,4 

7,9 

III. Holz ... 

i 25,3 

: 41,0 

29,4 

4,3 

IV. Bekleidung, 
Textil . . . 

! 

i 71,0 

^ i 

24,4 

1 3,9 1 

i 

0,7 

V. Nahrungs- 
mittel . . . 

11,3 

! 34,0 

i 

44,8 

! 9,9 

VI. bis 

VII. Sonstige . . 

44,6 

^ 41,5 

11,6 

1 

2,3 

Handwerk insgesamt 

36,0 

36,0 

21,7 

6,3 


Quelle: „Die Einkommenschichtung in der Bundes- 
republik", Deutsches Institut tür Wirtschaftsforschung, 
Berlin, April 1957, Tabellen 191 bis 198 
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Diese Zahlen erlauben jedoch keine Aussage über 
die Gewinnmöglichkeiten in den einzelnen Hand- 
werksgruppen. Die Differenzen dürften sich viel- 
mehr, wie Tabelle Handwerk 25 zeigt, aus dem 
unterschiedlichen Anteil der Ein-Mann-Betriebe an 
den Handwerksgruppen erklären. 


Tabelle Handwerk 25 


Handwerksgruppe 

Betriebe 
mit 1 Be- 
schäftigten 

Betriebe mit 
5000 DM 
Einkommen 


1 in v. H. der Anzahl 

I. Bau .... 

19,1 

19,7 

11. Metall . . . 

26,0 

28,8 

III. Holz . . . . 

37,9 

25,3 

IV. Bekleidung, 
Textil . . . 

62,2 

71,0 

V. Nahrungs- 
mittel . . . 

7,4 

11,3 

VI. bis VII. Sonstige . . 

30,3 

44,6 

Handwerk insgesamt . . 

33,2 : 

36,0 


Quelle; „Die Einkommenschichtung in der Bundes- 
republik", Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, April 1957, und Handwerkszählung 1956, Sonder- 
heft „Strukturquoten" 

Wenn auch Einkommenshöhe und Beschäftigten- 
zahl nicht völlig parallel laufen, so liegt doch eine 
gleichlaufende Tendenz vor, wobei zu berücksichti- 
gen ist, daß die Zahlen aus verschiedenen Stati- 
stiken stammen. 

Die Sonderstellung der Gruppe IV (Bekleidung) 
zeigt sich in dem Anteil der Betriebe an den mitt- 
leren Einkommensgruppen von 5000 DM bis 25 000 


DM. Er beträgt: 

Im Handwerk insgesamt 57,7 v. H. 

in der Gruppe 1. Bau ...... 68,5 v. H. 

in der Gruppe II. Metall 63,3 v. H. 

in der Gruppe III. Holz 70,4 v. H. 

in der Gruppe IV. Bekleidung . . . 28,3 v. H. 

in der Gruppe V. Nahrungsmittel . 78,8 v. H. 

in der Gruppe VI. Sonstige . . . . 53,1 v. H. 


Abgesehen von der Gruppe IV (Bekleidung) be- 
wegen sich die Anteile der Handwerksgruppen in 
vergleichbaren Grenzen. 

Hinsichtlich der Struktur der Einkommen nach 
Einkunftsquellen sind, wie schon erwähnt, beson- 
ders die Einkommen aus Landwirtschaft und aus 
Vermietung und Verpachtung von Wichtigkeit. 
Nach der Handwerkszählung 1956 über mehr als j 
106 000 Inhaber von Handwerksbetrieben zugleich j 
Landwirtschaft aus, über 377 000 Inhaber von Hand- , 
werksbetrieben besitzen eigene Grundstücke und | 


; fast 60 000 von ihnen beziehen Renteneinkommen. 

I Inwieweit sie daraus zusätzliches Einkommen be- 
ziehen, ist allerdings nicht bekannt. Bei einer Be- 
trachtungsweise, die nicht nur die Lage der Be- 
I triebe, sondern auch die der wirtschaftenden Men- 
I sehen einbezieht, müßten diese Einkunftsarten 
j ebenfalls berücksichtigt werden, weil sich aus ihnen 
I ein effektiv höheres Einkommen wahrscheinlich 
gerade bei Inhabern von Kleinst- und Kleinbetrie- 
ben ergeben dürfte. Diesem Gesichtspunkt sollte bei 
künftigen Erhebungen Rechnung getragen werden. 

3. Altersgliederung und Herkunft der Hand- 
werker 

31. Altersgliederung 

Von den 3 624 778 im Handwerk beschäftigten 
Personen ohne Heimarbeiter sind 2 072 649, das sind 
57,2 V. H. tätige Betriebsinhaber, Gesellen und son- 
stige Facharbeiter, der Rest sind angelernte und 
ungelernte Arbeiter, technische und kaufmännische 
Angestellte und Lehrlinge, Anlernlinge sowie 
Handwerkslehrlinge einschließlich Umschüler. Diese 
beiden Gruppen sind gelegentlich der Handwerks- 
Zählung 1956 nach dem Alter ausgezählt worden, 
wobei sich folgendes Bild ergibt. (Statistik der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. 203, Heft 4, S. 4 ff.) 

311. Tätige Betriebsinhaber 


unter 25 Jahre 0,9 v. H. 

25 bis unter 30 Jahre 4,5 v. H. 

30 bis unter 35 Jahre 6,7 v. H. 

35 bis unter 40 Jahre 7,6 v. H. 

40 bis unter 45 Jahre 13,1 v. H. 

45 bis unter 50 Jahre 17,8 v. H. 

50 bis unter 60 Jahre 28,7 v. H. 

60 bis unter 65 Jahre 9,1 v.H. 

65 Jahre und darüber 11,6 v.H. 


Das Maximum liegt mithin bei der Gruppe der 
40- bis 50jährigen, die 30,9 v. H. der tätigen Be- 
triebsinhaber umfaßt. 

Rechnet man die 50- bis 60jährigen hinzu, so um- 
fassen diese Altersgruppen 59,6 v. H. der Gesamt- 
zahl. Bemerkenswert ist, daß im Jahre 1956 11,6 
V. H. von den Betriebsinhabern 65 und mehr Jahre 
alt waren. 

312. Gesellen und sonstige Facharbeiter 


unter 25 Jahre 35,7 v. H. 

25 bis unter 30 Jahre 19,3 v. H 

30 bis unter 35 Jahre 11,8 v.H. 

35 bis unter 40 Jahre 7,9 v. H. 

40 bis unter 45 Jahre 7,8 v. H. 

45 bis unter 50 Jahre 7,2 v. H. 

50 bis unter 60 Jahre 7,6 v. H. 

60 bis unter 65 Jahre 1,7 v.H. 

65 Jahre und darüber 1,0 v. H. 
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Der vorherrschende Typus ist hier die Gruppe 
der unter 25 Jahre alten Beschäftigten = 35,7 v. H. 
Nimmt man die beiden nächsten Gruppen hinzu, so 
ergibt sich, daß 66,8 v. H. der Gesellen und sonstigen 
Facharbeiter im Handwerk im Jahre 1956 unter 35 
Jahre alt waren. 

Legt man für eine Gesamtbetrachtung der beiden 
Gruppen das Alter von 40 Jahren zugrunde, so be- 
finden sich unterhalb dieser Grenze 74,7 v. H. der 
Gesellen und sonstigen Facharbeiter, aber nur 19,7 
V. H. der Inhaber. Älter als 40 Jahre waren 25,3 
V. H. der Gesellen, aber 80,3 v. H. der Inhaber. 

32. Herkunft (auch nach dem Bildungsgang) 

Uber die Herkunft der in der Handwerksrolle 
eingetragenen Betriebsinhaber gibt es keine stati- 
stischen Unterlagen. Es wurden jedoch Erhebungen 
über die soziale Herkunft der Meisterprüflinge vom 
Zentralverband des Deutschen Handwerks durch- 
geführt. Wenn auch nicht bekannt iist, in welchem 
Umfang sie sich nach der Prüfung selbständig ma- 
chen, dürften die Zahlen immerhin gewisse An- 
haltspunkte geben. 

Die von dem genannten Verband anläßlich der 
Meisterprüfungen im Jahre 1951 angestellten Er- 
hebungen geben folgendes Bild über Beruf und Stel- 
lung des Vaters von Meisterprüflingen; 


Es stammen ab 


von Selbständigen 

V. H. 

von Unselbständigen v. H, 

aus Handwerk . . 

38,8 

aus Handwerk . . 

9,4 

aus Land- und Forst 

- 

aus Land- und Forst- 


Wirtschaft . . 

9,2 

Wirtschaft . . 

1,5 

'aus Industrie . . 

0,9 

Industrie-Fach- 




arbeiter . . 

9,5 

aus Handel 




und Verkehr . 

4,1 ’ 

— 

— 

aus freien 




Berufen usw . 

1,9 

— 

— 



— 

Ungelernte 




Arbeiter . . 

8,7 



— 

Angestellte und 




Beamte in der 




Privatwirt- 




schaft . . . 

4,9 

— 

— . 

Angestellte und 




Beamte im 




öffentlichen 




Dienst . . . 

11,1 


54,9 45,1 


Danach stellte das Handwerk mit 48,2 v. H. den 
weitaus stärksten Anteil an seinem Nachwuchs. 

Im Verhältnis der selbständigen zu den unselb- 
ständigen Vätern überwogen die ersteren mit fast 
55 v. H. Dies ist in der Hauptsache durch den star- 
ken Zustrom aus dem Handwerk selbst und aus 
i der Landwirtschaft zu erklären. 

Immerhin stammen rd. 45 v. H. der Meisterprüf- 
linge von unselbständig beschäftigten Vätern ab, 
wobei als relativ stärkste Gruppe die der Söhne 
und Töchter von Beamten und Angestellten des 
öffentlichen Dienstes auffällt. 

Für Berlin geben die Zahlen der Handwerkskam- 
mer für die Jahre 1954 und 1955 ein etwas anderes 
Bild. Hier überwiegen die Unselbständigen (1954: 
60 V. H., 1955: 53 v. H.). Hinsichtlich der Berufs- 
gruppen wird die Zusammensetzung des Bundes- 
gebietes bestätigt; auch hier überwiegt das Hand- 
werk mit 50 V. H. (1954) und 47 v. H. (1955). Von 
den im öffentlichen Dienst Beschäftigten stammen 
rd. 12 v. H. der Prüflinge ab, was den Zahlen für 
das Bundesgebiet 1951 entspricht. 

i Nach der Schulbildung überwiegen sowohl im 
i Bundesgebiet als auch in Berlin (West) die Volks- 
! Schüler. Es entfielen auf: 

1 

j Volks- Mittel- Höhere 

schule schule Schule 

j 

im Bundesgebiet (1951) 84,2 v.H. 8,0 v.H. 7,8 v.H. 

i in Berlin (1955) 63,0 v.H. 19,2 v.H. 17,8 v.H. 

' 

Auffallend ist der starke Anteil der Prüflinge 
i mit Mittel- oder höherer Schulbildung in Berlin, der 
weit über dem des Bundesgebietes liegt. 
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11. Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen in der Industrie 


I. Betriebs- und Unternehmensstruktur 

II. Struktur der gesamten Industrie 


Im Hinblick auf die von Betrieb zu Betrieb unter- 
schiedlichen Nettoausbringungen lassen sich aus 
diesen Zahlen Schlüsse auf die anlagenmäßige Aus- 
stattung der Betriebe nur mit Vorbehalt ziehen. 


111. Betriebsstruktur (Industriestatistik 1958) 

Die Industriestatistik des Statistischen Bundes- 
amtes weist für 1958 eine Gesamtzahl von rund 
91 000 Betrieben mit rund 7,5 Millionen Beschäf- 
tigten aus. Der Jahresumsatz der Betriebe mit 10 
und mehr Beschäftigten betrug 1958 rd. 205 Milliar- 
den DM. Die Unterteilung auf die einzelnen Be- 
triebsgrößenklassen ergibt das aus Tabelle Indu- 
strie 2 ersichtliche Bild. 

Diese Tabelle zeigt, daß die Betriebe bis zu 199 
Beschäftigten rd. 93 v. H. aller Industriebetriebe aus- 
machen, auf die jedoch nur rd. 31 v. H. der Beschäf- 
tigten und rd. 28 v. H. der Umsätze entfallen. Die 
Großbetriebe mit 500 und mehr Beschäftigten machen 
dagegen nur 2,7 v. H. aller Industriebetriebe aus, 
auf die jedoch rd. 51 v. H. aller Beschäftigten und 
jd. 55 V. H. der Umsätze entfallen. Der Anteil der 
einzelnen Betriebsgrößenklassen an der Gesamtzahl 
von Beschäftigten und Umsatz ist zwischen den In- 
dustriebereichen und innerhalb der einzelnen Indu- 
striebereiche von Branche zu Branche sehr unter- 
schiedlich. Für die Industriebereiche ergibt sich 
das aus Tabelle Industrie 1 ersichtliche Bild. 


Der durchschnittliche Umsatz je Beschäftigten be- i 
trug 1958 (Ergebnis September 1958 auf 12 Monate j 
umgerechnet) : i 


Betriebe mit 1 bis 9 Beschäftigten 29 900 DM 

Betriebe mit 10 bis 49 Beschäftigten 26 700 DM 

Betriebe mit 50 bis 199 Beschäftigten 27 000 DM 

Betriebe mit 200 bis 499 Beschäftigten 29 500 DM 

Betriebe mit 500 bis 999 Beschäftigten 34 200 DM 

Betriebe mit 1 000 und mehr Beschäftigten 31 000 DM 


Tabelle Industrie 1 


Anteil der Industriebereiche an den Beschäftigten 
und am Umsatz der Industrie 

im Jahre 1958 



i 

Anteil der Betriebe 

mit 



1 

; 200 

i 500 

1 

200 

i 500 


bis 

bis 

. und ; 

bis 

bis 

und 

Industrie- 

199 

1 499 

mehr 

199 

499 

mehr 


bereich ~ 

Beschäftigten : Beschäftigten 



an den Beschäftig- 
ten insgesamt 
in V. H. 

am Umsatz 
insgesamt 
in V. H. 

Bergbau . . 

3,9 

4,9 

91,2 

5,6 

9,2 

85,2 

Grundstoff- 
und Produk- 
tionsgüter- 
industrien . 

28,5 

13,6 

57,9; 

21,1 

11,9 

67,0 

Investitions- 

güterindustrie 

23,7 

17,6 

58,7 

19,6 

16,1 

64,3 

Verbrauchs- 

güterindustrie 

46,7 

23,8 

j 

29,5 

42,8 

25,0 

32,2 

Nahrungs- und 
Genußmittel- 
industrien . . 

54,4 

21,5 

24,1 

47,2 

22,2 

30,6 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Die Industrie der 
BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 2 


Betriebe, Beschäftigte, Umsätze 

nach Betriebsgrößenklassen 


Betriebe mit 

Betriebe 

Beschäftigte 

Umsätze''*) 
in Millionen DM 


Zahl 

in v. H. 

Zahl 

in V. H. 

Zahl 

in V. H. 

1 bis 9 Beschäftigten . . 

40 339 

44,4 

161 308 

2,2 

401 

2,1 

10 bis 49 Beschäftigten . . 

28 708 

31,6 

702 331 

9,4 

1 563 

8,4 

50 bis 199 Beschäftigten . . 

15 105 

16,6 

1 469 286 

19,6 

3 302 

17,6 

200 bis 499 Beschäftigten . . 

4 241 

4,7 

1 312 443 

17,5 

3 223 

17,2 

500 und mehr Beschäftigten . 

2 452 

2,7 

3 853 407 

51,3 

10 207 

54,6 

Industrie insgesamt . . . 

90 845 

100 

7 498 775 

100 

18 696 

100 


-■) Die Aufgliederung nach Betriebsgrößenklassen bezieht sich nur auf den Monat September 1958, weil die Zahlen 
jährlich ausschließlich für diesen Monat ausgewiesen werden. Der Jahresgesamtumsatz der Industrie betrug 
1958 = 205 070 Millionen DM. 

Quelle; Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 
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112. Unternehmensstruktur (Umsatzsteuerstati- 
stik) 

1121. Umsatzgrößenklassen gemäß Umsatzsteuer- 
Statistik 1957 

Die Tabelle Industrie 3 zeigt, daß die steuer- 
pflichtigen' Unternehmen bis zu 1 Million DM 
Umsatz rd. 96 v. H, aller Unternehmen ausmachen, 
auf die rd. 20 v. H. der Umsätze entfallen. Die 
Großunternehmen mit 10 Millionen DM und mehr 
Umsatz machen nur 0,5 v. H. aller Unternehmen 
aus, auf die jedoch 56 v. H. der Umsätze entfallen. 


Tabelle Industrie 3 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz des 
„produzierenden Gewerbes“ (Industrie, Handwerk 
und „sonstiges produzierendes Gewerbe")*) 

nach Umsatzgrößenklassen 


Umsatzgrößenklasse 
in DM 

Steuerpflichtige' 

Zahl in v. H. 

1 

' Gesamtumsatz 

Zahl in i 
Millionen in v. H, 
i DM 

unter 100000 . . . 

615 471 

76,2 

1 

15 176 

5,2 

100 000 bis 
unter 1 Million . 

1 

163 282 

20,2 

1 44 605 

15,2 

1 Million bis 





unter 10 Millionen 

: 25 015 

3,1 

! 68 577 

23,4 

10 Millionen bis 

1 


i 


unter 25 Millionen 

1 964 

0,3 

' 29 849 

10,2 

25 Millionen 

i 


! 


und mehr . . . 

1 268 

0,2 

1 134 412 

46,0 

insgesamt .... 

807 000 

100 

292 620 

100 


"■) Eine Aufbereitung nach Um^atzgrößenklassen aus- 
schließlich für die Industrie ist nach der Statistik 1957 
nicht möglich. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Umsätze der 
Steuerpflichtigen und deren Besteuerung, 1957 
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1122. Die Unternehmensstriiktur der Industrie 
nach Rechtsformen 

Ausgehend von der Annahme, daß in der Regel , 
Kapitalgesellschaften häufiger großbetrieblichen 
Charakter haben als Personengesellschaften oder , 
Einzelunternehmen, kann eine Aufgliederung nach j 
Rechtsformen einen gewissen Anhaltspunkt über | 
die Struktur eines Fachbereiches geben. 

Die Tabelle Industrie 4 zeigt, daß die Kapitalge- i 
Seilschaften 1954 mit nur 12 v. H. an der Gesamt- i 
zahl aller steuerpflichtigen Unternehmen beteiligt j 
waren, jedoch 62 v. H. der Gesamtumsätze erzielt , 
haben. I 

Zur Verwendung der Umsatzsteuerstatistik ist in i 
diesem Zusammenhang folgendes zu bemerken: Ein ; 
Unternehmen, das mehrere Betriebe mit verschie- ' 
denen Produktionsprogrammen umfassen kann, j 


wird in bezug auf seine Steuerpflicht als Einheit 
geführt. Es gibt z. B. Unternehmen mit Fertigungen 
im Bereich des Maschinen-, Fahrzeug- und Stahl- 
baues, die in der Steuerstatistik als Einheit beim 
Maschinenbau gezählt werden. Eine derartige Zäh- 
lung in der Umsatzsteuerstatistik verändert im 
Sinne der Industriestatistik das Umsatzergebnis des 
ausgewiesenen Wirtschaftsbereiches. Außerdem ist 
darauf hinzuweisen, daß die Umsatzsteuerstatistik 
1957 das produzierende Gewerbe insgesamt erfaßt 
und der Industriebereich aus den Gesamtzahlen 
nicht ausgeklammert werden kann. Die Umsatz- 
steuerstatistik 1957 ist z. Z. die einzige statistische 
Quelle für die Aufgliederung der Umsätze auch für 
die höheren Umsatzgrößenklassen. Die Umsatz- 
steuerstatistik 1954 bietet zwar eine Sondererhebung 
für den Industriebereich, aber nicht für die in Be- 
tracht kommenden Größenklassen. 


Tabelle Industrie 4 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der herstellenden und verarbeitenden Industrie im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 


davon 


insgesamt 


Kapitalge'sellschaiten 


Personen- 
gesellschaften u. ä. 


Einzelunternehmen 



Steuer- 

pflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


in 

Mio 

DM 

Anzahl 

in 

Y. H. 

in 

,Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

V. H. 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

V. H. 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Herstellendes und 

verarbeitendes 

Gewerbe: 















Industrie insgesamt . 

81 980 

160 855 

10 106 

12,3 

98 977 

61,7 \ 

31 525 

38,5 

44 865 

28,0 

40 299 

49,2 

16 512 

10,3 

davon: 















Bergbau, 

Gewinnung und Ver- 
arbeitung von 
Steinen und Erden, 
Energiewirtschaft 

10 086 

21 151 

1 068 

10,5 

16 578 

78,3 

5 046 

50,3 

3 699 

17,5 

3 922 

39,2 

874 

4,2 

Eisen- und Metall- 
erzeugung und 
-Verarbeitung . . 

18 695 , 

57 206 

8 247 

17,4 

89 629 

69,3 

7 040 

37,6 

12 153 

21,2 

8 408 

45,0 

5 404 

9,5 

Verarbeitendes Ge- 
werbe (ohne Eisen- 
und Stahlverar- 
beilung) 

50 527 

77 165 

5 360 

10,0 

41 044 

53,2 

18 259 

36,2 

26 936 

34,9 

26 908 

53,2 

9 185 

11,9 

Bau-, Ausbau- und 
Hauhilfsgewerbe . . 

2 672 

4 888 

481 

10,2 

1 726 

35,7 

1 180 

44,2 

2 058 

42,7 

1 061 

39,6 

1 049 

21,6 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Umsätze der Steuerpflichtigen und deren Besteuerung, 1954 
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12. Einzeldarstellungen der Betriebs- und Unter- j 
nehmensstruktur in Fachbereichen mit wesent- 
lichen Anteilen mittelständischer Betriebe 

121. Industrie der Steine und Erden j 

Die Tabelle Industrie 5 läßt eine breitgestreute I 
Verteilung der Betriebe, Beschäftigten und Umsätze j 
auf die einzelnen Größenklassen erkennen. Die I 
Struktur der einzelnen Fachzweige ist jedoch sehr j 
unterschiedlich. Fachzweigen, in denen Mittel- und | 
Kleinbetriebe überwiegen (Ziegel, Naturstein und 
Betonstein) stehen andere gegenüber, deren Schwer- ! 
gewicht bei mittleren und großen Betrieben (Zement, | 
Feuerfest, Kalk und Asbestzement) liegt. So nimmt 
z. B. die Zementindustrie nach der Zahl der Betriebe ' 
erst den zehnten, nach der Beschäftigtenzahl den 
fünften, umsatzmäßig aber den ersten Platz ein. Die 
Ziegelindustrie dagegen steht mit ihren Betrieben ' 
und ihren Beschäftigten an erster, mit ihrem Um- 
satz an zweiter Stelle. Die Natursteinindustrie liegt | 
nach der Zahl der Betriebe und der Beschäftigten an 


zweiter, umsatzmäßig jedoch erst an vierter Stelle. 
Während die Zementindustrie besonders kapital- 
intensiv ist, gilt dies z. B. für die Ziegel- und Natur- 
steinindustric in geringerem Maße. 

In der Steine- und Erden-Industrie ist die Lohn- 
intensität rückläufig, obgleich Klein- und Mittelbe- 
triebe vorherrschen. Die Knappheit an Arbeitskräf- 
ten, verbunden mit den steigenden Lohnkosten, und 
die erkannten Rationalisierungsmöglichkeiten zwin- 
gen die Betriebe zu immer ausgedehnterem Maschi- 
neneinsatz. Der Anteil der Betriebe über 500 oder 
über 1000 Beschäftigte innerhalb der Steine- und Er- 
den-Industrie hat nicht auffallend zugenommen. In 
den wenigen Fällen, in denen für einzelne Erzeug- 
nisse Rückgänge im Absatz zu verzeichnen waren, 
gleichgültig, ob sie vorübergehend oder strukturell 
bedingt waren (Bims, Bayerische Pflastersteinindu- 
strie, Schiefer), konnte nicht beobachtet werden, daß 
die hieraus entstehenden Nachteile ausschließlich 
oder überwiegend zu Lasten der kleinen und mittle- 
ren Betriebe unter Schonung oder Förderung der 
Großbetriebe wirksam geworden wären. 


Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


Tabelle Industrie 5 







in den Größenklassen mit 




ins- 

gesamt 

1 bis 9 

: Beschäftigten 

10 bis 49 50 bis 199 

Beschäftigten Beschäftigten 

200 bis 499 500 und mehr 

1 Beschäftigten Beschäftigten 




Anzahl 

in V. H. 

Anzahl in v. H. Anzahl 

in V. H. 

Anzahl in v. H. Anzahl in v. H. 

Steine und Erden 









Betriebe , . 


8 924 

3 930 

44ß 

3 705 4U5jlllO 

12,4 

140 1,6 

39 0,4 

Beschäftigte in 1000 . 

275 

16 

5,8 

87 31,6 9? 

35,3 

42 15,3 

33 12,1 

Umsatz in MillionenDM 

610 

32 

5,3 

162 26,6 j 208 

i 

34,1 

113 18,6 

95 15,5 


Quelle 

: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 6 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen 
— 1954 — ■ 






davon 




insgesamt 

Kapit 

, 11 u Personen- 

algesellschaflen gesellschaften u. 

Einzelunternehmen 

Q. 



Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz Steuerpflichtige 

Umsatz Steuerpflichtige 

Umsatz 


steuer- 

pflichtige 

in 

Mill. 

DM 

Anzahl 

, Mm. 1 Anzahl 

V. H. v.H. V. H. 

in 

Mill. 

DM 

v.’h. Anzahl 

in 

Mill. 

DM 

Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Stei- 
nen, Erden undgrob- 
keramisdien Erzeug- 
nissen 

6 565 

4 196 

691 

10 1 965 47 2 280 35 

1 463 

i 

35 3 594 55 

i 

768 18 

Gewerbe- 
kennziffer 17 






i 


! 


Quelle: Statistisdies Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 7 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 







Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen, 

Erden und grobkerami- 
schen Erzeugnissen 






Gewerbekennziffer 

17 

unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 



10 771 

63 

100 000 DM 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 



321 

5 

100 000 DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 



5 169 

30 

Umsatz in 

Mio DM ' 

V. H. 1 



1 700 

25 

1 Million DM 

1 Million DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 



1 087 

6 

Umsatz in 

Mio DM 

v.H. 



2 593 

38 

10 Millionen DM 

10 Millionen DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 



45 

0,3 

Umsatz in 

Mio DM 

H. 



666,4 

10 

25 Millionen DM 

25 Millionen DM 

Steuerpfliditige 

Anzahl 

in V. H. 



24 

0,1 

und mehr 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

1 

1 



1 461 

22 

insgesamt 

Steuerpflichtige 

Anzahl 



17 096 

Umsatz in 

Mio DM 



6 741 


Quelle : Statistisches Bundesamt, Band 219 
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122 . Nichteisenmetaliindustrie 

Bei den Metallgießereien liegt das strukturelle 
Schwergewicht in den Betriebsgrößen von 10 bis 
200 Beschäftigten. In diesen Betriebsgrößen sind 
rund 43,9 v. H. aller Beschäftigten und rund 41 v. H. 
des Umsatzes zu verzeichnen. 

Bei den Metallhütten und Schmelzwerken liegt 
der Schwerpunkt hingegen bei den Betrieben mit 
über 500 Beschäftigten, die einen Anteil von etwa 
70 V. H. an Beschäftigtenzahl und Umsatz haben. 
Bei den Metallhalbzeugwerken betragen die ent- 
sprechenden Anteile der Betriebe mit mehr als 500 
Beschäftigten 79,5 v. H. bzw. 75 v. H. 

Die unterschiedliche Struktur dieser Fachzweige 
ergibt sich auch aus dem monatlichen Umsatz je Be- 
schäftigten. Er beträgt bei den Metallhütten und 
Schmelzwerken 5850 DM, bei den Metallhalbzeug- 
werken 3060 DM, bei den Metallgießereien 1845 DM. 

Die Umsatzsteuerstatistik 1957 weist aus, daß bei 
der Mehrzahl der Unternehmen aller Sparten der 
Umsatz weniger als 10 Millionen DM beträgt, und 
zwar bei 84 v. H. der Hütten und Umschmelzwerke, 
bei 82 v. H. der Halbzeugwerke und bei 98,8 v. H. 
der Gießereien. Der Gesamtumsatz der Unterneh- 
men mit einer Umsatzgröße unter 10 Millionen DM 
beträgt bei den Hütten und Umschmelzwerken 
10,8 V. H., bei den Halbzeugwerken 10,35 v. H., bei 
den Gießereien 63,9 v. H. des Gesamtumsatzes. 
Die Struktur der Metallgießereien unterscheidet 
sich somit wesentlich von der der metallerzeugen- 
den Industrie und der Haibzeugwerke. 

Setzt man Steuerpflichtige gleich Unternehmen, 
so liegt der prozentuale Anteil der Kapitalgesell- 
schaften und der Personengesellschaften bei den 
Metallhütten, Schmelzwerken und Halbzeugwerken 
jeweils bei rund 30 bzw. rund 35 v. H. Der Anteil 
von Einzelunternehmen ist bei den Metallhütten 
etwas größer als bei den Halbzeugwerken. Auch 
nach dieser Unterteilung unterscheiden sich die Gie- 
ßereien von den übrigen Sparten. Der Anteil der 
Kapitalgesellschaften beträgt nur 6,6 v. H. und der 
der Personengesellschaften rund 28 v. H., der der 
Einzelfirmen ist mit rund 65 v. H. am größten. 

Am Umsatz gemessen weisen die Kapitalgesell- 
schaften bei den Metallhütten und Umschmelzwer- 
ken rund 64 v. H., bei den Haibzeugwerken 81 v. H. 
und bei den Gießereien 38,2 v. H. des jeweiligen 
Gesamtumsatzes aus. Die Personengesellschaften 
sind bei den Gießereien mit 38,3 v. H. des Gesamt- 
umsatzes der Gießereien innerhalb der Nichteisen- 
metallindustrie am stärksten vertreten. Der Anteil 
der Einzelunternehmen am Gesamtumsatz des Fach- 
zweiges ist bei den Halbzeugwerken außergewöhn- 
lich niedrig (1,6 v. H.). 
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Tabelle Industrie 8 

Betrieber Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


in den Größenklassen mit 

1 bis 9 10 bis 49 50 bis 199 200 bis 499 | 500 und mehr 



gesamt 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

1 

Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H, 

Anzahl 

ln V. H. 

Metallhütten und Um- 
schmelzwerke 






1 






Betriebe 

120 

40 

33,3 

33 

27,5 

22 

18,2 

12 

10,0 

i 

13 

11,0 

Beschäftigte in 1000 . 

22,3 

0,2 

0,7 

0,8 

3,4 

1 2,1 

9,6 

3,9 

17,4 

15,3 

68,9 

Umsatz*) inMillionenDM 

130,3 

0,8 

0,6 

4,6 

3,5 

10,2 

7,9 

23,6 

18 , 0 \ 

91,1 

70,0 

Metallhalbzeugwerke 






1 

1 

1 





Betriebe 

117 

9 

7,7 

28 

24,0 1 

33 

28,3 

19 

16,0 

28 

24,0 

Beschäftigte in 1000 . 

53,2 

0,04 

0,1 

0,8 

1,4 

3,2 

6,0 

6,9 

13,0 

42,3 

79,5 

Umsatz*) inMillionenDM 

162,7 

0.2 

0,1 

2,5 

Iß 

11,4 

7,0 

1 26,6 

16,3 

122,0 

75,0 

Metallgießereien 












Betriebe 

456 

191 

42,0 

178 

39,0 

64 

14,0 

14 

3,0 

9 

2,0 

Beschäftigte in 1000 . 

22,6 , 

0,8 

3,7 

4,3 

18,8 \ 

5,7 

25,1 

4.2 

18,9 \ 

7,6 

33,5 

Umsatz*) inMillionenDM 

41,7 ; 

1,5 

3,6 

6,9 

16,6 i 

i 

10,2 

24,5 

6,9 

16 , 5 ] 

16,2 

38,8 


*) Umsatz aus eigener Erzeugung, ohne Umsatz in Handelsware 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 9 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 









davon 






insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

Personen- 

1 gesellschaften u. i 

ä. 

Einzelunternehmen 



1 Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

j Umsatz 

steuerpflichtige 

Umsatz 


Steuer- i 
pflichtige 

in 

Mio 

DM 

Anzahl 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

j 

in 

V. H. ' 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl ^ 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Metallhütten und 
Umschmelzwerke . . 

134 

1 223,6 

! 

40 29,7 i 

791,1* 

64,0 

41 

30,6 

132,5* 

1 

11 . 4 \ 

53 39,7 

300,0* 

24,6 

Gewerbe- 

kennnziffer 221/223 



! 










Metallhalbzeug- 
werke 

158 

1 477,7 

55 34,5 

1 195,6 

81,0 

55 

34,7 

257,0 

17,4 

48 30,8 

25,1 

16 

Gewerbe- 
kennziffer 225 









i 

i 




Metallgießereien . . 

805 

412,7 

54 6,6 

158,7* 

38,2 

228 

28,3 

156,2* 

38,3 

523 65,1 

97,8* 

23,5 

Gewerbe- 
kennziffer 227 














*) Zur Wahrung des Steuergeheimnisses sind Betriebe in Bereichen nachgewiesen, zu denen sie ihrer Rechtsform nach 
nicht gehören. Quelle: Statistisches Bündesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 10 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 



. 

Metall- 
hütten und 
Umschmelz- 
werke 

Gewerbe- 

kennziffer 

221/223 

Metüllhalb- 

zeugwerke 

Gewerbe- 

kennziffer 

225 

Metall- 

gießereien 

Gewerbe- 

kennziffer 

227 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

27 

46 

345 

unter 

in V. H. 

20,0 

26,5 

43,7 

100 000 DM 

Mio DM 

Umsatz in 

0,9*) 

U4*) 

13,1 


H. 

0,06 

0,05 

2,2 

- - 

■ 




100 000 DM 

bis unter 

A nzahl 

Steuerpflichtige 

46 

42 

353 

in V. H. 

34,2 

24,3 

44,6 

1 Million DM 

Mio DM 

Umsatz in 

18,4*) 

16,9 

124,4 


H. 

1,3 

0,9 

21,1 

1 Million DM 

bis unter 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

41 

54 

86 

in V. H, 

30,2 

31,2 

10,5 

10 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

■ 143,5*) 

187,3*) 

238,8 


V, H. 

9,44 

9,4 

40,6 


: Anzahl 

Steuerpflichtige 

9 

14 

5 

10 Millionen DM 

bis unter 

in V. 1 1. 

6,7 

8,2 

0,6 

25 Millionen DM 

Mio DM 

' Umsatz in 

i 134,5*) 

250,2*) 

64,8 


; V H. 

8,8 

12,6 

114 

. 


■ - - 

- 



1 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

12 

17 

5 

25 Millionen DM 
und mehr j 

in V. H. 

8,9 

9,8 

0,6 

Mio DM 

Umsatz in 

1 225,1*) 

1 539,4*) 

145,9 


V. H. 

80,4 

77,1 

24,7 

insgesamt 

Steuerpflichtige Anzahl 

1 

135 

173 

794 


Umsatz in Mio DM 

i 

1 522,4 

1 

1 

1 995,2 

587,0 


Zur Wahrung des Steuergeheimnisses sind Betriebe in Größenklassen nachgewiesen, zu denen sie größenmäßig 
nicht gehören. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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123 . Chemische Industrie 

Im Bereich der chemischen Industrie wird eine 
Fülle verschiedener Erzeugnisse hergestellt. An- 
organische Grundprodukte, Schwefelsäure, Chlor, 
Ätznatron und die organischen Halbfabrikate und 
Zwischenprodukte werden überwiegend in Großbe- 
trieben der chemischen Grundstoffindustrie erzeugt. 
Auch die Produktion von Düngemitteln und Kunst- 
stoffen sowie die Verarbeitung von Mineralölpro- 
dukten auf chemische Erzeugnisse (Petrochemie) er- 
folgt aus produktionstechnischen Gründen im Regel- 
fälle in Großbetrieben. Da es sich hierbei zumeist 
um Massengüter niedrigerer Preisklassen handelt, 
erscheint auch aus wirtschaftlichen Gründen ihre 
Herstellung in Großbetrieben sinnvoll. 

Die von der chemischen Grundstoff-Industrie er- 
zeugten Güter werden in anderen Industriezweigen 
oder in Produktionszweigen der chemischen Indu- 
strie selbst verarbeitet, die fast ausschließlich aus 
Mittel-, Klein- oder Kleinstbetrieben bestehen. Zu 
diesem Teilbereich, in dem konsumnahe oder Kon- 
sumgüter hergestellt werden, gehören u. a. die Be- 
triebe der Lack- und Farbenindustrie, Körperpflege- 
mittelindustrie, Seifen- und Waschmittelindustrie, 
Schuh-, Leder- und Fußbodenpflegemittelindustrie, j 
Kerzenindustrie, Bürobedarfsartikelindustrie, Kitt- ^ 
Industrie, Dachpappenindustrie, Zündholzindustrie, J 
Leim- und Klebemittelindustrie, Mineralfarbenindu- ' 
strie, Kernbindemittelindustrie, Teile der pharma- I 
zeutischen Industrie und der fotochemischen Indu- : 
strie. 

Während in einigen dieser Sparten auch Großbe- | 
triebe mit mehr als 500 Beschäftigten und mehr als ; 
25 Millionen DM Umsatz bestehen, werden in an- 
deren Sparten Betriebe dieser Größe nicht verzeich- 
net. 

Die Großbetriebe mit mehr als 500 Beschäftigten 
umfaßten 1958 nur 2,8 v. H. aller Betriebe der che- 


mischen Industrie, nahmen jedoch 69,2 v. H. aller 
Beschäftigten auf und tätigten 70,3 v. H. des Gesamt- 
umsatzes. Die Betriebe mit 1 bis 9 Beschäftigten 
umfaßten 58,7 v. H. aller chemischen Betriebe mit 
2,3 V. H. aller Beschäftigten und 1,7 v. H. des Ge- 
samtumsatzes. Die Mittelbetriebe mit 50 bis 499 Be- 
schäftigten waren mit 13,8 v. H. an der Gesamtzahl 
aller chemischen Betriebe, mit 22,2 v. H. an der Zahl 
aller Beschäftigten und mit 22 v. H. am Gesamt- 
umsatz beteiligt (vgl. Tabelle Industrie 11 und 13). 

In der chemischen Industrie kann die größte An- 
zahl der in der Form von Kapitalgesellschaften ge- 
führten Unternehmungen nicht zu den Großunter- 
nehmen gezählt werden. Eine erhebliche Zahl da- 
von liegt größenordnungsmäßig nahe der unteren 
Grenze für Mittelbetriebe. Anderseits gibt es Ein- 
zelunternehmen, die sowohl nach der Beschäftigten- 
zahl als auch nach dem Umsatz zu den Großunter- 
nehmen zu zählen sind. 

124 . Kautschuk und Asbest verarbeitende Industrie 

Die Kautschuk und Asbest verarbeitende Indu- 
strie ist vorwiegend arbeitsintensiv. Auch hier um- 
fassen die Großbetriebe zwar nur 9 v. H. aller Be- 
triebe, aber 70,8 v. H. aller Beschäftigten und 78,5 
V. H. des Gesamtumsatzes. Dieser hohe Anteil am 
Gesamtumsatz ist auf die Produktion von Reifen 
und Schläuchen zurückzuführen, die wegen der 
hohen Entwicklungs- und Investitionskosten nur in 
Großbetrieben hergestellt werden können. In der 
Asbest verarbeitenden Industrie, die ebenfalls ar- 
beitsintensiv ist, liegen die Verhältnisse ähnlich 
wie in der Reifenindustrie. 

Auch in der Kautschuk und Asbest verarbeitenden 
Industrie können die in der Form von Kapitalgesell- 
schaften geführten Unternehmen nur zu einem klei- 
nen Teil zu den Großunternehmen gezählt werden. 
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Tabelle Industrie 11 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 




in den Größenklassen mit 


ins- 

gesamt 

1 bis 9 

Beschäftigten 

10 bis 49 
Beschäftigten | 

50 bis 199 
Beschäftigten j 

200 bis 499 
Beschäftigten 

500 und mehr 
Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. i 

Anzahl 

in V. H. 

Chemische Industrie 












Betriebe 

4 598 

2 698 

58,7 

1 136 

24,7 

487 

f0,6 

147 

3,2 

130 

2,8 

Beschäftigte in 1000 . , 

428 

10 

2,3 

27 

6,3 

49 

11,4 

46 

10,8 

296 

69,2 

Umsatz in Millionen DM 

1 513 

26 

1,7 

90 

! 

6,0 

173 

11,4 

161 

10,6 

1 063 

70,3 

Kautschuk und Asbest 
verarbeitende Industrie 




1 

j 




i 




Betriebe 

431 

140 

32,5 

' 121 

28,1 

84 

19,5 

' 47 

10,9 

39 

9,0 

Beschäftigte in 1000 . . 

96 

1 

hl 

1 ^ 

3,1 

8 

8,3 

1 16 

16,7 

68 

70,8 

Umsatz in MillionenDM 

242 

1 

0,4 

6 

2,5 

16 

6,6 

29 

12,0 

190 

78,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 12 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 




i 

1 

J davon 


insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

Personen- 
gesellschaften u. ä. 

Einzelunternehmen 


i 

Steuer- , 
pflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


in 

Mio 

DM 

! ! 

Anzahl 

in 

Mio 

DM 

' in 

: V. H. 1 

1 . 

Anzahl j 

V. H. ; 

in ; 

Mio ; "L 
DM 

1 

Anzahl 

V. ri. 

in , 

Mio i " 
DM ' ''• 

Chemische Industrie 

Gewerbe- 
kennziffer 32 

3 859 

j 11566 

1 

869 22,5 ^ 

9214 

79,6 

1 234 32 

1 

1 791 15,5 

1 756 45,5 

564 4,9 

Gummi und Asbest 
verarbeitende 
Industrie 

Gewerbe- 
kennziffer 35 

357 

1 

1 849 

109 30,5 

1 483 

80,2 

^ 102 28,6 

285 15,4 

146 40,9 

' 

81 4,4 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 13 

Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 


Chemisdie Gummi und 

Industrie Asbest ver- 

arbeitende 
Industrie 





Gewerbe- 

Gewerbe- 




Kennziffer 

Kennziffer 



1 

32 

35 

unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl ! 

i 

in V. H. 

3 128 

49,5 

822 

52,7 

100 000 DM j 

Umsatz in 

Mio DM 

\.H, 

88 

28 



0,5 

ho 

100 000 DM j 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. ' 

2 082 

542 

32,9 

34,8 

bis unter 






1 Million DM 

Umsatz in 

Mio DM 1 
V. H. 

766 

180 



4,3 

6,9 

1 

1 Million DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

920 

158 

14,5 

10,1 

bis unter 

^ 




10 Millionen DM 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

2 609 

520 


i 

14,8 

20 

10 Millionen DM 

Steuerpflichtige 

.Anzahl 

in V. H. 

113 

23 

hS 

15 

bis unter 

1 






25 Millionen DM 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

1 764 

367,0 



10 

1 

14,1 


Steuerpflichtige 

Anzahl 

ir V. H. 

83 

h3 

14 

0,9 

25 Millionen DM 



und mehr 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

12 387 

1 509 



70,4 

58 

insgesamt 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

6 326 

1 559 

Umsatz in 

Mio DM 

17 615 

2 605 





Quelle: 

; Statistisches Bundesamt, Band 219 


40 





Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2012 


125. Sägerei und Holzbearbeitung; Holzverarbei- 
tung; Papiererzeugung; Papierverarbeitung; 
Druck 

Dieser Industriezweig verteilt sich mit der holz- 
bearbeitenden sowie mit der Holzschliff-, Zellstoff- 
und Papierindustrie auf die Grundstoff- und Pro- 
duktionsgüterindustrie und mit der holzverarbei- 
tenden, papier- und pappeverarbeitenden, Druk- 
kerei- und Vervielfältigungs- und kunststoffverar- 
beitenden Industrie auf die Verbrauchsgüterindu- 
strie. Zu den rohstoffnahen Fachzweigen gehören die 
Säge-, Furnier-, Holzschliff-, Zellstoff-, papier- und 
pappeerzeugenden Werke, zu den rohstoffnahen und 
materialintensiven Fadizweigen sind die Sperrholz-, 
Holzfaserplatten- und Holzspanplattenwerke zu 
rechnen. Lohnintensive Fachzweige sind die Holz-, 
Papier- und Pappe-, Druck- und Vervielfältigungs- 
industrie. 

Aus der Tabelle Industrie 15 ergibt sich, daß auch 
hier eine große Zahl von kleinen Betrieben vor- 
handen ist, daß aber die Mehrzahl der Betriebe 


nadi ihren Anteilen an der Gesamtheit der Beschäf- 
tigten und Umsätze den mittleren Betriebsgrößen 
zuzurechnen ist. Ausgenommen ist der Fachzweig 
Holzschliff, Zellstoff, Papier, bei dem die Betriebe 
mit mehr als 500 Beschäftigten mit rd. 50 v. H. an 
den Gesamtbeschäftigten und mit rd. 54 v. H. an 
den Gesamtumsätzen dieses Fachzweiges beteiligt 
sind. Dieses Strukturbild wird durch die Umsatz- 
anteile der steuerpflichtigen Unternehmen an den 
Gesamtumsätzen der Fachzweige (Tabelle Industrie 
15) bestätigt. 

Tabelle Industrie 14 zeigt, daß der Anteil der 
Einzelunternehmen an der Gesamtzahl der Unter- 
nehmen der Fachzweige 50 bis 65 v. H., der der 
Personengesellschaften 32 bis 40 v. H. beträgt. An- 
dererseits vereinigen in der Papiererzeugung und 
-Verarbeitung und im Druckgewerbe sowie in der 
Kunststoffverarbeitung verhältnismäßig wenige 
Kapitalgesellschaften auf sich einen Umsatzanteil 
von fast 50 v. H. des Gesamtumsatzes ihres Fach- 
i Zweiges. 


Tabelle Industrie 14 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nadi Rechtsformen — 1954 — 








davon 







, insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

Personen- 
gesellschaften u. ä. 

Einzelunternehmen 



Steuerpflichtige 

Umsatz 

Umsatz 

Steuerpfliditige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


Steuer- 

pfliditige 

in 

Mio jn 

dm ; Anzahl ^ 

i , ' ’ : 

in 

Mio 

DM 

in 

, v H. 

Anzahl 

in 

V. H. 1 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

V. H. 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Sägerei und Holz- 
bearbeitung . . . 

5 030 

2 428^ 145 3 

548 

22 

1 634 

32 

1 143 

47 

3 251 

65 

737 

31 

Gewerbe- 
kennziffer 37 













Holzverarbeitung 

4 372 

3 159 299 7 

681 

22 

1730 

40 

1 644 

51 

2 343 

53 

834 

27 

Gewerbe- 
kennziffer 38 













Papiererzeugung und 
-Verarbeitung, 
Druckgewerbe . . . 

7 207 

6 71?: 728 10 

3 329 

49 

* 2 255 

i 

32 

2 465 

37 

4 224 

53 

923 

14 

Gewerbe- 
kennziffer 39 

i 

j 

i 












Kunststoff- 
verarbeitung . . .’ 

743 

589; 117 16 

268 

46 

251 

34 

190 

32 

375 

50 

131 

22 

Gewerbe- 
kennziffer 34 














Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 15 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 



ins- 
gesamt ■ 

1 bis 9 

Beschäftigten | 

in den Größenklassen 

10 bis 49 ; 50 bis 199 i 

Beschäftigten Beschäftigten | 

mit 

200 bis 499 ^ 

Beschäftigten 

500 und mehr 
Beschäftigten 


1 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H.| 

Anzahl 

in V. H. 1 

Anzahl 

in V. H. 

Säge-, Hobel-, Furnier- 
und Holzimprägnierwerke 

Betriebe 

6 391 

4 693 

73,4 

1 473 

23,0 ' 

199 

! 

i 

3,1 

24 

i 

0,4 

2 

0,0 

Beschäftigte in 1000 . 

70,5 

15,0 

21,3 

30,2 

42,9 

16,7 

23,7 

. 

. 



Umsatz in Millionen DM 

182,6 

35,2 

19,3 

80,1 

43,8 

42,1 

23,0 1 

• 

• 



Sperrholz-, Holzfaser- und 
Holzspanplattenwerke 

Betriebe 

124 

4 

3,2 

32 

i 

25,8 

45 

36,3 

33 

26,6! 

10 

8,1 

Beschäftigte in 1000 . 

24,4 

0,0 

0,1 

0,9 

3,7 

5,6 

23,0 


• 


• 

Umsatz in Millionen DM 

56,2 

0,0 

0,0 

1,9 

3,4 

13,3 

23,7 j 

• 

• 



Holzschliff, Zellstoff, 
Papier und Pappe erzeu- 
gende Werke 

Betriebe 

390 

38 

9,7 

100 

25,6 

131 

i 

1 

i 

33,6 

76 

! 

! 

19,5 

45 

11,5 

Beschäftigte in 1000 . 

82,5 

0,2 

0,2 

2,5 

3,0 

14,2 

17,2 j 

24,7 

30,0 ' 

41,0 

49,6 

Umsatz in Millionen DM 

281,3 

0,3 

0,1 

5,1 


42,0 

15,0 ' 

80,4 

28,6 

153,2 

54,4 

Holzverarbeitende Indu- 
strie 

Betriebe 

5 032 

1 937 

1 

i 

38,5 

1 843 

36,6 

i 

: 1 060 

21,1 

156 

3,1 

36 

0,7 

Beschäftigte in 1000 . 

231,8 

8,0 

3,5 

46,5 

20,1 

99,6 

43,0 

45,9 

19,8 

31,8 

13,7 

Umsatz in Millionen DM 

402,1 

12,4 

3,1 

72,0 

17,9 

176,5 

43,8 

88,8 

22,1 

52.5 

13,1 

Papier und Pappe ver- 
arbeitende Industrie 

Betriebe 

1 712 

608 

35,5 

615 

35,9 

i 

386 

22,5 

80 

4,7 

23 

1,3 

Beschäftigte in 1000 . 

98,9 

2,8 

2,9 

15,3 

15,5 

38,3 

38,7 

23,5 

23,8 

19,0 

19,2 

Umsatz in Millionen DM 

208,6 

1 

4,6 

2,2 

26,5 

12,7 

77,3 

37,0 

58,0 

27,8 

42,1 

20,2 

Druckerei und Verviel- 
fältigungsindustrie 

Betriebe 

6 062 

3 212 

53,0 

2 040 

33,7 

1 

652 

10,8 

120 

2,0 

38 

0,6 

Beschäftigte in 1000 . 

186,7 

14,7 

7,9 

‘ 45,6 

24,4 

60,2 

32,3 

36,2 

19,4 

30,1 

16,1 

Umsatz in Millionen DM 

303,8 

19,4 

6,4 

61,3 

20,2 

89,5 

29,4 

64,2 

21,1 

69,3 

22,8 

Kunststoff verarbeitende 
Industrie 

Betriebe 

1 424 

702 

49,3 

440 

30,9 

218 

15,3 

46 

3,2 

i 

18 

1,3 

Beschäftigte in 1000 . 

66,2 

3,0 

4,5 

10,8 

16,3 

21,6 

32,6 

13,3 

20,1 

j 17,5 

26,5 

Umsatz in Millionen DM 

140,8 

5,3 

3,3 

19,2 

13,7 

43,6 

31,0 

29,0 

20,6 

43,7 

30,9 


Quelle : Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 
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Tabelle Industrie 16 

Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 



1 

i 

i 

Sägerei 
und Holz- 
bearbeitung 

Gewerbe- 

kennziffer 

37 

Holzver- 

arbeitung 

Gewerbe- 

kennziffer 

38 

Papier- 
erzeugung 
und Ver- 
arbeitung, 
Druck- 
gewerbe 

Gewerbe- 

kennziffer 

39 

Kunststoff- 

verarbei- 

tung 

Gewerbe- 

kennziffer 

34 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

6 030 

69 528 

8 201 

854 

unter 

in V. H. 

62,5 

84,5 

56,2 

49 

100 OOO DM 

Mio DM 

Umsatz in 

127,9 

1 753,8 

283,6 

26,8 


• V. H. 

3,9 

20,2 

3 

2 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

3 202 

11 627 

4 839 

671 

100 000 DM 

bis unter 

in V. H. 

32,7 

14,1 

33,9 

38 

1 Million DM 

Mio DM 

Umsatz in 

1 071,8 

2 980,8 

1 506,4 

236,9 


V H. 

32,5 

34,6 

15 

21 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

532 

1 218 

1 184 

193 

1 Million DM j 

bis unter j 

in V. H. 

5,4 

i 

1,4 

8,6 

11,2 

10 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

1 271,9 

2 944,8 

3 391,0 

505,0 


V, H. 

37,7 

i 

34 

34 

45 


Anzahl 

31 

39 

122 

9 

10 Millionen DM 

bis unter 

: Steuerpflichtige 

! in V. H. 

0,3 

0,05 

0,9 

0,5 

25 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

475,3 

549,6 

1 759,3 

145,4 


V. H. 

14,6 

6,5 

18 

15 


Anzahl 

11 

9 

50 

5 

25 Millionen DM 

Steuerpflichtige 

m V, H. 

0,1 

0 

0,4 

0,3 

und mehr 

Mio DM 

Umsatz in 

365,7 

398,2 

2 897,8 

220,3 


V. H. 

11,3 

4,7 

30 

19 

insgesamt 

Steuerpflichtige Anzahl^ 

9 806 

82 421 

14 396 

1 732 


Umsatz in Mio DM 

3 312,7 

8 627,2 

9 838,1 

1 134,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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126. Schiffbau 

Die Struktur der Schiffbauindustrie ist durch Be- 
triebe aller Größenklassen bestimmt. Dabei reprä- 
sentieren die Werften mit weniger als 500 Beschäf- 
tigten etwa 19,7 v. H. der Gesamtbeschäftigtenzahl 
und 18,2 V. H. des jährlichen Produktionswertes in 
der Schiffbauindustrie. Die einzelnen Rechtsformen 
sind in allen Größenklassen vertreten, wenn auch 
die Kapitalgesellschaften, die am Gesamtumsatz mit 
etwa 80 v. H. beteiligt sind, vornehmlich die großen 
See- und Binnenschiffswerften betreiben. 

Unter Ausschaltung der reedereieigenen Werften 
^ind solcher Betriebe, die mit Konzernen verflochten 
nd, ergeben sich bei den 109 Werften mit weniger 
ils 500 Beschäftigten folgende Unternehmungsfor- 
men und Beteiligungsverhältnisse: 



Ein- 
zel- 
fir- , 
men . 

OHG 

KG 

GmbH 

Ge- 

samt 

Alleineigentümer 
oder Familien- 
gesellschaft . . . 

50 

23 

15 

13 

101 

Beteiligung Dritter . 

— 

— 

6 

2 

8 

insgesamt . . . 

50 

23 

21 

15 

109 

Leitung durch Dritte 

8 

— 

3 

5 

16 

davon Verwandte . 

6 

— 

1 

— 

7 


Tabelle Industrie 16 a 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 






in den Größenklassen mit 



ins- 

gesamt 

1 bis 9 

Beschäftigten 

10 bis 49 
Beschäftigten 

50 bis 199 
Beschäftigten 

200 bis 499 ^ 

Beschäftigten 

500 und mehr 
Beschäftigten 



Anzahl in v. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl in v. H. 

Anzahl in v. H. 

Anzahl inv.H, 

Schiffbau 








Betriebe 

189 

9 4ß 

52 

27,5 

62 32,8 

32 16,9 

34 18,0 

Beschäftigte in 1000 . . 

108,8 

0,1 

1,4 

1,3 

2,2 2,0 

24,8 22,8 

80,3 73,9 

Umsatz in Millionen DM 

276 

— — 

1,3 

0,5 

50 bis 99 
Beschäftigten 

2,9 1,0 

100 bis 999 
Beschäftigten 

keine 

Angaben 

1000 und mehr 
Beschäftigten 

219,1 79,4 


Quelle : Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 
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Tabelle Industrie 16 b 

Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

-- 1957 — 




Schiffbau 

Gewerbe- 

kennziffer 

25 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

272 

unter 

in V. H. 

51 

100 000 DM 

Mio DM 

Umsatz in 

7,3 


V. H. 

0,3 

100 000 DM 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

151 

in V. H. 

V 28 

bis unter 




1 Million DM 

Mio DM 

Umsatz in 

57,4 


v.H. 

2,5 


! 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

78 

1 Million DM 

in V. H. 

15 

bis unter 



lO Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

295,3 


V. H. 

12,5 

10 Millionen DM 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

15 

in V. H. 

3 

bis unter i 

— 


25 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

245,6 

i 

V. H. 

10,5 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

15 

25 Millionen DM * 

in V. H. 

3 

und mehr 

Mio DM 

Umsatz in 

1 756,5 


v.H. 

74,2 

insgesamt 

Steuerpflichtige Anzahl 

531 


Umsatz in Mio DM 

2 362,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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J27. Maschinen-, Fahrzeug- und Stahlbau 

1271. Maschinenbau 

Beim Maschinenbau machen die Betriebe mit 
mehr als 500 Beschäftigten 6 v. H. aller Betriebe aus, 
vereinigen jedoch 56 v. H. bzw. 61 v. H. aller Be- 
schäftigten und Umsätze auf sich. Allein die Betriebe 
mit 1000 und mehr Beschäftigten (3 v. H. aller Be- 
triebe) haben einen Beschäftigtenanteil von 44 v. H. 
und einen Umsatzanteil von 48 v. H. Rund 23 v. H. 
der Steuerpflichtigen wurden 1954 als Kapitalgesell- 
schaften ausgewiesen, die einen Umsatzanteil von 
62 V. H. auf sich vereinigten. 

Weniger Bedeutung haben im Maschinenbau die 
Einzelunternehmen, die zwar zu 40 v. H. an der Ge- 
samtzahl der Betriebe beteiligt sind, aber nur einen 
Anteil von 14 v. H. am Gesamtumsatz des Fach- 
bereiches hatten. Diese Gesamtzahlen geben jedoch 
keinen Aufschluß über die strukturellen Besonder- 
heiten des Maschinenbaus, da sich dieser aus 29 In- 
dustriezweigen zusammensetzt, die in sich weitere 
erhebliche Unterteilungen aufweisen und zum Teil 
sehr unterschiedlich zusammengesetzt sind. 

1272. Fahrzeugbau 

Nach der Umsatzsteuerstatistik waren nahezu ein 
Viertel der Steuerpflichtigen Kapitalgesellschaften, 
die einen Umsatzanteil von 85 v. H. auf sich ver- 
einigten. 

Dieses Gesamtbild ändert sich jedoch bei einer 
Betrachtung der einzelnen Fachzweige. Eine auf 
Grund des Mitgliederverzeichnisses 1959/60 des 
Verbandes der Automobilindustrie (VDA) erstellte 
Statistik ergibt z. B. für den Kraftwagenbau folgen- 
des Bild: 


Anzahl der Unternehmen 
(nur VDA-Mitglieder) 

Per- 


sonen- 



ins- 

gesamt 

Kapital- 

gesell- 

schaften 

gesell- 
schaften 
und Ein- 
zelunter- 
nehmen 

Bau von Kraftwagen 
und Motoren . . . 

22 

20*) 

2 

Bau von Anhängern 
und Aufbauten 
(VDA) 

62 

18 

44 

Herstellung von Kraft- 
fahrzeugteilen und 
Zubehör (VDA) . . 

174 

90 

84 


'9 Drei Firmen sind nach ihrer Rechtsform GmbH, wer- 
den aber praktisch von Einzelunternehmern geführt. 


Diese Aufstellung läßt erkennen, daß im Kratt- 
wagenbau die Rechtsform der Kapitalgesellschaft 
mit 90 V. FL dominiert. 

Es handelt sich dabei eindeutig um Kapitalgesell- 
schaften großbetrieblicher Prägung. Bei der Kraft- 
fahrzeugteile- und Zubehör-Industrie ist das Ver- 
hältnis von Kapitalgesellschaften zu Personengesell- 
schaften und Einzelunternehmen etwa 50 : 50, wäh- 
rend die Betriebe im Anhänger- und Karosseriebau 
zu 79 V. H. als Personengesellschaften und Einzel- 
unternehmen geführt werden. 

Laut Industriestatistik betrug der Anteil der Be- 
schäftigten in der Betriebsgrößenklasse mit über 
500 Beschäftigten 84,8 v. H. der Beschäftigten des 
gesamten Fahrzeugbaues. In der gleichen Größen- 
klasse betrug der Anteil des Umsatzes 91,1 v. H. 
am Gesamtumsatz. Die umsatzmäßige Bedeutung der 
Großunternehmen im Fahrzeugbau zeigt sich darin, 
daß 1957 in der Umsatzgrößenklasse von 25 Mil- 
lionen und mehr von den 20 Steuerpflichtigen dieser 
Klasse bei 8,4 Milliarden DM Branchenumsatz ein 
Umsatz von 8,1 Milliarden DM erreicht wurde. Hier 
überwiegt also die großbetriebliche Kapitalgesell- 
schaft. 

1273. Stahlbau 

Die mit 21 v. H. an der Unternehmenszahl betei- 
ligten Kapitalgesellschaften vereinigten 1954 auf 
sich 53 V. H. des Umsatzes, so daß der Schwerpunkt 
auch hier in dieser Gruppe liegt. Die mit 43 v. H. 
beteiligten Einzelunternehmen erreichten dagegen 
nur einen Marktanteil von 16 v. H. des Umsatzes. 

In den einzelnen Bereichen des Stahlbaues (Stahl- 
bau, Weichenbau, Waggonbau, Feld- und Industrie- 
bahnen, Dampfkessel-, Behälter- und Rohrleitungs- 
bau, Wärme, Lüftungs- und Gesundheitstechnik) be- 
stehen jedoch sehr unterschiedliche Verhältnisse. So 
überwiegen z. B. in den Bereichen des Stahl- und 
Waggonbaues sowie des Dampfkessel-, Behälter- 
und Rohrleitungsbaues die Kapitalgesellschaften, im 
Bereich der Wärme-, Lüftungs- und Gesundheits- 
technik hingegen die Einzelunternehmen. 
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Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


Tabelle Industrie 17 


in den Größenklassen mit 



ins- 

gesamt 

1 bis 9 

Beschäftigten 

10 bis 49 ' 

Beschäftigten 1 

50 bis 199 
Beschäftigten 

200 bis 499 
Beschäftigten ^ 

500 und mehr 
Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H.i 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H.| 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Maschinenbau 












Betriebe 

5 263 

1 165 

22,1 i 

1 718 

32,6 

1 501 

28,6 

565 

10,7 

314 

6,0 

Beschäftigte in 1000 . , 

857,5 

5,7 

0 . 7 ! 

45,1 

5,3 

149,0 

17,3 

174,5 

20,3 , 

483,2 

56,4 

Umsatz in Millionen DM 

1 652 

9,8 

0,6 1 

68,3 

4,2 

253,4 

15,3 

318,8 

19,4 

1 001,7 

60,5 

Fahrzeugbau 












Betriebe 

717 

134 

18,7 \ 

232 

32,4 

196 

27,3 

71,0 

9,9 

84 

11,7 

Beschäftigte in 1000 . 

326,3 

0,6 

0,2 

6,1 

1.9 

20,8 

6,4 

21,8 

6,7 

276,9 

84,8 

Umsatz in Millionen DM 

1 044,4 

1,0 

0,1 

9,7 

0,9 

37,5 

3,6 

45,4 

4,3 

950,8 

91,1 

Stahlbau (einschließlich 
Leichtmetallbau) 












Betriebe 

1 267 

165 

13,0 

495 

39,1 

433 

34,2 ‘ 

103 

8,1 

i 71 

5,6 

Beschäftigte in 1000 . 

187,6 

0,9 

0,5 

13,7 

7,3 

41,2 

22,0 

33,0 

17,6 

98,7 

52,6 

Umsatz in Millionen DM 

396,1 

, 2,5 

0,6 

26,3 

6,6 

75,0 

19,0 : 

71,2 

18,0 1 

221,1 

55,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 18 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 

— 1954 — 


davon 


insgesamt 


Tr -^1 n Xi. Personen- 

Kapitalgesellschaften , ggsellschaften ti. ä. 


Einzelunternehmen 


steuerpflichtige ^ Umsatz Steuerpflichtige Umsatz .Steuerpflichtige Umsatz 

Umsatz 



steuer- 

pflichtige 

in 

Mio 

DM 

Anzahl 

in 

V. H. ; 

in 

Mio 

DM 

1 

in 

V. H. ' 

Anzahl 

in 

V. H. 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

’ V. H. 

in 

i Mio 

DM 

in 

V. H. 

Stahlbau 

1 003 

2 500,0 

215 

21,4 

' 1 324,9 

53,0 

355 

35,4 

786,5 

31,5 

433 

43,2 \ 

388,6 

15,5 

Gewerbe- 
kennziffer 23 















Maschinenbau . . . 

4 472 

13 967,1 

1 019 

22,8 

; 8 686,4 

62 , 2 - 

1 672 

37,4 

3 360,6 

24,1 

1 781 

39,8 

1 920,1 

13,7 

Gewerbe- 
kennziffer 24 






! 









Fahrzeugbau , . . 

Gewerbe- 
kennziffer 26 

656 

j 

i 

6 786,4 

159 

24,2 

5811,5 

85,7^ 

229 

35,0 

666,9 

9,8 

268 

40,8 

308,0 

4,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 19 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 




Stahlbau 

Gewerbe- 

kennziffer 

23 

Maschinen- 

bau 

Gewerbe- 

kennziffer 

24 

Straßen- und 
Luftfahr- 
zeiigbau 

Gewerbe- 

kennziffer 

26 

darunter : 
Kraftfahr- 
zeuge und 
deren 
Motore 

Gewerbe- 

kennziffer 

261 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

1 207 

7 171 

26 440 

72 

unter 

1,1 V. H. 

33,3 

52,9 

83,1 

32,6 

100 000 DM 

Mio DM 

Umsatz in 

46,1 

215,5 

586,1 

2,6 


V. H. 

1,0 

0,8 

4,6 

0,03 

100 000 DM 

bis unter 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

1 763 

4 098 

4 883 

74 

in V. H. 

48,7 

30,2 

15,3 

33,5 

1 Million DM 

Mio DM 

Umsatz in 

662,9 

1 451,1 

1 295,5 

32,2 


H. 

13,3 

5,9 

10,1 

0,37 

1 Million DM 

bis unter 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

574 

1 916 

453 

47 

in V. H. 

15,8 

14,1 

1,4 

21,3 

10 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

1 548,9 

6 003,4 

1 144,4 

148,2 


V. H. 

33,1 

24,7 

9,0 

1,8 

10 Millionen DM 
bis unter 

Anzahl 

Steuerpflichtige 

47 

228 

35 

8 

i in V. H. 

1,3 

1,7 

0,1 

3,6 

25 Millionen DM 

Mio DM 

Umsatz in 

703,1 

3 497,8 

513,4 

129,1 


V. H. 

15,0 

14,3 

4,0 

1,5 


Anzahl 

Steuerpflichtige 

31 

150 

43 

20 

25 Millionen DM 

in V. H. 

0,9 

1,1 

0,1 

9,0 

i 

und mehr 

Mio DM 

Umsatz in 

1 723,1 

13 277,4 

9 246,2 

8 114,5 


^ . H. 

37,6 

54,3 

72,3 

96,3 

insgesamt 

Sfeuerpfliditige Anzahl 

3 622 

13 563 

31 854 

221 


l'msatz in Mio DM 

4 683,8 

24 445,2 

12 785,6 

8 426,6 


Quölle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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128 . Elektrotechnische Industrie, Feinmechanik, 
Optik und Uhrenindustrie 

Die elektrotechnische Industrie umfaßt Betriebe 
aller Größenklassen. Die Betriebe mit 500 und mehr 
Beschäftigten nehmen 70,3 v. H. aller Beschäftigten 
auf und weisen 70,6 v. H. des Gesamtumsatzes aus. 
Unter den Großbetrieben gibt es solche bis zu 
150 000 Beschäftigten. Die kleinen Betriebe mit 
1 bis 9 Beschäftigten sind zwar nur mit etwa 0,5 v.H. 
an der Gesamtzahl der Beschäftigten und am Ge- 
samtumsatz beteiligt, jedoch innerhalb der elektro- 
technischen Industrie keineswegs bedeutungslos. So 
gibt es kleine Betriebe, die Spezialgeräte herstellen 
und z. B. nur von einem Wissenschaftler mit zwei 
Beschäftigten betrieben werden, die aber wichtige 
Zulieferer für größere Betriebe sind. 

Die einzelnen Rechtsformen sind in allen Größen- 
klassen vertreten. In der Rechtsform der Kapitalge- 
sellschaften, die mit 75 v. H. am Gesamtumsatz be- 
teiligt sind, werden vornehmlich die großen Unter- 
nehmen betrieben. Man findet jedoch Kapitalgesell- 
schaften auch in den kleineren Größenklassen, wäh- 
rend andererseits Personengesellschaften und Ein- 
zelunternehmen auch in den höheren Größenklassen 
vertreten sind. 

In der Feinmechanik, Optik und Uhrenindustrie 
verteilen sich die Anteile an der Gesamtzahl der 
Beschäftigten und an den Gesamtumsätzen zur 
Hälfte auf die großen Betriebe und zu rund 40 v. H. 
auf die Betriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten, Die 
kleineren Betriebe beschäftigen sich ebenso wie bei 
der elektrotechnischen Industrie überwiegend mit 
der Anfertigung von Spezialerzeugnissen. 

Eine Betrachtung der Rechtsformen ergibt eine 
Beteiligung der Kapitalgesellschaften, die 14 v. H. 
der Gesamtzahl der Unternehmen ausmachen, an 
den Gesamtumsätzen mit etwa der Hälfte. Die Ein- 
zelunternehmen, die über die Hälfte aller Unterneh- 
men stellen, sind mit 15 v. H. am Gesamtumsatz be- 
teiligt. 
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Tabelle Industrie 20 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


in den Größenklassen mit 


; 1 bis 9 10 bis 49 50 bis 199 200 bis 499 500 und mehr 

gesamt Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten 




Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Elektrotechnische 

Industrie 












Betriebe 

2 725 

680 

25,0 

756 

27,7 

728 

26,7 

277 

10,2 

284 

10,4 

Beschäftigte in 1000 , 

642,0 

3,0 

0,5 

20,3 

3,1 

77,9 

12J 

89,2 

13,9 

451,6 

70,3 

Umsatz in MillionenDM 

1 414,8 

5,1 

0,4 

35,2 

2,5 

157,2 

1hl 

j 

218,5 

15,4 

998,9 

70,6 

Feinmechanik, Optik und 
Uhrenindustrie 






1 






Betriebe 

1 421 

546 

38,4 

443 

31,2 

294 

20,7 

90 

6,3 

48 

3,4 

Beschäftigte in 1000 . . 

1 

140,9 : 

2,2 


10,9 

7,8 

' 29,2 

20,7 

27,6 

19,6 

71,0 

50,3 

Umsatz in MillionenDM 

187,7 

4,0 

2,1 j 

15,7 

8,4 1 

39,5 

2hl 1 

36,4 

19,4 

92,0 

49,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 21 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 





davon 



insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

.. Einzelunternehmen 

, gesellschaften u. a. 


1 : Umsatz 

j Steuerpflichtige Umsatz 

Steuerpflichtige Umsatz Steuerpflichtige 

Umsatz 


Steuer- in 

1 pflichtige Mio 

DM 

Anzahl i,,'?, i M^o 

, V. H, V. H. 

j 

Anzahl Mio ' Anzahl 

DM 

; Mio ! !” 

, DM 

Elektroindustrie . 

Gewerbe- 
kennziffer 27 

1 

1916 7 716,94 

' f ^ 

461 24 5 797.28 7.5' 595 31 1 308,35 17 860 45 

611,30 8 

Feinmechanik, Ontik 
und Uhren indaistrie . 

Gewerbe- 
kennziffer 28 

1 274 1 727,61 

175 14 848,12 49 

484 34 621,86 36 665 52 

257,63 15 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 22 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 





Elektro- 

Fein- 




Industrie 

mechanik. 





Optik und 





Uhren- 


► 



Industrie 




Gewerbe- 

Gewerbe- 




kennziffer 

kennziffer 




27 

28 


Steuerpflichtige 

A nzahl 

ir V. H, 

! 

1 6815 

64 

12311 

80 

unter ' 

i 

100 000 DM : 

Umsatz in 

Mio DM 

229,3 

346,9 



V. H. 

1,5 

10 

100 000 DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

2 872 

2 663 

27 

17 

bis unter 



Umsatz in 

Mio DM 

831,1 

657,8 

1 Million DM 



T . H. 

5 

21 

1 Million DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

754 

387 

7 

2,7 

bis unter i 



Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

2 366,9 

1 097 

10 Millionen DM 


i 

15 

33,5 


- 

Anzahl 

102 

22 

10 Millionen DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

in V. H. 

1 

0,2 


Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

1 534,5 

339,5 

25 Millionen DM 



10 

10 


Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

85 

1 

14 

0,1 

25 Millionen DM 



und mehr 1 

Umsatz in 

Mio DM 

H. 

10 597,1 

877,7 



68,5 

25,5 

' 1 
! 

insgesamt 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

10 638 

15 397 

Umsatz in 

Mio DM 

15 558,9 

3 318,9 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 


51 






Drucksache 2012 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


129. Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwarenindu- 
strie und verwandte Zweige der Eisen, Stahl, 
Blech und Metall verarbeitenden Industrie 
(EStBM-Industrie) 

1291. Ziehereien und Kaltwalzwerke 
Zum Bereich der Ziehereien und Kaltwalzwerke 
gehört die Fertigung von gezogenem Draht und 
Drahtfertigerzeugnissen, die Herstellung von Blänk- 
stahl, Kaltband, kaltgewalztem Bandstahl von weni- 
ger als 500 mm Breite und Präzisionsstahlrohren. 
Dieser Industriezweig ist im wesentlichen Zulieferer 
für die Eisen verarbeitende Industrie. 

Auf kleine und mittlere Betriebe bis 499 Beschäf- 
tigte entfallen 51 v. H. der Zahl der Beschäftigten 
und 53 V. H. der Umsätze, während 48 v. H. der 
Beschäftigten in großen Betrieben tätig sind, die 
46 V. H. der Umsätze erzielen. In der Größenklasse 
200 bis 499 Beschäftigte ist in den vergangenen Jah- 
ren der Anteil an Beschäftigten und am Umsatz ab- 
solut und relativ erheblich gestiegen. 

Die Umsatzgrößenklassen sind in der Umsatz- 
steuerstatistik 1957, die Rechtsformen in der Um- 
satzsteuerstatistik 1954 nicht ausgewiesen. In diesen 
Statistiken ist die gesamte Gruppe Ziehereien und 
Kaltwalzwerke in den Angaben über die Eisen 
schaffende Industrie enthalten und kann nicht her- 
ausgezogen werden. Nach Verbandsangaben konn- 
ten folgende Anteile der Rechtsformen an der Zahl 
der Unternehmen festgestellt werden: 


Rechtsformen Unternehmen 



1954 

1959 

1954 

1959 

AG .... 

25 

58 

4,5 

11,2 

GmbH . . . 

83 

103 

14,9 

20,0 

OHG und KG 

Einzelunter- 

. 204 

97 

36,6 

18,8 

nehmen . 

. 245 

258 

44,0 

50,0 


557 

516 

WO 

100 


Nach dieser Aufstellung hat die Gesamtzahl der 
Unternehmen im Jahre 1959 um 41 gegenüber 1954 
abgenommen. Ferner ist 1959 der Anteil der Per- 
sonengesellschaften erheblich gesunken, während 
sich die Zahl der Kapitalgesellschaften, aber auch 
die der Einzelunternehmen erhöht hat. 

Der Anteil der Unternehmen nach ihren Rechts- 
formen am Umsatz 1954 betrug nach Verbandsanga- 
ben: 


Rechtsformen 

Zahl der 
Unter- 
nehmen 

! Anteil am 
Gesamt- 
umsatz 


in 

V. H. 

AG 

4,5 

48,8 

GmbH 

14,9 

17,5 

OHG und KG .... 

36,6 

25,8 

Einzelunternehmen . . . 

44,0 

7,9 : 


100 

100 


Für eine Zuordnung der Rechtsformen zu einzel- 
nen Größenklassen liegen keine statistischen Unter- 
lagen vor. 


1292. Stahl Verformung 

Zur Stahlverformung gehört die Herstellung von 
Gesenkschmiedestücken, Preß-, Zieh- und Stanztei- 
len, Federn, Schrauben und Normteilen, Ketten und 
Grubenausbauteilen. Dieser Industriezweig fertigt 
außerdem verschiedene landwirtschaftliche Geräte 
und Bedarfsartikel, wie Gabeln, Hacken, Sensen, 
Schaufeln. 

In dieser Industrie liegt das Schwergewicht mit 
rund 71 v. H. der Zahl der Beschäftigten und 69 v. H. 
der Umsätze bei den kleinen und mittleren Betrie- 
ben, während der Anteil der großen Betriebe mit 
mehr als 500 Beschäftigten 27 v. H. der Zahl der Be- 
schäftigten und 28,5 v. H. der Umsätze beträgt. Die 
Großbetriebe gehören überwiegend zu Konzernen 
der Eisen schaffenden Industrie. 

Die Umsatzgrößenklassen und Rechtsformen sind 
für diesen Fachbereich ebenfalls statistisch nicht ge- 
sondert ausgewiesen, sondern in der Gewerbekenn- 
ziffer 29 (Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallwaren- 
industrie) mit der EBM-Industrie in einer Gesamt- 
summe zusammengefaßt, so daß Aufgliederung nicht 
möglich ist. 

Nach einer Repräsentativerhebung im Jahre 1958, 
die 71 V. H. der Verbandsbetriebe umfaßt, ergeben 
sich für die gesamte Stahlverformung etwa folgende 
Rechtsformen: 

Einzelunternehmen und OHG = 74,3 v. H. 

KG - 15,6 V. H. 

GmbH = 8,6 v. H. 

AG = 1,5 v.H. 

Der Anteil der Xapitalgesellschaften beträgt mit- 
hin rund 10 v.H. In diesem Industriebereich liegt 
das Schwergewicht bei den Personengesellschaften 
und den Einzelunternehmen. Eine Zuordnung der 
Rechtsformen zu den einzelnen Größenklassen ist 
auch hier mangels statistischer Unterlagen nicht 
möglich. 

1293. Eisen, Blech und Metall verarbeitende In- 
dustrie 

Dieser Industriebereich umfaßt die Herstellung 
von Erzeugnissen aus Stahlblech, von Heiz- und 
Kochgeräten, Werkzeugen, Schneidwaren, Schlös- 
sern und Beschlägen, Fahrrad- und Kraftradteilen, 
Feinblechpackungen, Metallkurzwaren, Metall- und 
Leichtmetallwaren, Jagd- und Sportwaffen und ver- 
schiedenen Eisen- und Stahlwaren. 

In der EBM-Industrie sind die kleinen und mitt- 
leren Betriebe mit 66 v. H. an der Zahl der Beschäf- 
tigten und mit 63 v. H. am Umsatz beteiligt. Der 
Anteil der großen Betriebe mit mehr als 500 Be- 
schäftigten beträgt 31 v. H. an der Zahl der Beschäf- 
tigten und 34 V. H. am Umsatz. 
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Nach der Umsatzsteuerstatistik 1957 waren die 
steuerpflichtigen Unternehmen mit einem Umsatz 
unter 10 Millionen DM zu rund 64 v. H. am Gesamt- 
umsatz beteiligt. Ein Vergleich mit den Zahlen der 
Industriestatistik ist nicht möglich, da die Indu- 
striebetriebe in der Umsatzsteuerstatistik nicht aus- 
gesondert werden können. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik 1954 (Stahlverfor- 
mung eingeschlossen) waren rund 90 v. H. der Un- 
ternehmungen Personengesellschaften und Einzel- 
unternehmen, die mit rund 65 v. H. am Gesamt- 
umsatz beteiligt waren. 


Nach einer Verbandsstatistik ergeben sich fol- 
gende Rechtsformen: 


i 

I Zahl der 

Rechtsform Unter- v. H. -Anteil 

nehmen 


Einzelunternehmen und 

OHG 2 734 75,5 

KG 335 9,2 

GmbH 455 12,6 

AG 97 2,7 


3 621 WO 


Tabelle Industrie 23 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriobsgrößenklasscn 
im September 1958 







in den Größenklassen 

mit 





ins- 

1 bis 9 

10 bis 

49 

50 bis 

199 

200 bis 

499 

500 und mehl 


gesamt 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

Beschäftigten 

Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H, 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. 1 1 

Ziehereien und Kaltwalz- 
werke 












Betriebe 

665 

224 

33,7 

222 

33,3 

136 

20,5 

54 

8,1 

29 

4,4 

Beschäftigte in 1000 . 

70,5 

1,0 

1,4 

5,8 

8,2 

14,1 

20,0 

15,8 

22,4 

33,8 

48,0 

Umsatz in Millionen DM 

263,1 

2,6 

1,0 

17,9 

6,8 

58,1 

22,1 

63,4 

24,9 

121,1 

46,0 

Stahlverformung 












Betriebe 

2 034 

820 

40,3 

681 

33,4 

384 

18,9 

115 

5,7 

34 

1,7 

Beschäftigte in 1000 . 

124,6 

3,5 

2ß 

17,3 

13,9 

36,0 

28,9 

34,5 

27,7 

33,3 

26,7 

Umsatz in MillionenDM 

255,5 

6,0 

2,4 

30,5 

11,9 

73,9 

29,0 

72,2 

28,2 

72,9 

28,5 

Eisen-, Blech- und Metall- 












waren 












Betriebe 

6 331 

2 942 

46,4 

1 866 

29,5 

1 090 

17,3 

311 

4,9 

122 

1,9 

Beschäftigte in 1000 . 

382,7 

12,2 

3,2 

47,0 

12,3 

108,3 

28,4 

97,5 

25,4 

117,7 

30,7 

Umsatz in MillionenDM 

745,1 

20,5 

2,8 

80,0 

10,7 

206,6 

27,8 

183,2 

24,5 

254,8 

34,2 

Musikinstrumente, Spiel- 
waren, Schmuckwaren 












usw. 












Betriebe 

2 045 

1 126 

55,0 

635 

31,1 

239 

11,7 

36 

1,8 

9 

0,4 

Beschäftigte in 1000 . 

63',0 

3,9 

6,2 

14,9 

23,7 

21,7 

34,4 

10,3 

16,3 

12,2 

19,4 

Umsatz in MillionenDM 

103,1 

6,4 

6,2 

25,2 

24,3 

36,1 

35,0 

16,5 

16,0 

18,9 

18,3 


(i) u e ] l e : Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 
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Seit dem Jahre 1954 sind nach einer weiteren Ver- 
bandserhebung 53 Umwandlungen in andere Rechts- 
formen vorgenommen worden, ohne daß sich eine 
Verschiebung der Gesamtstruktur ergeben hat. 
Auch die EBM-Tndustrie besteht überwiegend aus 
kleinen und mittleren Betrieben. 

Ein Drittel der dem Wirtsdiaftsverband angehö- 
renden Aktiengesellschaften weist eine Beschäftig- 
tenzahl von weniger als 500 Personen auf. Darunter 
befinden sich einige, die weniger als 100 Personen 
beschäftigten. Bei knapp einem' Drittel der als Ak- 
tiengesellschaften betriebenen EBM-Firmen (28 Un- 
ternehmen) handelt es sich um Betriebe, bei denen der 
Schwerpunkt der Fabrikation auf Gütern liegt, die 
nicht EBM-Erzeugnisse sind. Diese Aktiengesell- j 
schäften sind ■ — als Gesamtunternehmen — durch- 
weg Großbetriebe und gehören vorwiegend zur 
Eisen schaffenden Industrie. 


1294. Musikinstrumente, Spielwaren, Schmuckwa- 
ren u. ä., bearbeitete Edelsteine 

In dieser Industriegruppe sind Betriebe mit 10 bis 

49 Beschäftigten mit etwa 25 v. H., die mittleren 
Betriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten mit etwa 

50 V. H., die Großbetriebe mit über 500 Beschäftig- 
ten mit etwa 20 v. H. an der Gesamtzahl der Be- 
schäftigten und an den gesamten Umsätzen beteiligt. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik betrug der Anteil 
der steuerpflichtigen Unternehmen mit einem Um- 
satz unter 10 Millionen DM rund 80 v. H. Eine Ver- 
gleichsmöglichkeit mit der Industriestatistik ist auch 
hier nicht gegeben. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik 1954 waren rund 
I 97 V. H. der Unternehmen Personengesellschaften 
I und Einzelunternehmen, die mit etwa 70 v, H. am 
Gesamtumsatz beteiligt waren. Angaben über die 
Zuordnung der Rechtsformen nach Größenklassen 
liegen nicht vor. 


Tabelle Industrie 24 


Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen 
— 1954 — 


insgesamt 


Kapitalgesellschaften 


davon 

Personen- 
gesellsdiaften u. ä. 


Einzelunternehmen 


Umsatz 

Steuer- i in 
pflichtige ' Mio 
DM 


Steuerpfliditige Umsatz Steuerpfliditige Umsatz Steuerpflichtige Umsatz 


Anzahl Mio Anzahl i Mio Anzahl Min 

V- H. ; V. H. V. H. , V. H. V. H. v. H. 


Eisen-, Stahl-, Blech- 
und Metallwaren- 
Industrie (einschließ- 
lich Stahl- 
verformung) ... 7371 6841 741 10,1 2364 34,5 2 955 40,1 3 408 49,8 8675 49,9 1 069 15,7 

Gewerbe- | 

kennziffer 29 

Musikinstrumente, 

Spielwaren, 

Sdimuckwaren u. ä., 

Bearbeitung von 

Edelsteinen. . . . 1850 709 43 3,2 218 30,8 471 34,9 324 45,6 836 61,9 167 23,6 

Gewerbe- 
kennziffer 44 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 25 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 





Eisen-, Stahl-, Blech- 

Herstellung von Musik- 




und Metallwaren- 

Instrumenten, Spielwaren, 




Gewerbe abzüglich 

Schmuckwaren u. ä., 




Schmiedereien und 

Bearbeitung von 




Schlossereien 

Edelsteinen 




Gewerbekennziffer 

Gewerbekennziffer 




29 

44 



Anzahl 

9 180 

7 080 


Steuerpflichtige 

in V. PI. 



unter 


55,9 

80,3 

100 000 DM 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

269 

140 



^ 2,4 

9,6 

100 000 DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

ir. V. H. 

5 245 

1 426 

32,0 

i 

16,3 

bis unter 



Umsatz in 

Mio DM 

1 815 

434 

1 Million DM 

1 


V. H. 

16,0 

29,6 

1 Million DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. PI. 

1 812 

244 

11,0 

2,8 

bis unter | 

10 Millionen DM 



Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

5 195 

578 




45,8 

39,6 



Anzahl 

139 

3 

10 Millionen DM 

bis unter 

25 Millionen DM 

Steuerpflichtige 

in V. H. 

0,8 

— 

Umsatz in 

Mio DMl 

1 

V. PI. 

1 965 

35 




17,4 

2,4 



Anzahl 

46 

6 


Steuerpflichtige 

in V. Pi. 

0,1 

0,3 

25 Millionen DM 



und mehr 


Mio DM 



Umsatz in 

2 081 

275 





V. H. 

18,4 

18,8 

insgesamt 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

16 422 

8 759 

Umsatz in 

Mio DM 

11 325 

1 462 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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130. Glas- und Feinkeramische Industrie ! 

Vom Gesamtumsatz entfallen in der Glas- und 
Feinkeramischen Industrie über 60 v. H. auf Be- 
triebe mit 500 und mehr Beschäftigten und über : 
30 V. H. auf Betriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten. 
Die Betriebe mit 1 bis 9 Beschäftigten sind zwar 
zahlenmäßig mit rund 51 v. H. bzw. 37 v. H. aller i 
Betriebe von Bedeutung, haben jedoch mit ihren ge- i 
ringeren Anteilen von 2 v. H. bzw. 1 v. H. an den 
Gesamtbeschäftigten und am Gesamtumsatz wenig 
Gewicht. ' 

In den einzelnen Fachsparten sind die Verhält- | 
nisse sehr unterschiedlich. Während die mehr oder | 
weniger automatisierten Glaserzeugungsbetriebe | 
vornehmlich zu den großen Betrieben innerhalb die- | 
ser Industrie zählen, gehören die Mundglasbetriebe i 
und die Glas verarbeitenden und veredelnden Be- : 


triebe zu den mittleren und kleinen Betriebsgrößen. 
Für die Unterhaltung des kleinsten Glasschmelz- 
ofens sind mindestens v50 Beschäftigte erforderlich. 

Auch in der Feinkeramischen Industrie erfordert 
der Betrieb eines Brennofens eine größere Anzahl 
von Beschäftigten. Der kleinste Geschirrporzellan- 
hersteller hat z. B. rund 90 Beschäftigte. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik 1957 entfällt Je 
etwa die Hälfte der Umsätze aller Unternehmen auf 
die Größenklassen bis zu 10 Millionen DM Umsatz 
und über 10 Millionen DM Umsatz. Der geringe Um- 
satzanteil der Betriebe mit 1 bis 9 Beschäftigten 
wird durch die Umsatzsteuerstatistik bestätigt. 

Die Kapitalgesellschaften sind mit 61 v. H. am 
Gesamtumsatz beteiligt; davon werden rund 25 v. H. 
als GmbH betrieben, die vielfach im Familienbesitz 
sind. 


Tabelle Industrie 26 Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 

in den Größenklassen mit 


1 bis 9 10 bis 49 50 bis 199 200 bis 499 500 und mehr 

gesamt Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten Beschäftigten 




Anzahl 

in V, H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V, H. 

Feinkeramische Industrie ' 

Betriebe 

558 

204 

36,6 

135 

24,2 

107 - 

19,2 

52 

9,3 , 

60 

10,7 

Beschäftigte in 1000 . . 

86,5 

0,8 

hO 

3,2 

3,7 

11,5 

13,3 

17,9 

20,8 

52,9 

61,2 

Umsatz in MillionenDM 

106,4 

1,0 

1,0 

4,0 

3,8 

14,4 

13,5 

23,3 

21,9 

63,6 

59,8 

Glasindustrie 

Betriebe 

1 049 

532 

50,7 

298 

28,4 

110 

10,5 

70 

0,7 

39 

3,7 

Beschäftigte in 1000 . 

85,5 

2,0 

2.4 

6,7 

7,9 

10,7 

12,5 

21,6 

25,3 

44,3 

51,9 

Umsatz in MillionenDM 

1 

150,0 

2,9 

1,9 

10,2 

6,9 

15,5 

10,4 

28,6 

19,1 

92,4 

61,7 


Quelle : Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955— 1958 


Tabelle Industrie 27 


Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Recbtsformen — 1954 — 





davon 




insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

Personen- 
gesellschaften u. ä. 

Einzelunternehmen 


Umsatz 

Steuer- in 

pflichtige Mio 

DM , 

Steuerpfliditige Umsatz 

steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


Anzahl Mio „ 

V. H. , V. H. 

Anzahl 

V. in. 

in 

Mio 

DM 

Anzahl 

V. rl. 

J,'' in 

Mio „ 

DM '"■ 

Feinkeramische 
Industrie und 
Glasindustrie . . 

1 424 : 1 804,6 

240 16,9 1 107,3 61,4 

450 31,6 

544,3 30,1 

734 51,5 

152,9 8,5 

Gewerbe- 
kennziffer 36 

- 

i 






Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 28 

Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 




1 

Feinkeramik 

Glas- 

industrie 




Gewerbe- 

kennziffer 

361 

Gewerbe- 

kennziffer 

365 

unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

ir. V. H. 

764 

63,5 

1 291 

60,6 

100 000 DM 

Umsatz in 

Mio DM 

V H. 

21,0 

43,3 

3,2 

100 000 DM 
bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V, H. 

271 

22,5 

667 

31,3 

i 

Umsatz in 

Mio DM j 
V H. 

87,6 

7,3 

181,7 

12,6 

1 Million DM 

1 Million DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

144 

11,9 

156 

7ß 

Umsatz in 

Mio DM 

V H. 

1 

472,5 

39,6 

514,4 

35,8 

10 Millionen DM 

10 Millionen DM 

bis unter 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

15 

h2 

9 

0,4 

Umsatz in 

Mio DM 

V H. 

213,7 

17 ß 

122,3 

8,5 

25 Millionen DM 

25 Millionen DM 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

in V. H. 

11 

0,9 

9 

0,4 

und mehr 

Umsatz in 

Mio DM 

V. H. 

401,7 

j 33,6 

572,5 

39,9 

insgesamt 

Steuerpflichtige 

Anzahl 

1 205 

2 132 

Umsatz in 

Mio DM 

1 196,4 

1 434,1 




Quelle: 

Statistisches Bundesamt, Band 219 
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131 . Textil- und Bekleidungsindustrie 
1311 . Textilindustrie 

Die Textilindustrie rangiert in der Größenordnung j 
der deutschen Industriezweige, gemessen an den Be- i 
schäftigtenzahlen, unmittelbar hinter dem Maschi- 
nenbau und dem Bergbau. Als bedeutendste Ver- 
brauchsgüterindustrie beschäftigte sie im Dezember 
1959 rd. 607 000 Arbeitskräfte, das sind rd. 8,5 v. H. 
aller Industriebeschäftigten. Der Anteil der weib- 
lichen Beschäftigten überwiegt dabei. Am Umsatz- 
wert der gesamten Industrie ist sie mit rd. 8 v. H. 
beteiligt. 

13111 . Das Schwergewicht in der Textilindustrie 
liegt bei den mittleren Betriebsgrößenklassen von 
50 bis 499 Beschäftigten, die 50,1 v. H. der Gesamt- 
beschäftigten und 49,5 v. H. des Gesamtumsatzes 
auf sich vereinigen. Mit 39,7 v. H. bzw, 41,6 v. H. 
ist jedoch der Anteil der Betriebsgrößenklassen mit 
500 und mehr Beschäftigten an Beschäftigten und 
Umsatz nicht wesentlich geringer. 

Bei der vielfältigen Gliederung derTextilindustrie 
sagen diese globalen Zahlen jedoch nur wenig über 
die einzelnen Textilgruppen und noch weniger über 
die einzelnen Fachsparten aus. Nach der Textilsta- 
tistik gliedert sich die Textilindustrie in folgende 
Gruppen: 

Spinnstoff-Aufbereitung und -Bearbeitung 

Spinnstoff-Verarbeitung 

Gespinst-Verarbeitung 

Textilveredlung 

Chemiefaserherstellung. 

Zu der Gruppe „Spinnstoff-Aufbereitung ifnd -Be- 
arbeitung" gehören als bedeutendste Betriebsarten 
die Reißspinnstoffherstellung, die Wollwäscherei 
und Wollkämmerei. In dieser Gruppe liegt das 
Schwergewicht im Hinblick auf die Beschäftigten- 
zahl bei den Betriebsigrößenklassen mit 500 und 
mehr Beschäftigten. Gemessen an der gesamten Tex- 
tilindustrie ist jedoch der Anteil dieser Gruppe ge- 
ring. Demgegenüber sind in der Gruppe der Spinn- 
stoffverarbeiitung (Spinnereien) rund 25 v. H. aller 
Beschäftigten tätig. Auf Grund der Beschäftigtenzahl 
sind die Baumwollspinnerei, Kammgarnspinnerei 
und die Streichgarnspinnerei als die bedeutendsten 
Betriebsarten dieser Gruppe anzusehen. Bei der 
Haargarnspinnerei, der Grobgarnspinnerei, derHanf- 
und Jutespinnerei, der Hartfaserspinnerei, der 
Flachs- und Ramiespinnerei, der Wollfilzindustrie 
und der Hutindustrie (Wolle und bzw. oder Hutstum- 
pen verarbeitende Industrie) liegt der Schwerpunkt 
bei den Betriebsgrößenklassen mit 200 bis 499 und 
500 und mehr Beschäftigten, deren Anteile an der 
Beschäftigtenzahl etwa gleich groß sind. 

Den größten Anteil (fast 70 v. H.) an der Gesamt- 
zahl der Beschäftigten der Textilindustrie vereinigt 
die Gruppe „Gespinstverarbeitung" auf sich. Nach ! 
der Zahl der Beschäftigten sind in dieser Gruppe . 
aus einer Vielzahl der Betriebsarten besonders die ; 
Baumwollweberei, die Wirkerei und Strickerei, die 
Tuch- und Kleiderstoffweberei und die Seiden- und j 
Samtweberei zu nennen, auf die fast 75 v. H. aller | 


Beschäftigten dieser Gruppe entfallen. Bei einem 
nur geringen Anteil der Betriebsgrößenklassen bis 
49 Beschäftigte sind die Anteile der Betriebsgrö- 
ßenklassen von 50 bis 199, 200 bis 499 und 500 und 
mehr Beschäftigten etwa gleich groß. 

13112 , Nach der Umsatzsteuerstatistik des Jahres 
1957 lag das Schwergewicht in der Textilindustrie 
bei den Unternehmen in den Umsatzgrößenklasisen 
von 1 Million DM bis unter 25 Millionen DM, die rd. 
55 V. H. des Gesamtumsatzes auf sich vereinigten. 
Bemerkenswert war jedoch auch der Anteil der Um- 
satzgrößenklassen von 25 Millionen DM und mehr 
mit rd. 35 v. H. des Gesamtumsatzes. Dagegen be- 
trug der Anteil der untersten Umsatzgrößenklassen 
— bis unter 1 Million DM — noch nicht einmal 
10 V. H. Eine detailliertere Aussage zu den einzel- 
nen Textilgruppen ist aus den unter 1122. letzter 
Absatz genannten Gründen auch hier nicht möglich. 

13113 . Im Jahre 1954 waren die Umsatzanteile der 
Einzelunternehmen und der Personengesellschaften 
einerseits und der Kapitalgesellschaften anderer- 
seits etwa gleich groß (51,7 v. H. : 48,3 v. H.). Von 
dem Umsatzanteil der Kapitalgesellschaften entfie- 
len 28,8 V. H. auf solche, die in der Rechtsform der 
AG, und 19,5 v. H. auf solche, die in der Rechtsform 
der GmbH betrieben wurden. Aus den statistischen 
Angaben läßt sich jedoch nicht zwingend auf die 
Größe der Unternehmen schließen, da möglicher- 
weise Einzelunternehmen und Personengesellschaf- 
ten zu den größeren, Kapitalgesellschaften (z. B. 
Familien-AG) dagegen zu den mittleren Unter- 
nehmen zu rechnen sind. 

1312. Bekleidungsi ndus tri e 

Die Bekleidungsindustrie hat zwar gemessen an 
den Beschäftigten und am Umsatz nicht die Bedeu- 
tung der Textilindustrie, stellt aber einen beacht- 
lichen Faktor innerhalb der Verb rau chs güte rind.ii- 
strie dar. Ihre Schwerpunkte liegen vor allem in 
den Bundesländern Nordrhein-Westfalen, Bayern 
und Baden- Württemberg. 

13121 . Noch ausgeprägter als in der Textilindu- 
strie überwiegen die mittleren Betriebsgrößenklas- 
sen (50 bis 499 Beschäftigte) in der Bekleidungsin- 
dustrie, auf die im September 1958 62,6 bzw. 62,3 
V. H. der Beschäftigten und des Gesamtumsatzes 
entfielen. Der Anteil der Betriebsgrößenklassen mit 
500 und mehr Beschäftigten ist nicht größer als der 
der Betriebsgrößenklassen mit 1 bis 49 Beschäftig- 
ten. 

Innerhalb der Betriebsgrößenklassen von 50 bis 
499 Beschäftigten zeigt sich jedoch ein deutliches 
Übergewicht der Klassen von 50 bis 199 Beschäftig- 
ten (I) gegenüber denen mit 200 bis 499 Beschäftig- 
ten (II). Nach der Zahl der Beschäftigten betrugen 


die Relationen dieser Klassen in den Sparten 

I II 

Herren- und Knaben Oberbekleidung 10:9 

Damen-, Mädchen- und Kinderoberbekleidung 2 : 1 

Wäscheindustrie 4 : 3 

Miederindustrie 5 : 3 

sonstige Bekleidungsindustrie 2 : 1 
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13122. Während in der Textilindustrie im Jahre 
1957 das Schwergewicht bei den Uinsatzgrößenklas- 1 
sen von 1 Million DM bis unter 25 Millionen DM | 
lag, vereinigten in der Bekleidungsindustrie die | 
Unternehmen in den Umsatzgrößenklassen von j 
100 000 DM bis unter 10 Millionen DM mit 65,1 v. H. 
den Hauptanteil der Umsätze auf sich. Unter ihnen 
nahmen die Unternehmen in den Umsatzgrößen- 
kla&sen von 1 Million DM bis unter 10 Millionen 
DM mit 46,2 v. H. des Gesamtumsatzes eine be- | 
sondere Stellung ein. Die Untemehmein in den Um- ; 
Satzgrößenklassen bis unter 100 000 DM erreichten I 
etwa 60 v. H. des Umsatzes der Unternehmen in den ! 

i 

Umsatzgrößenklassen von 10 Millionen DM und ; 
mehr. Diese Kriterien lassen die dominierende Stel- 
lung der kleinen und mittleren Unternehmen in | 
der Bekleidungsindustrie deutlich erkennen. | 


13123. Auch nach den Rechtsformen der Unter- 
nehmen bot sich in der Bekleidungsindustrie nach 
dem Stande von 1954 im Vergleich zur Textilindu- 
strie ein anderes Bild. Die Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften vereinigten hier ca. 75 v. H. 
des Gesamtumsatzes auf sich. Von dem Anteil der 
Kapitalgesellschaften (25 v. H. des Gesamtumsatzes) 
entfielen 1 v. H. auf AG und 24 v. H. auf Unter- 
nehmen, die in der Rechts form der GmbH betrieben 
wurden. 

In den beiden wichtigsten Branchen der Beklei- 
dungsindustrie (Oberbekleidung und Wäscheindu- 
strie) ergab sich nach der Häufigkeit der Rechts- 
formen die Rangfolge: 

Einzelunternehmen — Personengesellschaften — 
GmbH — AG — , wobei die Umsätze der Einzel- 
unternehmen und Personengesellschaften nur wenig 
differierten. 


• Betriebe, Beschäftigte und Umsatz Tabelle Industrie 29 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


in den Größenklassen mit 


I 1 bis 9 ; 10 bis 49 50 bis 199 200 bis 499 | 500 und mehr 

gesamt Beschäftigten j Beschäftigten | Beschäftigten j Beschäftigten | Beschäftigten 




' Anzahl 

in V. H. Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in v.H. 

Textilindustrie 











Betriebe 

6 623 

2 343 

35,4 2 091 

316 

1 376 

20,8 

555 

8,4 

258 

3,8 

Beschäftigte in 1000 . 

618,0 

9,9 

1,6 53,2 

8,6 

136,2 

22,0 

174,0 

28,1 

244,7 

39,7 

Umsatz inMillionenDM 

1 291,8 

1 16,0 

1,3 98,5 

1.6 

270,0 

20,9 

369,7 

28,6 

537,6 

41,6 

Bekleidungsindustrie 


i 









Betriebe 

5 704 

1 858 

32,6 2 253 

39,5 

1 253 

21,9 , 

274 

4,8 

66 

12 

Beschäftigte in 1000 . 

321,2 

^ 8,0 

2,5 57,7 

17,9 

121,1 

37,7 

79,9 

24,9 

54,5 

17,0 

Umsatz inMillionenDM 

558,9 

12,2 

2,2 87,7 

15,7 

200,2 

35,8 1 

148,2 

26,5 

110,6 

19,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955 — 1958 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — Tabelle Industrie 30 


davon 



insgesamt 

Kapitalgesellschaften 

Pcrsonen- 
gesellschaften u. 

.. 

a. 

Einzelunternehmen 


Steuer- 

pflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 

steuerpflichtige 

Umsatz 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


in 

Mio 

DM 

Anzahl 

in 

Mio 

DM 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

Mio 

DM 

! i 

in 

V. H. 

Anzahl 

in 

V. H, 

in 

Mio 

dm H- 

Textilindustrie . . 

Gewerbe- 
kennziffer 42 

6 189 

12 746 

1 

j 906 14,6 

i , 

1 

6 155 

48,3 

2 380 38,5 

5 505 

43,2 

2 903 

46,9 

1 086 8,5 

Bekleidungsindustrie 
Gewerbe- 
kennziffer 43 

7 925 

4 553 

501 6,3 

1 145 

25,2 

1 609 20,3 

1 836 

40,3 

5815 

73,4 

1 572 34,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 31 


Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

~ 1957 — 





Textil- 

Beklei- 




gewerbe 

dungs- 




. 

gewerbe 




Gewerbe- 

Gewerbe- 




kennziffer 

kennziffer 




42 

43 


Anzahl ! 


14 821 

108 394 


Steuerpflichtige 




unter 

in V. H. ! 

1 


71,9 

94,1 

100 000 DM 

Mio DM 


252,8 

1 057,3 


Umsatz in 




V, H. 


1,4 

12,6 


Anzahl 


3 645 

5 224 

100 000 DM 

Steuerpflichtige 




in V. H. 


17,7 

4,5 

bis unter 

— 



1 Million DM 

Mio DM ! 


1 337,5 

1 579,3 


Umsatz in 



V. H. 


7,6 

18,9 


Anzahl 


1 776 

1 418 

1 Million DM 

Steuerpflichtige 



in V. H. 


8,6 

1,3 

bis unter 

Mio DM 


5 715,2 

3 866 

10 Millionen DM 


Umsatz in 



V. H. 


32,5 

46,2 


Anzahl 


259 

81 

10 Millionen DM 

Steuerpflichtige 



in V. H. 


1,2 

0,1 

bis unter 

Mio DM 


4011,4 

1 258,2 

25 Millionen DM 


Umsatz in 



V. H. 


22,8 

15 


Anzahl 


117 

12 


Steuerpflichtige 


25 Millionen DM 

in V. H. 


0,6 

0,0 

und mehr 

Mio DM 


6 272,6 

607,7 


Umsatz in 



V H. 


35,7 

7,3 


Steuerpflichtige Anzahl 


20618 

115 129 ^ 

insgesamt 





Umsatz in Mio DM 


17 589,5 

8 368,4 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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132. Ledererzeugende und -verarbeitende Industrie | 

1321. In der ledererzeugenden Industrie liegt das | 
Schwergewicht bei den Betrieben mit 500 und mehr | 
Beschäftigten. Etwa 40 v. H. dieser Anteile entfallen 1 
auf die Betriebe mit 50 bis 499 Beschäftigten . 

Die statistischen Unterlagen über die Rechtsfor- 
men weisen die ledererzeugende mit der lederver- 
arbeiteinden Industrie zusammen aus. Nach Unter- 
lagen des Verbandeis der Deutschen Lederindustrie 
verteilen sich die Rechtsformen auf seiine Mitglieds- 
firmen wie folgt: 

61,7 V. H. Kapitalgesellschaften, 

29,0 V. H. Personengesellschaften, 

9,3 V. H. Einzelunternehmen. 

Aus der gleichen Quelle liegt eine Aufgliederung 
der Umsätze nach Rechts formen vor. Es handelt sich 
auch hier um den gleichen Firmenkreis, so daß die 
Anteile an den einzelnen Größenklassen sich nicht 
mit der amtlichen Statistik decken. 



von 

vom 


Betrieben 

Umsatz 


insgesamt 

insgesamt 

Betriebe mit 

... 

— 


in V. H. 


Kapitalgesellschaften 


1 bis 9 Beschäftigten 

— 

— 

10 bis 49 Beschäftigten 

2,3 

1,0 

50 bis 199 Beschäftigten 

5,8 

8,7 

200 bis 499 Beschäftigten 

4,0 

17,6 

500 und mehr 



Beschäftigten 

2,3 

34,4 

insgesamt . . 

14,4 

61,7 

Personengesellschaften 



1 bis 9 Beschäftigten 

13,4 

1,1 

10 bis 49 Beschäftigten 

21,7 

7.0 

50 bis 199 Beschäftigten 

12,6 

15,2 

200 bis 499 Beschäftigten 

2,3 

5,7 

500 und mehr 



Beschäftigten 

— • 

— 

insgesamt . . . 

50,0 

29,0 

Einzelunternehmen 



1 bis 9 Beschäftigten 

21,2 

0,5 

10 bis 49 Beschäftigten 

10,0 

2,3 

50 bis 199 Beschäftigten 

3,2 

3,2 

200 bis 499 Beschäftigten 

1,2 

3,3 

500 und mehr 



Beschäftigten 

— 

— 

insgesamt . . . 

35,6 

9,3 


1322. In der lederverarbeitenden Industrie (ohne 
Schuhindustrie) liegt das Schwergewicht mit etwa 
43 V. H. der Beschäftigten und Umsätze in der Grö- 
ßenklasse mit 50 bis 199 Beschäftigten, mit etwa 
25 V. H. bei der mit 10 bis 49 Beschäftigten. In der 
Schuhindustrie entfallen rd. 50 v. H. der Beschäftig- 
ten und Umsätze auf die Größenklasisen 50 bis 499 
Beschäftigte sowie 39 v. H. der Beschäftigten und 
43,5 V. H. der Umsätze auf die großen Betriebe mit 
mehr als 500 Beschäftigten. Eine Aufteilung nach 
Rechts formen ergibt sich aus einer Meldung des 
Hauptverbandes der Deutschen Schuhindustrie für 
seine Mitgliedsfirmen. Danach betragen die Anteile: 

Kapitalgesellschaften 14,4 v, H. 
Personengesellschaften 24,3 v. H. 

Einzelunternehmen 61,3 v. H. 

Für eine Aufgliederung der Rechtsformen nach 
Größenklassen fehlen statistische Unterlagen. Nur 
für das Fachgebiet der Rauchwaren und Pelzwirt- 
schaft konnte der einschlägige Verband folgende 
Angaben zur Verfügung stellen: 


i 

! 

Betriebe mit 

1 

von 

Betrieben 

insgesamt 

in 

vom 

Gesamt- 

umsatz 

insgesamt 

v.H. 

Kapitalgesellschaften 

keine 

Personengesellschaften 

1 bis 9 Beschäftigten 

— 

— 

10 bis 49 Beschäftigten 

15,5 

20,5 

50 bis 199 Beschäftigten 

14,1 

18,9 

200 bis 499 Beschäftigten 

4,2 

21,5 

500 und mehr 

Beschäftigten 

— 

— 

insgesamt . . . 

33,8 

60,9 

Einzelunternehmen 

1 bis 9 Beschäftigten 

9,9 

2,5 

10 bis 49 Beschäftigten 

43,6 

22,7 

50 bis 199 Beschäftigten 

12,7 

13,9 

200 und mehr 

Beschäftigten 

— • 

— 

insgesamt . 

66,2 

39,1 
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Tabelle Industrie 32 


Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


in den Größenklassen mit 



ins- 

gesamt 

1 bis 9 

Beschäftigten 

10 bis 49 
Beschäftigten 

50 bis 199 
Beschäftigten 

200 bis 499 
Beschäftigten 

500 und mehr 
Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

|in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Leder erzeugende Indu- 
strie 












Betriebe 

326 

69 

212 

129 

39,5 

87 

26,7 

26 

8,0 

15 

4,6 

Beschäftigte in 1000 . 

37,2 

0,3 

0,9 

3,5 

9,5 

8,1 

21,7 

6,6 

17,8 

18,7 

50,1 

Umsatz in Millionen DM 

97,5 

0,8 

0,8 

9,6 

9,8 

23,8 

24,4 

17,5 

18,0 

45,8 

47,0 

Leder verarbeitende 
Industrie (ohne Schuh- 
industrie) 

! 











Betriebe 

1 090 

436 

40,0 

422 

38,7 

202 

18,5 

23 

2,1 

7 

0,7 

Beschäftigte in 1000 . 

41,7 

1 1,9 

4,5 

10,8 

25,9 

17,7 

42,5 

1 6,6 

15,9 1 

4,7 

11,3 

Umsatz in Millionen DM 

71,1 1 

3,1 

4,3 

17,1 

24,J 

31,1 

43,7 

11,8 

16,6 

8,0 

11.2 

Schuhindustrie 












Betriebe 

1 028 ! 

314 

30,5 

323 

31,4 

274 

26,7 

85 

8,3 

32 

3,1 

Beschäftigte in 1000 . 

106,1 

1 

1,2 

hl 

8,4 

7,9 

28,3 

26,7 

26,4 

24,9 

41,8 

39,4 

Umsatz in Millionen DM 

187,6 

1.6 

0,9 

11.4 


44,9 

23,9 1 

48,1 

25,6 ' 

81,6 

43,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe i, Jahresheft 1955 — 1958 


Tabelle Industrie 33 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen — 1954 — 





1 

davon 






insgesamt 

Kapitalgesellschaften geseSften u. ä. 

i 

Einzelunternehmen 

1 


Steuer- j 
pfliditige 

Umsatz 

in 

Mio 

DM 

Steuerpflichtige 

1 Umsatz ; Steuerpflichtige 

Umsatz 

j Steuerpflichtige 

Umsatz 


! 

Anzahl 

in . ! 1 , 

v.‘h. v.H. 

Mio 

DM '"• 

1 

Anzahl 

1 in 

V, H. 

in 

Mio 

DM 

j 

in 

! V. H. 

Ledererzeugung und 


1 


i 






-Verarbeitung . . . 

Gewerbe- 
kennziffer 41 

2 525 

3017, 

249 9,9 

. i 253 41,8 \ 1 005 39,8 ; 

j 

i 

! 

1 316 43,9 

i 

1 271 

50,3 

448 

14,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 
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Tabelle Industrie 34 


Steuerpflichtige und Umsatz nach Umsatzgrößenklassen 
in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 




Leder- 
erzeugung 
und -Ver- 
arbeitung 

Gewerbe- 

kennziffer 

41 

Leder- 

erzeugung 

Gewerbe- 

kennziffer 

411 

darunter: 

Lederwaren Schuh- 

reparatur- 
werkstätten 
und Maß- 
schuh- 
macherei 

Gewerbe- Gewerbe- 
kennziffer kennziffer 
413 4175 

Schuhe mit 
Schuh- 
reparaturen 
mit Einzel- 
handel mit 
Schuhwaren 

Gewerbe- 

kennziffer 

419 


Anzahl 

61 908 

429 

12 799 

41 683 

5 606 

unter 

Steuerpflichtige 

in V. H. 

94,2 

51,4 

88,6 

99,4 

92,8 

100 000 DM 

Mio DM 

805 

12 

270 

354 

138 


Umsatz in 

V. H. 

1 15,5 

1,0 

22,0 

88,5 

58,7 


Anzahl 

3 096 

252 

1 451 

263 

429 

100 000 DM 

SLeuerpflichtige 

in V. H. 

4,7 1 

30,2 

10,1 

0,6 

7,1 

bis unter 

1 Million DM 

Mio DM 

872 

96 

401 

46 

75 


Umsatz in 

V. H. 

16,8 

7,6 

32,7 

11,5 

31,9 


1 

Anzahl 

659 

131 

184 


7 

1 Million DM 

SLeuerpflichtige 

in V. H. 

1,0 

15,7 

1,3 



0,1 

bis unter 

10 Millionen DM 

Mio DM 

1 804 

419 

419 


22 


Umsatz in 

V. H. 

34,7 

33,3 

34,2 

— 

9,4 

- - - - - - 

' 1 

- - 



- ---- - - 

— — - 




Anzahl 

44 

18 

10 



10 Millionen DM 

Steuerpflichtige 

in V. H. 

0,0 

2,1 

0,0 

__ 



bis unter 

25 Millionen DM 

1 

Mio DM 

643 

272 

137 




Umsatz in 

V H. 

12,4 

21,6 

11,1 

— 

— 

— — 

Anzahl 

15 

5 

■ ■ 



1 

Steuerpflichtige 

in V. H. 

0,0 

0,6 




25 Millionen DM 

und mehr 

Mio DM 

1 068 

460 





Umsatz in 

V. H. 

20,6 

36,5 

— 

— 

— 

- - - - - - - 



_ _ 

- 

- 

- - 


Steuerpflichtige Anzahl 

65 722 

835 

1 

14 444 

41 946 

6 042 

insgesamt 

Umsatz in Mio DM 

5 192 

1 

1 259 

1 227 

400 

235 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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133. Bauindustrie 

Das Bauhauptgewerbe (Rohhochbau und Tiefbau) 
gliedert sich in Bauindustrie und Bauhandwerk. 
Nach der Erhebung des Statistischen Bundesamtes 
vom Juli 1958 gehören zum Bauhauptgewerbe 55 281 
handwerkliche Betriebe mit 914 050 Beschäftigten 
und 3975 industrielle Betriebe mit 453 273 Beschäf- 
tigten (zur Lage des Bauhandwerks vgl. Erster 
Teil, Zweiten Abschnitt, A., I.) Nur 3 v. H. der 
industriellen Betriebe mit 22 v. H. der Gesamtbe- 
schäftigten haben 500 und mehr Beschäftigte. 

Der Umsatz im gesamten Bauhauptgewerbe be- 
trug im Juli 1958 1679 Millionen DM; auf industri- 
elle Betriebe entfielen davon 656 Millionen DM (ca. 


39 V. H.). Eine Unterteilung nach Größenklassen 
liegt nicht vor. 

' Die Tabelle Industrie 37 zeigt den Umsatz nach 
Betriebsgrößenklassen im Hoch-, Tief- und Inge- 
nieurbau (einschließlich Handwerk). Eine Ausglie- 
derung der industriellen Baubetriebe ist nicht mög- 
I lieh. 

Die Mehrzahl der Unternehmen wird in den 
Rechtsformen der Personengesellschaften (44 v. H.) 

, und der Einzelunternehmen (40 v. H.) geführt. Deren 
; Anteile an den Gesamtumsätzen betragen 42 v. H. 
bzw. 22 V. H. Nur 16 v. H. der Unternehmen sind 
Kapitalgesellschaften, die mit 36 v. H. am Gesamt- 
, Umsatz beteiligt sind. 


Tabelle Industrie 35 


Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im Juli 1958 






in de 

;n Größenklassen mit 



ins- 

gesamt 

I bis 9 

Beschäftigten 

10 bis 49 
Beschäftigten 

.50 bis 199 200 bis 499 

Beschäftigten Beschäftigten 

500 lind mehr 
Beschäftigten 



Anzahl 

in V. H. 

Anzahl in v. H. 

Anzahl in v. H. Anzahl in v. H. 

Anzahl in v. H. 

Industrielle Baubetriebe 
innerhalb des 
Bauhauptgewerbes 





1 

j 


Betriebe 

3 975 : 

518 

13,0 

1 235 31,1 

850 21,4 ' 1 261 31,7 

111 2,8 

Beschäftigte in 1000 . 

453 273 

2 181 

0,5 

33 979 7,5 

61351 13,5 257 687 56,9 

98 075 21,6 

Umsatz inMillionenDM 

656 


— 

Statistische Angaben fehlen 

— 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Baiiwirtschaft, Bautätigkeit, Wohnungen, Reihe 2 — Bauhauptgewerbe 1958 


Tabelle Industrie 36 


Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen 
— 1954 — 


davon 


insgesamt 


Kapitalgesellschaften 


Personen- 
gesellschaften u. ä. 


Einzel unternehmen 


Steuer- 

pfliditige 


Umsatz 

in 

Mill. 

DM 


Steiioipflirhl iqc 


Anzahl 

V. H, 


Umsatz Simiorpflichtige Umsatz Stouorpflichtige 


in 

Mill 

DM 


in 

V. H. 


Anzahl 


in 

V. H. 


in 1 . ! . 

Mill, i J.. Anzahl ' 

DM : » 


Umsatz 


in 

Mil!. 

DM 


in 

V. H, 


Hoch-, Tief- und 

Ingenieurbau ... 2 618 4 802 430 W 1725 36 1 157 44 2 038 42 1 031 40 1039 22 

Gewerbe- 
kennziffer 51 


Quelle: Statistisches Bundescimt, Band 161 
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Tabelle Industrie 37 

Steuerpflichtige und Umsatz 

nach Umsatzgrößenklassen 

in der Zusammenfassung von Industrie, Handwerk und sonstigem produzierendem Gewerbe 

— 1957 — 


davon: 

Allgemeiner 




Hoch-, Tief- 
und 

Ingenieur- 

bau 

Gewerbe- 

kennziffer 

51h 

Hoch-, Tief- 
und 

Ingenieur- 

bau 

Gewerbe- 
kennziffer 
5101 h 


Anzahl 

41 177 

1 489 

Steuerpflichtige 




unter 

in V. H. 

65 

29 

100 000 DM 





Mio DM 

1 217,1 

62,7 

Umsatz in 





V. H. 

7 

1 


Anzahl 

19 157 

2 692 

Steuerpflichtige 




100 000 DM 

in V. H. 

30 

52 

bis unter 




1 Million DM 

Mio DM 

6 072,8 

1 044,6 

Umsatz in 





V. H. 

36 

23 


Anzahl 

3 111 

911 

. X.,.. , Steuerpflichtige 




1 Million DM 

in V. H. 

4,9 

18 

bis unter — - ■ 




10 Millionen DM 

Mio DM 

1 7 029,4 

2 297 

Umsatz in 





V. H. 

42 

49 


Anzahl 

1 63 

37 

Steuerpflichtige 

10 Millionen DM 

i’i V. H. 

1 0,1 

1 

bis unter 




25 Millionen DM 

Mio DM 

964,5 

556,3 

Umsatz in 




! 

1 

V. H. 

6 

12 


Anzahl 

26 

14 

Steuerpflichtige 





in V. H. 



25 Millionen DM 




und mehr 

Mio DM 

1 478,3 

694,5 

1 Umsatz in 




•i 

V. H. 

9 

15 

! Steuerpflichtige 

Anzahl 

63 534 

5 143 

insgesamt — — - 

— 



Umsatz in 

Mio DM 

16 762 

4 655 


*) Die Gewerbekennziffern 55 (Zimmerei und Dachdeckerei), 56 (Bauinstallation), 57 (Ausbaugewerbe) und 59 (Bau- 
hilfsgewerbe) sind als völlig dem Handwerk zugeordnet fortgclassen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 219 
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134 . Ernährung.sindustrie 

Wie bei anderen Industriegruppen festgestellt 
wurde, haben auch in der EmährungsindustrLe große 
und größte Unternehmen eine erhebliche Bedeu- 
tung, die in den letzten 10 Jahren noch gewachsen 
ist. So erhöhte sich von 1952 bis 1958 der Anteil 
der Betriebe mit 500 und mehr Beschäftigten 
am Umsatz von 13,7 v. H. auf 23,3 v. H. 
Wird die Größenklasse von 200 bis 499 Beschäftig- 
ten in die Betrachtung einbezogen, so erhöhte sich 
der Anteil der Betriebe mit 200 und mehr Beschäf- 
tigten von 1952 bis 1958 von 35,7 v. H. auf 45,8 v. H. 
des Umsatzes der Emährungsdndustrie. 

Das Schwergewicht Liegt in der Ernährungsin- 
dustrie jedoch nach wie vor bei den kleinen und 
mittleren Größenklassen. 1958 entfielen rd. 60 v. H. 
aller Betriebe auf die niedrigste Größenklasse mit 1 
bis 9 und weitere 37 v. H. auf die mittlere Größen- 
klasse mit 10 bis 199 Beschäftigten. Die Vielzahl 
dieser kleinen und mittleren Betriebe der Ernäh- 
rungsindustrie übertraf zusammen auch den Um- 
satzanteil der größeren und Großbetriebe, obgleich 


ihr Anteil zwischen 1952 und 1958 von 64,3 v. H. 
auf 54,2 V. H. zu rück gegangen ist. 

In den 25 Zweigen der Ernährungsindustrie, die 
nach der „Systematik der Industrieberichterstattung" 
unterschieden werden, sind die Verhältnisse sehr 
unterschiedlich. Eine vorwiegend kleine und mittel- 
betriebliche Struktur weisen insbesondere die 
Zweige Brotindustrie, Obst und Gemüse verarbei- 
tende Industrie, Molkereien, Mineralwasser- und 
Limonadenindustrie und Spiritusindustrie auf, wäh- 
rend in den Zweigen Stärkeindustrie, Zuckerindu- 
strie, Süßwarenindustrie sowie öl- und Margarine- 
industrie die Großbetriebe stärker in den Vorder- 
grund treten und den Zweigen Nährmittelindustrie, 
Fisch verarbeitende Industrie und — wenn auch 
mit stärkerem Anteil der mittleren Betriebsgrö- 
ßen — Mühlenindustrie, Fleisch verarbeitende In- 
dustrie, Brauereien, Mälzereien und Wein verar- 
beitende; Industrie Unternehmen aller Betriebsgrö- 
ßen tätig sind. 

Eine große Anzahl kleiner und mittlerer Betriebe 
der Ernährungsindustrie sind der Rechtsform nach 


Tabelle Industrie 38 

Betriebe, Beschäftigte und Umsatz 

nach Betriebsgrößenklassen 
im September 1958 


Besch äf- 

ügte I 9 j,Q ^9 

Beschäftigten Beschäftigten 
gesamt 


in Betrieben mit 

50 bis 199 200 bis 499 

Beschäftigten : Beschäftigten 


500 und mehr 
Beschäftigten 




Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Ernährungsindustrie 

Betriebe 

13 592 

8 121 

59,8 , 3 598 

26,5 

1 458 

10,7 

304 

2,2 

111 

0,8 

Beschäftigte in 1000 . . 

453,8 

31,3 

6,9 

84,4 

18,6 

140,6 

31,0 

94,0 

20,7 

103,5 

22,8 

Umsatz in Millionen DM 

2 435,2 

164,2 

6,8 : 

446,3 

18,3 

709,2 

29,1 

548,5 

22,5 

567,0 

23,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Die Industrie der BRD, Reihe 1, Jahresheft 1955—1958 


Tabelle Industrie 39 

Steuerpflichtige und Gesamtumsatz der Unternehmen im Bundesgebiet 

nach Rechts formen 
— 1954 — 


Rechtsform 

Steuerpflichtige 

Umsatz 


Anzahl 

in V. H. 

Millionen DM 

in V. H. 

Ernährungsindustrie 






Kapitälgesellschaft .... 


1 155 

9,5 

9 009 

42,3 

Personengesellschaft .... 


5 161 

42,3 

9 558 

44,8 

Einzelunternehmen .... 

.... 

5 870 

48,2 

2 754 

12,9 

Ernährungsindustrie insgesamt 

12 186 

100 

21 321 

100 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Band 161 


66 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2012 


Einzelunternohmen. Ein nicht unbedeutender Teil 
der mittleren Betriiebe findet sich auch bei den 
Personengesellschaften. Bei einzelnen Zweigen spielt 
besonders die Rechtsform der Genossenschaft eine 
große Rolle. 

Einen Anhaltspunkt für die umsatzmäßtgen Grö- 
ßenordnungen der Rechtsformen geben folgende 
Durchschnittszahlen : 

Im Jahre 1954 erzielten nach den Ergebnissen der 
Umsatzsteuerstatistik die Kapitalgesellschaften 
durchschnittlich einen Umsatz von 7,8 Millionen DM, 
die Personengesellschaften 1,9 Millionen DM und 
die Einzelunternehmen 469 000 DM je Unternehmen. 

Nach der gleichen Statistik entfiel 1954 auf die 
Einzel unternehmen ein Anteil am Umsatz der Er- 
nährungsindustrie insgesamt von 13 v. H, bei einem 
Anteil an der Unternehmenszahl von 48 v. H. Die 
ebenfalls relativ große Anzahl der Personengesell- 
schaften — 42 V. H. aller Unternehmen — vereinigte 
einen Anteil am Umsatz der Ernährungsindustrie 
von 45 V. H. auT sich, während rd. 10 v. H. aller 
ernährungsindustriellen Unternehmen als Kapital- 
gesellschaften mit 42 V, H. um Umsatz der Er- 
nährungsindustrie teilhatten. 

135. Zusammenfassung der Einzeldarstellungen 

Aus den vorstehenden Einzeldarstellungen ergibt 
sich, daß angesichts der außerordentlichen Vielfalt 
des industriellen Bereiches die verfügbaren statisti- 
schen Unterlagen nicht geeignet sind, die unter- 
schiedlichen Verhältnisse im einzelnen ausreichend 
zu kennzeichnen. Selbst wenn von den mehrfach er- 
wähnten methodischen Schwierigkeiten abgesehen 
wird, die sich daraus 'ergeben, daß die amtlichen 
Statistiken aus verschiedenen Zeiträumen stammen, 
meist nur sehr komplexe Gruppen ausweisen und 
auch infolge begrifflicher Verschiedenheiten, wie sie 
z. B. bei der Bestimmung der Umsätze auf treten, mit- 
einander nicht ohne weiteres vergleichbar sind, 
stellen sich die Verhältnisse nicht nur von Branche 
zu Branche, sondern auch innerhalb der einzelnen 
Fachzweige so unterschiedlich dar, daß nur ein- 
gehende Branchenuntersuchungen ein zutreffendes 
Strukturbild unter Berücksiichtigung der kleinen und 
mittleren selbständig Tätigen erbringen könnten. 

Allgemein ergibt sich, daß zwar der Zahl nach 
die kleinen und mittleren Betriebe in vielen Fach- 
bereichen eine erhebliche Rolle spielen, daß aber 
ihr Anteil an der Zahl der Beschäftigten und am 
Umsatz nur dort ins Gewicht fällt, wo die Produk- 
tionsbedingungen die Tätigkeit von Klein- und Mit- 
telbetrieben begünstigen. 

Entsprechendes gilt auch, wenn von der Rechts- 
form der Unternehmen ausgegangen wird. Der Zahl 
nach stellen Einzeluntemehmen und Personenge- 
sellschaften einen beträchtlichen Anteil aller Unter- 
nehmen. Nach dem Umsatz gerechnet dominieren 
meist jedoch die — der Zahl nach geringeren — 
Kapitalgesellschaften. Zwar kann angenommen wer- 
den, daß die Kapitalgesellschaften häufiger eine 
großbetriebliche Prägung aufweisen und daß die 
kleinen (Familien-) Kapitalgesellschaften demgegen- 


über umsatzmäßig weniger ins Gewicht fallen. Um- 
gekehrt haben jedoch keineswegs alle Binzeiunter- 
nehmen und Personengesellschaften den Charakter 
von Klein- und Mittelbetrieben. 

Endlich kann auch nicht generell davon ausge- 
gangen werden, daß Mittelbetriebe mit rechtlich 
selbständigen Inhabern, die sich etwa in den Grö- 
ßenklassen von 50 bis 499 Beschäftigten bewegen, 
nur nach diesem Kriterium automatisch zu den mit- 
telständischen Betrieben zu rechnen wären. Eine 
solche Zuordnung kann vielmehr nur von Fall zu 
Fall unter Berücksichtigung der betrieblichen Ge- 
sa mtstruktur erfolgen. 


2. Betriebsvermögens-, Kapital-, Umsatz-, 
Ertrags- und Einkommensstruktur 

21. Betriebsvermögens- und Kapitalstruktur 

211 . Anteil des Anlagevermögens und des Eigen- 
kapitals an der Bilanzsumme nach Rechts- 
formen 

Uber die Betriebsvermögens- und Kapitalstruktur 
liegen nur für die in der Rechtsform der Aktien- 
gesellschaft geführten Unternehmen Untersuchungen 
vor. Für die folgenden Betrachtungen wurde daher 
hilf s weise die Einheitswertstatistik 1953 herange- 
zogen. Diese weist für die nachstehenden Rechtsfor- 
men die Zahl der Betriebe und die Anteile des An- 
lagevermögens und Eigenkapitals an der Bilanz- 
summe wie folgt aus: 



i Zahl 

i der 

Betriebe’ 

Anteil 

des 

Anlage- 

ver- 

mögens 

in 

Anteil 

des 

Eigen- 

kapitals 

V. H. 

natürliche Personen 

204 897 

39,0 

51,3 

Personengesellschaften 

50 704 

34,3 

52,3 

AG 

1 639 

49,2 

52,4 

GmbH 

9 916 

31,5 

59,2 

267 156 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Einheitswortstatistik 
i953 


212. Fachliche Aufgliederung nach Einheitswert- 
gruppen 

Die Tabelle Industrie 40 gibt für die ausgewähl- 
ten Fachbereiche Aufschluß über den Anteil der Be- 
triebe innerhalb der Fachsparten und deren Ein- 
heitswerte an den Einheits wertgruppen, unterteilt 
nach natürlichem und nichtnatürlichen Personen. 
Weitere Aufteüimgen nach Rechtsformen können 
mangels Unterlagen nicht gegeben werden. 
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Die Betriebsvermögens- und Kapitalstruktur der | 
in der Einheitswertstatistik 1953 erfaßten Wirt- ; 
schaftsbe reiche zeigt für die Ein'heitswertgruppen ; 
die Tabelle Industrie 41. Weitere fachliche Auftei- | 
lungen liegen nicht vor. i 

i 

Der Anteil des Eigenkapitals läßt für den Bereich j 
Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung im ; 
allgemeinen einen steigenden Trend mit zunehmen- 
der Größe der Einheitswerte erkennen. Im Durch- ; 
schnitt beträgt der Anteil des Eigenkapitals 46,6 v. H. ! 
der Bilanzsumme. Die Unternehmen mit einem Ein- | 
heitswert bis zu 10 000 DM liegen mit 37 v. H. 
erheblich unter dem Durchschnitt. Nach einer nach 
Rechtsformen durchgeführten Untersuchung („Die 
Bilanzstruktur gewerblicher Unternehmen" in „Wirt- 
schaft und Statistik") beläuft sich das Eigenkapital 
im Durchschnitt bei den Körperschaften auf 45,2 v. H. 
und bei den Einzelunternehmen und Personengesell- 
schaftcn auf 53,9 v. H. 

Im Bereich des verarbeitenden Gewerbes ergibt j 
sich ein durchschnittlicher Anteil des Eigenkapitals j 
von 50 V. H. an der Bilanzsumme und ein Anteil ' 
von 40,3 V. H. für die Gruppe bis 10 000 DM Ein- I 
heitswert. Auch hier ist im allgemeinen in den | 
höheren Gruppen ein höherer Anteil des Eigen- i 
kapitals feststellbar. Für die Körperschaften ergibt : 
sich ein durchschnittlicher Anteil am Eigenkapital i 
von 49,8 V. H., für die Einzelunternehmen und Per- i 
sonengesellschaften von 53,8 v. H. Eine entspre- i 
chcnde Feststellung kann für das Bau- und Ausbau- 
gewerbe nicht gemacht werden. Bei einem Durch- ' 
Schnittsanteil des Eigenkapitals von 33,8 v. H. ist i 
hier der Anteil in der niedrigsten Gruppe 36,7 v. H. ■ 
mit im allgemeinen absinkendem Anteil in den 1 
nächst höheren Größenklassen. Der Anteil für die 1 
Körperschaften beträgt 29,4 v. H., der Anteil der ; 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften i 
37,5 V. H. I 

Für eine Aufgliederung nach Einzelwertgruppen j 
und Größenklassen ist statistisches Material nicht ' 
verfügbar. 

Die betriebwirtschaftliche Forderung, daß das 
Anlagevermögen durch Eigenkapital gedeckt sein 
soll, ist für die vorgenannten Wirtschaftsbereiche 
in den einzelnen Größenklassen — von wenigen 
Ausnahmen abgesehen — erfüllt. Die in den ver- 
schiedenen Größenklassen bestehenden Unter- 
schiede am Anteil des Anlageverniögens dürften 
durch die unterschiedliche Höhe des Umlaufvermö- 
gens beeinflußt sein. 

Auf Maschinen und maschinelle Anlagen enfällt 
nach der Einheitswertstatistik im Durchschnitt aller 
Größenklassen für den Bereich Eisen- und Metall- 
erzeugung und -Verarbeitung ein Anteil von 
13,8 V, H., für das verarbeitende Gewerbe ein An- 
teil von 16,8 V. H. der Bilanzsumme, im Bau- und 
Ausbaugewerbe mit einer naturgemäß geringeren 
Maschinenausstattung ein solcher von 7,6 v. H. 

Als Beispiel der starken Unterschiedlichkeit der 
Kapitalstruktur von Firma zu Firma bei gleichem 
Fachgebiet wird nachstehend aus einem Bericht des 
Verbandes Süddeutsche Mineralölwirtschaft über 


die Lage der diesem Verband angeschlossenen 12 
Mineralölverarbeiter wiedergegeben: 

Rechtsform: 6 GmbH, 2 OHG, 4 KG, zusam- 

men 12 

Betriebssiätten: 13 

Jahresumsatz 1958: ca. 62 Millionen DM (zwischen 

1,6 Millionen DM und 19,5 Mil- 
lionen DM) 

Beschäftigte: 943 

Verhältnis von Eigenkapital zu Fremdkapital in v. H,: 


Finna 

Eigenkapital 

langfristiges 
Fremcl- 
! kapital 

kurzfristiges 

Fremd- 

kapital 

1 

30 

30 

40 

2 

50 

50 

— 

3 

33'/:! 

662/3 

— 

4 

80 

20 

— 

5 

12 

83 

— 

6 

100 

— 

• — 

7 

70 

30 

— 

8 

38 

22 

40 

9 

182/3 

55 

26k'3 

10 

100 

— 

— 

11 

68f/3 

122/3 

20 

12 

100 

— 

— 


22. Umsatzstruktur 

Von dem Umsatz der Industrie im Jahre 1954, 
der vom Statistischen Bundesamt mit rd, 153 Mil- 
liarden DM festgestellt worden ist, entfielen rd. 
7,5 Milliarden DM — 4,9 v. H. auf Handelsumsätze. 
In den einzelnen Fachbereichen ist dieser Anteil 
jedoch sehr unterschiedlich. 

Für eine Beantwortung der Frage, welche Bedeu- 
tung dem Handelsumsatz innerhalb der verschie- 
denen Bctriebsgrößenklassen zukommt, fehlen sta- 
tistische Aufzeichnungen. Nach den Zahlen der 
Kostenstruktur in der gewerblichen Wirtschaft 
(Heft 1 Industrie) ist zwar — soweit nach Größen- 
klassen dargestellt — ein gewisser Trend in der 
Richtung zu erkennen, daß mit steigender Größe 
der Betriebe (gemessen an der Gesamtproduktion) 
der Anteil des Handelsumsatzes am Gesamtumsatz 
geringer vzird. Die erhebliche Zahl von Ausnahmen, 
z. B. Sägewerke, Lederwaren- und Kofferindustrie, 
gestatten eine allgemein gültige Aussage jedoch 
nicht. 

23. Einkommensstruktiir nach Einkommensgruppen 

Für eine Aussage zur Einkommensstruktur steht 
eine Untersuchung des Deutschen Instituts für Wirt- 
schaftsforschung zur Verfügung. Die erfaßten Grup- 
pen decken sich allerdings nicht mit den in den 
vorhergehenden Darstellungen enthaltenen Gliede- 
rungen. Außerdem ist nur das Gesamteinkommen 
für einzelne Einkommcnsgrößenklassen ohne Auf- 
teilung nach Einkommensarten erfaßt. 
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Tabelle Industrie 40 


Fachliche Aufteilung der Betriebe und Einheitswerte 
nach Einheitswertgruppen 
in V. H. der Betriebe und Einheitswerte 1953 


natürliche Personen I nichtnatürliche Personen 





10 000 

50 000 

250 000 


i 

' 

10 000 

50 000 

250 000 


Fachbereich 

unter 

bis 

bis 

bis 

über 

unter i 

bis 

bis 

bis 

über 



10 000 

unter 

unter 

unter 

1 Million 10 000 i 

unter 

unter 

unter 

1 Million 



DM ■ 

50 000 

250 000 

1 Million 

DM 

DM 1 

50 000 

250 000 

1 Million 

DM 



i. . 

DM 

DM 

DM 


i 

DM 

DM 

DM 


Steine und 

Betriebe 

34,8 

49,3 

14,0 

1.8 

0.1 

12,8 

36,2 

32,8 

13,9 

4,3 

Erden 

Einheitswert 

6,1 

29,5 

39,6 

19,7 

5,1 

0,3 

3,0 

13,5 

22,1 

61,1 

NE-Metalle 

Betriebe 

28,7 

50,0 

16,5 

3,7 

1,1 

7,7 

27,9 

27,4 

17,5 

19,5 

Einheitswert 

2,1 

15,1 

22,1 

18,8 

41,9 

kleiner 
als O.l 

0,3 

1.4 

3,6 

94,6 


Stahlbau 

Betriebe 

27,8 

54,0 

16,3 

1,7 

0.2 

10,0 

33,3 

35,4 

12,3 

9,0 

Einheitswert 

4,3 

29,0 

38,0 

22,9 

5,8 

0,1 

1,8 

8,8 

12,7 

76,6 

Maschinenbau 

Betriebe 

32,9 

46,1 

17,0 

2,9 

1,1 

8,2 

29,1 

31,2 

17,8 

13,7 

Einheitswert 

0,7 

3,7 

6,6 

4,9 

84,1 

kleiner 
als 0.1 

0,9 

4,2 

10,2 

84,7 


Fahrzeugbau 

Betriebe 

45,1 

47,8 

6,6 

0,4 

0,1 

19,3 

48,1 

23,1 

5,5 

4,0 

Einheitswert 

12,2 

41,7 

24,9 

5,8 

15,4 

0,2 

1,8 

3,6 

4,0 

90,4 

Elektrotechnik 

Betriebe 

41,2 

47,5 

9,2 

1,9 

0,2 

12,6 

32,5 

26,9 

16,0 

12,0 

Einheitswert 

7.3 

26,5 

25,0 

29,2 

12,0 

0,1 

0,9 

3,3 

8,4 

87,3 

Feinmechanik, 

Betriebe 

42,3 

50,4 

6,8 

0,4 

0,1 

18,0 

42,2 

23,9 

10,5 

5,4 

Optik 

Einheitswert 

10,9 

41,5 

23,9 

6,8 

16,9 

0,3 

2,9 

7,8 

14,0 

75,0 

Eisenwaren 

Betriebe 

47,5 

44,6 

6,7 

1,0 

0,2 

15,8 

35,4 

27,8 

14,9 

6,1 

Einheitswert 

11,6 

33,8 

25,0 

17,0 

12,6 

0,4 

3,3 

12,4 

26,9 

57,0 

Chemische 

Betriebe 

29.1 

46,2 

20,3 

3,8 

0,6 

13,2 

31,5 

29,5 

15,8 

10,0 

Industrie 

Einheitswert 

2,8 

17,2 

32,0 

24,5 

23,5 

kleiner 
als 0,1 

0,6 

2,5 

5,1 

91,7 

Kunststoff“ 

Betriebe 

29,8 

48,5 

18,4 

2.5 

0,8 

14,3 

40,5 

32,3 

9,7 

3,2 

Verarbeitung 

Einheitswert 

3,2 

20,4 

34,7 

20,2 

21,5 

0,4 

4,9 

18,1 

21,3 

55,3 

Feinkeramik, 

Betriebe 

38,9 

48,5 

10,6 

1,7 

0.3 

13,5 

37,1 

24,6 

13,9 

10,9 

Glas 

Einheitswert 

6,2 

27,4 

28,9 

19,3 

18,2 

0,1 

1,7 

4,9 

13,7 

79,6 

Sägerei, Holz- 

Betriebe 

19,5 

49,7 

28,3 

2,3 

0,2 

5,1 

26,6 

48,4 

16,4 

3,5 

bearbeitung 

Einheitswert 

2,3 

22,4 

51,4 

17,6 

6,3 

0,1 

3,4 

26,4 

33,7 

36,4 

Holz- 

Betriebe 

48,3 

46,5 

4,6 

0,5 

kipinfir 
als 0,1 

20,5 

47,5 

23,5 

7,1 

1,4 

verarbeitung 

Einheitswert i 

16,6 

47,7 

22,9 

10,9 

1,9 

1,4 

12,0 

27,7 

35,3 

12,0 

Papier- 

Betriebe 

32,0 

50,8 

14,7 

2,0 

0,5 

10,1 

34,1 

33,2 

15,6 

7,0 

erzeugung 

Einheitswert 

4,1 

24,1 

30,2 

19,0 

22,6 

0,1 

2,0 

8.4 

16,8 

72,7 

Ledererzeugungl^^i^i^^® 

53,6 

40,6 

5,0 

0,7 

0,1 

15,8 

35,1 

29,9 

13,7 

5.5 

u. -Verarbeitung Einheitswert 

15,0 

35,5 

23,2 

14,3 

12,0 

0,3 

2,9 

12,1 

20,8 

63,8 

Textilgewcrbe 

Betriebe 

38,1 

42,5 

15,7 

3,0 

0,7 

8,2 

22,5 

30.2 

20,6 

18,5 

Einheitswert 

4,0 

16,4 

29,2 

25,6 

24,8 , 

kleiner 
als 0,1 

0,6 

3,7 

10,2 

85,5 


Bekleidung 

Betriebe 

53,6 

37,9 

7,6 

0,8 

0,1 

1 19,9 

37.6 

29,6 

10,8 

2,1 

Einheitswert 

12,1 

29,4 

30,1 

12,1 

16,3 

0,8 

6,7 

24,5 

37,0 

31,0 

Musik- 

Betriebe 

42,8 

46,5 

9,5 

1,1 

0,1 

17,0 

40,2 

30,8 

9,7' 

2,3 

instrumente 

Einheitswert 

10,2 

38,2 

33,3 

15,4 

2,9 

0,6 

5,8 

19,0 

14,1 

50,5 

Bau 

Betriebe 

45,4 

49,0 

5,3 

0,3 

klpinor 

also,! 

24,6 

51,1 

20,1 

3,5 

0,7 

Einheitswert 

15,3 

52,1 

24,5 

5,6 

2,5 

2,0 

16,2 

26,7 

20,8 

34,3 

Ernährungs- 

Betriebe 

37,7 

56,0 

5,9 

0.4 

kleiner 
als 0,1 

16,0 

43,6 

25,6 

10,4 

4,4 

industrie 

Einheitswert 

11,5 

52,5 

23,7 

8,5 

3,8 

0,4 

4,2 

11,6 

19,8 

64,0 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Einheitswertstatistik 1953 
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Eisen- und Metallerzeugung und -Verarbeitung 

Anteil in v. H. der Bilanzsumme 


Einheitswertqruppen 
in DM 

Anlagevermögen 
(davon Maschinen 
und maschinelle 
Anlagen) 

Umlauf- 

vermögen 

nrcmd- 

kapital 

' Eigen- 
1 kapital 

bis 10 000 

33,8 (10,8) 

66,2 

63,0 

37,0 

10 000 bis unter 50 000 

32,9 (9,9) 

67,1 

57,5 

42,5 

50 000 bis unter 250 000 

30,6 (10,5) 

69,4 

59,8 

40,2 

250 000 bis unter 1 Million 

29,5 (11,2) 

70,5 

53,8 

46,2 

1 bis unter 5 Millionen 

26,8 (10,9) 

73,2 

56,4 

43,6 

5 bis unter 10 Millionen 

29,7 (10,7) 

70,3 

56,1 

43,9 

über 10 Millionen 

35,2 (16,6) 

64,8 

50,5 

49,5 

Durchschnitt . 

32,2 (13,8) 

67,8 

53,4 

46,6 

Verarbeitendes Gewerbe 




Anteil in v. H. der Bilanzsumme 




Einheitswertqruppen 
in DM 

Anlagevermögen 
(davon Maschinen 
und maschinelle 
Anlagen) 

Umlauf- 

vermögen 

Fremd- 

kapital 

Eigen- 

kapital 

bis 10 000 

44,9 (15,3) 

55,1 

59,7 

40,3 

10 000 bis unter 50 000 

44,6 (13,0) 

55,4 

49,3 

50,7 

50 000 bis unter 250 000 

37,2 (12,7) 

62,8 

54,5 

45,5 

250 000 bis unter 1 Million 

34,8 (13,0) 

65,2 

52,6 

47,4 

1 bis unter 5 Millionen 

36,3 (14,4) 

66,7 

49,7 

50,3 

5 bis unter 10 Millionen 

36,0 (16,8) 

64,0 

46,1 

53,9 

über 10 Millionen 

41,7 (22,3) 

58,3 

47,9 

52,1 

Durchschnitt . . 

38,4 (16,8) 

61,6 

50,0 

50,0 

Bau- und Ausbaugewerbe 




Anteil in v, H. der Bilanzsumme 




Einheitswertqruppen 
in DM 

Anlagevermögen 
(davon Maschinen 
und maschinelle 
Anlagen) 

Umlauf- 

vermögen 

Fremd- 

kapital 

Eigen- 

kapital 

bis 10 000 

25,7 (6,0) 

74,3 

63,3 

36,7 

10 000 bis unter 50 000 

24,7 (5,9) 

75,3 

57,0 

43,0 

50 000 bis unter 250 000 

26,0 (8,3) 

74,0 

66,1 

33,9 

250 000 bis unter 1 Million 

23,0 (8,6) 

77,0 

72,6 

27,4 

1 bis unter 5 Millionen 

24,2 (11,1) 

76,8 

72,1 

27,9 

5 bis unter 10 Millionen 

40,5 (7,3) 

59,5 

79,1 

20,9 

über 10 Millionen 

27,5 (6,6) 

72,5 

70,0 

30,0 

Durchschnitt . 

26,3 (7,6) 

73,7 

66,2 

33,8 
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Für 1955 ergibt sich aus dieser Untersuchung das 
aus Tabelle Industrie 43 folgende Bild. 

Die Zahl der von vorstehender Untersuchung er- 
faßten Betriebe entspricht etwa der Zahl der 
Betriebe, die in der Industriestatistik erfaßt sind. 
Eine Gegenüberstellung ergibt nachstehendes Bild, 
das für die einzelnen Betriebsgrößenklassen und 
Bruttoeinkommensgruppen eine gewisse Parallelität 
erkennen läßt. 


Tabelle Industrie 42 

Betriebsstruktur für 1958 



Anteil 

der 

Betriebe 

Anteil 

am 

Umsatz 


in 

v. H. 

1 bis 9 Beschäftigte . . 

44 

2 

10 bis unter 50 Beschäftigte . . 

32 

8 

50 bis unter 200 Beschäftigte . . 

17 

18 

200 bis unter 500 Beschäftigte . . 

5 

17 

500 und mehr Beschäftigte . . . 

3 

55 


Einkommensstruktur 1955 



Anteil 
der 
Unter- 
nehmen 
in v. H. 

in 

Anteil 

am 

Brutto- 

jahres- 

einkom- 

men 

v. H. 

bis 25 000 DM 

49 

3 

25 000 bis unter 100 000 DM . . 

30 

7 

100 000 bis unter 500 000 DM . . 

13 

16 

500 000 bis unter 1 Million DM . 

5 

16 

1 Million DM und mehr .... 

3 

58 


Ein entsprechender Vergleich für einzelne Fach- 
zweige ist wegen der unterschiedlichen Erhebungs- 
grundlagen nicht möglich. 


3. Altersgliederung und Herkunft 
31. Altersgliederung 

311. Altersgliederung der Selbständigen 

Statistische Unterlagen über die Altersgliederung 
der Selbständigen liegen nicht vor. Von den hierzu 
befragten Organisationen der gewerblichen Wirt- 
schaft konnte lediglich der Wirtschaftsverband 
Eisen, Blech und Metall verarbeitende Industrie ge- 
schätzte Angaben machen. Danach dürften etwa 
3 V. H. der selbständigen Unternehmer dieses Indu- 
striezweiges ein Alter bis zu 40 Jahren, 80 v. H. 
ein solches von 40 bis 60 Jahren und 17 v. H. ein 
Alter von über 60 Jahren haben. 

312. Altersgliederung der Arbeitnehmer 

Auch hierzu liegen keine statistischen Unterlagen 
vor. Auf Grund von Zählungen, die die Gesellschaft 
für Internationale Markt- und Meinungsforschung 
mbH aus vor einiger Zeit erfolgten Umfragen durch- 
geführt hat, wurden für den befragten Kreis fol- 
gende Altersklassen festgestellt: 


Arbeitnehmer in Betrieben 

1 ßis 

40 Jahre 

41 bis 55 
Jahre 

in V. H. 

56 Jahre 
und 
älter 

bis 10 Beschäftigte . . . 

71 

13 

16 

11 bis 100 Beschäftigte . 

61 

32 

7 

101 bis 500 Beschäftigte . 

56 

34 

10 

501 bis 1000 Beschäftigte . 

56 

36 

8 

über 1000 Beschäftigte . . 

54 

37 

9 


32. Herkunft 

Hierzu können mangels Unterlagen keine An- 
gaben gemacht werden. 
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Tabelle Industrie 43 


Bruttojahreseinkommen 1955 



Zahl 

der 

Brutto- 
jahres- 
1 ein- 

bis 
25 000 

DM 

25 000 DM 
bis unter 
100 000 DM 

lOOOOO DM ^ 
bis unter 
500 000 DM 

500 000 DM ^ 
bis unter 

1 MillionDM I 

über 

1 MillionDM 


Unter- 

nehmen 

kommen 

a) 

b) 

a) 


a) 

b) 

a) 

b) 

a) 

b) 



in Millio- 
nen DM 

1 

V. H. 

i 

V. H. 

V. H. 

V. II. 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

V. H. 

Industrie insgesamt 
ohne Energie und 
Bauwirtschaft . . 

82 450 

16 730 

49 

! 

3 

30 

7 

13 

16 

5 

16 

3 

58 

davon: 

Bergbau, Indu- 
strie dör Steine 
und Erden . . . 

9 300 

1 230 

65 

4 

24 

9 

7 

13 

3 

15 

1 

59 

Eisen- und Stahl- 
industrie, NE- 
Metallindustrie . 

1 850 

1 230 

25 

unter 

1 

39 

3 

18 

7 1 

10 

11 

8 

79 

Stahl-, Maschi- 
nen-, Schiff- und 
Fahrzeugbau . . 

5 900 

3 230 

34 

1 

24 

2 

21 

10 ' 

10 

13 

11 

74 

Elektrotechnische 
Industrie, Fein- 
mechanik und 
Optik, Eisen-, 
Stahl-, Blech- und 
Metallwaren- 
industrie . . . 

9 800 

2 300 

42 

2 

34 

7 

\ 

14 

15 

5 

16 

5 

60 


Mineralölverar- 
beitung, Kohlen- 
wertstoffindu- 
strie, Chemische 
Industrie, Kunst- 
stoff-, Gummi- 
und Asbestver- 
arbeitende Indu- 


strie 

Textil- und 

5 550 

2 150 

43 

1 

34 

4 

1 

Bekleidungs- 
industrie . . . 

10 800 : 

1 820 

47 

3 

31 

9 

13 


Feinkeramische- 
und Glasindu- 
strie, Sägerei, 
Holzbe- und Ver- 
arbeitungsindu- 
strie, Papierindu- 
strie, Druckerei- 
gewerbe, Turn- 
und Sportgeräte- 


13 19 


5 79 


5 20 \ 4 49 


Industrie, 
Schmuckwaren- 
industrie . . . 

21 300 

2 250 

50 

5 1 

35 

15 

11 

25 

3 

23 

1 

32 

Nahrungsmittel- 
industrie . . . 

10 450 

1 560 


4 ; 

24 

8 

17 

28 

6 

27 

2 

33 

Getränke- und 
Tabakhersteller . 

7 450 

960 

60 

5 ^ 

21 

9 

14 

26 

3 

15 

2 

45 

dazu: 

Bauindustrie 

17 000 

600 

1 - 

83 

21 

12 

17 

4 

30 

1 

12 

unter 

1 

20 


a) = Anteil an der Gesamtzahl der Unternehmen 

b) = Anteil am Gesamtbruttojahreseinkommen 

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Die Einkommenschichlung in der Bundesrepublik 
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III. Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen 
im Handel und im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 


I. Allgemeines 

Über die wirtschaftliche Lage im Handel sowie 
im Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe wird 
gemeinsam berichtet, da viele grundlegende Aus- 
führungen für beide Bereiche in gleicher Weise 
gelten. Die Ausführungen erstrecken sich auf die 
Darstellung folgender Punkte: 

Betriebs- und Unternehmensstruktur 
Betriebsvermögen-, Kapital-, Umsatz-, Ertrags- 
und Einkommensstruktur 

Altersgliederung und Herkunft (auch nach dem 
Bildungsgang) 

Für die erfragten Angaben liegen statistische 
Unterlagen nur aus verschiedenen Zeiträumen vor. 
Die Berichterstattung hat zwar das Jahr 1957 als 
Berichtszeitraum gewählt, mußte jedoch auf Unter- 
lagen früherer Zeiträume zurückgreifen, um die 
erbetenen Auskünfte so vollständig wie möglich zu 
geben. Dabei wurde — soweit zusätzliches statisti- 
sches Material vorlag — untersucht, ob die Anga- 
ben früherer Jahre für den Berichtszeitraum noch 
aktuell sind. Bei der Darstellung der Umsatzgrößen- 
klassen wurde dem Jahr 1957 außerdem das Jahr 
1954 als Vergleichszeitraum gegenübergestellt, um 
Veränderungen der Struktur aufzuzeigen. Die 
Arbeitsstättenzählung 1950 (Statistik der Bundes- 
republik Deutschland — StBRD — Band 45) wurde 
für die Auswertung nicht herangezogen, da die 
Zahl der Beschäftigten so erheblich gestiegen ist, 
daß die Aussagefähigkeit dieser Statistik für die 
Verhältnisse im Jahr 1957 in Zweifel steht. Zeit- 
nahe, nach Größenklassen gegliederte Unterlagen 
über die Zahl der Beschädigten im Handel, Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbe liegen nicht 
vor. Die Einschränkungen, die zur Einheitswert- 
statistik 1953 sowie zur Einkommen- und Körper- 
schaftsteuerstatistik zu machen sind, werden bei den 
jeweiligen Abschnitten näher erläutert. 

II. Quellen 

Als Quellen für die nachfolgende Darstellung 
wurden benutzt: 

Statistiken des Statistischen Bundesamtes 
Untersuchungen des Instituts für Handelsfor- 
schung an der Universität zu Köln 
Untersuchungen des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, Berlin 
ein Bericht des Ifo-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung (Der Großhandel in Gegenwart und 
Vergangenheit), 1958 


der Bericht der Hauptgemeinschaft des Deut- 
schen Einzelhandels (Arbeitsbericht 1958) 

Betriebsvergleiche des Wirtschaftswissenschaft- 
lichen Instituts für Fremdenverkehr an der Uni- 
versität München (Heft 9 aus 1956) 

Die in der jeweiligen Statistik gegebenen Erläute- 
rungen, die genannten Prämissen und Einschrän- 
kungen werden im Text nicht wiederholt. Auf 
Besonderheiten bei der Analyse der Struktur des 
Groß- und Einzelhandels sowie des Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbes wird jedoch hingewiesen. 

12. Allgemeine Erläuterungen 

Bei der Darstellung der statistischen Daten nach 
Wirtschaftszweigen und Leistungsgruppen handelt 
es sich um Durchschnittswerte, die eine Vielzahl 
von unterschiedlichen Merkmalen und wirtschaft- 
lichen Verhältnissen zusammenfassen und insoweit 
mit Vorbehalt zu beurteilen sind. Bei der Behand- 
lung der einzelnen Abschnitte wird auf Einschrän- 
kungen jeweils hingewiesen. 

Die Darstellung nach Betriebgrößenklassen erfolgt 
anhand der Jahresumsätze und des durch das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin, 
berechneten Bruttoeinkommens. Die Bildung von 
Größenklassen nach Beschäftigten war mangels zeit- 
nahen statistischen Materials nicht möglich. 

Die Umsatzgrößenklassen sind in vier Gruppen 
unterteilt worden. Sie wurden für die einzelnen 
Wirtschaftszweige, nämlich für den Großhandel, 
Einzelhandel und das Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe, wegen der strukturellen Verschie- 
denheit dieser Wirtschaftszweige in unterschied- 
licher Höhe gebildet. Im Rahmen dieser Darstellung 
umfaßt die erste Größenklasse kleinste, die zweite 
kleine Unternehmen. Die dritte Gruppe der mitt- 
leren Betriebe ist noch in kleinere und größere 
Mittelbetriebe untergliedert worden. Zur vierten 
Gruppe gehören die umsatzmäßig großen Betriebe, 

Die Vermögensteuerstatistik sowie die Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerstatistik lassen die 
Bildung von Größenklassen nur für die Steuerpflich- 
tigen insgesamt ohne Unterteilung nach Wirtschafts- 
zweigen zu. 

In den nachfolgenden Abschnitten werden die 
Strukturverhältnisse für den Groß- und Einzelhandel 
und getrennt für das Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe dargestellt. Die für die letztgenannte 
Branche vorhandenen statistischen Unterlagen sind 
nicht sehr umfangreich. 
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2. Betriebs- und Unternehmensstruktur 

Die Betriebs- und Unternehmensstruktur wird , 
nach der Rechtsform und nach den Jahresumsätzen 
der Unternehmen dargestellt. Zur Zahl der Beschäf- 
tigten konnten nur allgemeine Ausführungen ge- 
macht werden. Die Angaben der als Grundlage 
herangezogenen Umsatzsteuerstatistiken sind auf 
Steuerpflichtige abgestellt. Bei der Auswertung 
sind Steuerpflichtige gleich Unternehmen gesetzt 
worden. 

21. Rechtsformen 

211. Groß- und Einzelhandel 

Die Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik 1954 
(StBRD Band 161) zeigen, daß für den Bereich des 
Groß- und Einzelhandels die am häufigsten ge- 
wählte Rechtsform das Einzelunternehmen ist. Im 
Großhandel treten, nach der Zahl der Steuerpflich- 
tigen gerechnet, die Personengesellschaften als 
zweite häufige Rechtsform in Erscheinung. Einzel- 
unternehmen und Personengesellschaften machen j 
beim Großhandel 88,6 v. H. und beim Einzelhandel i 
sogar 96,3 v. H. der Steuerpflichtigen aus. Die , 
Rechtsform der GmbH tritt beim Großhandel der 


Häufigkeit nach an dritter Stelle in Erscheinung 
(vergleiche Tabelle Handel 1). 

Kennzeichnend für den Groß- und Einzelhandel 
ist die große Zahl der Unternehmen. Dabei über- 
treffen die über 500 000 Unternehmen des Einzel- 
handels infolge des unmittelbaren Kontaktes mit 
dem Verbraucher die des Großhandels um das rund 
3,6fache. Die große Anzahl der Handelsunterneh- 
men, bei denen die Rechtsform des Einzelunterneh- 
mens und der Personengesellschaft vorherrscht, 
lassen im ganzen gesehen eine Wettbewerbs- 
situation im Sinne der Marktwirtschaft erwarten. 

Geringer als der zahlenmäßige ist der wertmäßige 
Anteil der Einzelunternehmen und Personengesell- 
schaften am Gesamtumsatz. Er beträgt beim Groß- 
handel 57,6 V. H. und beim Einzelhandel 80,4 v. H. 
der Gesamtumsätze. 

Nach der Umsatzsteuerstatistik für 1957 ist die 
Zahl der Steuerpflichtigen gegenüber 1954 im Ge- 
biet der Bundesrepublik einschließlich Berlin (West) 
fast unverändert. Man kann, solange kein zeitnahes 
statistisches Material vorliegt, daher davon aus- 
gehen, daß, abgesehen von kleinen Verschiebungen, 
sich wesentliche Veränderungen in der Rechtsform 
bei den Unternehmen des Groß- und Einzelhandels 
nicht ergeben haben. 


Tabelle Handel 1 

Prozentuale Gliederung der Steuerpflichtigen und des Umsatzes im Groß- und Einzelhandel 

im Bundesgebiet 

nach Rechtsformen (1954) 



Großhandel 

Einzelhandel 

Rechtsformen nach der Umsatzsteuerstatistik 

Steuer- 
pflichtige 1 

Gesamt- 

umsatz 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 

umsatz 


in V. H. 

Einzeluntemehmen 

76,4 

29,6 

93,6 

64,7 

Offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften 

12,2 

28,0 

2,7 

15,7 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung . 

4,3 

27,1 

0,3 

7,2 

Aktiengesellschaften und Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien 

0,1 

5,6 

0,01 

4,5 

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 

3,1 

5,4 

0,1 

3,7 

Unternehmen gewerblicher Art von 

Körperschaften des öffentlichen Rechts . 

0,03 

1,4 

0,02 

0,2 

übrige Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen .... 

3,9 

2,9 

3,3 

4,0 

insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 
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212. Gaststättenwesen 

Für den Bereich des Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbes ergibt sich folgendes Bild: 

Tabelle Gaststättenwesen 1 


Rechtsformen nach der 
Umsatzsteiierstatistik 

Prozentuale Gliede- 
rung der Steuer- 
pflichtigen und des 
Umsatzes im Gast- 
stättenwesen im 

Bundesgebiet nach 
Rechtsformen (1954) 

1 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 

umsatz 


in V 

.H. 

Einzelunternehmen 

94,2 

86,2 

Offene Handelsgesellschaften 
und Kommanditgesellschaften 

0,6 

4,0 

Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung 

0,2 

2,3 

Aktiengesellschaften und 

Kommanditgesellschaften auf 
Aktien 

0,02 

0,5 

Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften 

0,03 

0,04 

Unternehmen gewerblicher Art 
von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts .... 

0,1 

0,2 

übrige Körperschaften, Per- 
sonen-Vereinigungen und 
Vermögensmassen .... 

4,9 

6,8 

insgesamt . . . 

100 

100 


Die Struktur des Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbes wird — von der Rechtsform gesehen — 
von den Einzelunternehmen bestimmt. Der wert- 
mäßige Anteil dieser Einzelunternehmen am Ge- 
samtumsatz bleibt zwar hinter dem zahlenmäßigen 
zurück, ist aber trotzdem wesentlich höher als beim 
Groß- und Einzelhandel. Die Ursache hierfür liegt 
in der Person des Unternehmers, der in diesem 
Wirtschaftszweig durch seine unmittelbaren Dienst- 
leistungen stärker im Vordergrund steht als im 
Groß- und Einzelhandel. Daneben sind die in Form 
von Personengesellschaften und Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung betriebenen Unternehmen 
relativ hoch am Gesamtumsatz beteiligt. 


75 



Drucksache 2012 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


22. Jahresumsätze 

Da die Umsatzsteuerstatistik keinerlei Angaben 
über die Zahlen der in den Unternehmen beschäf- 
tigten Personen enthält, kann als Kriterium für die 
Betriebsgröße nur die Höhe des Absatzes angeführt 
werden. Bei sämtlichen zum Vergleich herangezo- 
genen Erhebungen wurde der als steuerbar veran- 
lagte Gesamtumsatz zugrunde gelegt. 

221. Groß- und Einzelhandel 

Die Struktur des Groß- und Einzelhandels wird 
in Tabelle Handel 2 für das Jahr 1957 in zusammen- 
gefaßten Umsatzgrößenklassen nach dem prozen- 


tualen Anteil der Steuerpflichtigen und des Um- 
satzes jeder Größenklasse an der Gesamtsumme 
dargestellt. Um ein Bild der Entwicklung zu geben, 
sind die Zahlen des Jahres 1957 denen des Jahres 
1954 gegenübergestellt. Dabei ist zu beachten, daß 
der Vergleich wegen der in der Statistik für 1954 
fehlenden Aufgliederungen der Größenklassen ab 
1 Million DM Umsatz insoweit nur global möglich 
ist. 

Zur Ergänzung der Darstellung werden die Ge- 
samtzahlen der Steuerpflichtigen und die des Um- 
satzes für die jeweiligen Jahre im Groß- und 
Einzelhandel in Tabelle Handel 3 genannt (StBRD 
Band 219). 


Tabelle Handel 2 

Die Steuerpflichtigen und ihr Umsatz im Großhandel und Einzelhandel im Bundesgebiet 

öhne Saarland einschließlich Berlin (West) 
in V. H. der Gesamtsumme 



! 

Umsatzgrößenklassen 
zusammengefaßt 
in DM 

i Steuerpflichtige 

Umsatz 

Gruppe 

' 1954 i 

1 

1957 

1954 

1957 

Großhandel 





Gruppe 1 

unter 50 000 

33,1 

29,1 

uo 

0,6 

Gruppe 2 

50 000 bis unter 250 000 

35,4 

33,8 

6,4 

4,5 

Gruppe 3a 

250 000 bis unter 5 Millionen 


34,7 


35,7 


(davon 250 000 bis unter 1 Million) 

! (21,6) 

(23,9) 

(15,7) 

(12,6) 

Gruppe 3b 

5 Millionen bis unter 25 Millionen 


2,0 


19,6 

Gruppe 4 

25 Millionen und mehr 


0,4 


39,6 


(davon 1 Million und mehr) 

; (9,9) 

(13,2) 

(76,9) 

(82,3) 


insgesamt . . . 

100 

100 

^ 100 

100 

Einzelhandel 





Gruppe 1 

unter 20 000 

37,5 

32,5 

3,2 

1,9 

Gruppe 2 

20 000 bis unter 100 000 

1 44,0 

42,3 

24,9 

18,0 

Gruppe 3a 

100 000 bis unter 1 Million 

i 17,9 

24,3 

41,5 

43,0 

Gruppe 3b 

1 Million bis unter 10 Millionen 

} 0,6 

0,9 

j 30,4 

16,5 

Gruppe 4 

10 Millionen und mehr 

0,05 

20,6 


insgesamt . . . 

i 100 

100 

100 

100 


Tabelle Handel 3 



; Anzahl der ' 

Steuerpflichtigen 

j 

Veränderung 
in V. H. 
von 1954 

1 Umsatz : 

in Millionen DM 

i ! 

Veränderung 
i in v. H. 

von 1954 


1954 

1 1957 

i 1954 

1 1957 1 

Großhandel 

148712 

148 218 

- 0,3 

! 102 256 

143 090 

+ 39,9 

Einzelhandel 

543 314 

544 409 

+ 0,2 

i 48 784 

67 635 

+ 38,6 
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Ihu (Mnei KUissifizieriing der Unternehmen nadi 
den in Cdruj^pen zuscininumgefaßten Größenklassen 
ist die Höhe des Umsatzes nur ein einseitiger Maß- 
stab; eine Abgrenzung ist daher nicht ohne gewisse 
VVillkürlichkeiten möglich. Ein Betrieb, der hoch- 
wertige Güter absetzt, kann nach anderen Kriterien 
als d(U' Umsatzhöhe — z. B. nach der Beschäftigten- 
zahl — • gegenüber einem Betrieb mit einem Absatz 
von Massengütern relativ klein sein. Unterschiede 
in den einzelnen Umsatzgrößenklassen können, wie 
Tabelle Handel 4 zeigt, abgesehen von den in der 
Struktur und Führung des Unternehmens selbst be- 
gründeten Ursachen, allein durch die Branchenzuge- 
hörigkeit bedingt sein. 

Die aus Tabelle Handel 2 ersichtliche Gliederung 
des Groß- und Einzelhandels nach Größenklassen 
im Jahr 1957 macht deutlich, daß in beiden Wirt- 
schaftsgruppen die relativ hohe Anzahl kleinster 
Betriebe einen nur unbedeutenden Umsatzanteil hat. 
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D(m' Marktanteil der Gruppen 2 und 3 im Groß- 
handel mit 59,8 V. H. ist bedeutend und zeigt, daß 
das Schwergewicht in diesem Wirtschaftszweig mit 
einem Anteil von 70,5 v. H. bei den kleinen und 
mittleren Unternehmen liegt. Ebenfalls gehören 
zwei Drittel der Einzelhandelsunternchrnen zu die- 
sen mittleren Gruppen. Ihr Umsatzanteil von 
77,5 V. H. des Gesamtumsatzes weist aul die wirt- 
schaftliche Bedeutung der kleinen und mittleren 
Betriebe im Einzelhandel hin. Die Großbetriebe sind 
in diesem Wirtschaftsbereich der Zahl nach wenig 
vertreten. Ihr Umsatzanteil ist jedoch beachtlich. 

Bei einem Vergleich der Entwicklung der Be- 
triebsgrößen aus dem Jahre 1954 mit denen des 
Jahres 1957 sind die Umsätze zu den jeweiligen 
Preisen dargestellt, wobei Änderungen des Um- 
satzes durch Preiserhöhungen oder -ermäßigungen 
und dadurch eingetretene Verschiebungen in den 
angegebenen Größenklassen nicht berücksichtigt 


Tabelle Handel 4 


Großhandel 


Einzelhandel 


Umsatzgrößen- 

klassen 

1 

mit folc 

Tendcn Wirtschaftszweigen ] 

634*) ' 642*) 

in V. H. 

[t, Gewerbekennziffer 


624*) 

632*) 

643*) 

644*) 

646*) 

Gruppe 1 . . 

0,6 

0,6 

0,8 

2,6 

2,0 

U4 

1,4 

Gruppe 2 . . 

7,1 

5,5 

6,5 

28,9 

11,6 

12,3 

16,9 

Gruppe 3a . . 

: 58,1 

48,6 

58,3 

51,6 

40,3 

51,6 

71,5 

Gruppe 3b . . 

22,0 

25,0 

29,4 

5,6 

28,3 

30,0 

7,2 

Gruppe 4 . . 

12,2 

20,3 

5,0 

11,3 

17,8 

4,7 

3,0 

624 Nahrungs- und Genußmittel 

*) 

642 Nahrungs- 

- und Genußmittel und verwandte Waren 


632 


634 


Fertigwaren der metallverarbeitenden Industrie 
(überwiegend Produktionsmittel) 

Fertigwaren der metallverarbeitenden Industrie 
(überwiegend Verbrauchsgüter) 


643 Bekleidung, Wäsche, Schuhe, Sportartikel u. ä. 

644 Eisen-, Stahl-, Blech- und Metallverarbeitung, Haus- 
und Küchengeräte, Glas, Porzellan, Wohnbedarf, 
Musikinstrumente, Elektro- und Rundfunkgeräte 

646 Gegenstände der Körperpflege, chemische und der- 
gleichen Erzeugnisse 


Tabelle Handel 5 



Großhandel 

Einzelhandel 


Steuer- 

pflichtige 

Umsatz 
in Millio- 
nen DM 

1 

Steuer- ' 
pflichtige 

Umsatz 
in Millio- 
nen DM 

ohne Organkreisbildung 

148218 

143 090 

544 409 

67 635 

mit Organkreisbildung 

147 325 

135 006 

544 257 

67 568 

Verminderung 

893 

8 084 

152 

67 
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sind. Mit dieser Einschränkung ergibt sich bei fast 
unverändert gebliebener Anzahl der Steuerpflich- 
tigen in den beiden Handelsstufen eine nicht unbe- 
deutende Abnahme in den Gruppen 1 und 2. Die 
gleiche Tendenz zeigt sich in der Entwicklung der 
Umsätze. Dde Zahl der Unternehmeoi der Gruppe 3 
ist dagegen im Einzelhandel gewachsen, wie auch 
die Umsätze dieser Gruppe — allerdings nur bis 
zum Betrag von 1 Million DM Umsatz aus der 
Statistik erkennbar — absolut und relativ gestiegen 
sind. Der Aufstieg von kleineren Betrieben in die 
nächste Größenklasse, aber auch das Ausscheiden 
und die Neugründung von Unternehmen können 
für diese Entwicklung die Ursache sein; die Statistik 
läßt hierüber jedoch keine Aussage zu. Mangels 
Aufgliederung der Umsatzgrößenklassen über 
1 Million DM Umsatz im Jahr 1954 läßt sich beim 
Großhandel von der Gruppe 3 ab ein Vergleich mit 
dem Jahr 1957 nicht durchführen; eine gleichartige 
Entwicklung wie beim Einzelhandel ist jedoch zu 
vermuten. Die Zunahme der Umsätze von 1954 zu 
1957 von rund 40 v. H. im Großhandel und 39 v. H. 
im Einzelhandel entfällt in beiden Wirtschaftszwei- 
gen auf die Gruppen 3 und 4. Diese Entwicklung 
kann als Kennzeichen des Trends zum größeren 
Betrieb aufgefaßt werden. 

Nach der vom Statistischen Bundesamt vorge- 
nommenen Umrechnung der Umsätze entsprediend 
der Organkreisbildung (Steuerliche Zusammenfas- 
sung organschaftlich verbundener Unternehmen, 
vergleiche „Wirtschaft und Statistik", Heft 12, De- 
zember 1959) verändern sich beim Groß- und Einzel- 
handel die Anzahl der Steuerpflichtigen und der 
Gesamtumsatz wie Tabelle Handel 5 zeigt. 


Durch die Organkreisbildung vermindern sich 
nach Umsetzung im Groß- und Einzelhandel die 
Anzahl der Steuerpflichtigen und der Gesamtumsatz. 
Die Minderung ist beim Großhandel am stärksten, 
sie zeigt insoweit das Ausmaß der Verflechtung 
mit anderen Wirtschaftszweigen (z. B. Vertriebs- 
gesellschaften von Herstellerwerken). 

222. Gaststättenwesen 

Wie beim Groß- und Einzelhandel wird die Struk- 
tur des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes 
nach der Anzahl der Unternehmen und der Umsatz- 
höhe in zusammengefaßten Größenklassen (vier 
Gryppen) jeweils mit v. H. der Gesamtzahlen für die 
Jahre 1954 und 1957 dargestellt. Die Gruppierung 
ist nach der gleichen Methode wie im Groß- und 
Einzelhandel vorgenommen worden. 

Die Gliederung nach Umsatzgrößenklassen im Jahr 
1957 zeigt den relativ hohen Anteil der Gruppe 2. 
Gruppe 3 und 2 zusammen machten 84,7 v. H. der 
vorhandenen Unternehmen aus. Das Schwergewicht 
des Umsatzanteils liegt mit 89 v. H. bei diesen mitt- 
leren Unternehmen, während er bei den Kleinst- 
betrieben fast unbedeutend ist. 

Bei einem Vergleich zwischen den Jahren 1954 
und 1957 zeigt sich — unter den bereits beim Groß- 
und Einzelhandel gemachten Einschränkungen — 
eine Zunahme der Unternehmen und eine noch 
größere Erhöhung der Umsätze im Gaststättenwesen. 
In den einzelnen Größenklassen nach der Zahl der 
Steuerpflichtigen und ihrem Umsatz ergibt sich da- 
bei ein ähnliches Bild wie beim Groß- und Einzel- 
handel. 


Tabelle Gaststättenwesen 2 

Die Steuerpflichtigen und ihr Umsatz im Gaststättenwesen im Bundesgebiet 

(ohne Saarland) einschließlich Berlin (West) 
in V. H. der Gesamtsumme 


Gruppe 

Umsatzgrößenklassen (zusammengefaßt) 

Umsatz 

Steuerpflichtige 


in DM 

1954 

1957 

1954 

1957 

Gruppe 1 

bis 

10 000 

19,8 

15,0 

2,1 

1,2 

Gruppe 2 

von 10 000 bis unter 

50 000 

51,5 

46,9 

26,8 

19,9 

Gruppe 3 a 

von 50 000 bis unter 

250 000 

26,8 

35,2 

48,9 

52,2 

Gruppe 3 b 

von 250 000 bis unter 

1 Million 

1,7 

2,6 

14,6 

16,9 

Gruppe 4 

1 Million und mehr . 


0,2 

0,3 

7,6 

9,8 



zusammen . . . 

100 

100 

100 

100 


Zur Ergänzung werden die Gesamtzahlen der Steuerpflichtigen und des Umsatzes für die jeweiligen 
Jahre genannt: 

Tabelle Gaststättenwesen 3 


Steuerpflichtige 

Veränderung in v. H. 

\ Umsatz in 

Millionen DM 

Veränderung in v. H. 

1954 1 1957 1 

von 1954 

1954 

j 1957 

von 1954 

143 390 164 994 

+ 15,1 

7211,2 

10 658 

4- 47,8 
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23. Zahl der Beschäftigten 

Im Arbeitsbericht der Hauptgemeinschaft des 
Deutschen Einzelhandels für 1958 sind in einer 
Übersicht *) die beschäftigten Arbeitnehmer im Wirt- 
schaftsbereich der Dienstleistung in v. H. der Ge- 
samtbeschäftigten aufgeführt. Für den Handel er- 
geben sich die aus Tabelle Handel 6 ersichtlichen 
Anteile. 


Tabelle Handel 6 

Anteile in v. H. der Gesamtbeschäftigten 



1954 

1957 

1958 

Handel . . . 

9,4 

10,5 

10,9 


Der Handel hat also mit der Gesamtzahl der Be- 
schäftigten nicht nur Schritt gehalten, sondern seinen 
Anteil an dieser Zahl sogar vergrößert Drei Gründe 
sind hierfür zu nennen: Der Geschäftsumfang durch 
Ausweitung der Sortimente infolge gestiegener 
Verbraucheransprüche wurde vergrößert; der Um- 
fang der Dienstleistungen hat sich verstärkt; die 
Verminderung der Arbeitszeit konnte durch Rationa- 
lisierung nicht voll aufgefangen und mußte daher 
durch Einsatz zusätzlicher Arbeitskräfte ausge- 
glichen werden. Diese Gründe dürften in verschiede- 
nem Umfang die Entwicklung der Beschäftigtenzahl 
beeinflußt haben. Mangels neuerer statistischer 
Unterlagen über den Umfang der beschäftigten Per- 
sonen in den Handelsunternehmen sind hierüber 
genaue Angaben nicht möglich. Das gilt auch für 
eine zeitnahe Angabe der beschäftigten Personen 
nach Betriebsgrößenklassen. 

*) 11. Arbeitsbericht der Hauptgemeinschaft des Deut- 
schen Einzelhandels, Tabelle 9 (Quelle: „Deutsches 
Institut für Wirtschaftsforschung") 
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3. Betriebsvermögens-, Kapital-, Umsatz-, ! 
Ertrags- und Einkommensstruktur 

31. Betriebsvermögens- und Kapitalstruktur 

Da für die einzelnen Branchen nur die Einheits- j 
Wertstatistik 1953 als statistisches Grundmaterial j 
vorliegt, ist sie zum Ausgangspunkt der Betrachtung 
der Vermögens- und Kapitalstruktur gemacht wor- j 
den. Ihre Grundlage ist demnach das Steuerrecht. 
Schon bei der DM-Eröffnungsbilanz haben steuer- 
liche Gesichtspunkte eine Rolle für die Bewertung 
des Vermögens gespielt und zu unterschiedlichen 
Ansätzen geführt. Durch die Steuerpflicht wird dar- 
über hinaus die Erfassung des Vermögens begrenzt. 
Die Repräsentanz der dargestellten Vermögens- und 
Kapitalstruktur ist insbesondere aus diesem Grunde 
eingeengt. Die Einheitswertstatistik basiert auf einer 
Zahl von 656 000 Unternehmen, für die ein Einheits- 
wert des Betriebsvermögens festgesetzt worden ist. 
In der Umsatzsteuerstatistik für 1954 sind jedoch 
2,14 Millionen Unterhehmen ermittelt, die unter das 
IJmsatzsteuerrecht fallen. Rd. 1,5 Million Umsatz- : 
steuerpflichtige liegen unter der Grenze, bei der sie | 
gewerbe- oder vermögensteuerpflichtig sind. Wahr- 
scheinlich ist die untere Gruppe von Unternehmen | 
im Rahmen der Einheitswertstatistik nicht erfaßt 
Avorden. Eine weitere Einschränkung ergibt sich dar- 
aus, daß die Situation der einzelnen BrarK:hen und 
Betriebe nach Umsatzgrößenklassen, Kosten- und ' 
Ertragslage, Kreditsituation usw. sehr verschieden 
ist. Alter des Unternehmens, Standort, Betriebs- 
größe, Einstufung als einheimischer oder als P] licht- , 
lingsbetrieb können weitere Gründe für strukturelle 
Unterschiede sein. Die Vermögens- und Kapitalver- 
hältnisse weichen auch in den einzelnen Betrieben 
derselben Branche möglicherweise nicht unerheblich 
voneinander ab. Die Ergebnisse der Einheitswert- 
statistik 1953 für den Großhandel, Einzelhandel und 
das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe können 
daher für den jeweiligen Wirtschaftszweig nur als 
Durchschnittswerte angesehen werden. Auf ihre Dar- 
stellung wurde trotz der vorgenannten Einschrän- 
kungen nicht verzichtet, um wenigstens Anhalts- | 
punkte über das vorhandene Eigenkapital in den ! 
einzelnen Wirtschaftszweigen zu gewinnen. j 

Es wurde davon abgesehen, die absoluten Werte I 
der Einheitswertstatistik darzustellen, da diese für 
das Jahr 1957 nicht mehr aktuell sein dürften; die ' 
Posten der Aktivseite und Passivseite werden daher 
in V. H. der Bilanzsumme genannt. 

311. Groß- und Einzelhandel 

Die Vermögens- und Kapital Struktur nach der ' 
Einheits Wertstatistik 1953 wird,, zusammengefaßt für 
Körperschaften, Einzelunternehmeir und Personen- 
gesellschaften, für den Großhandel und den Einzel- 
handel dargestellt. Die Vermögenseite ist dabei 
unterteilt in Anlage- und Umlaufvermögen, die 
Kapitalseile in Eigenkapilal und Fremdkapital. Da- 
nach ergibt sich das aus Tabelle Handel 7 ersicht- 
liche Bild. 


Das Ifo-fnstitut für Wirtschaftsforschung hat, um 
einen Überblick über die Kapitalsituation für den 
gesamten Großhandel zu erhalten, Mitte 1957 eine 
Sondererhebung durchgeführt, die Ende 1957 durch 
eine Zusatzerhebung überprüft wurde ^). Nach dem 
mit Vorbehalten versehenen Ergebnis dieser Unter- 
suchung beträgt Ende 1956 im Großhandel der An- 
teil des Eigenkapitals 36 v. H. und der des Fremd- 
kapitals 64 V. H. Dieses Verhältnis entspricht in etwm 
der Kapitalstruktur laut Einheitsw^ertstalistik 1953, 
so daß für den Großhandel die Bilanzstruktur, wie 
sie die Einheitswertstatistik 1953 ausweist, auch 
noch für 1957 Aussagefähigkeit besitzt. Nach den 
Ausführungen des Ifo-Instituts läßt sich aus dem 
bloßen Verhältnis von Eigen- zu Fremdkapital nicht 
entnehmen, ob die Kapitalversorgung den Betriebs- 
orfordernissen entspricht. Es wird darauf hinge- 
wiesen, daß in den zurückliegenden Jahren sowohl 
Eigen- als auch Fremdkapital fehlte und daß sich der 
Anteil des Eigenkapitals von 1950 bis 1956 ver- 
kleinert hat. 

Auch die für den Einzelhandel genannten Ver- 
mögens- und Kapitalverhältnisse wurden auf ihre 
Aussagefähigkeit im Hinblick auf das Jahr 1957 
untersucht. In einer neueren Erhebung für einzelne 
Branchen des Einzelhandels auf Grund von Einzel- 
feststellungon wurde für Ende 1957 ein fast 
gleich lioher Anteil des Eigenkapitals am Gesamt- 
kapital ermittelt, wie ihn die Einheitswertstatistik 
1953 ausweist. Vergleiche in der Zusammensetzung 
des Fremdkapitals zeigen jedoch Abweichungen bei 
der Flöhe der Dauerschulden und bei den sonstigen 
Verbindlichkeiten. Die Höhe der Dauerschulden hat 
nach den neueren Erhebungen zugenommen, die der 
iibrigen Schulden abgenommen. Auch auf der Ver- 
mögenseite ergeben sieb Abweichungen gegenüber 
den Ergebnissen der Einheitswertstatistik 1953. 
Wenn auch die Zahlen der neueren Erhebung auf 
einer verhältnismäßig schmalen Basis von Einzel- 
untersuchungen beruhen, so bestätigen sie doch für 
den Anteil des Eigenkapitals die Ergebnisse der 
Einhoitswertstatistik 1953. Im übrigen gelten für den 
Einzelhandel in verstärktem Maße die eingangs ge- 
machten Vorbehalte hinsichtlich der Durchschnitts- 
werte. 

Die starken Schwankungen in der Zusammen- 
setzung des Betriebskapitals im Einzelhandel er- 
läutern weitere Ausführungen im „Erfahrungsbe- 
richt über die Entwicklung und den Stand der Be- 
triebsberatungsarbeit im Einzelhandel"-). Nach einer 
anderen bisher unveröffentlichten Untersuchung 
liegt der Anteil des Eigenkapitals in v. FI. des Ge- 
samtkapitals zum Teil sogar wesentlich über 50 v. H. 
Der repräsentative Charakter dieser Zahl ist aller- 
dings sehr fraglich. Von Bedeutung ist jedoch der 
Hinweis, daß sich seit 1955 die Verhältnisse in den 
Betrieben durch inzwischen vorgenominene Investi- 
tionen zum Teil erheblich geändert haben. Die 

P Der Großhandel ln Cegcnwart und Vergangenheit, 
Verlag Dunker und Humblot, Berlin-München, 1958 
.,6 Jahre Beiriebsbeidlungen " herausgegeben von der 
Betriebswirtschaftlichen Beratungsstelle für den Ein- 
zelhandel in Verbindung mit der Hauptgemeinschaft 
des Deutschen Einzelhandels, Köln, Juli 1959, S. 81 ff. 
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Innenausstattung und Ausgestaltung der Geschäfts- | 
raume wurde in vielen Einzelhandelsunternehmen | 
erneuert. Aussagefähige Unterlagen über die der- | 
zeitigen Verhältnisse im Groß- und Einzelhandel 
sind erst durch den vorgesehenen Handelszensus zu 
erwarten. 

Eine Gliederung der Kapitalstruktur nach Größen- ' 
klassen ist auf Grund der vorliegenden Unterlagen i 
nicht möglich. Gegen eine solche Aufteilung der vor- 
genannten Gesamtzahlen bestehen auch wegen der 
großen branchenmäßigen Unterschiede Bedenken. ! 
Da in der Einheitswertstatistik 1953 rund 1,5 Mil- ' 
lionen Umsatzsteuerpflichtige nicht erfaßt sind, ist | 
die Aussagefähigkeit dieser Statistik insbesondere 
für den Bereich der kleineren Unternehmen | 
(Gruppe 1 und 2) eingeschränkt. Das gilt auch für 
solche Betriebe, deren Finanzierung überwiegend 
mit Fremdmitteln erfolgt ist und deren geringer ; 
Eigenkapitalanteil unter der steuerpflichtigen ' 
Grenze liegt. 

Unterschiede in der Gliederung des Kapitals zwi- | 
sehen Klein- und Großbetrieben lassen sich nur der ! 


Tendenz nach erkennen. Neben allgeirieinen wirt- 
schaftlichen Überlegungen kann für diese Feststel- 
lung auch die Einheitswertstatistik herangezogen 
werden, wenn davon ausgegangen wird, daß die 
\'orliegende Untergliederung in Körperschaften 
einerseits, Einzelunternehmen und Personengesell- 
schaften andererseits als Anhaltspunkt für Größen- 
unterschiede angesehen werden kann. Körperschaf- 
ten sind in der Regel schon wegen der rechtlichen 
Voraussetzungen bei der Gründung einer Unter- 
nehmung in Form einer juristischen Person mit be- 
stimmtem Eigenkapital ausgestattet. Eine Betrach- 
tung der im Groß- und Einzelhandel nach der Rechts- 
form in Erscheinung tretenden Unternehmen dürfte 
zu einem ähnlichen Ergebnis führen. Unterstellt 
man, daß es sich bei den Körperschaften vorwiegend 
um größere Unternehmen, also Betriebe aus den 
Gruppen 3 und 4 handelt, so zeigt sich, daß der 
Anteil des Eigenkapitals am Gesamtkapital bei die- 
sen geringer als bei den Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften ist; dies gilt sowohl für den 
Groß- als auch für den Einzelhandel. 


Tabelle Handel 7 

Vermögensstruktur der Unternehmen des Handels im Bundesgebiet tür Körperschaften, 
Einzelunternehmer und Personengesellschaften 

ohne Saarland und Berlin (West) 


Anlagevermögen Umlaufvermögen 

Aktiva in v. H. der Bilanzsumme 



1 Sach- 

anlagen 

1 Finanz- 
1 anlagen 

1 zusammen ! 

1 

Vorräte 

! 

' Sonstiges 

1 zusammen 

Großhandel . . . 

Einzelhandel . . . 

. . . 14,8 

. . . 25,9 

2,6 

2,4 

17,4 

28,2 

25,7 

42,9 

56.8 

28.9 

82,6 

71,8 


Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 5T959 (einschließlich Auf- und Abrundungsdifferenzen) 


Tabelle Handel 8 

Kapitalstruktur der Unternehmen des Handels im Bundesgebiet für Körperschaften, 
Einzelunternehmer und Personengesellschaften 

ohne Saarland und Berlin (West) 



1 

Eigenkapital 


I 

I 

Fremdkapital 



1 ' 

Passiva in v. H. der Bilanzsumme 



Einheits- 

Gegenwert 

der 

zusammen ^ 

" 1 

Dauer- | 

übrige ! 

zusammen 


wert 

1 Schachtclbe- 
1 teiligungen i 


schulden 

1 

Schulden ^ 

Großhandel . . . 

. . . 34,6 

0,7 

35,3 

7,3 

57,4 

64,7 

Einzelhandel . . . 

. . . 48,7 

0,3 

49,0 

10,3 

40,8 

51,0 


Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 51959 (einschließlich Aufrundungsdifferenzen) 
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Tabelle Handel 9 

Anteil des Eigenkapitals in v. H. des Gesamtkapitals 


I Körper- 
! schäften 

I 


j Einzel- 
I unternehmen 
und Per- 
sonenge- 
sellsdiaften 


1 


Großhandel 29,8 38,9 

Einzelhandel 38,6 51,0 


Die Aufnahme von Fremdkapital setzt das Vor- 
handensein von Sicherheiten, eine enge Zusammen- 
arbeit mit einer Bank und die Aufstellung ordnungs- 
mäßiger Bilanzen voraus. In der Regel sind die 
größeren Betriebe leichter in der Lage, diese Vor- 
aussetzungen zu erfüllen. Sie stehen auch der Auf- 
nahme von Fremdkapital, wenn eine rationellere 
Ausnutzung des Unternehmens damit verbunden ist, 
aufgeschlossener gegenüber als Einzelunternehmer, 
die zum Teil aus prinzipiellen Erwägungen die Auf- 
nahme von Krediten ablehnen. Das Eigenkapital der 
größeren Unternehmen ist somit verhältnismäßig 
kleiner als bei den kleineren Unternehmungen, 
dürfte jedoch absolut höher sein. 

Uber die Höhe und Zusammensetzung der Investi- 
tionen im Handel hat das Ifo-Institut eine Erhebung 
durchgeführt, die für das Jahr 1957 erstmalig auf 
den Handel ausgedehnt wurde (Ifo-Schnelldienst 
Nr. 5 vom 29. Januar 1959). Danach dürfte der Han- 
del im Jahre 1957 in der Bundesrepublik rund 
3,4 Milliarden DM investiert haben. Die Tabelle 
Handel 10 ist aus der vorgenannten Mitteilung ent- 
nommen. 


Tabelle Handel 10 

Umsätze und Investitionen des Handels 

im Jahre 1957 



Umsätze 

Investi- 

tionen 

Investi- 
tions- 
quote (In- 


Millionen DM 

vestitio- 
nen in 

V. H. vom 
Umsatz) 

Großhandel . . . 

138 200 

1 797 

1,3 

Einzelhandel . . . 

63 260 

1 647 

2,6 

Handel insgesamt . 

201 460 

3 444 



In der Untersuchung wird dazu ausgeführt; 

„Die Investitionen enthalten auch die für gering- 
wertige Wirtschaftsgüter ausgegebenen Beträge, 
nicht aber die Lagerinvestitionen, d. h. im Laufe des 
Jahres erfolgte wertmäßige Lagerzunahme*). 

An den Umsätzen gemessen investiert der Einzel- 
handel die doppelte Summe wie der Großhandel. 
Das ist verständlich, da beispielsweise die Errich- 
tung eines modernen Verkaufsladens naturgemäß 
höhere Kosten verursacht als etwa die Erstellung 

*) Statistische Angaben hierüber liegen nicht vor. 


I eines Großhandelslagerhauses mit gleicher Umsatz- 
; kapazität. Hinzu kommt, daß im Großhandel ein be- 
i trächtlicher Teil der Umsätze im Streckengeschäft, 

; d. h. ohne Einschaltung des eigenen Lagers getätigt 
I wird. Der Eisen- und Stahlhandel ist hierfür das 
I beste Beispiel; seine Investitionsquote liegt auch 
j erheblich unter dem Großhandelsdurchschnitt. Die 
I kleinste Investitionsquote aller erfaßten Bereiche 
I bzw. Branchen wurde mit 0,4 v. H. für den selb- 
ständigen Ein- und Ausfuhrhandel ermittelt." 

Außerdem hat das Ifo-Institut die Investitionen 
nach Umsatzgrößenklassen zusammengestellt und, 
wie aus Tabelle Handel 11 ersichtlich, erläutert. 

Tabelle Handel 11 

Investitionen 

nach Umsatzgrößenklassen 
in V. H. vom Umsatz 


Umsatzgrößenklassen 
in DM 

Groß- 

handeig 

Einzel- 

handel2) 

bis 250 000 

0,8 

3,2 

250 000 bis unter 1 Million . . 

2,6 

2,6 

1 Million bis unter 5 Millionen . 

1,5 

2,4 

5Millionenbis unter25Millionen 

1,1 

2,1 

über 25 Millionen 

0,7 

2,8 


! h' ohne Edeka, Rewe 
j 2 ] ohne Konsumgenossenschaften 

„Aus dieser Zusammenstellung ist deutlich zu er- 
sehen, daß im Einzelhandel die höchste durchschnitt- 
liche Investitionsquote bei den Firmen mit Umsätzen 
unter 250 000 DM liegt. Mit steigender Betriebs- 
größe nimmt die Quote laufend ab. Nur bei den 
, Großbetrieben mit Umsätzen von mehr als 25 Mil- 
I lionen DM (vor allem Waren- und Kaufhäuser) 
j steigt sie wieder an. Daß die Investitionsquote in 
I den niedrigen Größenklassen am größten ist, er- 
klärt sich daraus, daß ein gewisser fixer Grund- 
bedarf an Investitionen vorhanden ist, der nicht von 
der Umsatzgröße abhängt. 

; Im Großhandel liegt die Investitionsquofe der 
: Firmen mit Umsätzen unter 250 000 DM unter dem 
Gesamtdurchschnitt. Die relativ höchsten Investi- 
tionen tätigten die Firmen mit Umsätzen zwischen 
! 250 000 und 1 Million DM. Mit weiter zunehmender 
; Betriebsgröße verringert sich auch hier die Investi- 
' tionsquote. Sie ist in der höchsten Umsatzgrößen- 
j kiasse am niedrigsten." 

; 312. Gaststättenwesen 

Für das Gaststättenwesen ergibt sich nach der Ein- 
beitswertstatistik 1953 für die Vermögens- und 
Kostenstruktur das aus den Tabellen Gaststättenwe- 
i sen 4 und 5 ersichtliche Bild. 

Der für den Bereich des Groß- und Einzelhandels 
i gemachte Vorbehalt in bezug auf die spezifische 
Situation der einzelnen Unternehmungen gilt auch 
I hier. Ein Betriebsvergleich in Hotelbetrieben *) er- 

! *) Schriftenreihe des Deutschen Wirtschaftswissenschaft- 
lichen Instituts für Fremdenverkehr an der Univer- 
sität München, Heft 9 aus 1956 
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gibt für vier verschiedene Betriebstypen Vermögens- 
und Kapitalstruktur, die aus Gründen der Vergleich- 
barkeit für das Jahr 1953 dargestellt wird: 


Tabelle Gaststättenwesen 6 



Groß- 

stadt- 

betriebe 

Groß- 
stadt- 
p acht- 
betriebe 

in 

; Ein- 
; saison- 
betriebe 

V. H. 

Zwei- 

saison- 

betriebe 

Aktiva 

Anlagevermögen 

79,7 

65,1 

92,6 

84,0 

Vorräte . . . 

3,1 

16,0 

3,8 

6,0 

Sonstiges . 

17,2 

18,9 

3,6 

10,0 

Umlaufvermögen 

20,3 

34,9 

7,4 

16,0 

Passiva 

Eigenkapital . . 

34,4 

37,6 

46,2 

52,6 

Dauerschulden 

48,0 

20,4 

46,0 

23,7 

übrige Schulden 

17,6 

42,0 

7,8 

23,7 

Schulden . . . 

65,6 

62,4 

53,8 

47,4 


Drucksache 2012 

Außer den durch den Standort der Betriebe und 
den Betriebstyp bedingten Unterschieden spielen die 
bereits beim Handel genannten Gründe wie Alter 
des Unternehmens, Betriebsgröße usw. auch hier eine 
wesentliche Rolle für die Zusammensetzung des Ver- 
mögens und des Kapitals. Der Eigenkapitalanteil 
liegt nach der Einheitswertstatistik 1953 höher, als 
er sich nach dem Durchschnitt der Branchenunter- 
suchung darstellt. Die Frage der Repräsentanz ist 
daher offen. Einerseits ist bei der Branchenunter- 
suchung die Basis verhältnismäßig schmal, zum 
anderen bestehen bei der Einheitswertstatistik 1953 
die schon genannten Vorbehalte. 

Auch für das Gaststätten- und Beherbergungsge- 
w'erbe liegen statistische Unterlagen, die eine Glie- 
derung nach Größenklassen des Betriebsvermögens 
zulassen, nicht vor. Wegen großer Unterschiede in 
den Betriebstypen bestehen auch gegen eine Ge- 
samtdarstellung Bedenken. Eine strukturelle Unter- 
scheidung nach der Rechtsform ist nicht möglich, da 
beim Gaststättenwesen in viel stärkerem Maße 
als beim Handel ohne Rücksicht auf die Rechtsform 
des Unternehmens für die Führung eines größeren 
Betriebes entsprechend Eigenmittel zur Finanzierung 
des Anlagevermögens Voraussetzung sind und, un- 
abhängig von der Betriebsgröße, die Persönlichkeit 
des Unternehmers stärker im Vordergrund steht. 


Tabelle Gaststättenwesen 4 

Vermögensstruktur der Unternehmen des Gaststättenwesens im Bundesgebiet 

ohne Saarland und Berlin (West) 


Anlagevermögen Umlaufvermögen 


Aktiva in v. H. der Bilanzsumme 



Sach- 

anlagen 

Finanz- i 
anlagen 

zusammen 

1 

' Vorräte 

! Sonstiges 

zusammen 

Einzelunternehmen und 







Personengesellschaften . 

76,4 

U3 

77,7 

9,7 

12,6 

22,3 

Körperschaften 

70,7 

1,3 

72,0 

6,0 

22,0 

28,0 

Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 5/1959 


Tabelle Gaststättenwesen 5 

Kapitalstruktur der Unternehmen des Gaststättenwesens im Bundesgebiet 

ohne Saarland und Berlin (West) 



Einheits- 

wert 

Eigenkapital 

Passiva in v. H. 

Gegenwart 1 
der ' 

. ■ zusammen 

1 Schachtelbe- : 

' teiligungen ! 

1 Fremdkaoital 

der Bilanzsumme 

■ j ■ 

Dauer- übrige 

' schulden Schulden 

zusammen 

Einzelunternehmen und 
Personengesellschaften . . 

62,5 

1 

— 62,5 

17,6 

20,0 

37,5 

Körperschaften 

50,3 

— 50,3 

20,0 

29,7 

49,7 


Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 5/1959 (einschließlich Abrundungsdifferenzen) 
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32. Umsatzstruktur 

321. Groß- und Einzelhandel i 

Die Umsatzstruktur wird für den Bereich des , 
Groß- und Einzelhandels unter dem besonderen Ge- | 
sichtspunkt der verschiedenen Absatzwege darge- I 
stellt. 

Es bleibt jedoch zu erwähnen, daß das Handwerk 
und die Industrie im gewissen Umfang ihre Güter 
an die Konsumenten unmittelbar absetzen. Der Um- 
fang und die Entwicklung dieser Handelsumsätze 
Sind vor allem für den Bereich des Handwerks von 
größerer Bedeutung. Sie werden nach Berechnungen 
des Ifo-Instituts für das Jahr 1957 mit 17 v. H. vom 
Gesamthandel (Einzelhandel und Handwerkshandel) 
angegeben. Für das Jahr 1950 wurde dieser Anteil 
noch auf 14 v. H. beziffert. Statistische Angaben über | 
den Direktabsatz der Industrie an den Konsumenten i 
liegen nicht vor, außer den Ermittlungen des In- ' 
stituts für Handelsforschung an der Universität zu • 
Köln, die für einzelne Warengruppen vorgenommen ‘ 
wurden (vergleiche Tabelle Handel 12). Die Handels- 
umsätze der Industrie beim Absatz an den Letztver- 
braucher werden statistisch nicht erfaßt. Die Höhe ' 
dieses Direktabsatzes dürfte in den einzelnen Bran- 
chen sehr unterschiedlich sein. 


LImgekehrt haben sich Handelsunternehmen zum 
Teil Handwerks- und Industriebetriebe als Neben- 
betriebe angegliedert, über die Höhe der Umsätze 
dieser Nebenbetriebe liegen ebenfalls keine statisti- 
schen Unterlagen vor. 

Die vorgenannten Untersuchungen des Instituts 
für Handelsforschung an der Universität zu Köln 
befassen sich mit dem Anteil der Absatzwege am 
Gesamtabsatz im Land Nordrhein-Westfalen, sind 
jedoch auf einzelne Warengruppen beschränkt. 

über die Absatzwege des Großhandels allein ist 
durch das Ifo-Institut für das Jahr 1955 eine Sonder- 
erhebung durchgeführt worden, die im Bericht „Der 
Großhandel in Gegenwart und Vergangenheit" *) 
veröffentlicht ist. Als Ergebnis ist festzustellen, daß 
die Absatzwege der Güter nicht nur von Branche 
zu Branche, sondern auch von Erzeugnis zu Erzeug- 
nis sehr verschieden sind. Manche Erzeugnisse wer- 
den vom Erzeuger direkt an den Einzelhandel ge- 
liefert, bei anderen dagegen ist der Großhandel in 
großem Umfang eingeschaltet. Als Ursachen für die 
unterschiedliche Wahl der Absatzwege spielen u. a. 
Größe oder Wert der Güter eine Rolle. Erzeugnisse 
der Massenfabrikation werden in der Regel über den 
Großhandel abgesetzt. 

*) Der Großhandel in Gegenwart und Vergangenheit, 
Verlag Dunker und Humblot, Berlin/München, 1958 


Tabelle Handel 12 

Gliederung des Textil-, Schuh-, Leder- und Hausratwarenabsatzes vom Erzeuger 
zum Haushalt nach Handelsbereichen in v. H. des Gesamtabsatzes 


Warenbereich 


A. Textilien 
davon 

1. Konfektion 

11. Leibwäsche, Wirk- und Strickwaren, Miederwaren . . 

III. Bekleidungszubehör 

IV. Haus-, Tisch- und Bettwäsche, Bettwaren, Heimtextilien 

V. Meterwaren für Bekleidung 

VI. Kurzwaren 

Textilien (Gruppen 1 bis VI insgesamt) 

B. Schuhe 

C. Lederwaren 

I). Hausidtwdien 


Anteil der Absatzwege 
am Gesamtabsatz in v. H. 


vom 

Erzeuger 

zum 

Haushalt 


1,0 

93,0 

6,0 

2,0 

78,0 

20,0 

0,5 

88,0 

11,5 

0,5 

67,0 

32,5 

1,0 

42,5 

56,5 

0 

21,0 

79,0 

1,0 

71,0 

28,0 

0,5 

61,0 

38,5 

0,5 

95,0 

4,5 

4,0 

43,0 

53,0 


vom 

Erzeuger 

über 

Detailleure 

zum 

Haushalt 


vom 

Erzeuger 
über Gros- 
sierer und 
Detailleure 
zum 

Haushalt 


0 bedeutet: weniger als 0,25 oder nichts 
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Die Erhebung des Instituts für Handelsforschung, 
welche die Absatzwege von Textilien, Schuhen, 
Lederwaren und Haushaltswaren — also vom Kon- 
sumgut her — untersucht, umfaßt den Absatz von 
im Inland hergestellten Waren. Die Absatzwege 
importierter Artikel sind nicht in die Erhebung ein- 
bezogen. Ferner ist der Absatz von Konsumwaren , 
an andere Abnehmer als an Konsumentenhaushai- , 
tungen aus der Untersuchung ausgegliedert worden. ! 
Nicht ausgewiesen ist auch der Absatz an Weiter- 
verarbeiter. Die Untersuchung über den Bereich der 
Haushaltswaren wurde im Juli 1954 abgeschlossen, | 
Avährend der Bericht über die Konsumgüterbereiche 
Textilien, Schuhe und Lederwaren aus dem Jahre 
1956 stammt. Das Ergebnis dieser Untersuchungen 
ist in den Sonderheften 6 und 7 der Mitteilungen 
des Instituts für Handelsforschung *) dargestellt und | 
wird in Tabelle Handel 12 wiedergegeben. 

Die aufgegliederten Warengruppen des Waren- 
bereichs Textil zeigen, wie bereits oben ausgeführt, 
die unterschiedliche Beteiligung des Großhandels an ' 
der Verteilung der einzekien Güter. 

Die Beteiligung der Handelsstufen am Absatz der 
einzelnen Güter ist unterschiedlich. Besonders beim 
Großhandel sind die einzelnen Absatzwege und der 
Umfang des Absatzes der einzelnen Güter vielge- 
staltig. Neben den Absatz an den Einzelhandel tritt 
der an Industrie, Bauwirtschaft und Handwerk. Er 
ist für einige Gütergruppen von besonderer Bedeu- 
tung. Die Funktion des Großhandels erschöpft sich 
nicht nur in der Verteilung der Güter an den Einzel- 
handel, sondern verbindet auch die einzelnen Erzeu- 
ger. Dabei spielen Rohstoffimport und Flalbwaren ' 
der verschiedenen Fertigungsstufen eine beachtliche . 
Rolle. Die Untersuchung des Ifo-Instituts stellt ein- ! 
mal die Absatzwege des Großhandels insgesamt, 
zum anderen aber auch die des Konsumgütergroß- 
handels und die des Rohstoff- und Produktionsver- [ 
bindungshandeis dar: 


Tabelle Handel 13 




d a 

V 0 n 


Groß- 

handel 

ins- 

gesamt 

Konsum- 

qüter- 

Groß- 

handel 

Rohstoff- 

lind 

Produk- 

tioiis- 

verbin- 

dungs- 

haiulel 



in V. H. 


Einzelhandel . . 

46 

78 

16 

Industrie, Bauwirt- 
schaft, Handwerk 

43 

13 

73 

Großhandel . . . 

4 

1 

6 

Sonstige .... 

7 

8 

5 


100 

100 

100 


*) Wege und Kosten der Distribution der Hausrats- 
Wciren im Lande Nordrhein-Wcstfalen, Sonderheft 6, 
und W^ege und Kosten der Distribution der Textil-, 
Schuh- und Lederwaren, Sonderheft 7, - Mitteilungen 

des Instituts für Uandelsforscluing an der Universität 
zu Köln 
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In der Umsatzsteuerstatistik 1957 ist u. a. der Ge- 
samtumsatz im Groß- und Einzelhandel nach Län- 
dern des Bundesgebietes, und zwar in absoluter 
Höhe und je Einwohner aufgegliedert. Für das Bun- 
desgebiet beträgt der Umsatz je Einwohner beim 
Großhandel 2716 DM und beim Einzelhandel 1284 
DM. über dem Durchschnitt liegen im Großhandel 
die Länder Hamburg, Bremen und Nordrhein-West- 
falen. Diese Angaben sagen jedoch mehr über den 
Standort als über das Absatzgebiet des Großhandels 
aus. Ihre überdurchschnittliche Höhe in Hamburg 
und Bremen ist vor allen Dingen durch den Außen- 
handel bedingt. Beim Einzelhandel liegen die Län- 
der Hamburg, Bremen, Berlin (West) und Nordrhein- 
Wcstfalen über dem Biindesdurchschnitt. 

322. Gaststättenwesen 

Für die Gaststätten- und Beherbergungsunterneh- 
men entfällt die Darstellung der Absatzwege, da sie 
reine Dienstleistungen erbringen. 

Die Unternehmen selbst konzentrieren sich in Er- 
holungsgebieten und Orten mit Bade- und Kurgele- 
genheiten sowie an Brennpunkten des Wirtschafts- 
lebens. 


33. Ertrags- und Einkommensstruktur 

Da statistische Unterlagen über den Ertrag weder 
für den Groß- noch für den Einzelhandel oder das 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe vorliegen, 
muß auf eine Darstellung der Erträge verzichtet 
werden. 

Angaben über das Einkommen der Unternehmen 
im Groß- und Einzelhandel und im Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe finden sich im Gutachten 
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, 
Berlin, vom April 1957: „Die Einkommensschichtung 
in der Bundesrepublik". In diesem Gutachten wer- 
den die Einkommensteuerstalistik, die Umsatz- 
steuerstatistik und die Kostenstrukturerhebung 1950 
(Betriebsergebnis einschließlich kalkulatorischer Un- 
ternehmerlohn) verwendet; die Einkommenschich- 
tung wird nach Einkommenklassen dargestellt. Das 
Einkommen ist für das Jahr 1950 errechnet und auf 
das Jahr 1955 fortgeschrieben worden. 

Die Einkommensteuerstatistik 1954 gibt dagegen 
die Einkünfte aus Gewerbebetrieb der unbeschränkt 
Einkommen- und Körperschaftsteuerpflichtigen nach 
Wirtschaftszweigen wieder. Durch die Beschränkung 
der Einkommensteuerstatistik auf Einkünfte aus Ge- 
werbebetrieb ergibt sich kein vollständiges Bild 
über das Einkommen der Gewerbetreibenden. Aller- 
dings führt die Statistik die Anzahl der Steuer- 
pflichtigen, die noch andere Einkünfte als solche aus 
Gewerbebetrieb beziehen, besonders . auf. Außer 
diesen beiden Unterlagen liegen noch statistische 
Angaben über Betriebsergebnisse und steuerliche 
Reingewinne vor. Diese aus verschiedenen Quellen 
stammenden Daten werden jedoch nur ergänzend 
und erläuternd für Teilberichte herangezogen. 
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331. Groß- und Einzelhandel 

Die Einkünfte aus Gewerbebetrieb der Einkom- 
mensteuerpflichtigen des Groß- und Einzelhandels 
nach dem Statistischen Jahrbuch für 1959 sind in 
Tabelle Handel 14 dargestellt. 

Tabelle Handel 14 


Einkünfte aus Gewerbebetrieb 


Wirtschaftszweig 

Einkommensteuerpflichtige 


Anzahl 
der Steuer- 
pflichtigen 

Einkünfte 

aus 

1 Gewerbe- 
betrieb 
in 1000 DM 

Großhandel 

126 871 

1 740 252 

darunter 
Steuerpflichtige mit Ein- 
künften überwiegend 
aus Gewerbebetrieb . . 

116 163 

1 710 194 

Einzelhandel 

426 687 

2 866 956 

darunter 
Steuerpflichtige mit Ein- 
künften überwiegend 
aus Gewerbebetrieb . 

369 001 

2 771 186 


Die Kostenstrukturerhebung 1950 (StBRD Band 
49, Heft 3 und 4) stellt das Betriebsergebnis (Be- 
triebsergebnis = Rohertrag minus Kosten ins- 
gesamt) nach Umsatzgrößenklassen dar. Dabei zeigt 
sich bei einem großen Teil der Branchen, daß 
mit zunehmendem Umsatz der prozentuale Anteil 
der Betriebsergebnisse am Umsatz sinkt. In der 


Tabelle Handel 15 wird für einige Beispiele das 
Betriebsergebnis in den einzelnen Größenklassen, 
angefangen von der unteren bis zu den höheren 
I Umsatzgrößenklassen, nacheinander dargestellt, 
I wobei die jeweilige Größenklasse nicht einzeln 
j genannt wird. Dabei zeigt sich, daß die Betriebs- 
ergebnisse nicht nur bei verschiedenen Betriebs- 
größen, sondern auch von Branche zu Branche 
j unterschiedlich sind. 

Das Ergebnis der Untersuchung des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung über „Die Ein- 
kommenschichtung in der Bundesrepublik"' vom 
April 1957 ist für den Groß- und für den Einzel- 
handel nach dem Anteil der 1950 und 1955 im Jah- 
resdurchschnitt betriebenen Unternehmen in Grö- 
ßenklassen des Bruttoeinkommens dargestellt. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß das steuerrechtliche Ein- 
kommen von dem Einkommen nach der dieser 
Untersuchung zugrunde gelegten theoretischen Defi- 
nition abweicht. Eine Vergleichbarkeit mit dem 
steuerlichen Einkommen ist daher nicht ohne 
weiteres gegeben. Im folgenden werden die Ein- 
kommen der Unternehmen dargestellt. 

Wie Tabelle Handel 16 zeigt, hat im Großhan- 
del etwa die Hälfte der Unternehmen nur ein 
Brutto- Jahreseinkommen bis 8000 DM erzielt (Stand 
1955). Bei 70 v. H. der Großhandelsunternehmen 
lag das Brutto-Jahreseinkommen unter 16 000 DM. 
Beim Einzelhandel erzielten sogar 76 v. H. der Un- 
ternehmen nur ein Einkommen bis 8000 DM und 
sogar 91,2 v. H. nur ein Bruttoeinkommen bis 16 000 
DM. 

Die Zahl der Unternehmen mit einem Einkommen 
unter 3000 DM hat sich in 1955 gegenüber 1950 
wesentlich vermindert. In der Größenklasse zwi- 
I sehen 3000 DM bis 5000 DM ist der Anteil der 
i Großhandelsunternehmen ebenfalls gesunken, im 


Tabelle Handel 15 

Betriebsergebnisse in v. H. des Umsatzes laut Kostenstrukturerhebung 1950 in den einzelnen 

Umsatzgrößenklassen*) 

mit der kleinsten Größenklasse beginnend 


Großhandel 

mit Molkereierzeugnissen und Eiern . 

mit Fischen und Fischwaren 

mit Obst, Gemüse, Südfrüchten und Blumen 

mit Wein, Spirituosen usw 

mit Roheisen, Edelstahlträgern, Blechen usw. 

Einzelhandel 

Gemischtwarengeschäfte mit Waren aller Art 
mit Kartoffeln, Obst, Gemüse, Südfrüchten . 
mit Milch- und Milcherzeugnissen .... 

mit Wein, Spirituosen usw 

mit Eisen-, Stahl- und Metallwaren usw. . . 


2,6 

2,9 

1,0 





3,5 

3,4 

4,6 

1,9 




10,2 

4,2 

3,0 

2,8 

2,9 

2,0 


9,8 

14,9 

9,9 

2,6 




7,1 

5,4 

3,6 

2,8 




11,9 

6,9 

6,5 

7,4 

6,7 

6,0 

4,8 

11,6 

9,2 

9,1 

7,0 

6,8 



7,4 

6,0 

5,6 

5,7 

2,7 



10,2 

6,3 

11,1 

11,6 

8,7 

6,1 

7,6 

4,4 

11,3 

8,9 

7,6 

7,5 

5,4 

5,5 


) Die Zahl und Abgrenzung der Größenklassen in den einzelnen Branchen ist verschieden groß. 
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Tabelle Handel 16 



BruUo-Jdhrcseinkommen laut Beredinungen 
des Instituts 
in DM 

im Großhandel 
in V. H. der Zahl 
der Unternehmen 

im Einzelhandel 
in v. H. der Zahl 
der Unternehmen 




1950 

1955 

1950 

1955 

unter 3 000 .... 


30,1 

20,4 

47,7 

31,1 

von 

3 000 bis unter 

5 000 

17,6 

13,6 

23,2 

24,9 

von 

5 000 bis unter 

8 000 

13,8 

15,8 

15,3 

20,0 

von 

8 000 bis unter 

16 000 

18,4 

20,4 

8,1 

15,2 

von 

16 000 bis unter 

25 000 

8,2 

9,9 

3,3 

3,6 

von 

25 000 bis unter 

100 000 

9,6 

14,9 

2,1 

4,6 

von 

100 000 und mehr 


2,3 

5,0 

0,3 

0,6 




100 

100 

100 

100 


Einzelhandel dagegen leicht gestiegen. Mit höhe- 
rem Einkommen ist sowohl im Groß- als auch im 
Einzelhandel der relative Anteil der Unternehmen 
größer geworden, wobei im Einzelhandel die Zahl 
der Unternehmen in den unteren Einkommenstufen 
stärker als im Großhandel zugenommen hat. Eine 
Erhöhung des steuerlichen Reingewinns im Handel, 
und zwar im Einzelhandel, ergibt sich auch aus dem 
Arbeitsbericht der Hauptgemeinschaft des Deut- 
schen Einzelhandels für 1958. Danach ist der steuer- 
liche Reingewinn im Jahre 1957 auf 6,2 v. H. vom 
Umsatz gegenüber dem des Jahres 1950 von 
5,4 V. H. gestiegen. 


332. Gaststättenwesen 

Die Einkünfte aus Gewerbebetrieb der Einkom- 
mensteuerpflichtigen des Gaststätten- und Beher- 
bergungsgewerbes nach dem Statistischen Jahr- 
buch 1959 ergeben sich aus Tabelle Gaststätten- 
wesen 7. 

Tabelle Gaststättenwesen 7 


Einkünfte aus Gewerbebetrieb 



Einkommensteuer- 
j pflichtige 

Wirtschaftszweig 

Anzahl der 
Steuer- 
pflichtigen 

i Einkünfte 
aus 

Gewerbe- 
betrieb 
in 1000 DM 

Gaststättenwesen 

134 729 

673 000 

darunter 

Steuerpflichtige mit Ein- 
künften überwiegend 

aus Gewerbebetrieb . . 

104 272 

626 162 


Wie erheblich die Betriebsergebnisse der ein- I 
zelnen Unternehmen voneinander abweichen kön- ' 
nen, zeigt eine Darstellung des steuerlichen Rein- j 
gewinns 1954, wie er beim Betriebsvergleich in | 
Hotelbetrieben ermittelt und in der oben erwähn- I 
ten Schriftenreihe des Deutschen Wirtschafts- | 


wissenschaftlichen Instituts für Fremdenverkehr 
aufgezeichnet ist. Für die verschiedenen Betriebs- 
typen stellt sich der steuerpflichtige Reingewinn 
v/ie folgt dar: 

Tabelle Gaststättenwesen 8 
Steuerpflichtiger Reingewinn 1954 

in V. H. der Gesamterlöse 


Großstadtbetriebe 


4,25 

Großstadtpachtbetriebe .... 


“ 2,07 

Einsaisonbetriebe 


4,51 

Zweisaisonbetriebe 


-i- 7,23 

Nach der Untersuchung des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung über „Die Einkommenschich- 
tung in der Bundesrepublik" ergeben sich für das 
Gaststättenwesen folgende Anteile der Unternehmen 
in den einzelnen Einkommenklassen: 

Tabelle Gaststättenwesen 9 

Brutto-Jahreseinkommen 
laut Berechnungen des Instituts 
in DM 

Gaststättenwesen 
in v. H. der Zahl 
der Unternehmen 

1950 j 

1955 

unter 3 000 

45,7 

18,2 

von 3 000 bis unter 5 000 . . 

21,9 

29,0 

von 5 000 bis unter 8 000 . . 

22,8 

19,9 

von 8 000 bis unter 16 000 . . 

8,1 

26,2 

von 16 000 und mehr .... 

U5 

6,7 


100 

100 


Während sich die Zahl der Unternehmen mit 
einem Einkommen unter 3000 DM im Jahre 1955 
gegenüber dem Jahr 1950 wesentlich vermindert 
hat, hat sich die Zahl der Unternehmen mit einem 
Einkommen zwischen 3000 DM bis unter 16 000 DM 
gegenüber 1950 von 52,8 v. H. auf rund 75 v. H. der 
Gesamtzahl der Unternehmen erhöht. Die Zahl der 
kleineren und mittleren Betriebe dieses Wirt- 
schaftszweiges ist folglich seit 1950 gewachsen. 
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4. Altersgliederung und Herkunft 

41. Groß- und Einzelhandel 

über die Altersgliederung und Herkunft der selb- 
ständig Tätigen und der Arbeitnehmer im Handel 
liegen offizielle statistische Angaben aus der jün- 
geren Zeit nicht vor. Für den Großhandel wurde 
durch das Ifo-Institut im Jahre 1956 eine Sonder- 
erhebung vorgenommen. 

Danach waren 68 v. H. der im Jahre 1956 im 
Großhandel beschäftigten Personen Männer und 
32 V. H. Frauen (einschließlich Inhaber und Fami- 
lienangehörige). Nach der Arbeitsstättenzählung 
vom 13. September 1950 betrug der Anteil der 
Frauen noch 28 v. H. und der der Männer 72 v. H. 
Das Verhältnis hat sich zugunsten der Frauen ver- 
schoben. Die in der vorgenannten Erhebung dar- 
gestellte Statistik über die Altersgliederung im 
Großhandel wird in Tabelle Handel 17 wiederge- 
geben. 

Für den Einzelhandel fehlt eine vergleichbare 
Erhebung. Jedoch hat das Institut für Handels- 
forschung an der Universität zu Köln eine Unter- 
suchung “) durchgeführt und bei 202 Einzelhandlun- 
gen u. a. das Lebensalter der Einzelhändler, das 
durchschnittliche Lebensalter der männlichen und 
weiblichen Angestellten sowie das durchschnittliche 
Dienstalter der beschäftigten Personen erfragt. Das 
durchschnittliche Lebensalter der Inhaber der erfaß- 
ten Branchen betrug danach 52 Jahre, das durch- 
schnittliche Lebensalter der bei den Betrieben ange- 
stellten Männer 31,7 und der angestellten Frauen 
24,1 Jahre und die durchschnittliche Dauer der Be- 
triebszugehörigkeit der in den erfaßten Branchen 
beschäftigten Personen 5,1 Jahre. Die Anzahl der 
vorgenommenen Befragungen ist verhältnismäßig 
gering. Die Spannenbreite zwischen der unteren und 
oberen Grenze der erfragten Daten ist verhältnis- 

h „Der Großhandel in Gegenwart und Vergangenheit“, 
Verlag Dunker und Humblot, Berlin/München, 1958 
-) Ursachen der Leistungsdifferenzen vergleichbarer Ein- 
zelhandlungcn, Institut für Handelsforschung an der 
Universität zu Köln. 


] — 3. Wahlperiode 

mäßig klein. Sie liegt beim durchschnittlichen Alter 
des Inhabers zwischen 49,5 und 55,4 Jahren, beim 
durchschnittlichen Lebensalter der männlichen 
Angestellten zwischen 24,8 und 37,6, der weiblichen 
Angestellten zwischen 20,4 und 27,4 Jahren. Im 
Lebensmitteleinzelhandel liegt das Durchschnitts- 
alter der Angestellten am niedrigsten. 

über den Bildungsv/cg der im Großhandel 
beschäftigten Personen ist durch das Ifo-Institut im 
Jahre 1956 gleichfalls eine Erhebung*) durchgeführt 

*) „Der Großhandel in Gegenwart und Vergangenheit“, 
Verlag Dunker und Humblot, Berlin München, 1953 

Tabelle Handel 18 

Im Großhandel beschäftigte Personen 
nach ihrer Ausbildung 

im Jahre 1956 in v. H. 


Bildungsweg 

Groß- 

handel 

ins- 

gesamt 

Rohstoff- 
und Pro- 
duktions- 
verbin- 
dungs- 
handel 

, Konsum - 
güter- 
groß- 
handol 

Volksschule 
ohne Lehre . 

31 

30 

32 

Volksschule 

mit Lehre 

41 

41 

41 

Mittel- bzw. 
Handelsschule 
ohne Lehre . . . 

6 

6 

6 

Mittel- bzw. 
Handelsschule 
mit Lehre . . . 

17 

18 

17 

Abitur ohne Lehre . 

1 

1 

1 

Abitur mit Lehre 

3 

3 

2 

abgeschlossene 

Hochschule . . . 

1 

1 

1 


Tabelle Handel 17 


Altersgliederung der im Großhandel beschäftigten Personen 

im Jahre 1956 


Bereich 

Geschlecht 

Aufteilung der im Großhandel beschäftigten Personen 
in Altersgruppen in v. H. 

unter 

18 

18 bis 
j unter 25 

25 bis 
unter 35 

35 bis 
unter 45 

45 bis 
unter 60 

1 60 
j und mehr 

Großhandel insgesamt . . . . 

männlich 

9 

20 

23 

18 

24 

6 

weiblich 

16 

33 

24 

14 

11 

2 

davon 








Konsumgütergroßhandel . . . 

männlich 

9 

21 

22 

17 

24 

7 


weiblich 

15 

30 

24 

15 

14 

2 

Rohstoff- und Produktionsver- 








bindungshandel 

männlich 

9 

19 

23 

19 

24 

6 


weiblich 

17 

30 

24 

12 

10 

22 
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worden. Danach ergibt sich, daß der größte Teil der | 
Beschäftigten (ohne Inhaber und Familienangehö- 
rige) nur die Volksschule besucht hat. Das Ergebnis | 
dieser Erhebung wird im einzelnen in Tabelle Han- 
del 18 wiedergegeben. 

Für den Einzelhandel fehlen vergleichbare An- 
gaben. Dagegen hat das Institut für Handelsfor- 
schung in Köln in der erwähnten Untersuchung über 
die „Ursachen der Leistungsdifferenzen vergleich- 
barer Einzelhandlungen" eine Aufgliederung der 
bei dieser Erhebung erfaßten Einzelhändler nach | 
dem von ihnen erlernten Beruf vorgenommen. Da- i 
nach sind im Durchschnitt der untersuchten Betriebe 
65 V. H. gelernte Einzelhändler; 10 v. H. haben ein 
Handwerk und 25 v. H. einen sonstigen Beruf 
erlernt. Auch die Forschungsstelle für den Handel 
in Berlin hat 50 Teilnehmer an ihren Betriebsver- 
gleichen über den Stand ihrer kaufmännischen Vor- 
bildung befragt. Danach hatten eine kaufmännische j 
Lehre im Einzelhandel 58 v. H., eine kaufmännische ' 
Lehre in anderen Gewerbezweigen 17 v. H., keine 
kaufmännische Lehre 25 v. H. absolviert. Obwohl die ■ 
repräsentative Bedeutung beider Ergebnisse wegen , 
der verhältnismäßig schmalen Basis eingeschränkt ! 


Drucksache 2012 

ist, stimmen sie doch hinsichtlich des Anteils der 
Betriebsinhaber ohne kaufmännische Lehre überein. 
Uber die Ausbildung der Inhaber von 50 Berliner 
Betrieben hat die Forschungsstelle für den Handel 
folgende Feststellungen getroffen: Volksschule 
57,2 V. H., Mittelschule 12,2 v. H., Oberschule 
30,6 V. H. Eine Umfrage der gleichen Stelle über die 
wirtschaftliche Stellung des Vaters bei den 50 Inha- 
bern Berliner Einzelhandelsbetriebe ergab, daß in 
46,9 V. H. der Fälle der Vater selbständig und in 
30,6 V. H. unselbständig war. Bei 22,5 v. H. wurden 
keine Angaben gemacht. 

Eine Übersicht über die Schulbildung, die Art des 
Erwerbs der Selbständigkeit und den Betriebstyp 
nach Formen der Berufsausbildung bei den von der 
Forschungsstelle für den Handel e.V., Berlin, befrag- 
ten 50 Inhabern von Einzelhandelsbetrieben ergibt 
sich aus Tabelle Handel 19. 

42. Gaststättenwesen 

Für das Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe 
liegen statistische Angaben über Altersgliederung 
und Herkunft nicht vor. 


Tabelle Handel 19 

Schulbildung, Art des Erwerbs der Selbständigkeit und Betriebstyp nach Formen der Berufsausbildung 

bei 50 Inhabern Berliner Einzelhandelsbetriebe 


Einzel- 
handels- j 
i lehre i 

1 

sonstige 

kauf- 

männische 

Lehre 

nichtkauf- 
männische i 
Berufs- 
ausbildung i 

ohne 

Berufs- 

ausbildung 

1. Von 100 Inhabern mit der hier unterschiedenen 
Berufsausbildung hatten folgende Schulbildung 





Volksschule ; 

46,4 

62,5 

66,7 

100,0 

Mittelschule i 

17,9 

— 

— 

— 

Oberschule 

35,7 

37,5 

33,3 


2. Von 100 Inhabern mit der hier unterschiedenen 
Berufsausbildung erwarben Selbständigkeit durch | 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

Übernahme eines fremden Betriebes 

50.0 

50,0 

16,7 

57,1 

Übernahme eines elterlichen Betriebes ■ 

17,9 

37,5 

33,3 

28,6 

Betriebs-Neugründung 

32,1 

12,5 

50,0 

14,3 

3. Von 100 Inhabern mit der hier unterschiedenen 
Berufsausbildung beschäftigten 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

nur Familienzugehörige und Lehrlinge 

14,3 

37,5 

83,3 

14,3 

auch familienfremdes Personal 

85,7 

62,5 

16,7 

85,7 


100,0 

100,0 

100,0 

100,0 
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IV. Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen 

im Verkehrsgewerbe 


1. Unterlagen der Darstellung 

Der Bundesminister für Verkehr hat in letzter 
Zeit verschiedene Maßnahmen eingeleitet, um die 
für die verkehrspolitischen und verkehrswirtschaft- 
lichen Entscheidungen erforderlichen statistischen 
Unterlagen über das gesamte Verkehrswesen in 
ausreichender Tiefengliederung zu beschaffen. So 
ist, ohne speziell auf die Klein- und Mittelbetriebe 
oder die selbständigen Inhaber abzuheben, am 
21. Dezember 1958 ein Gesetz über die Statistik 
der Kosten und Leistungen im Güterverkehr mit 
Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffen und mit Eisen- 
bahnen im Jahre 1959 (GüVerkStatG) erlassen 
worden (BGBl. I S. 988). Die Ergebnisse der auf 
Grund dieses Gesetzes durchgeführten Statistik, die 
nicht vor Frühjahr 1961 zur Verfügung stehen, wer- 
den es ermöglichen, u. a. die Güterverkehr befrei- i 
benden Verkehrsunternehmen nach Größenklassen ; 
(nach der Zahl der Beschäftigten, nach der Zahl der j 
Fahrzeuge, nach dem Umsatz und dergleichen) zu ; 
unterteilen. 1 

Zusätzlich zu dem statistischen Grundmaterial, i 
das durch die in Aussicht genommene „nichtland- ^ 
wirtschaftliche Arbeitsstättenzählung"' anfallen wird, , 
sollen weitere Unterlagen über das Verkehrsge- j 
werbe durch eine Anschlußerhebung (Verkehrs- 
zensus) gewonnen werden, die ihre Rechtsgrund- ! 
läge ebenfalls in dem vorbereiteten Gesetz über i 
die Zählung der Bevölkerung und der nichtland- , 
wirtschaftlichen Arbeitsstätten und Unternehmen 
im Jahre 1961 und der Arbeitsstätten und Unter- 
nehmen mit Verkehr für fremde und eigene Rech- 
nung im Jahre 1962 (Volkszählungsgesetz 1961) 
erhalten soll. ; 

In dem nachstehenden Bericht wurden die zur Zeit ; 
zur Verfügung stehenden statistischen Unterlagen, | 
insbesondere die Umsatzsteuerstatistik 1957, sowie ' 
Auskünfte von Fachverbänden verwertet. Dabei ließ j 
es sich nicht vermeiden, zum Teil auch auf grobe ! 
Schätzungen zurückzugreifen. | 


2. Betriebs- und Unternehmensstruktur | 

Nach der Umsatzsteuerstatistik 1957 gehörten 1 
zum Verkehrsgewerbe 85 006 Betriebe. Eine über- : 
sicht über diese Betriebe, geordnet nach Umsatz- , 
größenklassen und Verkehrszweigen, ergibt sich ! 
aus der Tabelle Verkehr 1. j 

1 

21. In der weiteren Darstellung sind die in Spalte | 
2 (Deutsche Bundespost und Deutsche Bundesbahn), i 
Spalte 3 (Schienenbahnen), Spalte 8 (Luftverkehr) ^ 
und Spalte 9 (Verkehrsneben- und -hilfsgewerbe — - [ 
abgesehen von der Spedition und Lagerei — ) auf- | 
geführten Verkehrszweige unberücksichtigt geblie- 
ben, weil diese Verkehrszweige entweder keine 
oder nur wenige Klein- und Mittelbetriebe aufwei- 
sen oder aber weil keine Unterlagen zur Verfügung 
stehen. 


I 22. Eine einheitliche Abgrenzung zwischen kleinen 
j und mittleren Betrieben einerseits und Großbetrie- 
ben andererseits ist auch in der Verkehrswirtschaft 
nicht möglich. Allgemein dürften jedoch Betriebe 
mit Umsatzgrößen über 2 Millionen DM — abgese- 
hen von der besonders kapitalintensiven Schiffahrt 
— nicht mehr als Klein- und Mittelbetriebe anzu- 
sehen sein. Die Zahl dieser Betriebe liegt zwischen 
600 und 700, macht daher noch nicht 1 v. H. der 
Gesamtzahl der gewerblichen Verkehrsbetriebe aus. 
Andererseits kann für das Verkehrsgewerbe als 
typisch gelten, daß nach den vorliegenden Unter- 
lagen mehr als 40 000 gewerbliche Verkehrs- 
betriebe, also fast die Hälfte, Einmannbetriebe 
sind, bei denen der Unternehmer ohne Arbeits- 
kräfte, und zwar auch ohne in einem arbeitsrecht- 
lichen Verhältnis zum Betrieb stehende mitarbei- 
tende Familienangehörige tätig wird. 

23. Es kann weiter als typisch für das Verkehrs- 
gewerbe gelten, daß vielfach mit dem Verkehrs- 
betrieb eine andere gewerbliche Tätigkeit verbun- 
den ist, z. B. mit einem Güterkraftverkehrsbetrieb 
ein Handel mit Baustoffen, Kohlen und dergleichen. 

24. Der Tabelle Verkehr 1 entsprechend werden 
nachstehend folgende Gruppen der Verkehrswirt- 
schaft behandelt: 

Straßenverkehr mit folgenden Untergruppen: 

gewerblicher Güterfernverkehr 
gewerblicher Güternahverkehr 
gewerblicher Omnibusverkehr 
Pkw-Mietwagen-Unternehmen, Kraftdroschken- 
betriebe 

Binnenschiffahrt 

Seeschiffahrt 

Speditions- und Lagerbetriebe 

Angaben über die übrigen Unternehmen des Ver- 
kehrsneben- und -hilfsgewerbes, die jedoch nur 
eine verhältnismäßig geringe Rolle spielen, liegen 
nicht vor. 

241. Straßenverkehr 

Im gewerblichen Straßengüter- und -Personen- 
verkehr (letzterer ohne Deutsche Bundespost, Deut- 
sche Bundesbahn, öffentliche Verkehrsbetriebe und 
nichtbundeseigene Eisenbahnen) sind insgesamt 
rund 80 800 Unternehmen tätig. Dazu kommen rd. 
31 000 Mietwagen- und Kraftdroschkenbetriebe 
sowie Vermieter von Pkw an Selbstfahrer. Es han- 
delt sich überwiegend um kleinere Betriebe, viel- 
fach um Einmann- und Familienbetriebe mit eigener 
unternehmerischer Tätigkeit. Die Summe dieser 
Unternehmen überschreitet um ein Erhebliches die 
Summe der Spalte 4 in der Tabelle Verkehr 1 auf 
Grund der Umsatzsteuerstatistik 1957. Das ist einer- 
seits daraus zu erklären, daß die Umsatzsteuersta- 
tistik von den gemischten Betrieben nur diejenigen 
als Straßenverkehrsbetriebe aufzählt, die überwie- 
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gend Straßenverkehr betreiben, andererseits aber 
auch aus dem Anwachsen des Straßenverkehrs 
überhaupt. 

2411. Der gewerbliche Güterfernverkehr ist zur 
Gewährleistung der Ordnung innerhalb seiner ver- 
schiedenen Zweige und im Verhältnis zu anderen 
Verkehrsträgern kontingentiert und an Festtarife 
gebunden. Die Gesamtzahl der für rund 13 000 
Unternehmen des gewerblichen Güterfernverkehrs 
und des Möbelfernverkehrs zugelassenen Kraftfahr- | 
zeuge (einschließlich Möbelanhänger) beläuft sich 
auf rund 25 200 mit einer Ladekapazität von rund 
3B0 000 t (einschließlich der Anhänger). Nach einer 


— 3. Wahlperiode Drucksache 2012 


Erhebung der Bundesanstalt für den Güterfernver- 
kehr aus dem Jahre 1956 arbeiteten rund 59 v. H. 
aller Unternehmen mit einem, rund 21 v. H. mit 
zwei und rund 20 v. H. mit drei und mehr Kraft- 
fahrzeugen (einschließlich Möbelanhänger). Hin- 
sichtlich der Beschäftigtenzahl kann davon aus- 
gegangen werden, daß durchschnittlich auf jedes 
Fahrzeug zwei Beschäftigte entfallen; sie beträgt 
demnach etwas über 50 000. 

2412. Der Güternahverkehr ist nach dem Güter- 
kraftverkehrsgesetz auf eine Nahzone beschränkt, 
die in der Regel innerhalb eines Umkreises von 
50 km (Luftlinie), gemessen vom Standort des Kraft- 


Tabelle Verkehr 1 

Anzahl der Umsatzsteuerpflichtigen in der Verkehrswirtschaft im Bundesgebiet 

ohne Saarland einschließlich Berlin (West) 
im Jahre 1957 


Größenklassen 

des 

Gesamtumsatzes 
in DM 

zu- 

sam- 

men 

Deut- 

sche 

Bun- 

despost 

und 

Deut- 

sche 

Bun- 

des- 

bahn 

Schie- 

nen- 

bahnen 

(ohne 

DB) 

Stra- 

ßen- 

ver- 

kehr 

Schiffahrt, Wasser- 
straßen- und Hafenwesen 

darunter 

„ : Bin- 

sam- See- 

"u. * xi0n.” 

men schuf- : -rr 

fahrt 

fahrt 

Luft- 

ver- 

kehr 

Ver- 

kehrs- 

neben- 

und 

-hilfs- 

ge- 

werbe 


' 

2 

3 

4 

5 1 

i 

ü 

1 

7 

8 

y 

unter 8 000 

22 665 



28 

20 477 

932 

37 

460 

5 

1 223 

von 8 000 bis unter 10 000 

2717 

— 

4 

2 352 

162 

16 

108 


199 

von 10 000 bis unter 20 000 

14 605 

— 

7 

12 736 

615 

47 

467 

5 

1 242 

von 20 000 bis unter 50 000 

21 497 

— 

16 

17 362 

1 575 

147 

1 362 

4 

2 540 

von 50 000 bis unter 80 000 

8 152 

— 

7 

6 069 

977 

105 

842 

3 

1 096 

von 80 000 bis unter 100 000 

3 015 

. — 

3 

2 321 

303 

41 

244 

4 

384 

von 100 000 bis unter 250 000 

7 194 

— . 

21 

5 376 

641 

140 

418 

7 

1 149 

von 250 000 bis unter 500 000 

2 570 

— 

29 

1 580 

330 

125 

159 

4 

627 

von 500 000 bis unter 

1 Million 

1 281 

_ 

37 

563 

263 

138 

68 

6 

412 

von 1 Million bis unter 

2 Millionen 

658 


27 

190 

183 

102 

45 

3 

255 

von 2 Millionen bis unter 

5 Millionen 

386 


20 

67 

167 

105 

27 

6 

126 

von 5 Millionen bis unter 

10 Millionen 

138 


9 

10 

68 

31 

20 


51 

von 10 Millionen bis unter 

25 Millionen 

78 

_ 

5 

3 

36 

19 

12 

3 

31 

von 25 Millionen bis unter 

50 Millionen 

30 


7 


15 

8 

6 



8 

von 50 Millionen und 
mehr 

1 20 

2 

5 


9 

3 

5 


4 











insgesamt . . . 

85 006 

2 

225 

69 106 

i 

6 276 

1 064 

4 243 

50 

9 347 
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fahrzeugs aus, liegt. Das Unternehmen bedarf einer 
Gewerbeerlaubnis, wenn ein Fahrzeug mit einer 
Nutzlast von mehr als 750 kg oder eine Zug- 
maschine benutzt wird, und ist an Höchst- und Min- 
desttarife gebunden. Eine Kontingentierung gibt es 
nicht. Bei Güternahverkehrsunternehmen kommt es 
besonders häufig vor, daß der Unternehmer gleich- 
zeitig einen Handelsbetrieb oder dergleichen unter- 
hält. Das Güternahverkehrsgewerbe unterliegt einer 
starken Fluktuation: 


1953 

Zugänge 8 571 

Abgänge 

6 776 

1954 

Zugänge 6 785 

Abgänge 

5 557 

1955 

Zugänge 6 281 

Abgänge 

6 901 

1956 

Zugänge 5 397 

Abgänge 

3 958 

1957 

Zugänge 5 399 

Abgänge 

6 936 

1958 

Zugänge 2 531 

Abgänge 

3 132 


Die Gesamtzahl der im gewerblichen Güternah- 
verkehr eingesetzten Kraftfahrzeuge beträgt rund 
108 000, die sich auf rund 60 000 Betriebe verteilen, 
•ähnlich wie im Güterfernverkehr arbeiten von den 
Unternehmen rund 60 v. H. mit nur einem Kraft- 
fahrzeug, rund 20 v. H. mit zwei Kraftfahrzeugen 
und rund 20 v. H. mit drei Fahrzeugen und mehr. 

2413 . Abgesehen von den Kraftomnibusbetrieben 
der Unternehmen des öffentlichen Verkehrs gibt 
es im Bundesgebiet etwa 3820 private Omnibus- 
Unternehmen, die mit fast 13 000 Kraftomnibussen 
Linien- und, oder Gelegenheitsverkehr betreiben. 
Von diesen Unternehmen arbeiten mit nur einem 
Fahrzeug rund 36 v. H., mit zwei Fahrzeugen rund 
29v. H., mit drei und mehr Fahrzeugen rund 
35 V. H. 

2414 . Nach Aufstellungen aus dem Jahre 1956 gibt 
es etwa 22 300 Pkw-Mietwagen- und Kraftdrosch- 
kenunterne'hmen mit zusammen rund 26 000 Pkw 
und Kleinstbussen. Inzwischen ist die Anzahl der 
Betriebe und Kraftfahrzeuge gestiegen. Das Zahlen- 
verhältnis ergibt, daß die überwiegende Mehrzahl 
aller Betriebe mit nur einem Fahrzeug arbeitet. 

Hier ist die in den letzten Jahren stark ange- 
wachsene Zahl der Vermieter von Pkw an Selbst- 
fahrer zusätzlich zu erwähnen. Die Zahl der Un- 
ternehmen dieser Art beläuft sich etwa auf 6000 
mit etwa 42 000 Pkw. In diesen Vermietungsbetrie- 
ben sind etwa 5300 Arbeitnehmer beschäftigt. 

242 . Binnenschiffahrt 

Im Jahre 1958 waren in der Binnenschiffahrt 
3612 Unternehmen tätig, die über rund' 7200 
Schiffe mit rund 4,4 Millionen t Tragfähigkeit ver- 
fügten. Reichlich 50 v. H. der Schiffe mit 40 v. H. 
der gesamten Tragfähigkeit gehörten Partikulieren 
und Kleinreedern, die ausschließlich zu den kleinen 
und mittleren selbständig Tätigen zu rechnen sind. 
Von den genannten 3 612 Unternehmen besaßen 
2 91 1 1 Schiff 

416 2 Schiffe 
285 3 Schiffe und mehr. 


Hierbei sind die Unternehmen der Personen- 
schiffahrt auf Binnengewässern nicht berücksichtigt; 
sie gehören -- abgesehen von wenigen Ausnah- 
men wie z. B. der Köln-Düsseldorfer Dampfschiff- 
fahrts-AG, der Hamburger Hafen-Dampfschiffahrts- 
AG — zu den Klein- und Mittelbetrieben. 

Die gewerbliche Binnenschiffahrt kennt im we- 
sentlichen zwei Betriebsformen, die Partikuliere 
und die Reedereien. 

2421 . Partikulier nach dem Gesetz über den ge- 
werblichen Binnenschiffsverkehr vom 1. Oktober 
1953 (BGBl. I S. 1453) ist der Schiffseigner, der in 
der Regel mit nicht mehr als drei Binnenschiffen 
gewerbliche Binnenschiffahrt betreibt. Er ist durch- 
weg Minderkaufmann und nicht buchführungspflich- 
tig. Im allgemeinen führt der Partikulier sein 
Schiff selbst; bisweilen führt ein sogenannter Setz- 
schiffer das Schiff, wenn der Partikulier oder ein 
Familienmitglied dazu nicht in der ' Lage ist. Der 
Partikulier unterscheidet sich vom Reeder dadurch, 
daß er im allgemeinen nicht selbständig Frachtver- 
träge mit Verladern abschließt. Die wirtschaftliche 
Betätigung der Partikuliere vollzieht sich wie nach- 
stehend geschildert. 

24211 . In einzelnen Stromgebieten sind soge- 
nannte Schifferbetriebsverbände als Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts gebildet, denen die in 
diesen Stromgebieten ansässigen Partikuliere als 
Zwangsmitgiieder angehören, soweit nicht die unter 
24212. und 24213. genannten Tatbestände gegeben 
sind. Die Schifferbetriebsverbände schließen mit 
Reedereien oder Reedereigruppen für ihre Mitglie- 
der Mitbeschäftigungsverträge ab. Sie verteilen die 
aus diesen Verträgen anfallenden Transporte nach 
festgelegten Regeln auf ihre Mitglieder, die die 
übernommenen Güter als Unterfrachtführer für den 
Reeder befördern. 

24212 . Der Partikulier kann unmittelbar mit einer 
Reederei einen langdauernden Beschäftigungsver- 
trag abschließen. Dann entfällt seine Mitgliedschaft 
zum Schifferbetriebsverband. Bei solchen Verträgen 
besorgt die Reederei vielfach auch die wirtschaft- 
lichen und finanziellen Angelegenheiten des Parti- 
kuliers. 

24213 . Außerdem gibt es reedereimäßig arbeitenae 
Partikulier-Genossenschaften, die selbständig Güter- 
transporte werben und ohne Zwischenschaltung von 
Reedereien Frachtverträge abschließen. Bei solchen 
genossenschaftlichen Zusammenschlüssen bleibt die 
Selbständigkeit des Partikuliers am weitestgehen- 
den erhalten. Die Genossenschaften übernehmen es 
vielfach, die finanziellen und wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten der Genossen, z. B. durch zentralen 
Einkauf, zu besorgen, um den auf Fahrt befinu- 
lichen Partikulier zu entlasten. 

2422. Von den Reedereien der Binnenschiffahrt 
sind diejenigen Unternehmen zu den Klein- und 
Mittelbetrieben zu rechnen, bei denen Einzelperso- 
nen oder Angehörige einer Familie für die Gestal- 
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tung und die Tätigkeit des Unternehmens bestim- 
mend sind. Doch ist es nicht möglich, diese kleinen 
und mittleren Reedereien etwa nach Schiffseinhei- 
ten, Höhe des Gesamtumsatzes und dergleichen ge- 
genüber den großen Reedereien genau abzugrenzen, 
weil neben der Binnenschiffahrt häufig noch Spedi- 
tion oder Handel, z. B. mit Kohlen oder Baustoffen, 
betrieben wird. 

243. Seeschiflahrt 

Die wirtschaftliche Lage der Seeschiffahrt wird 
durch die hohe Kapitalintensität, die verhältnis- 
mäßig geringe Umschlagsgeschwindigkeit und eine 
starke Konjunkturabhängigkeit gekennzeichnet. Die 
Einnahmen schwanken in einem Ausmaß, wie es bei 
der Mehrzahl der übrigen Wirtschaftszweige nicht 
bekannt ist. Bei den hohen fixen Kosten, mit denen 
die Seeschiffahrt arbeitet, führt dies zu noch grö- 
ßeren Schwankungen in der Ertragslage. Für die in 
der Bundesrepublik ansässigen Unternehmen kommt 
hinzu, daß durch Krieg und Kriegsfolgen nahezu 
die ganze Flotte und damit auch die Eigenmittel ver- 
lorengegangen sind. Dieses Schicksal haben in der 
Bundesrepublik außer der Seeschiffahrt nur wenige 
Wirtschaftszweige erlitten. Die Seeschiffahrt ist 
durch alliierte Verbote lange am Wiederaufbau ge- 
hindert worden und durfte dann zunächst auch nur 
Schiffe bauen, die technisch und wirtschaftlich we- 
der den modernen Erkenntnissen des Schiffbaues 
noch den zeitgemäßen Anforderungen des Schiff- 
fahrtsgeschäfts entsprachen. 

2431. Die Küstenschiffahrt ist durchweg dem ge- 
werblichen Mittelstand zuzurechnen. Die Küsten- 
schiffer sind überwiegend Einzelunternehmer. Sel- 
tener wird die Küstenschiffahrt von offenen Han- 
delsgesellschaften und Kommanditgesellschaften 
oder als Partenreedereien *) (§ 489 ff. HGB) betrie- 
ben. In der Mehrzahl der Fälle verfügt das Unter- 
nehmen über nur ein Schiff. Nach den Angaben des 
Verbandes Deutscher Küstenschiffer e. V. hatte er 
am 1. Dezember 1959 944 Mitglieder mit 1054 Kü- 
stenschiffen von zusammen 257 000 BRT oder rd. 
400 000 Ladetonnen. Außerhalb des Verbandes ste- 
hen nur wenige Betriebe. Die Eigenart eines Küsten- 
schiffahrtsbetriebes wird durch drei wesentliche 
Merkmale bestimmt: 

24311. Küstenfrachtmotorschiffe sind seegehende 
Schiffseinheiten in einer Größenordnung zwischen 
• 100 und 500 BRT (150 bis 1000 Ladetonnen). Diese 
Fahrzeuge sind zu Vi« ausschließlich im internatio- 
nalen Seeverkehr der Nord- und Ostsee beschäftigt. 
• 

24312. Die Küstenschiffahrt wird in der Form eines 
selbständigen Einzelbetriebes durchgeführt. 85 v. H. 
aller Mitglieder haben nur ein Schiff zu eigen; die 
restlichen 15 v. H. verteilen sich auf Mehrschiffsbe- 
triebe und in wenigen Fällen auf Partenreedereien. 

*) Partenreederei ist eine Personengemeinschaft, die an 
jeweils einem Schiff nach Bruchteilen (Parten) betei- 
ligt ist und nach außen hin nach dem Verhältnis der 
Größe ihrer Schiffsparten haftet. Iin Steucrrccht wird 
die Partenreederei wie eine OHG behandelt. 


24313. Die Wohn- und Betriebssitze der Küsten- 
schiffahrt befinden sich überwiegend in ländlichen 
Gemeinden. Etwa die Hälfte der Schiffseinheiten und 
60 V. H. aller Küstenschiffseigner haben ihren Wohn- 
sitz und damit ihren Betrieb im Land Niedersachsen, 
dort in den Mündungsgebieten der Elbe, Weser und 
Ems. Die andere Hälfte der Küstenschiffer verteilt 
sich auf die Länder Schleswig-Holstein, die Freie 
und Hansestadt Hamburg und die Freie Hansestadt 
Bremen, einige auf Nordrhein-Westfalen. 

2432. Die Hochseeschiffahrt, aber auch ein Teil der 
Nord- und Ostseeschiffahrt wird von den sogenann- 
ten Reedereiunternehmen betrieben. Ihr Betäti- 
gungsfeld ist die Linienschiffahrt, die weltweite 
Trampfahrt, die Nord- und Ostseefahrt und die seit 
längerem auf die Beförderung flüssiger Ladungen 
spezialisierte Tankfahrt. In diesem Bereich finden 
sich alle Betriebsgrößen und -formen von der Ein- 
schiffreederei bis zur großen Linienschiffahrt mit 
einer großen Zahl von Schiffen. An Unternehmens- 
formen sind Einzelfirmen, offene Handelsgesellschaf- 
ten, Kommanditgesellschaften, gelegentlich auch so- 
genannte BGB-Gesellschaften und schließlich Kapi- 
talgesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und Aktiengesellschaften vertreten. Häufig 
sind Partenreedereien. 

Der Hochseeschiffahrt gehörten nach den Angaben 
des Verbandes deutscher Reeder am 1. Januar 1960 
insgesamt 306 Firmen mit 1373 Schiffen und 4 406 930 
BRT an. Hiervon zählen nach den Angaben des Ver- 
bandes 236 Firmen (77 v. H.) mit 849 Schiffen 
(62 V. H.) und 2 106 952 BRT (48 v. H.) zu den Klein- 
und Mittelbetrieben. 

Die Abgrenzung der Klein- und Mittelbetriebe mit 
selbständigen Inhabern bei den Reedereiunterneh- 
men ist wesentlich schwieriger. Aber auch hier weist 
die Mehrzahl eindeutig Merkmale auf, die eine Zu- 
rechnung zu dieser Gruppe rechtfertigen. Auszu- 
schließen sind die großen Unternehmen in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft (mit Ausnahme 
der Familienunternehmen) und die konzerngebun- 
denen Betriebe sowie Unternehmen, die größere Be- 
triebe verschiedener Arbeitsbereiche umfassen. 

244. Speditions- und Lagereibetriebe 

Von den sogenannten Nebenbetrieben des Ver- 
kehrsgewerbes sind besonders die Speditions- und 
Lagereibetriebe anzuführen. Sie zählen, von weni- 
gen Ausnahmen abgesehen, zum mittelständischen 
Gewerbe. Nach der Umsatzsteuerstatistik 1957 wa- 
ren in dem Gewerbe 4466 Betriebe mit einer durch- 
schnittlichen Beschäftigtenzahl von 20,8 Beschäftig- 
ten tätig. Nach Erhebungen der Arbeitsgemeinschaft 
Spedition und Lagerei e. V. (ASp) über die Betriebs- 
struktur des Speditions- und Lagereigewerbes nach 
dem Stand vom 1. Oktober 1959 gliederte sich die 
betriebliche Tätigkeit auf 13 Sparten auf. Dazu ist 
zu bemerken, daß jedes Unternehmen in mehreren 
Sparten, und zwar durchschnittlich in 4,5 Fachsparten 
tätig ist. Unter Berücksichtigung dieser Tatsache be- 
treiben von allen Speditions- und Lagereiunterneh- 
men (— 100 V. H.) : 
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Auftragsspedition 24,4 v. H. 

Bahnamtliche Rollfuhr 20,1 v. H. 

Bahnsamaielspedition 20,9 v. H. 

Binnenumschlagsspedition 22,3 v. H. 

Getreidelagerei 5,9 v. H. 

Internationale Spedition 50,0 v. H. : 

Kraftwagenspedition 53,0 v. H. : 

Lagerei (Land und Wasser) 67,6 v. H. 

Luftfrachtspedition 20,2 v. H. j 

Seehafenspedition 15,2 v. H. ' 

Vollmachtspedition 21,5 v. H. 

Güterfernverkehr mit eigenen Kfz . . . 62,1 v. H. i 

Güternahverkehr 69,0 v. H. 


Wie schon erwähnt, kommen zu diesen Spedi- j 
tions- und Lagereiunternehmen noch die Seehafen- 
betriebe hinzu, auf die im Rahmen dieser Ausfüh- ' 
rungen aber nicht weiter eingegangen werden soll. 
Es handelt sich dabei um folgende Sparten: 

Umsdilagsbetriebe 

Quartiersleute 

Kornumstecher 

Ladungskontrolleure 

Tallyleute 

Ewerführereien 

Hafenschleppschiffahrt 

Festmacherbetriebe 

Schiffsmakler i 

Bei allen diesen Betrieben ist die persönliche Lei- . 
stung des Unternehmers entscheidend. Dabei sind i 
die Unternehmensformen verschieden, jedoch dürf- ! 
ten die Einzelunternehmungen und die Personenge- | 
Seilschaften, bei denen der Unternehmer persönlich ! 
haftet, überwiegen. 

3. Betriebsvermögens-r Kapital-, Umsatz-, Er- | 
trags- und Einkommensstruktur 

Erst die Ergebnisse der zur Zeit laufenden Erhe- i 
bung über die Kosten und Leistungen im Güter- j 
verkehr der drei Binnenverkehrszweige werden die 
zur genaueren Kenntnis des Sachverhalts erforder- ! 
liehen Strukturdaten liefern. 

Wenn im folgenden dennoch, überwiegend auf ' 
Grund von Auskünften der Fachverbände, einzelne 
Daten zusammengestellt sind, so müssen diese unter i 
Vorbehalt betrachtet werden. Sie geben nur allge- 
meinen Aufschluß über einen Teil der Fragen und 
erlauben keine Aussagen über die besondere Lage 
der selbständig Tätigen. 

31. Straßenverkehr 

Anhaltspunkte hinsichtlich des Betriebsvermögens 
lassen sich aus der Anzahl der Kraftfahrzeuge je 
Unternehmen gewinnen. 
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Im gewerblichen Güterfernverkehr kann davon 
ausgegangen werden, daß das in einem Lastzug 
(Motorfahrzeug und Anhänger) investierte Kapital 
im Durchschnitt etwa 70 000 DM beträgt. Unterteilt 
man nur nach diesem Analgevermögen, so ergibt 
sich: 


Anzahl der Unternehmen 
in V. H. 

In Lastzügen investiertes 
Kapital in DM 

60 

70 000 

21 

140 000 

8 

210 000 

8 

350 000 

2 

560 000 

1 

ca. 700 000 und mehr 


Hierbei sind alle Nebenanlagen des Güterfern- 
verkehrs nicht berücksichtigt. Außerdem fehlen un- 
ter Umständen weitere Investitionen, die erforder- 
lich sind, wenn der Unternehmer neben dem reinen 
Transportgewerbe einen weiteren Dienstleistungs- 
oclc'r einen Handelsbetrieb führt. 

Linen Anhaii lür die Umsatzstruktur bieten die 
Frachreinnahinen (ohne Beförderungsteuer), die im 
gewerblichen Gülerfernverkehr (ohne Möbelfernver- 
kelir) im Jahre 1958 erzielt wurden. Diese betrugen 
1624,9 Millionen 1)14. Als Frachteinnahme je Lastzug 
ergibt sich bei 21 413 erteilten Genehmigungen im 
Durchschnitt ein Betrag von jährlich rund 76 000 DM. 

Zur Frage der Einkommensstruktur im Güterfern- 
verkehr ist auf die steuerlichen Pauschalsätze für 
die Ermittlung des Reingewinns hinzuweisen, die 
für das Jahr 1956 im Mittel etwa 17 v. H. des Um- 
satzes betrugen. 

Im gewerblichen Straßen-Persoaenverkehr betru- 
gen die von der Finanzverwaltung angewandten 
Gewinnrichtsätze für Omnibusbetriebe 21 bis 
26 V. H. des Umsatzes, bei Unternehmen mit meh- 
reren Omnibussen weniger. 

Für Kraftdroschkenunternehmen liegt der Gewinn- 
satz zwischen 35 und 45 v. H. des Umsatzes, zum 
Teil darüber. 

32. Binnenschiffahrt und Seeschiffahrt 

Das betriebsnotwendige Kapital der Schiffahrts- 
unternehmen ist verhältnismäßig hoch. Die Beschaf- 
fungskosten für ein Binnenschiff liegen heute bei 
600 DM je t Tragfähigkeit, für ein Seeschiff noch er- 
heblich höher und gehen bis zu 4000 DM je BRT^ 
Neben dem Schiffsvermögen tritt das sogenannte 
Landvermögen und das Umlaufvermögen stark zu- 
rück. 

Gerade die Schiffahrt hat besonders starke Kriegs- 
und Nachkriegsverluste erlitten. Die Wiederbeschaf- 
fung der heute vorhandenen Schiffe mußte durch- 
weg unter Inanspruchnahme erheblicher Fremd- 
mittel bestritten werden. Die Bundesregierung hat 
sich bemüht, der Seeschiffahrt durch die sogenann- 
ten Wiederaufballdarlehen aus Haushaltsmitteln 


94 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2012 


und bei den Schiffahrtszweigen durch Eröffnung 
von Kreditprogrammen aus dem ERP-Sondervermö- 
gen bei der Beschaffung dieser Fremdmittel zu heh 
fen. Darüber hinaus sind der Schiffahrt in erheb- 
lichem Umfang steuerbegünstigte Darlehen nach 
§ 7 d des Einkommensteuergesetzes zugeflossen. 
Diese öffentlichen Kreditprogramme und Steuerver- 
günstigungen sind im wesentlichen ausgelaufen, je- 
doch werden der Seeschiffahrt unter bestimmten 
Voraussetzungen noch Zinszuschüsse aus öffent- 
lichen Mitteln gewährt. 

Die Ertragslage der Schiffahrt kann nicht einheit- 
lich beurteilt werden. Insbesondere die Seeschiffahrt 
war in den letzten Jahren starken Konjunktur- 
schwankungen ausgesetzt. 

33. Speditions- und Lagereibetriebe 

Reine Speditionsunternehmen bedürfen kaum 
eines Anlagevermögens. Das Lagereigewerbe erfor- 
dert ein nicht unerhebliches bauliches Anlagever- 
mögen. Die Lagergebäude sind oft auf fremdem 
Grund und Boden errichtet. 

Auch das Lagereigewerbe hat starke Kriegsver- 
histe erlitten. Die Beschaffung der Fremdmittel für 
den Wiederaufbau war in vielen Fällen dadurch 
schwierig, daß eine dingliche Sicherung in Ermange- 
lung eigener Grundstücke nicht möglich war. 

Nach Angaben des Gewerbes wird im freien Spe- 
ditionsgewerbe mit einem Gewinnsatz von 6 v. H. 
des Dienstleistungsumsatzes gerechnet. Es wird dar- 
auf hingewiesen, daß Seehafenspediteure und bahn- 
amtliche Rollfuhrunternehmen nach Fest- und 
Höchstpreisen ab rechnen müssen. 

4. Altersgliederung und Herkunft 

über die Altersgliederung und Herkunft liegen 
für die verschiedenen Verkehrsgewerbe kaum Un- 
terlagen vor. 

Die Unternehmer des gewerblichen Güterkraftver- 
kehrs und des Straßenpersonenverkehrs entstam- 
men den verschiedensten Berufen; die Unternehmer 
des gewerblichen Güterkraftverkehrs waren jedoch 
vor Aufnahme ihrer Unternehmertätigkeit vorwie- 
gend im Kraftverkehrs- und Speditionsgewerbe 
tätig. 

Dagegen sind sowohl die Berufe des Binnenschif- 
fers als auch des Küstenschiffers und Hochseereeders 
stark traditionsgebunden. Dabei dürfte der hohe Ka- 
pitalbedarf eine Rolle spielen, der es im allgemeinen 
sehr erschwert, sich in diesen Berufen selbständig 
zu machen. Während der Partikulier und der Kü- 
stenschiffer im allgemeinen zunächst als Schiffsmann 
und Matrose, später als Steuermann oder Schiffer 


und Kapitän gefahren ist, dürften die Reeder über- 
wiegend aus dem Kaufmannsstand hervorgegangen 
sein. 

über die Altersgliederung der in der Schiffahrt 
Beschäftigten lassen sich keine besonders aufschluß- 
reichen Angaben machen. Eine Aufstellung über die 
jahrgangsmäßige Zusammensetzung des fahrenden 
Personals in der Binnenschiffahrt einschließlich der 
Partikuliere als Beispiel ist in der untenstehenden 
Tabelle Verkehr 2 enthalten. 

Über den Bildungsgang der im Verkehrsgewerbe 
Tätigen läßt sich Allgemeingültiges ebenfalls nicht 
sagen. Für die kaufmännischen Unternehmer von 
Reedereien und Speditionsfirmen wird höhere Schul- 
bildung die Regel sein. Ebenso erfordert die Aus- 
bildung zum Schiffsoffizier in der Seeschiffahrt eine 
höhere Schulbildung. 

Tabelle Verkehr 2 

Aufstellung 

über die jahrgangsmäßige Zusammensetzung 
des fahrenden Personals in der Binnenschiffahrt 
einschließlich Partikuliere 


Personalstand 


Jahrgänge 

1956 

1959 

(geschätzt) 

1899 und älter .... 

2 399 

2 395 

! 1900 bis 1909 .... 

4 145 

4 142 

1910 bis 1914 .... 

1 835 

1 837 

1915 bis 1919 .... 

974 

979 

1920 bis 1924 .... 

1 532 

1 552 

1925 bis 1927 .... 

1 065 

1 098 

i 1928 bis 1929 .... 

817 

867 

1 1930 bis 1931 .... 

780 

830 

1932 bis 1933 .... 

752 

802 

' 1934 

543 

603 

; 1935 

598 

658 

1936 

758 

828 

1937 

737 

807 

1938 

806 

886 

1939 

884 

984 

1940 

860 

1 010 

1941 und jünger .... 

640 

1 950 

Summe . . 

20 125 

22 228 
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V. Die Lage der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen im 

sonstigen Gewerben 


Die nachfolgende Darstellung bezieht sich auf das 
nach der Berichterstattung über die Bereiche Hand- 
werk, Handel, Hotel- und Gaststättenwesen, Indu- 
strie, freie Berufe, Verkehr und Landwirtschaft ver- 
bleibende sonstige Gewerbe. Zum Zwecke der Ab- 
grenzung dieses eine Vielzahl von Wirtschafts- 
zweigen umfassenden Bereiches wurde mit einigen 
Ausnahmen die Einteilung der amtlichen Statistiken 
zugrunde gelegt, die die „sonstigen Wirtschafts- 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 1 


Gewerbe- 

kennziffer 


Wirtschaftsbereich 


637, 638 Verlagswesen 


a u s 67 
671 bis 673 
674 


675 

676 

677 

678 


aus 688 

6885 

6887 

71 

73 

75 

78 


Handelsvertretung, Vermittlung, ' 
Werbung und Verleih: j 

Handelsvertretung, Handelsmak- 
ler und Versandhandelsvertretung 

Vermittlergewerbe (einschließlich I 
Stellenvermittlung) 
darunter Grundstücks-, Hypo- | 
theken-, Darlehens- und Finanzie- 
rungsmaklerwesen, Versteige- 
rungsgewerbe 

Auskunfts- und Inkassogewerbe 

Wirtschaftswerbung 

Verleihgewerbe 

Sonstige Hilfsgewerbe des Han- 
dels 

darunter Öffentliche Waagen, 
Marktstandsvermietung 

sonstige Zweige des Geld- und 
Bankwesens: 

Leihhäuser, Pfandämter sowie ; 
Wett- und Lotteriewesen, Spiel- | 
banken 

Wohnungs- und Grundstückswe- 
sen, Vermögensverwaltung 

Kunst, private Forschung, Theater, 
Film, Rundfunk, Schaustellung 

Korrespondenz-, Nachrichten-, 
Schreib- und Übersetzungsbüros 

Übrige Dienstleistungen 


(ohne solche darunter Bewachung, Aufbe- 
aus 9) Wahrung, Bestattung usw. 


bereiche" unter den Gewerbekennziffern 637, 638, 
67 bis 69 und 7 bis 9 erfassen. 

Das Geld-, Banken-, Börsen- und Versicherungs- 
gewerbe bleibt von der Untersuchung ausgeschlos- 
sen, da es keine überwiegend mittelständische 
Struktur aufweist (ausgenommen Teilbereiche wie 
Wett- und Lotteriewesen, Leihhäuser), ebenso die 
öffentliche Verwaltung und die Sportpflege. Der Be- 
reich des sonstigen Gewerbes wird, wie aus Tabelle 
Sonstiges Gewerbe 1 ersichtlich, Umrissen. 

Hierbei kann fraglich sein, ob der Gewerbezweig 
„Handelsvertretung" überhaupt zum sonstigen Ge- 
werbe ZU zählen ist. Die Centralvereinigung der 
Deutschen Handelsvertreter- und Handelsmakler- 
Verbände (CDH) ist der Ansicht, daß die Handels- 
vertreter unter dem Bereich des Handels zu erfas- 
sen sind. Da jedoch die amtlichen Statistiken die 
Handelsvertretung unter dem Abschnitt „sonstige 
Wirtschaftsbereiche" aufführen, wird dieser Ge- 
werbezweig im vorliegenden Bericht auch im Rah- 
men des sonstigen Gewerbes behandelt. 

Auch ist die Einbeziehung der Gewerbekennzif- 
fer 73 insofern problematisch, als hierunter auch 
Kunst, private Forschung, Film und Rundfunk fallen. 
Da jedoch in dieser Kennziffer u. a. auch Varietes 
und sonstige Zweige des Schaustellergewerbes ent- 
halten sind, die unter das sonstige Gewerbe fallen, 
wurde die gesamte Gruppe untersucht. Eine geson- 
derte Betrachtung der zuletzt genannten Zweige war 
mangels spezieller Angaben in den verfügbaren 
Unterlagen nicht möglich. Wegen der künstlerisch 
und publizistisch Schaffenden sowie Nachschaffen- 
den wird ergänzend auf den Berichtsteil über die 
freien Berufe Bezug genommen. 

Infolge der heterogenen Struktur des sonstigen 
Gewerbes sind in den amtlichen Statistiken und son- 
stigen Unterlagen nicht alle innerhalb der einzel- 
nen Gruppen vorhandenen Gewerbezweige geson- 
dert erfaßt, so daß im wesentlichen nur globale 
Zahlen für Gruppen (Gewerbekennziffern) angege- 
ben werden können. Insbesondere ist eine Eintei- 
lung in Betriebsgrößenklassen, die einen Vergleich 
der mittelständischen Betriebe mit den Großbetrie- 
ben ermöglicht, infolge der Vielzahl der unter das 
sonstige Gewerbe fallenden, strukturmäßig zum 
Teil sehr unterschiedlichen Gewerbezweige nur ver- 
einzelt möglich und kann auch nur unter Vorbehalt 
erfolgen. Es ist daher versucht worden, von den 
Fachverbänden zusätzliches Material zu erhalten. 
Das Ergebnis der Umfragen war nicht sehr positiv. 
Die erhaltenen Unterlagen werden in dem Bericht, 
soweit sie von Interesse sind, mitverwertet, wobei 
darauf hingewiesen wird, daß viele Angaben nur 
auf Schätzungen und sonstigen nichtamtlichen Erhe- 
bungen der Verbände beruhen. 
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I. Betriebs- und Unternehmensstruktur 

II. Als Material stand hierfür die Umsatzsteuer- 
statistik 1954 (in „Statistik der Bundesrepublik 
Deutschland'", Band 161) zur Verfügung, über die 
Rechtsformen, in denen die vorgenannten Gewerbe 
betrieben werden, gibt die nachstehende Aufstellung 
(Tabelle Sonstige Gewerbe 2) Aufschluß. 

Hieraus ergibt sich, daß im Bereich des sonstigen 
Gewerbes die Form des Einzelunternehmens weit- 
aus am stärksten vertreten ist. 

Von insgesamt 229 485 Unternehmen werden 
209 804 = rd. 91 v. H. in der Form des Einzelunter- 
nehmens betrieben. Die zweitstärkste Gruppe bil- 
den die „übrigen Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen" mit 10 034 Unter- 
nehmen — rd. 4,4 V. H. Bemerkenswert und bezeich- 
nend für zahlreiche Zweige des sonstigen Gewerbes 
ist die geringe Anzahl der Kapitalgesellschaften 
mit 3347. Hierunter befinden sich nur 179 Aktien- 
gesellschaften und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien. 

An neuerem Zahlenmaterial (1959) liegen die An- 
gaben des Zentralverbandes des Deutschen Be- 
wachungsgewerbes vor. Im Bewachungsgewerbe 
(Kennziffer 78) sind etwa 73 v. H. der Betriebe Ein- 
zelunternehmen, 16 V. H. Kapitalgesellschaften und 
11 V. H. Personengesellschaften. Bei den Reisebüros 
(Kennziffer 674) sind (in Nordrhein-Westfalen) die | 
Einzelunternehmen mit 36,1 v. H. ebenfalls am häu- | 


figsten vertreten vor den Personengesellschaften 
mit 30,3 V. H. und den Kapitalgesellschaften mit 
22,7 V. H. (Rest: sonstige, meist kommunale Be- 
triebe). Wegen der Handelsvertreter wird auf die 
Sonderdarstellung unter 4. dieses Berichtsteiles ver- 
wiesen. 

12. Zahl der Betriebe und der Beschäftigten 

Ausweislich der Arbeitsstättenzählung *) von 1950 
waren seinerzeit im sonstigen Gewerbe insgesamt 
179 998 Arbeitsstätten mit 456 484 Beschäftigten vor- 
handen. Hierbei sind zahlenmäßig am stärksten 
vertreten: 



Betriebs- 

stätten 

Beschäf- 

tigte 

Handelsvertreter und 
Handelsmakler 

. 76.188 

110 547 

Theater, Film, Schaustellung 
usw 

. 34 253 

89 975 

übrige Dienstleistungen . . 

. 20919 

84 487 

Vermittlergewerbe .... 

. 16 401. 

44 364 

Verlagswesen 

3 185 

44 089 


*) bei nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten in der Bun- 
desrepublik Deutschland nach der Zählung vom 
13. September 1950 in Statistik der BRD, Band 45, 
Heft 1 


Rechtsform der steuerpflichtigen Betriebe Tabelle Sonstiges Gewerbe 2 

ohne Berlin (West) 
nach der Umsatzsteuerstatistik 1954 


i 

1 

1 

Wirtschaftsbereich ' 

Kapitalgesellsch 

AG 

‘sam*' K^onial- 

samt ,1 

geisell- 

i schäften 

i 

aften 

GmbH 

Erwerbs- 
und Wirt- 
schafts- 
genossen- 
schaften 

Unter- 
nehmen 
gewerb- 
licher Art 
von Kör- 
perschaf- 
ten des 
öffent- 
lichen 
Rechts 

übrige 
Körper- 
schaften, 
Personen- 
vereini- 
gungen 
und Ver- 
mögens- 
massen 

OHG 

KG 

Einzel- 

unter- 

nehmen 

Verlagswesen 

691 

6 

685 

7 

28 

217 

414 

1 521 

Handelsvertretung, Ver- 
mittlung, Werbung, Ver- 
leih 

662 

14 

648 

944 

125 

5 067 

2 741 

149 776 

Wohnungs- und Grund- 
stückswesen, Vermö- 
gensverwaltung . . 

1 365 

149 

1 202 

605 

120 

628 

328 

5 308 

Kunst, private Forschung, 
Theater, Film, Rund- 
funk, Schaustellung . . 

489 

10 

479 

*) 

19 

3 076 

501 

25 751 

Korrespondenz-, Nachrich- 
ten-, übersetzungs- und 
Schreibbüros .... 

15 


15 



39 

15 

4315 

übrige Dienstleistungen . 

125 


125 

28 

17 

1 007 

422 

23 133 

zusammen . 

3 347 

179 

3 154 

1 584 

309 

10 034 

4 421 

209 804 


*) zur Wahrung des Steuergeheimnisses in einer anderen Rechtsform oder in einem anderen Wirtschaftsbereich 
nachgewiesen 
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Diese Zahlen aus dem Jahre 1950 haben jedoch 
für die heutigen Verhältnisse nur einen sehr be- 
schränkten Aussagewert, da die letzten Jahre ein 
starkes Anwachsen der Zahl der Betriebe und der 
Beschäftigten mit sich gebracht haben. 

Einen Anhaltspunkt für die Entwicklung seit 1950 
gibt die vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor- 
schung im April 1957 veröffentlichte Untersuchung 
„Die Einkommensschichtung in der Bundesrepublik 
Deutschland". Danach waren im „sonstigen Handels- 
gewerbe", einer Zusammenfassung des Handels- 


hilfsgewerbes (Handelsvertretung, Vermittlung, 
Werbung, Vertrieb) und des Verlagswesens im 
Jahre 1950 rund 115 000, 1955 jedoch bereits 160 000 
Unternehmen vorhanden. Das bedeutet eine Steige- 
rung von rund 39 v. H. gegenüber dem Jahre 1950. 

Nach der Arbeitsstättenzählung 1950 ergibt sich 
für die Arbeitsstätten und die darin beschäftigten 
Personen, aufgegliedert nach Betriebsgrößenklassen, 
das aus der Tabelle Sonstige Gewerbe 3 ersichtliche 
Bild. 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 3 


Arbeitsstätten und Beschäftigte 

Arbeitsstättenzählung 1950 


Ge- 

wer- 

be- 

kenn- 

ziffer 

Wirtschafts- 

1 bis 4 i 

1 

5 bis 9 

10 bis 19 , 

1 

20 bis 49 

50 und mehr 

bereich 

Arbeits- 

stätten 

Be- 
schäftigte : 

Arbeits- 
stätten j 

Be- 

schäftigte 

Arbeits- 

stätten 

Be- 

schäftigtfc 

Arbeits- 

stätten 

Be- 

schäftigte 

Arbeits- 

stätten 

Be- 

schäftigte 

637, 
638 ; 

Verlagswesen 

1 897 

3 979 

569 

3 770 

326 

4 414 

216 

6 774 

177 

25 152 

671 

bis 

673 

Handelsver- 
tretung, Han- 
delsmakler 

74 583 

99 024 1 

1 385 

8 267 

188 

2316 

31 

836 

1 

104 

aus 

67 

Vermittlung, 
Werbung, 
Verleih . . . 

33 081 

49 126 , 

1 911 

12 071 

683 

9 082 

429 

12 551 

90 

7 973 

688 

sonstige 
Zweige des 
Geld- und 
Bankenwe- 
sens (Leih- 
häuser, Pfand- 
ämter, Wett- 
und Lotterie- 
wesen, Spiel- 
banken) . . 

1 666 

1 

2 843 1 

160 

1 002 

46 

622 

12 

364 

17 

2 391 

71 

Wohnungs- 
und Grund- 
stückswesen, 
Vermögens- 
Verwaltung 

2413 

4 504 

489 

3 199 

238 

3 115 

141 

4 229 

70 

8 050 

73 

Kunst, private 
Forschung, 
Theater, Film, 
Rundfunk, 
Schaustel- 
lung . . . . 

31 217 

39 257 

1 972 

12 672 

692 

8 900 

249 

7 096 

123 

22 050 

75 

Korrespon- 
denz-, Nach- 
richten-, über- 
setzungs- und 
Schreibbüros . 

3 920 

4 792 

54 

343 ^ 

18 

252 

11 

310 

4 

567 

78 

übrige Dienst- 
leistungen . . 

' 17 802 

29 479 

1 669 

10 824 

770 

10 327 

498 

14 800 

180 

19 057 


zusammen . . 

166 579 

233 004 

8 209 

52 148 

: 2 961 

39 028 

1 587 

46 960 

662 

85 344 
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Den besonderen Verhältnissen im sonstigen Ge- 
werbe entsprechend sind Betriebsgrößenklassen mit 
1 bis 4 , 5 bis 9, 10 bis 19, 20 bis 49 und 50 und mehr 
Beschäftigten zugrunde gelegt. Diese Klassen ent- 
sprechen jedoch nicht allgemein den Kriterien 
„Kleinst-, Klein-, Mittel- und Großbetrieb", da die 
Verhältnisse in den einzelnen Gewerbezweigen sehr 
unterschiedlich sind. So weist die CDH darauf hin, 
daß Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten im Han- 
delsvertretergewerbe bereits als große Betriebe gel- 
ten (vgl. 4.), während dies für das Verlagswesen 
und auch für andere Zweige keinesfalls zutreffend 
sein dürfte. 

Diese Zahlen sind im Hinblick auf den Erhe- 
bungszeitraum (1950) nicht im einzelnen ausgewer- 
tet worden. Es ist aber festzuhalten, daß die Ar- 
beitsstätten im sonstigen Gewerbe überwiegend der 
Betriebsgrößenklasse 1 bis 4 angehören. Von insge- 
samt 179 998 Betrieben entfallen auf die Klasse mit 
1 bis 4 Beschäftigten 166 579 = rund 93 v. H. aller 
Betriebe. Auf die Klasse 5 bis 9 entfallen weitere 
8209 Betriebe = rund 5 v. H., so daß etwa 97 v. H. 
der im sonstigen Gewerbe vorhandenen Arbeits- 
stätten nur 1 bis 9 Beschäftigte aufweisen. Von aus- 
schlaggebender Bedeutung sind hierbei die Han- 
delsvertreter und -makler; von 76 188 Arbeitsstät- 
ten entfallen 74 583 auf die Gruppe mit 1 bis 4 Be- 
schäftigten, das sind 98 v. H. Hierin enthalten sind 
56 763 Betriebe mit nur 1 Beschäftigten (75 v. H.), 
was für das Gewerbe der Handelsvertreter typisch 
sein dürfte. 

Nimmt man noch die Zahlen für die Klasse mit 
10 bis 19 Beschäftigten hinzu (2961), so ergibt sich, 
daß diese mehr oder weniger dem Mittelstand zu- 
zurechnenden Betriebe rund 98 v. H. aller Betriebe 
ausmachen. 

Ein etwas anderes Bild ergeben die Beschäftigten- 
zahlen. Im sonstigen Gewerbe waren bei einer Ge- 
samtbeschäftigtenzahl von 456 484 in der Gruppe 
1 bis 4 nur 233 004 51 v. H.) Personen beschäf- 

tigt, in der Gruppe 5 bis 9 insgesamt 52 148, das 
sind rund 11 v. H. aller Beschäftigten. Für die 
Gruppe 1 bis 9 ergibt sich somit ein Anteil von 
285 152 Beschäftigten ^ rund 62 v. H. 

Zählt man noch die in den Betrieben der Größen- 
klasse 10 bis 19 Beschäftigten hinzu, so ergibt sich, 
daß insgesamt 71 v. H. der Beschäftigten auf die 
Klassen 1 bis 19 entfielen, während auf die rest- 
lichen Betriebe ein Anteil von 29 v. H. kam. 

Einige Zahlen neueren Datums (1959) weisen dar- 
auf hin, daß auch im heutigen Zeitpunkt die Ver- 
hältnisse in etwa ähnlich liegen dürften: 

Im Reisebürogewerbe (Vermittlung) haben 70,6 
V. H. der Betriebe 1 bis 9 Beschäftigte, davon 47,1 
V. H. nur 1 bis 4 Beschäftigte (regionale Erhebung 
Nordrhein- Westfalen). 

Irn Buchmachergewerbe (Wett- und Lotterie- 
wesen) beträgt der Anteil in der Klasse 1 bis 9 etwa 
90 V. H. Bezüglich der Handelsvertreter darf auf 
4. Bezug genommen werden. 
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Abschließend werden noch einige von den Ver- 
bänden mitgeteilte neuere Zahlen (Betriebe und Be- 
schäftigte) aus verschiedenen Gev/erbezweigen aiif- 
ge führt (1959): 



Anzahl 

Beschäf- 

tigte 

Reisebüros 

ca. 750 

6 600 

Bewachungsgewerbe 

(Steuerpflichtige) . . 

516 

13 632 
(nur in 
Betrieben 
mit über 
3000 DM 
Jahres- 
umsatz) 

Versteigerergewerbe . 

ca. 600 

(keine 
Zahlen 
vorhanden 1 

Automaten- Aufstell- 

gewerbe 

ca. 4 000 

(keine 

Zahlen 

vorbanden) 

Schausteller 

3 160 

ca. 7 250 

Buchmacher 

181 

(keine 

Zahlen 

vorhanden) 

Detekteien und Privat- 

aiiskunfteien . . . . 

o 

o 

(keine 

Zahlen 

vorhanden) 


13. Jahresumsätze 

Der Untersuchung ist die Umsatzsteuerstatistik 
1957 zugrunde gelegt. Die Statistik für 1958 liegt nur 
teilweise ausgewertet vor und ist bisher noch nicht 
nach Wirtschaftsbereichen gegliedert; sie ist daher 
in diesem Zusammenhang nicht verwertbar. Im Be- 
reich des sonstigen Gewerbes waren insgesamt 
251 926 steuerpflichtige Betriebe vorhanden mit 
einem Gesamtumsatz von über 12,5 Milliarden DM, 
und zwar: 


W i r t s dl a 1 1 sh e r e i ch 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 
umsatz 
in Mil- 
lionen DM 

Verlagswesen 

3 383 

2 136,5 

Handelsvertretung, 

Vermittlung, Werbung, 
Verleih 

175 677 

5 305,0 

Wühinmgs- und Grund- 
stückswesen, Ver- 
mögensverwaltung . 

1 1 559 

1 405,9 

Kunst, Theater, Schau- 
stellung, Film usw. . 

32 316 

2 432,8 

Übrige Dienstleistungen . 

28 991 

1 256,5 

zusammen . 

251 926 

12 536,7 
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In diesen Zahlen sind nicht enthalten die dem i 
Geld- und Bankenwesen zugehörigen Leihhäuser und | 
Pfandämter, das Wett- und Lotteriewesen, da die | 
Statistik keine Angaben bezüglich der Umsatzgrö- ' 
ßenklassen ausweist. Es handelt sich um 2965 Be- j 
triebe — 174 Leihhäuser und Pfandämter und 2791 I 
Betriebe des Wett- und Lotteriewesens — mit ! 
einem Gesamtumsatz von rund 672 Millionen DM, 
wovon auf Leihhäuser und Pfandämter 15 Millionen 
DM, auf das Wett- und Lotteriewesen 657 Millionen 
DM entfallen. 

Von den vorgenannten Gesamtzahlen entfallen 
auf die wirtschaftlich bedeutsamste Gruppe des son- 
stigen Gewerbes, die Handelsvertreter und -makler, 
122 568 umsatzsteuerpflichtige Betriebe mit einem 
Gesamtumsatz von rund 3,3 Milliarden DM. 

Die 27 Größenklassen der Umsatzsteuerstatistik . 
sind im folgenden zu 4 Klassen zusammengefaßt i 
worden. Angesichts der Vielzahl der im sonstigen I 
Gewerbe vorhandenen unterschiedlichen Gewerbe- i 
zweige ist diese Einteilung in bezug auf eine Ab- | 
grenzung nach Kleinst-, Klein-, Mittel- und Groß- j 
betrieben nicht für jeden Gewerbezweig typisch. Je- | 
doch erscheint die Zusammenfassung brauchbar für | 
den nach der Zahl der Steuerpflichtigen größten ! 
Zweig des sonstigen Gewerbes, die Handelsvertreter i 
(Auskunft der CDH). Ähnliche Verhältnisse dürften ; 
in etwa auch in einzelnen Zweigen des Vermittler-, | 
Werbungs- und Verleihgewerbes, bei denKorrespon- , 


denz-, Nachrichten- und Schreibbüros sowie den 
übrigen Dienstleistungen vorliegen. 

Es sind demzufolge Gruppen gebildet worden für 
Umsatzsteuerpflichtige mit einem Jahresumsatz von 

unter 8 000 DM 
8 000 bis unter 20 000 DM 
20 000 bis unter 500 000 DM 
500 000 und mehr DM. 

Hiernach ergibt sich das aus Tabelle Sonstige Ge- 
werbe 4 ersichtliche Bild. 

Eine Aufschlüsselung dieser Zahlen ergibt in 
V. H.-Sätzen der Gesamtzahlen für das sonstige Ge- 
werbe: 



Umsatzgrößenklasse 
in DM 

Steuer- 
pflich- 
tige Be- 
triebe 
Anteil 

Jahres- 

umsätze 

Anteil 



in V. H. 

unter 

8 000 

50,6 

3,6 

von 

8 000 bis unter 20 000 

21,0 

5,7 

von 

20 000 bis unter 500 000 

27,2 

41,7 

von 500 000 und mehr . . . 

1.2 

49,0 



100,0 

100,0 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 4 

Die Steuerpflichtigen und ihre Umsätze im sonstigen Gewerbe 
nach Größenklassen im Bundesgebiet und Berlin (West) 

ohne Saarland im Jahre 1957 


Ge- 


1 

unter 8000 DM 

1 

8000 bis 
20 OOO 

unter 

DM 

j 20 000 bis 'unter 
500 000 DM 

! 500 000 DM 

und mehr 

wer- 

be- 

kenn- 

ziffer 

Wirtschafts- 

bereich 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 
umsatz 
in Millio- 
nen DM 

Steuer- i 
pflich- i 
tige ; 

1 

Gesamt- 
umsatz 
in Millio- 
nen DM 

I 

Steuer- 
pflich- 
j tige 

Gesamt- 
umsatz 
: in Millio- 
nen DM 

1 

Steuer- 
pflich- 
1 tige 

i ' 

Gesamt- 
umsatz 
in Millio- 
nen DM 

637, 

638 

Verlagswesen 

593 

2,2 

349 

4,8 

1 773 

255,7 

668 

1 873,8 

67 

Handelsvertre- 
tung, Vermitt- 
lung, Werbung, 
Verleih .... 

84 582 

324,0 

41 546 

570,7 

48 706 

3 295,3 

847 

1 236,2 

71 

Wohnungs- und 
Grundstücks- 
wesen, Vermö- 
gensverwaltung . 

7 005 

19,1 

i 

i 

1 557 

20,9 

2 623 

242,9 

374 

1 177,0 

73 

Kunst, private 
Forschung, Film, 
Rundfunk, 

Theater, Schau- 
stellungsgewerbe 

19 797 

60,0 

4 505 

59,6 

7 339 

818,6 

671 

1 318,7 

78 ■ 

übrige Dienst- 
leistungen . 

15 347 

1 

47,8 j 

4 933 

66,4 

8 325 

655,5 ' 

1 

386 

486,8 


zusammen . . . 

1 ■■ 

127 324 

453,1 j 

52 890 

722,4 

1 

68 766 

5 268,0 i 

i 

2 946 

6 092,5 
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In diesem Zusammenhang ist zu bemerken, daß 
im Bereich des sonstigen Gewerbes in der Umsatz- 
größenklasse über 50 Millionen DM keine steuer- 
pflichtigen Betriebe ausgewiesen wurden. 

Von Interesse ist jedoch, daß die Betriebe mit 
einem Jahresumsatz über 500 000 DM, die nur 1,2 
V. H. aller steuerpflichtigen Betriebe ausmachen, am 
Gesamtumsatz mit 49 v. H. beteiligt sind, während 
die übrigen Betriebe, die zusammen 98,8 v. H. der 
Steuerpflichtigen darstellen, nur 51 v. H. des Ge- 
samtumsatzes erzielen. 

Eine Aufschlüsselung der Zahlen für die Betriebe 
mit 1 bis 8000 DM Jahresumsatz (50,6 v. H. der 
Steuerpflichtigen — 3,6 v. H. des Gesamtumsatzes) 
ergibt weiter, daß hieran die Handelsvertreter und 
-makler einen entscheidenden Anteil haben; sie stel- 
len nämlich in der Gruppe der Gewerbekennziffer 
67 rund 67 v. H. aller Steuerpflichtigen mit 68 v. H. 
des Umsatzes. Dieser hohe Anteil dürfte in erster 
Linie darauf zurückzuführen sein, daß der Umsatz- 
steuergrößenklasse 1 bis 8000 DM (Kleinstbetriebe) 
überwiegend die sogenannten Versandhandelsver- 
treter angehören, die meist neben ihrer Vertreter- | 
tätigkeit noch eine andere entgeltliche Beschäfti- 
gung ausüben. 

An neueren Daten stehen folgende Angaben der 
Fachverbände zur Verfügung: 

Im Reisebürogewerbe hatten im Jahre 1959 im 
Land Nordrhein-Westfalen 

25,2 V. H. der Betriebe einen Bruttoumsatz 
bis zu 500 000 DM 

16,0 v.H. der Betriebe einen Bruttoumsatz 
von 500 000 bis 1 Million DM 
18,5 v.H. der Betriebe einen Bruttoumsatz ^ 

von 1 Million bis 2 Millionen DM 
21,8 V. FL der Betriebe einen Bruttoumsatz 

von 2 Millionen bis 4 Millionen DM 
18,5 V.H. der Betriebe einen Bruttoumsatz 

von 4 Millionen DM und mehr. ! 

Im Buchmachergewerbe betrugen die Jahres- | 
Umsätze 1958 rund 62,7 Millionen DM, und zwar j 
schätzungsweise : 

8 V. H. der Betriebe mit i 

einem Umsatz bis 120 000 DM j 

52 V. H. der Betriebe mit , 

einem Umsatz bis 300 000 DM 
25 V. H. der Betriebe mit 

einem Umsatz bis 600 000 DM j 

8 V. H. der Betriebe mit I 

einem Umsatz bis 1 Million DM 
5 V. H. der Betriebe mit 

einem Umsatz bis 2 Millionen DM 
2 V. H. der Betriebe mit ^ 

einem Umsatz bis 2 Millionen DM und mehr. ' 

I 

Im Bewachungsgewerbe hatten im Jahre 1958 
516 steuerpflichtige Betriebe einen Gesamtumsatz 
von rund 82,1 Millionen DM, davon 202 Betriebe j 
mit Umsätzen unter 8000 DM insgesamt 643 000 DM 
Umsatz. 

Wegen der Handelsvertreter darf auf die geson- 
derte Darstellung unter 4. verwiesen werden. 


2. Betriebsvermögen-, Kapital-, Umsatz-, Ein- 
kommens- und Ertragsstruktur 

21. Betriebsvermögens- und Kapitalsiruktur 

Die folgende Untersuchung wurde unter Verwer- 
tung der Ausarbeitung von Dr. Hermann „Die Bi- 
lanzstruktur gewerblicher Unternehmen". (Wirt- 
schaft und Statistik, Heft 5/1959) und der Ergebnisse 
der Einheitswertstatistik 1953 durchgeführt. Im Hin- 
blick auf den Erhebungszeitpunkt (1953) hat sie da- 
her für die heutigen Verhältnisse nur einen beding- 
ten Aussagewert. Immerhin führt sie zu Ergebnis- 
sen, die für den Gesamtbereich des sonstigen Ge- 
werbes bezüglich der Bilanzstruktur aufschlußreich 
sind. 

Die Einheitswertstatistik 1953 weist für den Be- 
reich des sonstigen Gewerbes insgesamt 35 187 Un- 
ternehmen aus, für die ein Einheitswert für das Be- 
triebsvermögen festgesetzt worden ist. Diese ver- 
teilen sich auf die einzelnen Gewerbezweige wie 
aus Tabelle Sonstiges Gewerbe 5 ersichtlich. 

Diese Zahl bleibt beträchtlich hinter der Gesamt- 
zahl der Unternehmen zurück, die in diesem Wirt- 
schaftsbereich gewerblich tätig sind. So sind z. B. 
in der Umsatzsteuerstatistik 1957 insgesamt 251 926 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 5 


Wirtschaftsbereich 

Körper- 

schaften 

ein- 

schließ- 

lich 

der juri- : 
1 stischen 
Perso- 
nen des 
Handels- 
rechts 

Einzel- 
: unter- 

1 nehmen, zu- 

Perso- sammen 

nenqe- Anzahl 

! sell- 
i schäften 

Verlagswesen 

610 

814 

1 424 

Handelsvertretung, 
Vermittlung, 
Werbung, Verleih 

1 204 

21 984 

23 188 

Wohnungs- und 
Grundstücks- 
wesen, Vermö- 
gensverwaltung . 

2 346 

459 

2 805 

Kunst, Theater, 

Film, Rundfunk, 
Schaustellung 
usw 

382 

3610 

3 992 

Korrespondenz-, 
Nachrichten-, 
Schreib- und 
Übersetzungs- 
büros 

15 

127 

142 

übrige Dienst- 
leistungen . . . 

117 

3 519 

3 636 

insgesamt . . . 

4 674 

30 513 

35 187 
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Unternehmen ermittelt worden, die unter das Um- 
satzsteuerrecht fallen. Wenn auch die Vergleichs- 
zahl für 1953 niedriger liegen dürfte, so ergibt sich 
doch, daß 1953 eine die Anzahl von 35 187 Unter- 
nehmen um ein Vielfaches übersteigende Zahl von 
Gewerbebetrieben unter der Gewerbe- oder Ver- 
mögensteuerpflichtgrenze gelegen haben. Somit 
dürfte in der Einheitswertstatistik 1953 die große 
Masse der Kleinstbetriebe nicht erfaßt worden sein, 
weil für sie kein Einheitswert des Betriebsvermö- 
gens festgestellt worden ist. Die eingangs geschil- 
derte Differenz dürfte noch weiter auch auf folgen- 
des zurückzuführen sein: 

Zahlreiche Wirtschaftszweige, die hohe Umsätze 
erzielen, arbeiten mit geringem Anlage- oder Vor- 
ratsvermögen und daher mit geringem Kapital; das 
trifft u. a. auf die Handelsvermittlung (insbesondere 
Handelsvertreter) zu, die im sonstigen Gewerbe 
zahlenmäßig stark vertreten ist, ferner auf das son- 
stige Dienstleistungsgewerbe (vgl. im übrigen 4.). 

Die Art, wie der Einheitswert gewerblicher Un- 
ternehmen ermittelt wird, ermöglicht es (nach Dr. 
Hermann), die einzelnen Angaben des Feststellungs- 
bescheides, in dem der Einheitswert durch das 
Finanzamt festgestellt und dem Steuerschuldner mit- 
geteilt wird, zu einer Bilanz umzuformen. Denn die 
Feststellung des Einheitswertes geht von dem Ver- 
mögen in seiner Gliederung nach Anlage- und Um- 
laufvermögen aus (vgl. Dr. Fiermann a. a. O.). Der 
Einheitswert errechnet sich als Differenz zwischen 
diesem Vermögen und den entweder langfristigen 
oder sonstigen Schulden, d. h. genauso wie das 
Eigenkapital, so daß Einheitswert, ergänzt um den 
Gegenwert der Schachtelbeteiligungen, und Eigen- 
kapital identisch sind. Aus den Ergebnissen der 
Einheitswertstatistik läßt sich daher für die gewerb- 
lichen Unternehmen die Bilanz wie folgt darstellen: 

Aktivseite gegliedert nach Anlage- und Umlauf- 
vermögen, 

Passivseite gegliedert nach Eigen- und Fremd- 
kapital. 

Bei den durch die Einheitswertstatistik erfaßten 
Unternehmen des sonstigen Gewerbes ergibt sich 
für den Anteil des Eigenkapitals an der Bilanz- 
summe (3861 Millionen DM) ein Prozentsatz von 
51,8 V. H. Der Anteil des Anlagevermögens am Ge- 
samtvermögen beträgt 50,5 v. H., ist also etwas ge- 
ringer als das Eigenkapital. Von den einzelnen 
Bilanzposten ist der Anteil der „übrigen Schulden" 
mit 37,2 V. H. bemerkenswert hoch. 

Am Vermögen sind die Vorräte mit 5,3 v. H. nur 
schwach beteiligt, während sich für das sonstige 
Umlaufvermögen, in dem sich hauptsächlich die For- 
derungen befinden, ein beachtlich hoher Prozent- 
satz von 44,2 V. H. ergibt. Vom Anlagevermögen 
entfällt der größte Teil auf die Sachanlagen. 

Interessante Unterschiede zeigt auch die Auftei- 
lung der Gesamtzahlen nach Körperschaften einer- 
seits, Einzeiiintcrnehinen und Personengesellschaf- 
ten andt':ers(*its. Von der Bilanzsumme der hier er- 
faßten Unternehmen cntiallen rund 64 v. H. auf die 
Körperschaften. Bei dom relativ geringen Anteil der 
Einzelunternelunen und Personengesellschaften von 
rund 36 v. H. ist allerdings zu berücksichtigen, daß 
eine große Zahl der Kleinstbetriebe nicht erfaßt ist, 


weil für sie kein Einheitswert des Betriebsvermö- 
gens festgestellt worden ist. 

Aus den nachfolgenden Tabellen Sonstiges Ge- 
werbe 6 (Bilanzstruktur), Sonstiges Gewerbe 7 (Ver- 
mögensstruktur) und Sonstiges Gewerbe 8 (Kapital- 
struktur) lassen sich zahlreiche weitere Relationen 
entnehmen. 

Tabelle Sonstiges Gewerbe 6 
Bilanzstruktur 

der Unternehmen des sonstigen Gewerbes 
im Bundesgebiet 

ohne Saarland und Berlin (West) 

Aktiva und Passiva in v. H. der Bilanzsumme 
Ergebnisse der Einheitswertstatistik 1953 


Bilanzposten 

Körper- 

schaf- 

ten. 

Einzel- 

unter- 

nehmer 

und 

Perso- 

nen- 

gesell- 

schaf- 

ten 

zusam- 

men 

I. Aktiva 




1. Anlagevermögen 




Sachanlagen ^) 

33,3 

41,0 

36,1 

Finanzanlagen 

20,7 

3,5 

14,4 

zusammen 

54,0 

44,5 

50,5 

2. Umlaufvermögen 




Vorräte .... 

4,4 

6,8 

5,3 

Sonstiges 

Umlaufvermögen 

41,6 

48,7 

44,2 

zusammen . . . | 

46,0 

55,5 

49,5 

II. Passiva 




1. Eigenkapital 




Einheitswert . 

31,8 

59,5 ' 

41,9 

Gegenwert der 
Schachtel- 
beteiligungen . . 

15,7 


9,9 

zusammen ... 

47,5 

59,5 ■ 

51,8 

2. Fremdkapital 




Dauerschulden -) 

11,9 

9,3 

11,0 

übrige Schulden 

40,6 

31,2 

37,2 

zusammen . . . 

52,5 

40,5 

48,2 

III. Bilanzsumme in Mil- 
lionen DM . . . . : 

2 452 

1 409 

3 861 


‘) Grundstücke, Maschinen und maschinelle Anlagen, 
sonstige Sachanlagen 
') einschließlich Kreditgewinnabgabe 
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Tabelle Sonstiges Gewerbe 7 und 8 


Vermögensstruktur und Kapitalstruktur der Unternehmen des sonstigen Gewerbes im Bundesgebiet 

ohne Saarland und Berlin (West) 

Ergebnisse der Einheitswertstatistik 1953 
A. Vermögensstruktur 


Bilanzposten, Aktiva in v. H. der Bilanzsumme 
Anlagevermögen Umlaufvermögen 


Bilanz- 

summe 



Sach- 

anlagen^) 

1 

Finanz- i 
anlagen ; 

■ i 

zusam- 

men 

Vorräte 

sonstiges ! 

: Umlauf- 1 

ver- 
mögen i 

j 

zusam- ' 
men 

in Mil- 
lionen 
DM 

Körperschaften 

33,3 

20,7 

54,0 

4.4 

41,6 

1 

46,0 1 

1 

2 452 

Einzelunternehmen 

und Personengesellschaften . . 

41,0 

3,5 

44,5 

6,8 

48,7 

55,5 

1 409 

Durchschnitt aller Unternehmen . i 

i 

36,1 

i 

14,4 

50,5 

5,3 

44,2 

49,5 

3 861 


B. Kapitalstr 

u k t u r 






Bilanzposten, 

Passiva in 

V. H. der Bilanzsumme 




Einheits- 

Wert 

Eigenkapital 

Gegen- 
1 wert der 
Schachtel- 
beteili- 
gungen 

zusam- 

men 

Dauer- 

schul- 

dcn-) 

Fremdkapital 

übrige 

Schulden 

zusam- 

men 

Bilanz- 

summe 

in Mil- 
lionen 
DM 

Körperschaften 

31,8 

15,7 

47,5 

11,9 

40,6 

52,5 

2 452 

Einzelunternehmen 

und Kapitalgesellschaften . . . 

59,5 

— 

59,5 

9,3 

31,1 

40,4 

1 409 

Durchschnitt aller Unternehmen 

41,9 

9,9 

51,8 

11,0 

37,2 

48,2 

3 861 


b Grundstücke, Maschinen und maschinelle Anlagen, sonstige Sachanlagen 
-) einschließlich Kreditgewinnabgabe 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 9 


Sonstiges Handelsgewerbe 

(Verlagswesen, Handelsvertretung, Vermittlung, Werbung, Vertrieb) 





1950 


1 


1955 


Brutto) dhreseinkommen 
in DM 

Anzahl der 
Unternehmen 

Brutto- 

einkommen 

Anzahl der 
Unternehmen 

Brutto- 

einkommen 


absolut 

in V. H. 

' 1 

Millionen ' 
DM 

in V. H. 

! ! 

absolut 

in V. H. 

Millionen ’ 
DM 

in V. H, 

unter 4 000 

41 770 

36,3 

142 

14,5 

41 200 

25,5 

140 

7,7 

von 4 000 bis unter 12 000 

62 940 

54ß 

438 

43,3 

98 200 

61,5 

692 

38,5 

von 12 000 bis unter 50 000 

9 170 

8,0 

218 

21,5 

18 000 

11,3 

384 

21,3 

von 50 000 und mehr 

1 120 

0,9 

212 

20,7 

2 600 

1,7 

584 

32,5 

zusammen . . . 

115 000 

100 

1 010 

100 

! 

160 000 

100 

1 800 

100 
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Abschließend soll auf das Betriebsvermögen ein- 
gegangen werden. Getrennt nach Körperschaften 
einerseits und Einzelunternehmen und Personen- 
gesellschaften andererseits ergibt sich folgendes 
Bild: 

Das Betriebsvermögen betrug 1953, bezogen auf | 
die jeweilige Bilanzsumme, bei 

Körperschaften 59,4 v. H. 1 

Einzelunternehmen und Personenge- ' 

Seilschaften 68,9 v. H. j 

Das bedeutet, daß bei Körperschaften und Einzel- I 
unternehmen und Personengesellschaften das Be- I 
triebsvermögen im Durchschnitt rd. 62,8 v. H. der j 
Gesamtbilanzsumme, das sind rd. 2425 Millionen ' 
DM, beträgt. 

Eine Abgrenzung der vorstehend untersuchten i 
Gewerbezweige nach Betriebsgrößenklassen und j 
ein hieraus zu ziehender Vergleich der dem ! 
mittelständischen Gewerbe angehörenden Betriebe ' 
mit dem Großunternehmen ist auf der Grund- 
lage der für diesen Abschnitt des Berichts ver- 
fügbaren Unterlagen nicht möglich, da für die ' 
hier untersuchten Gewerbezweige entsprechend ' 
aufgeschlüsselte Einzelzahlen nicht zur Verfü- , 
gung stehen. Es ist daher auch nicht möglich, das 
Betriebsvermögen getrennt nach Größenklassen 
darzustellen. Die verfügbaren Ergebnisse der Ver- 
mögensteuerstatistik 1953 enthalten keine Aufglie- 
derung nach Wirtschaftsbereichen und sind somit in 


diesem Zusammenhang nicht verwertbar. Die ent- 
sprechende Statistik für 1957 ist bisher nur teilwois(^ 
(für einzelne Bundesländer) ausgewertet. 

22. Umsatzstruktur 

Unterlagen stehen hierzu für den Bereich des son- 
stigen Gewerbes nicht zur Verfügung. Während das 
Verhältnis der Eigenerzeugung zum Handel allen- 
falls für den Bereich des Verlagswesens in Frage 
kommen könnte, beruht der Umsatz bei den übrigen 
Gewerbezweigen in erster Linie auf Dienstleistun- 
gen. Dies trifft insbesondere auf die Bereiche dos 
Wohnungs- und Grundstückswesens, der Vermö- 
gensverwaltung, Kunst, Theater, Schaustellung, 
Schreib-, Übersetzungs- und Korrespondenzbüros 
sowie die übrigen Dienstleistungen der Gewerbe- 
kennziffer 78 zu. Bei der großen Gruppe „Handels- 
vertretung und sonstiges Vermittlergewerbe'' steht 
die Vermittlung im Vordergrund, die aber wohl 
auch als Dienstleistung angesehen werden kann. 
Detaillierte Angaben sind in diesem Zusammenhang 
nur für die Handelsvertreter verfügbar (vgl. 4.). 

23. Einkommens- und Ertragsstruktur 

Für die nachfolgende Darstellung standen die Un- 
tersuchung des Deutschen Instituts für Wirtschafts- 
forschung vom April 1957 „Die Einkommensschich- 
tung in der Bundesrepublik" sowie die Einkommens- 
steuerstatistik 1954 „Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
der unbeschränkt Einkommen- und Körperschaft- 


Tabelle Sonstiges Gewerbe 10 

Einkünfte aus Gewerbebetrieb der unbeschränkt Einkommensteuerpflichtigen 1954 

ohne Saarland und Berlin (West) 





unbeschränkt Einkornmcnsteuerpflichtige 
mit Einkünften aus Gewerbebetrieb 


Ge- 

werbe- 

kenn- 

ziffer 

Wirtschaftsbereich 

insgesamt 

Ein- 

Steuer- i ^ 

pflich. ; ■ 

üge u 

^ werbe- 

, betrieb 

darunter 

Steuer- 

pflich- 

tige 

mit Einkünften überwiegend 
aus Gewerbebetrieb 

Ein- 

künfte 

aus Ein- Steuer- 

Ge- kommen schuld 

werbe- 
betrieb 



Anzahl 

! 1000 DM 

Anzahl , 

1000 DM 

1000 DM 

1000 DM 

637, 

638 

Verlagswesen 

2 000 

42 482 

1 595 

40 569 

37 562 

14 962 

67 

Flandelsvertretung, Vermittlung, 
Werbung, Verleih 

157 650 

' 1 073 350 

130 284 

1 018 230 

925 512 

189 217 

71 

Wohnungs- und Grundstücks- 
wesen, Vermögensverwaltung . 

1 456 

20 866 

856 

17 628 

16 737 

6 492 

73 

Kunst, private Forschung, Film, 
Rundfunk, Theater, Schau- 
stellung 

7 887 

68 930 

6 970 

66 636 

62511 

16 258 


insgesamt . . . 

t 168 993 

1 205 628 1 

139 705 

1 143 063 

1 042 322 

1 226 929 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1959 ' 
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steuerpflichtigen" [ohne Saarland und Berlin (West)], | 
veröffentlicht im Statistischen Jahrbuch für die Bun> : 
desrepublik, 1959, zur Verfügung. 

Die erstgenannte Untersuchung bringt die Zahl 
und das Bruttoeinkommen der 1950 und 1955 im 
Jahresdurchschnitt betriebenen Unternehmen im Be- 
reich des „sonstigen Handelsgewerbes". Hierunter 
versteht die Darstellung jedoch nur die Gewerbe- 
zweige „Verlagswesen, Handelsvertretung, Ver- 
mittlung, Werbung und Vertrieb". Der Kreis der 
untersuchten Unternehmen ist also enger als der in 
den vorhergehenden Abschnitten dieses Berichts be- 
handelte. Da jedoch die Handelsvertretung, die, 
nach der Anzahl der Betriebe, am stärksten im son- 
stigen Gewerbe vertreten ist, mit in die Ausarbei- 
tung des Instituts einbezogen ist, erscheint eine 
Verwertung der Ergebnisse gerechtfertigt und bis 
zu einem gewissen Grade aufschlußreich. 

Die Einteilung der hier nach dem Jahresbruttoein- 
kommen erfaßten Unternehmen in Größenklassen 
ist aus den schon mehrfach erwähnten Gründen sehr 
problematisch. Es sind aus der Vielzahl der vom 
Institut festgesetzten Einkommensklassen vier 
Gruppen getrennt für die Jahre 1950 und 1955 ge- 
bildet worden (Tabelle Sonstiges Gewerbe 9). 

Die für 1955 ermittelte Anzahl der Unternehmen ; 
liegt um rd. 28 v, H., das gesamte Bruttoeinkommen i 
jedoch um rd. 44 v. H. höher als 1950. Während ; 
1950 nur 0,9 v. H. der erfaßten Unternehmen der 
Einkommensklasse 50 000 und mehr angehörten und 
dabei 20,7 v. H. des Bruttoeinkommens aller Unter- 
nehmen hatten, betrug J955 der Anteil der Unter- 
nehmen in dieser Einkommensklasse 1,7 v. H. mit 
32,5 v. H. des Gesamtbruttoeinkommens. 

Die starke Zunahme der Zahl der Unternehmen 
von 1950 bis 1955 ist weitgehend auf das Ansteigen 
der im sonstigen Handelsgewerbe überwiegenden 
Handelsvertreter zurückzuführen, die wesentlich an 
der starken Besetzung der Einkommensklassen bis 
zu 12 000 DM beteiligt sind. Auf diese Gruppe des 
sonstigen Handelsgewerbes entfallen nach Angaben 
des Instituts mehr als drei Viertel aller Unterneh- 
men. Großunternehmen finden sich vor allem im 
Verlagswesen und zum Teil auch in der Werbung. 
Auf 12 000 größere Unternehmen entfiel nach obiger 
Untersuchung 1955 eine Einkommenssumme von rd. 
500 Millionen DM, während das gesamte Brutto- 
einkommen 1,8 Milliarden DM betrug. 

Zur Darstellung der Einkommensstruktur kann im 
gewissen Umfang die Einkommensteuerstatistik 1954 
verwendet werden. Allerdings enthält sie nur die 
„Einkünfte aus Gewerbebetrieb" und „Einkünfte 
überwiegend aus Gewerbebetrieb". Einschränkend 
muß ferner gesagt werden, daß vom sonstigen Ge- 
werbe in dieser Statistik nur die Bereiche der Ge- 
werbekennziffern 637, 638, 67, 71 und 73 (vgl. ein- 
gangs) erfaßt sind (Tabelle Sonstiges Gewerbe 10). 
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3. Altersgliederung und Herkunft 

über die Altersgliederung und Herkunft der im 
sonstigen Gewerbe tätigen Gewerbetreibenden ste- 
hen keine statistischen Unterlagen zur Verfügung. 
Auch die darüber befragten Fachverbände konnten 
— ■ abgesehen von geringen Ausnahmen — keine 
näheren Angaben machen. Aus diesem Grunde kön- 
nen dazu nur allgemeine Ausführungen gemacht 
werden. 

31, Bei der Altersgliederung muß davon ausge- 
gangen werden, daß die selbständige Ausübung 
eines Gewerbes oder eines Berufes in der Regel 
sowohl eine mehrjährige Erfahrung und Sachkennt- 
nis als auch die für die Ausübung eines Gewerbes 
erforderlichen Mittel und Einrichtungen voraus- 
setzt. In diesem Zusaipmenhang spielt es keine 
Rolle, ob solche fachlichen Berufsvoraussetzungen 
gesetzlich festgelegt sind oder ob sie nur nach der 
überwiegenden Auffassung der Gewerbeangehöri- 
gen üblicherweise gegeben sein sollten. Sieht man 
von Familienbetrieben ab, die vom Vater auf den 
Sohn oder auf andere Verwandte übergehen, so 
können diese Voraussetzungen im Regelfall nicht in 
jungen Lebensjahren erfüllt werden. Das hat zur 
Folge, daß bei der altersmäßigen Zusammensetzung 
das Schwergewicht überwiegend bei den etwa über 
40jährigen Gewerbetreibenden liegt, da erst diese 
in der Lage sind, die für die selbständige Ausübung 
eines Gewerbes erforderlichen Voraussetzungen zu 
erfüllen und insbesondere ein ausreichendes Be- 
triebskapital aufzubringen. Als Beispiel darf auf die 
von der Centralvereinigung Deutscher Handelsver- 
treter- und Handelsmakler-Verbände ermittelte Al- 
tersgliederung der Handelsvertreter und Handels- 
makler hingewiesen werden (vgl. 4.). 

Das Durchschnittsalter wird allerdings in solchen 
Gewerbezweigen, für die die vorstehend erwähnten 
Voraussetzungen nicht unbedingt erforderlich sind, 
niedriger sein wie z. B. bei den Versandhandelsver- 
tretern. Andererseits ist jedoch nicht ausgeschlos- 
sen, daß in einzelnen der hier in Betracht kommen- 
den Gewerbezweige die erwähnte Altersgrenze 
höher liegt. So muß z. B. das Durchschnittsalter bei 
den Maklern höher angesetzt werden. Nach einer 
Auskunft des Bundesverbandes „Ring Deutscher 
Makler", Köln, ergibt sich für die dem Verband an- 
gehörenden Makler folgende Altersgliederung: 


zwischen 20 und 30 Jahren 1,3 v. H. 

zwischen 30 und 40 Jahren 11,0 v.H. 

zwischen 40 und 50 Jahren 16,5 v. H. 

zwischen 50 und 60 Jahren 30,0 v. H. 

zwischen 60 und 70 Jahren 26,6 v. H. 

über 70 Jahre 14,6 v, H. 


Diese Übersicht zeigt, daß 71,2 v. H. der verbands- 
angehörigen Makler 50 Jahre und älter sind. Dies 
erklärt sich u. a. aus der Eigenart des Maklergewer- 
bes, in dem sich in größerem Umfange Personen be- 
tätigen, die eine Rente oder Pension beziehen und 
sich noch zusätzlich betätigen wollen. 
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32. Uber die Herkunft und den Bildungsgang der ' 
im sonstigen Gewerbe tätigen Personen lassen sich 
einheitliche Regeln nicht aufstellen, weil unter den 
Begriff „sonstiges Gewerbe" die verschiedenartigsten 
gewerblichen und beruflichen Tätigkeiten fallen. So 
kann auch hier nur ganz allgemein festgestellt wer- 
den, daß die Herkunft dieser Gewerbetreibenden 
unterschiedlicher Art ist. Immerhin kann gesagt 
werden, daß die hier in Frage kommenden Gewerbe- 
treibenden in der Hauptsache aus bürgerlichen Krei- 
sen kommen, des öfteren Grundeigentum haben und i 
damit ein konservatives Element in der Bevölke- ; 
rungspyramide darstellen. Im übrigen bestimmt sich 
die Herkunft der Gewerbetreibenden zuweilen auch 
nach der Art der auszuübenden Tätigkeit. So sind 
z. B. im Detektiv- und Auskunftsgewerbe sowie im 
Bewachungsgewerbe vielfach ehemalige Polizei- ; 
beamte tätig, über den Bildungsgang können eben- 
falls keine für das sonstige* Gewerbe allgemein gül- 
tigen Aussagen getroffen werden. Häufig gehen die 
hier in Frage kommenden Betriebe vom Vater auf 
den Sohn über. Die Gewerbetreibenden sind daher 
bemüht, ihren Kindern, die später das Geschäft 
übernehmen sollen, eine gute Ausbildung zukom- 
men zu lassen. Sie legen Wert darauf, daß ihre 
Söhne von Jugend an im eigenen oder im Geschäft 
eines Freundes oder Verv/andten mitarbeiten und | 
sich so die notwendigen Fachkenntnisse erwerben, | 
auch wenn gesetzliche Berufsvoraussetzungen nicht | 
bestehen. ! 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die in 
den sonstigen Gewerben selbständig Tätigen in der ; 
Regel von Anfang an in ihren Berufen gearbeitet 
und sich die für die selbständige Ausübung eines 
Gewerbes oder Berufes erforderlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen zunächst in unselbständiger Stel- 
lung erworben haben. Zumindest aber haben sie, 
bevor sie sich selbständig machten, in artverwand- 
ten Berufen oder auf sonstige Weise die erforder- 
lichen Voraussetzungen für die Ausübung des be- 
treffenden Berufes geschaffen. Auf die diesbezüg- 
lichen Ausführungen unter 4. über die Vorbildung 
der Handelsvertreter darf verwiesen werden. 


4. Lage des Handelsvertretergewerbes 

Die vorliegende Darstellung über das sonstige 
Gewerbe bezieht sich, wie bereits dargelegt wurde, 
auf eine Vielzahl von Gewerbezweigen, die in ihrer 
Struktur große Unterschiede aufweisen. In den ver- 
werteten Unterlagen, insbesondere den amtlichen 
Statistiken, sind zum Teil sehr verschiedenartige 
Zweige zu Gruppen zusammengefaßt worden. Die 
zahlenmäßige und sonstige Auswertung dieser Un- 
terlagen hat zwar für die betreffende Gruppe einen 
gewissen Aussagewert, kann jedoch die speziellen 
Verhältnisse in den einzelnen zu ihr gehörenden 
Gewerbezweigen nicht wiedergeben. Als Beispiel 
hierfür sei die Gruppe der Gewerbekennziffer 67 
genannt, die die Handelsvertretung, Vermittlung, 
Werbung und den Verleih umfaßt. Im Hinblick 
darauf, daß der Gewerbezweig „Handelsvertretung" 
im Rahmen des sonstigen Gewerbes zumindest nach 
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der Anzahl der Betriebe eine besondere Bedeutung 
hat, sollen abschließend die Verhältnisse in diesem 
Zweig näher erläutert werden, zumal die Central- 
vereinigung Deutscher Handelsvertreter- und Han- 
delsmakler-Verbäncle (CDH), Köln, hierzu neuere 
Angaben gemacht hat. 

Zu der von Ihr betreuten Gruppe der Handels- 
vertreter und Handelsmakler gehören jedoch nur 
diejenigen, die ausschließlich Umsätze zwischen Ge- 
werbetreibenden vermitteln, die also Industriebe- 
triebe oder Importeure vertreten, und andere In- 
dustriebetriebe sowie Großhandel, Einzelhandel 
usw. als Kunden besuchen (im folgenden „Handels- 
vertreter" genannt). Nicht hierunter fallen die Ver- 
sandhandelsvertreter, die Bestellungen bei Privat- 
personen aufsuchen. Die folgenden Angaben be- 
ziehen sich demzufolge nur auf die Handelsvertreter 
im vorgenannten Sinne. 

41. Zahl der Gewerbebetriebe und Beschäftigten 

Aus der Umisatzsteuerstatistik können wegen ver- 
schiedener Abgrenzungsschwierigkeiten keine zu- 
länglichen Angaben entnommen werden. So ist es 
schwer, die Zahl der Handelsvertreter im Bundes- 
gebiet genau zu ermitteln. Insbesondere ist nach 
Ansicht der CDH eine klare Trennung zwischen 
den Handelsvertretern und den Versandhandels- 
vertretern in der UmsatzsteuerstatLstik nicht durch- 
geführt. Die CDH schätzt, daß der größte Teil der 
Betriebe mit Jahresumsätzen bis zu 8000 DM nicht 
Handelsvertretern, sondern Varsandhandelsvertre- 
tern gehört. Zieht man diese Betriebe unter 8000 DM 
Jahresumsatz, deren Zahl nach der Umsatzsteuer- 
statistik 1954 56 000 beträgt, von der Gesamtzahl der 
Betriebe des Handelsvertr^tergewerbes ab, so ist 
die Zahl der Gewerbetriebe von Handelsvertre- 
tern im engeren Sinne auf 60 000 bis 70 000 zu 
schätzen. 

Abgesehen von den veralteten Ergebnissen der 
Arbeitsstättenzählung 1950 liegen amtliche Angaben 
über die Zahl der bei Handelsvertretern beschäftig- 
ten Erwerbspersonen nicht vor. Nach der Verbands- 
statistik 1955 entfielen auf je 100 Handelsvertre- 
terbetriebe 265 Beschäftigte, die sich wie folgt un- 


tergliederten: 

Inhaber 111 

Mithelfende Familienangehörige . . 44 155 

Reisende 16 

sonstige Angestellte 69 

Arbeiter 11 

Lehrlinge 12 

Anlernlinge 2 110 

265 


Eine Untergliederung nach Beschäftlgtengrößen- 
klassen ist dem Verband nicht möglich. Er glaubt 
jedoch davon ausgehen zu können, daß die Mehr- 
zahl der Betriebe in die Klasse mit 1 bis 4 Beschäf- 
tigten fällt. Handelsvertretungen mit 5 bis 9 Be- 
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schäfligten gelten schon als größere, solche mit mehr 
als 10 Beschäftigten sogar als große Betriebe im 
Handels Vertreter ge werbe. 


42 , Rechtsformen 

Aut Grund von eigenen statistischen Erhebungen 
hat der Verband fe-stgestellt, daß 85,6 v. H. aller 
Betriebe als Einzelunternehmen geführt werden 
Dies erklärt sich daraus, daß ein Handels vertre- 
tungs geschält weitgehend von der persönlichen Tä- 
tigkeit des Inhabers abhängt. 

In deii letzten Jahren sind aber auch die Perso- 
nengesellschaften und hier insbesondere die offenen 
Handelsgesellschaften stärker in den Vordergrund 
getreten. Von den von der CDH betreuten Betrieben 
werden 12,2 v. H. in der Form einer OHG, 1,9 v. H. 
als KG geführt. Kapitalgesellschaften sind nur mit 
0,3 V. H. vertreten. 


43. Jahresumsätze 

Bei der Auswertung der Umsatzsteuer Statistik 
muß beachtet werden, daß es sich bei den Handels- 
vertretern nicht um Umsätze im üblichen Sinn, son- 
dern um Bruttoprovisionseinnahmen handelt, die 
jedoch der Umsatzsteuer unterliegen. Die von der 
Statistik ausgewiesenen Betriebe mit Umsätzen 
unter 8000 DM müssen, wiie bereits oben erwähnt, 
nach Ansicht des Verbandes zum größten Teil als 
Versandhandelsvertretungen angesehen werden. 
Die Verbandsstatistik enthält keine Angaben über 
die nach Umsatzgrößenklassen der Umsatzsteuer- 
statistik gegliederten Bruttoprovisionseinnahmen. 
Nach den Feststellungen des Verbandes hatten etwa 
27 V. H. der erfaßten Betriebe Bruttoprovisionsein* 
nahmen bis 18 000 DM, rd, 45 v. H. solche zwischen 
18 000 und 50 000 DM und der Rest solche von 
mehr als 50 000 DM. 


44. Umsatzstruktur 

Die Bruttoprovision ist die Vergütung, die der 
Handelsvertreter für den Verkauf oder für die Ver- 
mittlung von Verkäufen zwischen dem von ihm 
vertretenen Unternehmen und dem Kunden seines 
Bezirkes erhält. Sie wird errechnet auf Grund der 
vermittelten Warenumsätze. Diese sind folglich das 
eigentliche Kriterium für die Absatzleistung des 
Handelsvertreters. Die amtliche Statistik enthält 
darüber keine Angaben. Die Verbands Statistik zeigt 
jedoch, daß die im Bundesgebiet und in Berlin (West) 
tätigen Handelsvertreter einen jährlichen Waren- 
umsatz von insgesamt rd. 100 Milliarden DM ver- 
mitteln. Dabei arbeiten 90 v. H. der Vertreter aus- 
schließlich oder gemeinsam mit Großhandelsfirmen 
für die Industrie. lOv. H. der Handelsvertreter sind 
für Großhandels- und Außenhandelsfirmen tätig. Rd. 
50 V. H. der Mitgliedsfirmen der CDH vertreten zwi- 
schen 3 und 6 Unternehmen. Etwa 23 v. H. haben 
mehr als 6 Vertretungen übernommen. 

Die Zusammensetzung des Kundenkreises iist viel- 
fältig. Sie hängt vom Geschäftszweig, von dem an- 


zubietenden Warensortiment und nicht zuletzt von 
der Geschäftspolitik der vertretenen Firmen ab. 
Eine Übersicht hierüber gibt die folgende Zusam- 
menstellung, die auf Erhebungen der Verbands- 
statistik aus dem Jahre 1957 beruht: 

Es besuchen v. H. der 

Han- 

delsver- 

treter 


nur Firmen der Industrie 19,7 

Firmen der Industrie und des Großhandels . 15,7 

nur Firmen des Großhandels 9,2 

Firmen des Groß- und Einzelhandels . . . 35,0 

nur Firmen des Einzelhandels 16,9 

sonstige Abnehmer 3,5 


45. Einkommensstruktur 

Allgemein kann gesagt werden, daß die Handels- 
vertreter in ihrem Geschäft die Haupteinkommens- 
quelle sehen. Die Tätigkeit als Handelsvertreter 
kann nach Ansicht des Verbandes im Unterschied 
zu der Tätigkeit als Versicherungsvertreter oder 
als Versandhandelsvertreter nicht als Nebenberuf 
ausgeübt werden. 


46. Altersgliederung und Herkunft 

Nach den Ergebnissen der Verbands Statistik aus 
dem Jahre 1953 ergibt sich bei den Inhabern der 
Mitgliedsbetriebe der CDH folgende Altersgliede- 
rung: 

unter 30 Jahren 3,6 v. H. 

30 bis unter 40 Jahren 14,3 v. H. 

40 bis unter 50 Jahren 25,8 v. H. 

50 bis unter 60 Jahren 27,8 v. H. 

60 bis unter 65 Jahren ...... 12,0 v. H. 

65 Jahre und darüber 16,5 v. H. 

Das Durchschnittsalter ist also relativ hoch. 

Durch Erhebungen ist festgestellt worden, daß 
die Handelsvertreter im allgemeinen über eine gut 
fundierte Ausbildung verfügen und diesen Beruf 
erst nach gründlicher Vorbereitung ausüben. 
Nach den Feststellungen des Verbandes haben 85,6 
V. H. der Mitglieder eine vollkaufmännische Aus- 
bildung, angefangen mit der kaufmännischen Lehre; 
darunter haben 18,3 v. H. zusätzlich noch eine tech- 
nische Ausbildung in einem Betrieb, auf einem 
Technikum oder auf einer Technischen Hochschule 
erworben. Weitere 10,6 v. H. haben keine kauf- 
männische, sondern eine technische Ausbildung. 
Schließlich haben 1,6 v. H, eine wissenschaftliche 
Ausbildung, wobei die Techniker nicht mitgezählt 
sind. Lediglich 2,2 v. H. der befragten Handelsver- 
treter dürften eine Ausbildung der vorgenannten 
Art nicht haben. 
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5. Zur Frage der Abgrenzung und Vergleich- 
barkeit im Bereich des sonstigen Gewerbes 

In vielleicht noch stärkerem Maße als in anderen 
Wirtschaftsbereichen sind unter dem Sammelbegriff 
des sonstigen Gewerbes Wirtschaftszweige von sehr 
verschiedenartiger Struktur zusammengefaßt. Nur 
eine eingehende Untersuchung jedes ednzelnen 
Zweiges unter den für die Verhältnisse im sonstigen 
Gewerbe wesentlichen Gesichtspunkten könnte zu 
Ergebnissen führen, die für die hier zusammenge- 
faßten, S'ehr unterschiedlichen Bereiche typisch und 
gültig sind. Hierfür stehen aber ausreichende Unter- 
lagen nicht zur Verfügung. So beschränken sich die 
amtlichen Statistiken vielfach auf Zahlenangaben 
für zusammengefaßte Gewerbezweige aus den „son- 
stigen Wirtschaftsbereichen'', wie z. B. für die 
Gruppe „Handelsvertretung, Vermittlung, Werbung, 
Verleih". Jeder dieser Gewerbezweige weist aber 
eine sehr unterschiedliche und nicht ohne weiteres 
.mit anderen vergleichbare Struktur auf. 

Die hier zugrunde gelegte Abgrenzung des son- 
stigen Gewerbes bietet auch keine Möglichkeit, die 
Betriebe nach Größenklassen einzuteilen und die 
selbständig geführten kleinen und mittleren Be- 
triebe mit Großbetrieben zu vergleichen. Es ist zu- 
dem fraglich, ob im sonstigen Gewerbe — abge- 
sehen von wenigen Ausnahmen, wie z. B. dem 
Verlagswesen — - überhaupt von Großbetrieben im 
Gegensatz zu mittelständischen Betrieben die Rede 
sein kann. Innerhalb der verschiedenen Gewerbe- 
zweige gibt es zwar Betriebe, die gemessen an den 
Gesamtverhältnissen des betreffenden Zweiges als 
groß bezeichnet werden können, die aber häufig 
selbst typische Merkmale des mittelständischen Un- 
tc/nehmens aufweisen und deswegen nicht als Groß- 
ibetriebe im engeren Sinne anzusehen sind. 
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B. Die Lage der selbständig Tätigen in den freien Berufen 


Nachstehend wird nur die Lage derjenigen frei- 
beruflich Tätigen dargestellt, die ihre Tätigkeit 
selbständig ausüben. Es wird nicht versucht, inner- 
halb dieses Personenkreises nach oben oder nach 
unten eine mittlere Schicht, etwa nach der Höhe des 
Einkommens, abzugrenzen. Vielmehr wird davon 
ausgegangen, daß die Gruppe der selbständigen 
freiberuflich Tätigen in ihrer Gesamtheit den Mittel- 
schichten zuzurechnen ist. Nach der Rechtsform über- 
wiegen die natürlichen Personen. Daneben spielt die 
Sozietät — als die einzelnen freien Berufen (z. B. 
den Rechtsanwälten und Steuerberatern) eigentüm- 
liche Form der vertraglich geregelten Personenver- 
einigung — eine gewisse Rolle. Außerdem sind in 
den freien Berufen auch Personenvereinigungen des 
Handelsrechts (Personalgesellschaften) anzutreffen; 
dies gilt häufig insbesondere für Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaften. Anstalten und Einrichtun- 
gen wurden nach Möglichkeit auch dann eliminiert, 
wenn sie sich auf den in Betracht kommenden Fach- 
gebieten betätigen, wie etwa eine Privatklinik auf 
dem Gebiet der Heilberufe oder ein Theater auf 
dem Gebiet der Kunst. 

1. Die Struktur der freien Berufe 

Kennzeichnend für die freiberufliche Tätigkeit ist 
die persönliche Arbeitsleistung. Von einer Unter- 
nehmensstruktur im eigentlichen Sinne kann bei den 
freien Berufen nicht gesprochen werden, da die Aus- 
übung eines freien Berufes kein gewerbliches Unter- > 
nehmen darstellt. | 


Tabelle Freie Berute 1 

Die freien Berufe im Bundesgebiet 

ohne Berlin (West) 

Stand 13. September 1950 


Berufsgruppe 

Anzahl der 
Personen 

Heilberufe 

86 435 

Rechts-, Wirtschafts-, und steuerbera- 
tende Berufe 

30 707 

Architekten, Ingenieure und technische 
Berufe 

45 168 

Wissenschaftliche Bildungsberufe, 

Pädagogen und Seelsorger 

15 544 

Künstlerisch und publizistisch 

Schaffende 

31 875 


209 729 


Das Statistische Bundesamt rechnet nach der 
Volks- und Berufszählung von 1950 mit rd. 210 000 
Angehörigen der freien Berufe (vgl. Statistik der 
Bundesrepublik, Bd. 36, Heft 2; übereinstimmend 
auch „Das geistige Kapital", Monatsblätter für die 
freien Berufe, Januar 1958). Diese Zahl verteilt sich 
auf die einzelnen Hauptgruppen der freien Berufe 
wie sich aus der Tabelle Freie Berufe 1 ergibt. 

Eine weitere Aufgliederung auf die einzelnen Be- 
rufe innerhalb dieser Hauptgruppen gibt die Tabelle 
Freie Berufe 2. Eine Fortschreibung der Zahlen aus 
dem Jahr 1950 ist nicht möglich, da die Zugänge in 
den einzelnen Berufen unterschiedlich sind und 
außerdem das Ausmaß der Zuwanderung aus der 
sowjetischen Besatziingszone Deutschlands (SBZ) 
nicht bekannt ist. Die Zahl der freiberuflich Tätigen 
dürfte sich inzwischen, insbesondere durch Berufs- 
zugänge bei den technischen Berufen, den Heilbe- 
rufen sowie den Rechtsanwälten und Notaren, nicht 
unerheblich erhöht haben. Statistische Unterlagen 
von Berufsverbänden weisen für das Jahr 1957 bei 
den rechts-, wirtschafts- und steuerberalenden Be- 
rufen (ohne Patentanwälte, Rechtskonsulenten und 
sonstige Sicherheitswahrer) bereits 42 336 Berufs- 
angehörige gegenüber 30 707 im Jahre 1950 aus. Bei 
den Zahnärzten ist bis zum Jahre 1958 eine Zu- 
nahme von mehr als 6300 zu verzeichnen (von 
22 479 im Jahre 1950 auf 28 788 im Jahre 1958). 


2. Kapital-, Umsatz-, Ertrags- und Einkom- 
mensstruktur 

21. Kapitalstruktur 

Ein Einsatz von Kapital ist zwar in gewissem Um- 
fange auch bei freien Berufen erforderlich; er tritt 
jedoch gegenüber dem Einsatz der persönlichen 
Arbeitsleistung stark zurück. Der größte Kapitalauf- 
wand in der Gruppe der freien Berufe dürfte bei den 
Heilberufen und hierbei insbesonders bei den Fach- 
ärzten (z. B. Röntgenologen und Zahnärzten) er- 
forderlich sein. Bei der Einrichtung einer Praxis für 
praktische Arzte — einschließlich der Praxisräume — 
wird von einem durchschnittlichen Kapitalaufwand 
von etwa 32 100 DM ausgegangen (vgl. Seifert in 
„Ärztliche Mitteilungen", Heft 12, 1958, S. 308). Ein 
weiteres Charakteristikum der freiberuflichen 
Arbeitsstätte besteht darin, daß der Beschäftigung 
von Hilfskräften engere Grenzen gesetzt sind als 
z. B. in der gewerblichen Wirtschaft; die Zahl der 
Hilfskräfte bei den freien Berufen ist daher im all- 
gemeinen gering. 
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Tabelle Freie Berufe 2 

Die Selbständigen in einigen ausgewählten Berufen im Bundesgebiet 

ohne Berlin (West) 
am 13. September 1950 


Berufe 

ins- 

d a 

von 

gesamt 

Männer 

1 

j Frauen 

Arzte 

36 446 

32 257 

4 189 

Zahnärzte, Dentisten 

22 479 

20 203 

2 276 

Tierärzte . . , . 

4 222 

4 194 

28 

Apotheker .... 

5 025 

4 535 

490 

Krankengymnasten, 
Masseure . . . 

5211 

1 893 

3318 

Hebammen 

9 537 

— 

9 537 

Schwestern und 
Krankenpfleger . 

1 225 

31 

1 194 

Heilpraktiker . . . 

2 290 

1 779 

‘ 511 

Heilberufe 

insgesamt . . . 

86 435 

64 892 

21 543 

Rechtsanwälte, 

Notare .... 

11 437 

11 193 

244 

Patentanwälte . . 

213 

210 

3 

Wirtschaftsrechts- 
sachverständige, 
Buchführungssach- 
verständige . . . 

18 153 

16 773 

1 380 

Rechtskonsulenten , 

670 

653 

17 

Sonstige Sicher- 
heitswahrer . . 

234 

219 

15 

Rechts-, Wirtschafts- 
und Steuer- 
beratende Berufe 
insgesamt . . . 

30 707 

29 048 

1 659 

Architekt, Hochbau- 
ingenieur, 

-techniker . . . 

1 

24 213 

24 014 

199 

Bauingenieur, Tief- 
bauingenieur, 
-techniker . . . 

1 

1 

3 533 

3 525 

8 

Elektroingenieur, 
-techniker . . . 

5 106 

5 097 

9 

Maschineningenieur, 
-techniker ... 

1 5 032 

5 023 

9 

Vermessungs- 
ingenieure ... 

493 

493 


Markscheider . . . 

1 

16 

— 

Vermessungs- 

techniker 

i 65 

65 


Chemiker .... 

1 545 

1 492 

53 

Lebensmittel- 
chemiker .... 

34 

28 

6 

Chemotechniker . . ! 

136 

126 

10 

Sonstige Ingenieure ! 

4 457 

4 447 

10 

Gartenbautechniker 

538 

511 

27 

Architekten, ' 

Ingenieure und 
Technische Berufe 
insgesamt . . . 

! 

45 168 

44 837 

331 


Berufe 

ins- 

d a V 

0 n 

gesamt 

Männer 

Frauen 

Musik- und Gesang- 
lehrer 

Berufs-, Fachschul-, 

8 542 

2 638 

5 904 

Werklehrer . . . 

1 336 

523 

813 

Sportlehrer . . . 

Sonstige Lehr- und 

1 564 

815 

749 

Bildungsberufe 

1 934 

694 

1 240 

Seelsorger .... 
Dolmetscher und 

178 

156 

22 

Übersetzer . . . 

Sonstige 

801 

462 

339 

Forschungs- und 
Bildungsberufe 

1 189 

943 

246 

Wissenschaftliche 




Bildungsberufe, 
Pädagogen, Seel- 




sorg er 

insgesamt . . . 

15 544 

6 231 

9313 

Schriftsteller . . . 

Schriftleiter, 

3 747 

3 035 

712 

Lektoren 

3 088 

2 682 

406 

Bildhauer .... 
Kunstmaler und 

1 800 

1 487 

313 

-Zeichner . . . 

Graphiker und tech- 

9 296 

7 637 

1 659 

nische Zeichner . 
Sonstige bildende 

1 677 

1 483 

194 

Künstler .... 

1 374 

1 285 

89 

Musiker 

Bühnen- und Kon- 

6 427 

5612 

815 

zertsänger . . . 

871 

284 

587 

Schauspieler . . . 

929 

622 

307 

Tänzer 

1 085 

533 

552 

Artisten 

Sonstige darstel- 

921 

663 

258 

lende Künstler 

351 

267 

84 

Künstlerische 
Hilfsberufe . . . 

Publizisten und 

309 

285 

24 

Künstler 

insgesamt ... 

j 

31 875 

25 875 

6 000 

1 

zusammen ... 

209 729 

170 883 

38 846 


Quelle: Statistik der BRD, Bd. 36, Heft 2 
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22. Umsatzstruktur 

221. Unterlagen zur Umsatzstruktur 

Zahlenmaterial über die Umsätze kann der Um- 
satzsteuerstatistik nur für einen Teil der freien | 
Berufe entnommen werden, weil diese Statistik nicht ; 
nach Berufen, sondern nach Wirtschaftszweigen, 
deren Abgrenzung nicht mit derjenigen einzelner 
Berufe zusammenfällt, gegliedert ist. Umsatzzahlen 
konnten deshalb nur insoweit herangezogen werden, : 
als die Wirtschaftszweige bzw. Gewerbekennziffern ; 
im wesentlichen der Ausübung einer freiberuflichen ' 
Tätigkeit gleichgestellt werden konnten. Dies gilt i 
für die Heilberufe, einen großen Teil der Ingenieure, . 
Architekten und technischen Berufe, die rechts-, 
Wirtschafts- und steuerberatenden Berufe sowie , 
einen Teil der künstlerisch und publizistisch Schaf- 
fenden, nicht dagegen für die Gruppe der wissen- ; 


schaftlichen Bildungsberufe, Pädagogen und Seel- 
sorger. Die Zahlen sind deshalb unvollständig. Sie 
erfassen ca. 150 000 der mehr als 210 000 freiberuf- 
lich selbständig Tätigen. Es kann angenommen wer- 
den, daß die Berufsgruppen, bei denen eine Darstel- 
lung der Umsätze möglich ist — dies gilt insbe- 
sondere für die Heilberufe sowie die rechts-, wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufe — im allge- 
meinen wirtschaftlich bessergestellt sind als die 
Gruppe der ca. 60 000 bis 70 000, für die kein Zah- 
lenmaterial vorhanden ist. 

In der Tabelle Freie Berufe 3 sind die Gesamt- 
umsätze, die durchschnittlichen Umsätze je Steuer- 
pflichtigen sowie die Aufteilung der Steuerpflich- 
tigen auf die verschiedenen Umsatzgrößenklassen 
mit den Durchschnittsumsätzen in den einzelnen 
Größenklassen sowie die Gesamtzahl der Steuer- 
pflichtigen für die Jahre 1950, 1954 und 1958 ent- 
halten. 


Tabelle Freie Berufe 3 


Steuerpflichtige und Gesamtumsatz in ausgewählten freien Berufen 

nach Umsatzgrößenklassen im Bundesgebiet 
ohne Saarland und ohne Berlin (West) 




1950 



1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 

Steuer- 

Gesamt 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

in DM 

pflichtige 

Umsatz 

pflichtige 

Umsatz 

pflichtige 

Umsatz 


Anzahl 

1000 DM DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 

Architektur-, Bauingenieur- 

und VermessungsbürosB (Gewerbekennziffer 511) 



unter 8 000 

! 8 087 

37 640 

4 654 

1 


4 649 

6 1892) 

23 852 

3 853 

j 7 533 

35 022 

8 968 

8 000 bis unter 10 000 . . 

1 





652 

5 847 

10 000 bis unter 20 000 . . 

2 978 

42 028 

14 113 

3 676 

51 604 

14 038 

3 616 

53 836 

14 888 

20 000 bis unter 50 000 . . 

2 430 

73 667 

30 316 

3 890 

123 733 

31 808 

5 157 

168 878 

32 747 

50 000 bis unter 80 000 . . 

80 000 bis unter 100 000 . . 

515 

31 240 

60 660 

! 1 697 

1 

117 125 

69 019 

2 206 

138 652 

62 852 

89 432 

211 

18 063 

85 607 


782 

69 936 

100 000 bis unter 250 000 . . 

236 

34 678 

146 941 

771 

112 062 

145 346 

1 596 

234931 

146 699 

250 000 bis unter 500 000 . . 

32 

10 499 

328 094 

147 

49 998 

340 122 

298 

99 607 

334 252 

500 000 und mehr .... 

16 

25 301 

1 581 313 

59 

59 215 1 

003 644 

100 

88 880 

888 800 

zusammen . . . 

14 505 

273 115 

18 829 1 

17 773 

548 759 

30 876 

20 596 

883 619 

42 902 


Bildende Kunst (Gewerbekennziffer 7311) 




unter 8 000 




! 4 169 

1 

17 249 

4 137 

3 4522) 

12 735 

1 753 

3 689 

8 990 

8 000 bis unter 10 000 . . 





195 

10 000 bis unter 20 000 . . 




796 

10 507 

13 200 

873 

12 674 

14 518 

20 000 bis unter 50 000 . . 




309 

8 922 

28 874 

495 

15 125 

30 556 

50 000 bis unter 80 000 . . 




j 66 

4 155 

62 955 

88 

5 489 

2 461 

62 375 

87 893 

80 000 bis unter 100 000 . . 





28 

100 000 bis unter 250 000 . . j 




17 

2 570 

151 176 

45 

6 112 

135 822 

250 000 bis unter 500 000 . . 





• h 


7 

2 234 

319 143 

500 000 und mehr .... 

......... 




3 

1 868=9 

622 667 

I 

— 

— 

zusammen . . , 




5 360 

45 271 

8 446 

5 183 

58 583 

11 302 


. “ ist 1950 nicht gesondert erfaßt 

9 Unternehmen mit mehreren Teilhabern jeweils als 1 Steuerpflichtiger gezählt; im Gesamtumsatz z. T. auch Han- 
delsumsätze enthalten 

-) Die Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM sind nadi dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik 1955 ohne 
Forschreibung als Schätzung einbezogen. Hiernach besteht die Möglichkeit von einigen Doppelerfassungen. 
Ergebnis aus Umsetzungen zur Wahrung des Steuergeheimnisses 
9 zur Wahrung des Steuergeheimnisses in einer anderen Größenklasse nachgewiesen 
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1950 



1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 

Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz je 

Steuer- 

Gesamt- 

Umsatz je 

in DM 

pflichtige 

umsatz 

pflichtige 

pflichtige 

umsatz 

Steuer- 

pflichtige 

pflichtige 

umsatz 

Steuer- 

pflichtige 


Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 


Tonkunst (Gewerbekennziffer 7313) 


unter 8 000 . . 



• 



1 

! 9 041 

22 791 

2 521 

8 4712) 

20 949 

2 473 

8 000 bis unter 

10 000 





1 



113 

1 021 

9 035 

10 000 bis unter 

20 000 





389 

5 176 

13 306 

407 

5 683 

13 963 

20 000 bis unter 

50 000 





180 

5 562 

30 900 

250 

7 968 

31 872 

50 000 bis unter 

80 000 





1 



72 

4 488 

62 333 

80 000 bis unter 

100 000 





j 55 

3 679 

66 891 

20 

1 797 

89 850 

100 000 bis unter 

250 000 





37 

5 215 

140 946 

52 

8 044 

154 692 

250 000 bis unter 

500 000 





9 

2 951 

327 889 

16 

5 001 

312 563 

500 000 und mehr 



‘ 



3 

1 988 

662 667 

9 

6 287 

698 556 

zusammen . 





9714 

47 362 

4 876 

9 410 

61 238 

6 507 





Schrifttum {Gewerbekennziffer 7315) 





unter 8 000 . . 






] 



2 0192) 

7 012 

3 473 







1 2 439 

9 230 

3 784 




8 000 bis unter 

10 000 








85 

767 

9 024 

10 000 bis unter 

20 000 





491 

6 590 

13 422 

397 

5 744 

14 469 

20 000 bis unter 

50 000 





254 

7 596 

29 906 

312 

9 644 

30910 

50 000 bis unter 

80 000 





1 



74 

4 528 

61 189 

80 000 bis unter 

100 000 





; 45 

j 

2 959 

65 756 

18 

1 613 

89 611 

100 000 bis unter 

250 000 





18 

2 544 

141 333 

29 

4 495 

155 000 

250 000 bis unter 

500 000 





3 

952 

317 333 

7 

2 176 

310 857 

500 000 und mehr 






-- 

— 

— 

3 

2 571 

857 000 

zusammen . 





3 250 

29 871 

9 191 

2 944 

38 550 

13 094 



Bühnen-, 

Film- und Rundfunkkünstler (Gewerbekennziffer 7317) 



unter 8 000 . . 






1 927 

3 568 

3 849 

7742) 

2 738 

3 537 

8 000 bis unter 

10 000 





f 



43 

388 

9 023 

10 000 bis unter 

20 000 





169 

2 257 

13 355 

193 

2812 

14 570 

20 000 bis unter 

50 000 





75 

2 074 

27 653 

145 

4 359 

30 062 

50 000 bis unter 

80 000 





! 



32 

2 154 

67 313 

80 000 bis unter 

100 000 





1 2U 

1 324 

66 200 

11 

945 

85 909 

100 000 bis unter 

250 000 





7 

1 122 

160 286 

21 

3 112 

148 190 

250 000 bis unter 

500 000 





— 

— 

— 

5 

2 346‘i) 

469 200 

500 000 und mehr 






— 

— 





zusammen . 





1 198 

10 345 

8 635 

1 224 

18 854 

15 403 


Rechtsanwälte und Notare’) {Gewerbekennziffer 9411) 


unter 8 000 

8 000 bis 

unter 

10 000 . . 

1 

I 3 841 
j 

18 822 

4 900 

1 

; 2 932 

1 

14 273 

4 868 

2 157-’) 

282 

8 499 

2 543 

3 940 

9018 

10 000 

bis 

unter 

20 000 . . 

2 524 

36 669 

14 528 

2 454 

36 296 

14 791 

1 813 

27 377 

15 100 

20 000 

bis 

unter 

50 000 . . 

3 036 

95 681 

31 515 

3 837 

124 902 

32 552 

4 088 

134 835 

32 983 

50 000 

bis 

unter 

80 000 . . 

717 

43 363 

60 478 

1 

m 


1 898 

120 703 

63 595 

80 000 

bis 

unter 

100 000 . . 

279 

23 851 

85 487 

j 1 909 

131 954 

69 122 

658 

58 636 

89 112 

1 00 000 

bis 

unter 

250 000 . . 

242 

33 562 

138 686 

786 

1 10 648 

140 774 

1 496 

218 967 

146 368 

250 000 

bis 

unter 

500 000 . . ' 

' ' 23 

8 105 

352 391 

92 

30 308 

329 435 

255 

84 280 

330 510 

500 000 

und 

mehr .... 

zusammen . . . 

10 662 

260 052 

24 391 

29 

! 12 039 

19 340 

467 721 

666 897 1 

38 850 

76 

12 723 

56 097 

711 937 

738 118 

55 956 


. = ist 1950 nicht gesondert erfaßt 

) Die Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM sind nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik 1955 ohne 
Forschreibung als Schätzung einbezogen. Hiernach besteht die Möglichkeit von einigen Doppelerfassungen. 

'^) Ergebnis aus Umsetzungen zur Wahrung des Steuergeheimnisses 

^) zur Wahrung des Steuergeheimnisses in einer anderen Größenklasse nachgewiesen 

■’) Sozietäten jeweils als 1 Steuerpflichtiger gezählt 
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1950 


1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 


Steuer- 

, Umsatz je 
Gesamt- 

tt , Steuer- 

Umsatz ... , 

pflichtige 

Steuer- 

Gesamt- 

Ujnsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

Steuer- 

Gesamt 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

in DM 


pflichtige 

pflichtige 

Umsatz 

pflichtig 

e Umsatz 




Anzahl 

1000 DM DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

M 000 DM DM 




Sonstige Rechtsberatung’) 

(Gewerbeken-.iziffer 9415) 




unter 8 000 . . 





! 481 

1 848 

3 842 

407“) 

1 328 

3 262 

8 000 bis unter 

10 000 . 




1 



33 

295 

8 939 

10 000 bis unter 

20 000 . 




129 

1 887 

14 628 

130 

1 897 

14 592 

20 000 bis unter 

50 000 . 




87 

2 625 

30 172 

131 

4 024 

30 718 

50 000 bis unter 

80 000 . 

100 000 . 




1 

: 21 

1 

1 371 

65 286 

29 

1 832 

63 172 

80 000 bis unter 




7 

617 

88 143 

100 000 bis unter 

250 000 . 




11 

1 581 

143 727 

11 

1 132 

102 909 

250 000 bis unter 

500 000 . 




— 

— 

— 

7 

2 498 

356 857 

500 000 und mehr 



• 



— 


5 

8 874 1 

774 800 

zusammen . . 




729 

9 312 

12 774 

760 

22 497 

29 601 



Wirtschaftsprüfer und Steuerberater*^) {Gewerbekennziffer 9451) 



unter 8 000 . . 





i 1 346 

6 437 

4 782 

1 039i) 

4 066 

3913 

8 000 bis unter 

10 000 . 




J 



124 

1 118 

9 016 

10 000 bis unter 

20 000 . 




969 

14 133 

14 585 

821 

12 190 

14 848 

20 000 bis unter 

' 50 000 . 

' 

• 


1 367 

44 207 

32 339 

1 475 

48 420 

32 827 

50 000 bis unter 

80 000 . 




1 585 

40 522 

69 268 

591 

37 155 

62 868 

80 000 bis unter 

100 000 . 




208 

18 493 

88 909 

100 000 bis unter 

250 000 . 




284 

40 282 

141 838 

435 

63 767 

146 591 

250 000 bis unter 

500 000 . 




43 

13 799 

320 907 

100 

32 090 

320 900 

500 000 und mehr 





36 

51 946 l 

442 944 

54 

84 690 1 

568 333 

zusammen . . 



! 

4 630 

211 326 

45 643 

4 847 

301 989 

62 304 





Sonstige Wirtschaflsberatung^) (Gewerbekennziffer 9455) 


unter 8 000 . . 




• 

! 10 126 

45 226 

4 466 

8 483^d 

31 100 

3 666 

8 000 bis unter 

10 000 . 


• 


1 



908 

8 175 

9 003 

10 000 bis unter 

20 000 . 




5 124 

73 642 

14 372 

4 671 

69 321 

14 841 

20 000 bis unter 

50 000 . 




4916 

151 026 

30 721 

6 800 

217 523 

31 989 

50 000 bis unter 

80 000 bis unter 

80 000 . 

100 000 . 




j 1 298 

83 345 

68 062 

2 053 

127 696 

62 200 




532 

47 469 

89 227 

100 000 bis unter 

250 000 . 




433 

64 068 

147 963 

1 039 

152 906 

147 167 

250 000 bis unter 

500 000 . 




107 

37 585 

351 262 

222 

76 336 

343 856 

500 000 und mehr 





66 

98 852 1 497 758 

178 

263 045 1 

477 781 

zusammen . 



1 

* • i 

22 070 

558 744 

25 317 

24 886 

993 571 

39 924 





Ärzte (Gewerbekennziffer 9921) 





unter 8 000 . . 



10 875 

54 574 5 260 

7 857 

37 818 

4813 

5 997“) 

23 239 

3 875 

8 000 bis unter 

10 000 . 


1 


1 



607 

5 500 

9 061 

10 000 bis unter 

20 000 . 


11 386 

171 147 15 031 

7 672 

116 585 

15 196 

3 955 

59 915 

15 149 

20 000 bis unter 

50 000 . 


13 255 

389 395 29 377 

20 248 

661 290 

32 660 

16 676 

596 112 

35 747 

50 000 bis unter 

80 000 bis unter 

80 000 . 

lOOOOO . 


1 253 

74 493 59 452 

1 5C09 

323 498 

64 583 

11 563 

722 919 

62 520 


336 

28 785 85 670 

2 571 

227 458 

88 471 

1 00 000 bis unter 

250 000 . 


244 

33 774 138 418 

818 

HO 144 

134 650 

2 630 

359 562 

136 716 

250 000 bis unter 

500 000 . 


19 

5 701 300 053 

50 

15 754 

315 080 

213 

68715 

322 606 

500 000 und mehr 



4 

2 243 560 750 

9 

6 056 

672 889 

35 

24 321 

694 885 

zusammen . . 


36 872 

760 112 20 615 ' 

41 663 1 271 145 

30 510 

44 247 2 087 741 

47 183 


. ist 1950 nicht gesondert crfdßt 

“) Die Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM sind nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstdtistik 1955 ohne 
Fortschreibung als Schätzung einbezogen. Hiernach besieht die Möglichkeit von einigen Doppelerfassungen, 
h Sozietäten jeweils als 1 Steuerpflichtiger gezählt 

‘d Zum Teil sind hierin auch Helfer in Steuersachen u. ä. enthalten, die in der Hauptsache unter Gewerbekennziffer 
9455 erfaßt sind; desgl. werden hier die Wirtschaftsprüfungsgesellsdiaften nachgewiesen. 

’) Besonders in diesen beiden Berufszweigen sind auch Steuerpflichtige enthalten, deren wirtschaftliche Grundlage 
zum Teil auf unselbständiger Arbeit beruht. 
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1950 



1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 

in DM 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 

umsatz 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 

umsatz 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 

Steuer- 

pflichtige 

Gesamt- 

umsatz 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 


Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 

Anzahl 

1000 DM 

DM 



Heilkundige (Gewerbekennziffer 9922) 





unter 8 000 

■ 1 1 382 

5 587 

4 194 

! 1 226 

5 369 

4 379 

1 004h 

3 688 

3 673 

8 000 bis unter 10 000 . 

. 1 



1 



93 

841 

9 043 

10 000 bis unter 20 000 . 

244 

3 405 

13 955 

393 

5 563 

14 155 

420 

6 264 

14914 

20 000 bis unter 50 000 . 

119 

3 572 

30 017 

239 

7 237 

30 280 

376 

11 582 

30 803 

50 000 bis unter 80 000 . 

8 

475 

59 375 

1 33 

2 1 82 h 

66 121 

75 

4 624 

1 538 

61 653 

80 000 bis unter 100 000 . 


■ h 


1 • 

17 

90 471 

100 000 bis unter 250 000 . 

5 

624h 

124 800 

3 

359h 

119 667 

16 

2 128 

133 000 

230 000 bis unter 500 000 . 

. 

— 



— 

— 

— 



500 000 und mehr . . , 

. — 

— 

— 

— 

— 


— 

— 

— 

zusammen . . 

, 1 708 

13 662 

7 999 

1 894 

20 710 

10 935 

2 001 

30 665 

15 325 



Zahnärzte (Gewerbekennziffer 9924) 





unter 8 000 

- 1 



1 



3 0722) 

13 846 

4 507 

8 000 bis unter 10 000 . 

1 6 364 

36 573 

5 747 

j 4 560 

25 965 

5 694 

467 

4 223 

9 043 

10 000 bis unter 20 000 . 

7 790 

114 848 

14 743 

6 731 

101 145 

15 027 

4 012 

61 683 

15 375 

20 000 bis unter 50 000 . 

7312 

214 400 

29 322 

10 908 

341 893 

31 343 

12 802 

429 835 

33 576 

v50 000 bis unter 80 000 . 

475 

27 801 

58 528 

85 754 

1 972 

124 768 

63 270 

4 720 

292 547 

61 980 

80 000 bis unter 100 000 . 

65 

5 574 

878 

77 808 

88 620 

100 000 bis unter 250 000 . 

12 

1 541 

128 417 

131 

15 701 

119 855 1 

685 

86 370 

126 088 

250 000 bis unter 500 000 . 

— 


— 

3 

1 109 

369 667 ' 

11 

3 277 

297 909 

500 000 und mehr . . . 

. — 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

zusammen . . 

. j 22018 

400 738 

18 200 

24 305 

610581 

25 122 

26 647 

969 589 

36 386 



Tierärzte (Gewerbekennziffer 9935) 





unter 8 000 

■ 1 



1 


1 

j 

1 044-) 

4 471 

4 283 

8 000 bis unter 10 000 . 

2 782 

13316 

4 786 

1 1 578 

8 461 

5 362 

168 

1 524 

9 071 

10 000 bis unter 20 000 . 

1 456 

20 638 

14 174 

1 541 

22 906 

14 864 

1 020 

15 352 

15 051 

20 000 bis unter 50 000 . 

571 

15 340 

26 865 

1 484 

42 895 

28 905 

2 270 

72 048 

31 739 

50 000 bis unter 80 000 . 

80 000 bis unter 100 000 . 

13 

779 

59 923 

1 128 

7 786 

60 828 

426 

26 238 

61 592 

5 

450 

90 000 

79 

6 982 

88 380 

100 000 bis unter 250 000 . 


- - 

__ 

5 

610 

122 000 

42 

5 702h 

1 35 762 

250 000 bis unter 500 000 . 

. 


— 

- 


— 




500 000 und mehr . . . 

• -- 

— 

— 

— 

— 

_ 

— 

— 


zusammen . . 

. 4 827 

50 523 

10 467 : 

4 736 

82 658 

17 453 

5 049 

132 317 

26 206 


. = ist 1950 nicht gesondert erfaßt 

-) Die Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM sind iidcli dem Ergebnis der Umsatzsleuerstatistik 1955 ohne 
Fortschreibung als Schätzung einbezogen. Hiernach besteht die Möglichkeit von einigen Doppelerfassungen. 

‘^) Ergebnis aus Umsetzungen zur Wahrung des Steuergeheimnisses 

') zur Wahrung des Steuergeheimnisses in einer anderen Größenklasse nadigcwiesen 


Quelle: Statistisches Bund(csamt VII C8 - Umsatzsteuerstatislik ■■ 
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222. Umsätze in den vier wichtigsten Berufs- 
gruppen 

ln der Tabelle Freie Berufe 4 sind aus der Uni- 
satztabelle Freie Berufe 3 die Gesamtzahl der Steuer- 
pflichtigen, die Gesamtumsätze sowie die durch- 
schnittlichen Umsätze in den 4 wichtigsten Gruppen 
der freien Berufe für die Jahre 1950, 1954 und 1958 
/usammenfassend dargestellt. Die Tabelle erfaßt 
Steuerpflichtige mit ihren Umsätzen auf den ge- 
nannten Tätigkeitsgebieten, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie daneben Einkünfte aus anderen Quellen 
(z. B. aus unselbständiger Arbeit) beziehen. 

Die Tabelle Freie Berufe 4 zeigt, daß in den dar- 
gestellten Berufsgruppen die Zahl der Steuerpflich- 
tigen mit Ausnahme der Künstler zugenommen hat. 
Die starke Zunahme bei den technischen Berufen 
(um mehr als 40 v. H.) dürfte eine Folge der tech- 
nischen Entwicklung sein. Die Zahl der in den 
künstlerischen Berufen Tätigen ist nur bis zum Jahre j 
1954 gestiegen (um ca. 23 v. H.), in der Zeit von 1954 | 
bis 1958 ist die Zahl dagegen um ca. 4 v. H. ge- , 
sunken. Es kann angenommen werden, daß die Ab- ! 
nähme eine Folge der Abwanderung in Arbeit- 
iiehmerberufe ist. Dies dürfte auf den gesteigerten 
Arbeitnehmerbedarf der Wirtschaft und auf bessere 
Verdienstmöglichkeiten ziirückzuführen sein. 


— 3. Wahlperiode Drucksache 2012 

Der durchschnittliche Umsatz in den dargestellten 
Berufsgruppen hat ganz erheblich zugenommen. Die 
Sieigerung betrug in den Jahren von 1954 bis 1958 
1 hei den Künstlern rd. 38 v. H., bei den technischen 
! Berufen rd. 39 v. H., bei den rechts-, wirtschafts- 
und steuerberatenden Berufen rd. 49 v. H. und bei 
den Heilberuten rd. 50 v. H. 

223. Umsatzgrößenklassen 

Die Durchschnittsbeträge sind wegen der großen 
Streuung der Umsatzzahlen bei den einzelnen 
Steuerpflichtigen weniger interessant. Die Bedeu- 
tung der Tabelle Freie Berufe 3 liegt deshalb be- 
sonders in der Aufteilung der Steuerpflichtigen aut 
die einzelnen Umsatzgrößenklassen. In den Tabel- 
len Freie Berufe 5 bis Freie Berufe 8 wird auf der 
Grundlage der Tabelle Freie Berufe 3 eine verein- 
fachte Darstellung gegeben, indem die in Tabelle 
Freie Berufe 3 dargestellten 9 Umsatzgrößenklassen 
in 4 Klassen lür die unter 22. genannten 4 Haupt- 
gruppen zusammengefaßt werden. Die Anzahl der 
Steuerpflichtigen, die auf die einzelnen Umsatz- 
giößenklassen entfallen, ist hierbei in Prozentsätzen 
angegeben. 


Tabelle Freie Berufe 4 

Steuerpflichtige, Gesamtumsätze und durchschnittliche Umsätze je Steuerpflichtigen bei den technischen 
Berufen, den Künstlern, den rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden Berufen sowie den Heilberufen 

— 1950, 1954 und 1958 — 


Künstlerisch 

Technische Berufe und publizistisch 

(Gewerbekennziffer 511) Schaffende 

(Gewerbekennziffer 731) 


Rechts-, Wirtschafts- 
Steuerberater 
(Gewerbekennziffern 
941, 945) 


Heilberufe 
(Gew erb ekennziffern 
9921, 9922, 9924, 9935) 




Umsatz 



Umsatz 


Umsatz 


Umsatz 

Steuer- 

Gesamt- 


Steuer- 

Gesdint- 


Steuer- Gesaml- 


Steile r- 

Gesamt- je 

pflich- 

umsatz 

Steuer- 

pflich- 

umsdtz 

Steuer- 

pflich- Umsatz 

Steuer- 

pflich- 

Umsatz Steuer- 

tige 


pflich- 

tige 


pflich- 

tige 

pflich- 

tige 

pflich- 


1000 DM 

tiger 


1000 DM 

tiger 

1000 DM 

tiger 


1000 DM tiger 

1950 14 505 

273 115 

18 829 

15 858 

79 741 

5 028 

') ‘) 

’) 

65 425 

1 225 034 18 724 

1954 17 773 

548 759 

38 876 

19 522 

132 849 

6 805 

39 468 1 247 103 31 598 

72 598 

1 985 094 27 344 

1958 2) 20 596 

883 619 

! 42 902 

18 761 

177 225 

9 446 

43 216 2 029 994 46 973 

77 944 

3220312 41 316 


’) Für die rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden Berufe liegen für 1950 keine vollständigen Umsatzzahlen vor 
(vgl. Tabelle Freie Berufe 3), 

-) Da 1958 Steuerpfliditige mit Umsätzen unter 8000 DM nicht mehr einbezogen sind, wurden zur Abrundung des 
Bildes insoweit die Ergebnisse der Umsatzstenerstat islik 1955 als Schätzung zugrunde gelegt. 
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2231. Technische Berufe 

Die Tabelle Freie Berufe 5 zeigt, daß die größte 
IJmsatzdichte auch 1958 noch in der Umsatzgrößen- 
klasse mit weniger als 20 000 DM Jahresumsatz lag 
(fast 51 V. H.). Allerdings hat der Prozentsatz der 
Steuerpflichtigen in der Umsatzgrößenklasse mit 
weniger als 20 000 DM Jahresumsatz von 1950 bis 
1958 wesentlich (um mehr als 25 v. H.), insbesondere 
zugunsten der Umsatzgrößenklasse von 20 000 bis 
50 000 DM, abgenommen. 


2232. Künstlerische Berufe 

Der Anteil der Steuerpflichtigen in der niedrig- 
sten Umsatzgrößenklasse ist zwar von 1950 bis 
1958 um rd, 6 v. H. auf rd. 91 v. H, gesunken, er- 
scheint aber immer noch erstaunlich hoch. Vermut- 
lich sind in dieser Größenklasse zahlreiche Perso- 
nen enthalten, die daneben eine unselbständige 
Tätigkeit ausüben (Tabelle Freie Berufe 6). 
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Tabelle Freie Berufe 5 

Verteilung der Steuerpflichtigen auf Umsatzgrößenklassen 
und Durchschnittsumsätze in den einzelnen Umsatzgrößenklassen 

Architektur, Bauingenieurs- und Vermessungsbüros (Gewerbekennziffer 511) 




1950 



1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 

in DM 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- , 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

' Anzahl 

inv.H. 

pflichtige 
in DM 

Anzahl 

inv.H. 

pflichtige 
in DM 

Anzahl 2) 

inv.H. 

pflichtige 
in DM 

unter 20 000 

. 11065 

76,3 

7 200 

11 209 

63,1 

7 728 

10 457 

50,8 

7 988 

20 000 bis unter 50 000 . 

2 430 

16,7 

30 316 

3 890 

21,9 

31 808 

5 157 

25,0 

32 747 

50 000 bis unter 100 000 . 

726 

5,0 

67 910 

1 697 

9,5 

69 019 

2 988 

14,5 

69 809 

100 000 und mehr . . . 

284 

2,0 

248 162 

977 

5,5 

226 484 

1 994 

9,7 

211 945 

zusammen . 

. 14 505 

100,0 

18 829 

17 773 

100,0 

30 876 

20 596 

100,0 

42 902 


Unternehmen mit mehreren Teilhabern oder Sozietäten jeweils als ein Steuerpflichtiger gezählt; im Gesamtumsatz 
z. T. auch Handelsumsätze enthalten 

“) Die Zahl der Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM ist nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik von 
1955 als Schätzung einbezogen. In der Gruppe der Steuerpflichtigen, die weniger als 8000 DM Jahresumsatz aus- 
gewiesen haben, dürften zum Teil Personen enthalten sein, die im Laufe des Jahres ihre freiberufliche Tätigkeit 
aufgenommen haben oder aus dem freien Beruf ausgeschieden sind. 


Tabelle Freie Berufe 6 


Verteilung der Steuerpflichtigen auf Umsatzgrößenklassen 
und Durchschnittsumsätze in den einzelnen Umsatzgrößenklassen 

Künstlerisch und publizistisch Schaffende (Gev/erbekennziffer 731) 




1950 



1954 



1958 


Uinsatzgrößenklassen 

in DM 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 


Anzahl 

in V. H. 

1 pflichtige 

' in DM 

i 

Anzahl 

in V. H. 

pflichtige 
in DM 

Anzahl 0 

in V. H. 

pflichtige 
in DM 

unter 20 000 

. 15 368 

96,9 

3 539 ; 

18 421 

94,4 

4 200 

17 022 

90,8 

4 364 

20 000 bis unter 50 000 . 

395 

2,5 

29311 

818 

4,2 

29 528 

1 202 

6,4 

30 862 

50 000 bis unter 100 000 . 

64 

0,4 

68 031 

186 

0,9 

65 145 ‘ 

342 

1.8 

68 348 

100 000 und mehr . . . 

31 

0,2 

303 806 

97 

0,5 

198 041 

195 

1.0 

217 836 

zusammen . . 

. 15 858 

100,0 

5 028 

19 522 

100,0 

6 805 

18 761 

100,0 

9 446 


Die Zahl der Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM ist nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik von 
1955 als Schätzung einbezogen. In der Gruppe der Steuerpflichtigen, die weniger als 8000 DM Jahresumsatz aus- 
gewiesen haben, dürften zum Teil Personen enthalten sein, die im Laufe des Jahres ihre freiberufliche Tätigkeit 
aufgenommen haben oder aus dem freien Beruf ausgeschieden sind. 
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2233. Rechts-, wirtschafts- und steuerberatende Be- 
rufe 

Für 1950 liegt vergleichbares Zahlenmaterial für 
alle Untergliederungen nicht vor. Soweit Umsatz- 
zahlen vorhanden sind, wird auf Tabelle Freie Be- 
rufe 3 verwiesen. 

Die Tabelle Freie Berufe 7 zeigt, daß zwar von 
1954 bis 1958 der Anteil der Steuerpfliditigen in der 
niedrigsten Umsatzgrößenklasse um rd. 11 v. H. ge- 
sunken ist, daß aber die größte Umsatzdichte immer 
noch in dieser Größenklasse besteht. Ganz allge- 
mein ist eine Abnahme der Steuerpfliditigen in 
niedrigen Umsatzgrößenklassen zugunsten einer Zu- 
nahme in den höheren Größenklassen zu ver- 
zeichnen. 


2234. Heilberufe 

Nach der Tabelle Freie Berufe 8 ist bei den Heil- 
berufen die Abnahme der Steuerpflichtigen in der 
Umsatzgrößenklasse bis unter 20 000 DM in den Jah- 
ren von 1950 bis 1958 mit mehr als 35 v. H. am größ- 
ten. Die Verschiebung ist insbesondere zugunsten 
der Größenklassen von 20 000 DM bis unter 100 000 
DM eingetreten. Während im Jahre 1950 die größte 
Umsatzdichte noch in der niedrigsten Umsatzgrößen- 
klasse (mit fast 64 v. H.) lag, hat sie sich bis zum 
Jahre 1958 in die Umsatzgrößenklasse von 20 000 bis 
unter 50 000 DM Jahresumsatz verlagert (mehr als 
41 V. H.). 
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Tabelle Freie Berufe 7 


Verteilung der Steuerpflichtigen auf Umsatzgrößenklassen 
und Durdischnitts Umsätze in den einzelnen Umsatzgrößenklassen 

Rechts-, Wirtschafts- und steuerberatende Berufe -) *) (Gewerbekennziffer 941 und 945) 


Umsatzgrößenklassen 

in DM 

1950 

Steuerpflichtige 

Anzahl in v. H. 

Umsatz je, 
Steuer- 
pflichtige 
in DM 

1 

1954 

Steuerpflichtige 

Anzahl in v. H. 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 
in DM 

1958 

Steuerpflichtige 

Anzahl ^) in v. H. 

Umsatz je 
Steuer- 
pflichtige 
in DM 

unter 20 000 

. 


23 561 

59,7 

8 223 

20 868 

48,3 

8 046 

20 000 bis unter 50 000 . 



10 207 

25,9 

31 621 

12 494 

28,9 

32 400 

50 000 bis unter 100 000 , 



3 813 

9,6 

68 763 

5 976 

13,8 

69 043 

100 000 und mehr . . 



1 887 

4,8 

248 229 

3 878 

9,0 

269 387 

zusammen . . 


— 

39 468 

100,0 

31 598 

43 216 

100,0 

46 973 


Unternehmen mit mehreren Teilhabern oder Sozietäten jeweils als ein Steuerpflichtiger gezählt; im Gesamtumsatz 

z. T. auch Handelsumsätze enthalten 

einschließlich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Die Zahl der Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM ist nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik von 
1955 als Schätzung einbezogen. In der Gruppe der Steuerpflichtigen, die weniger als 8000 DM Jahresumsatz aus- 
gewiesen haben, dürften zum Teil Personen enthalten sein, die erst im Laufe des Jahres ihre freiberufliche Tätig- 
keit aufgenommen haben oder aus dem freien Beruf ausgeschieden sind. 

'‘l Besonders in diesen Berufszweigen sind auch Steuerpflichtige enthalten, deren wirtschaftliche Grundlage z. T. 
unselbständige Arbeit ist. 


Tabelle Freie Berufe 8 

Verteilung der Steuerpflichtigen auf Umsatzgrößenklassen 
und Durchschnittsumsätze in den einzelnen Umsatzgrößenklassen 

Heilberufe (Gewerbekennziffer 9921 ^), 9922, 9924, 9935) 




1950 



1954 



1958 


Umsatzgrößenklassen 

in DM 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 

Steuerpflichtige 

Umsatz je 
Steuer- 


Anzahl 

in V. H. 

pflichtige 
j in DM 

Anzahl 

in V. H. 

pflichtige 
in DM 

Anzahl 

in V. H. 

pflichtige 
in DM 

unter 20 000 

. 41 729 

63,8 

10 067 

31 558 

43,5 

10 261 

21 859 

28,0 

9 175 

20 000 bis unter 50 000 . 

. 21 257 

32,5 

29 294 

32 879 

45,3 

32 036 

32 124 

41,2 

34 540 

50 000 bis unter 100 000 . 

2 155 

3,3 

64 203 

7 142 

9,8 

64 160 

20 329 

26,1 

66 905 

1 00 000 und mehr . . . 

284 

0,4 

154518 

1 019 

1.4 

146 941 

3 632 

4,7 

151 452 

zusammen . . 

. 65 425 

100,0 

18 724 

72 598 

100,0 

27 344 

77 944 

100,0 

41 316 


9 Besonders in diesen Berufszweigen sind auch Steuerpflichtige enthalten, deren wirtschaftliche Grundlage z. T. 
unselbständige Arbeit ist. 

^) Die Zahl der Steuerpflichtigen mit Umsätzen unter 8000 DM ist nach dem Ergebnis der Umsatzsteuerstatistik von 
1955 als Schätzung einbezogen. In der Gruppe der Steuerpflichtigen, die weniger als 8000 DM^Jahresumsatz aus- 
gewiesen haben, dürften zum Teil Personen enthalten sein, die erst im Laufe des Jahres ihre freiberufliche Tätig- 
keit aufgenommen haben. 
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224. Umsatzgrößenklassen und Altersklassen 

Interessant wäre eine Kombination zwischen Um- 
satzgrößenklassen und Altersklassen. Daraus könnte 
sich ergeben, inwieweit bei den freien Berufen die 
größten Umsätze auf solche Altersgruppen konzen- 
triert sind, bei denen der Aufbau der Praxis im 
wesentlichen abgeschlossen, die durch das Alter 
hervorgerufene Minderung der Leistungsfähigkeit 
aber noch nicht bemerkbar ist. Eine solche Gegen- 
überstellung ist jedoch auf Grund des vorhandenen 
amtlichen statistischen Materials nicht möglich. An- 
hand der Volks- und Berufszählung von 1950 ist 
zwar eine Altersgliederung der freien Berufe aufge- 
stellt worden (vgl. Statistik der Bundesrepublik 
Deutschland, Band 36, Teil I, Heft 2), doch sind die 
Zahlen überholt. Sie lassen sich auch nicht fort- 
schreiben, da die Zugänge bei den einzelnen freien 
Berufen sowie die Zuwanderung aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone unbekannt sind, Außerdem 
enthält die Volks- und Berufszählung 1950 keine 
Umsatzzahlen. 

Für steuerberatende Berufe (Steuerberater, Helfer 
in Steuersachen und vereidigte Buchprüfer) haben 
Berufsverbände Material zusammengestellt, aus 
dem sich die Durchschnittsumsätze der Berufsange- 
hörigen im Jahre 1956 aufgeteilt nach Altersgrup- 
pen entnehmen lassen. Dieses Material ist in Ta- 
belle Freie Berufe 8 a wiedergegeben, wobei die 


Tabelle Freie Berufe 8 a 

Durchschnittsumsätze der Helfer in Steuersachen, 
der Buchprüfer und der Steuerberater im Jahre 1956 

nach Altersgruppen 


Alter in Jahren 

Durchschnittlicher 
Umsatz 1956 

in DM 

in Meß- 
werten Ü 

unter 30 

15 750 

55,6 

30 bis unter 35 ... . 

28 350 

100,0 

35 bis unter 40 ... . 

32 350 

114,1 

40 bis unter 45 ... . 

45 550 

160,7 

45 bis unter 50 ... . 

43 050 

151,9 

50 bis unter 55 ... . 

42 850 

151,1 

55 bis unter 60 ... . 

40 025 

141,2 

60 bis unter 65 ... . 

34 475 

121,6 

65 bis unter 70 ... . 

24 600 

86,8 

70 bis unter 75 ... . 

17 425 

61,5 

75 bis unter 80 ... . 

16 600 

58,6 

80 und älter 

11 950 

42,2 


Nach den Unterlagen der Benifsverbände 


Altersgruppe 30 bis unter 35 Jahre = 100 


Berufsangehörigen in Altersgruppen zu 5 Jahren 
zusammengefaßt worden sind und die durchschnitt- 
lichen Umsätze der auf die einzelnen Altersgruppen 
entfallenden Berufsangehörigen errechnet sind. 

Die Tabelle bestätigt — für die dargestellten wirt- 
schafts- und steuerberatenden Berufe — die oben 
geäußerte Vermutung, daß die Erzielung größerer 
Umsätze sich im wesentlichen auf die Altersgruppen 
konzentriert, in denen der Aufbau der Praxis abge- 
schlossen ist. Sie stiegen von der jüngsten Alters- 
gruppe beginnend linear bis zur Altersgruppe der 
Vierzig- bis Vierundvierzigjährigen. Schon bei den 
Fünfundvierzigjährigen weisen die Umsätze eine 
fallende Tendenz auf, die sich stetig bis zur höch- 
sten Altersgruppe fortsetzt. Es ist zu vermuten, daß 
die Umsatzkurve auch bei den anderen Gruppen der 
freien Berufe ähnlich verläuft. 

^3. Ertragsstruktur 

Das Statistische Bundesamt hat im Rahmen der 
Kostenstrukturerhebung für die gewerbliche Wirt- 
schaft für die Ärzte und Zahnärzte der Bundesrepu- 
blik Untersuchungen über die Kostenstruktur in den 
Jahren 1950 und 1954 angestellt. Es handelt sich da- 
bei um Repräsentativerhebungen, die durchschnitt- 
lich 2,1 V. H. der Ärzte und Zahnärzte erfassen 
(1950: 1056 Ärzte und 764 Zahnärzte, 1954: 873 
Ärzte und 996 Zahnärzte). Bei der Errechnung der 
Kosten sind die steuerlich zulässigen Abschreibungs- 
möglichkeiten einbezogen. In den folgenden Tabel- 
len Freie Berufe 9 und 10 sind unter Zugrunde- 
legung dieser Erhebung die Kostenanteile in Pro- 
zentsätzen der Gesamtleistungen (Gesamtumsätze) 
aufgeteilt nach Gesamtleistungsgrößenklassen wie- 
dergegeben. 

Die Tabellen zeigen, daß der Anteil der Kosten 
abhängig ist von der Höhe der Gesamtleistungen. 
Er ist bei den Zahnärzten durchschnittlich höher als 
bei den Ärzten. Eine lineare Beziehung zu der Höhe 
der Gesamtleistungen — sei es nun progressiv oder 
degressiv — ist nicht zu erkennen, vielmehr setzten 
die Kosten bei den Ärzten mit 56,9 v. H. (1950) und 

62.1 V. H. (1954) der Gesamtleistungen in der ge- 
ringsten Leistungsklasse ein, fielen dann bis auf 

46.1 V. H. (1950) und 40,9 v. H. (1954) in der Klasse 
30 000 bis 50 000 DM, um in der Leistungsspitzen- 
klasse wieder auf 53,2 v. H. (1950) und 51,9 v. H. 
(1954) zu steigen. Die Kostensteigerung in der Spit- 
zenklasse hängt u. a. damit zusammen, daß gerade 
hierin die kapitalintensivsten Praxen (wie z. B. 
Röntgenologen) enthalten sind. Ähnlich verläuft die 
Kostenkurve bei den Zahnärzten, nur daß der 
Kostenanteil 1954 erst in der Leistungsspitzenklasse 
(über 75 000 DM) wieder steigt. 

Da die Schwankung des Kostenanteils je nach Ge- 
samtleistungsgrößenklassen verhältnismäßig breit 
und die Verteilung der Steuerpflichtigen auf die 
Gesamtleistungsgrößenklassen zudem unterschied- 
lich ist, wurde davon Abstand genommen, einen 
Gesamtdurchschnitt für alle erfaßten Praxen zu er- 
rechnen. 
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Tabelle Freie Berufe 9 

Kosten und Reinertrag der ärztlichen Praxen in der Bundesrepublik 

1950 und 1954 

in V. H. der Gesamtleistungen 


Größenklasse 
nach der Gesamtleistung 
in DM 

Ärzte 

1950 

Koisten 1 Reinertrag 

in V. H. 1 in v. H. 

j 1954 

Kosten Reinertrag 

in V. H. in v. H. 

unter 10 000 

10 000 bis unter 20 000 

20 000 bis unter 30 000 

30 000 bis unter 50 000 

50 000 und mehr 

56,9 43,1 

49,7 50,3 

48,4 51,6 

46.1 53,9 

53.2 46,8 

62,6 37,4 

48,4 51,6 

42.9 57,1 

40.9 59,1 

50 000 bis 75 000 

75 000 und mehr 

43,4 56,6 

51,9 48,1 


Quelle: Für 1950 Statistik der BRD, Band 49, Heft 7, und für 1954 Statistische Berichte Arb. II/7/31, Dezember 1956 


Tabelle Freie Berufe 10 

Kosten und Reinertrag der zahnärztlichen Praxen in der Bundesrepublik 1950 und 1954 

in V. H. der Gesamtleistungen 


Größenklasse 
nach der Gesamtleistung 
in DM 

Zahnärzte 

1950 1954 

Kasten 
in V. H. 

Reinertrag 
in V, H. 

Kasten 
in V. H. 

Reinertrag 
in V. H. 

unter 10 000 

70,4 

29,6 

70,7 

29,3 

10 000 bis unter 20 000 

60,6 

39,4 

60,6 

39,4 

20 000 bis unter 30 000 

59,3 

40,7 

55,7 

44,3 

30 000 bis unter 50 000 

58,0 

42,0 

56,5 

. 43,5 

50 000 und mehr 

59,1 

40,9 



50 000 bis unter 75 000 



55,1 

44,9 

75 000 und mehr 



55,3 

44,7 


Quelle : Für 1950 Statistik der BRD, Band 49, Heft 7; für 1954 Statistische Berichte Arb. II/7/29, September 1956 
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24. Einkommensstruktur T Freie Berufe 12 erfaßten Steuerpflichtigen herausge- 

! zogen und die Durchschnittseinkünfte in den ge- 


241. Die Einkommensstruktur bei ausgewählten 
rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden 
Berufen sowie ausgewählten Heilberufen 

2411. Gesamt- und Durchschnittseinkünfte 

Die Tabelle Freie Berufe 12 beruht auf der Ein- 
kommensteuerstatistik 1954. Die Zahlen dürften 
weitgehend überholt sein; neueres amtliches Ma- 
terial steht jedoch nicht zur Verfügung. Sachlich 
geht die Tabelle von dem Begriff der steuerlichen 
Einkünfte aus. Dieser Begriff weicht zum Teil erheb- 
lich von dem Einkommensbegriff ab, wie er etwa in 
anderen Rechtsgebieten verwandt wird. Diese Ab- 
weichung ergibt sich weitgehend daraus, daß das 
Steuerrecht aus wirtschaftlichen oder steuerpoliti- 
schen Gründen häufig Vergünstigungen — wie etwa 
Sonderabschreibungen — gewährt, die zu einer 
Verringerung der steuerlichen Einkünfte führen. Bei 
der Beurteilung der Einkünfte der freien Berufe ist 
zu berücksichtigen, daß derartige Abschreibungen 
wegen der regelmäßig geringen Investitionen nur 
in kleinem Umfange vorgenommen werden können. 
In der gewerblichen Wirtschaft besteht dagegen — 
stärker als bei den freien Berufen — die Möglich- 
keit zur Vermögensbildung über die Selbstfinanzie- 
rung, insbesondere durch entsprechende Abschrei- 
bungen, und zwar um so mehr, je anlageintensiver 
ein Betrieb ist. 

In der Tabelle Freie Berufe 11 wurden die Ein- 
künfte aus selbständiger Arbeit für die in Tabelle 


nannten 6 Berufsgruppen errechnet. 

Auffallend sind die verhältnismäßig niedrigen 
Durchschnittsbeträge bei den Tierärzten. Hier dürfte 
allerdings die regelmäßig enge Verbindung zur Land- 
wirtschaft zu berücksichtigen sein. 

Tabelle Freie Berufe 11 

Gesamt- und Durdisdmittseinkünfte 
aus selbständiger Arbeit in ausgewählten freien 
Berufen im Jahre 1954 

ohne Ber]in(West) und ohne Saarland 


1 steuer- 
pflichtige 

Einkünfte 

in 

1000 DM 

Einkünfte 
je Steuer- 
pflich- 
tigen 
in DM 

Rechtsanwälte und 
Notare .... 

10 843 

198 226 

18 281 

Wirtschaftsprüfer 
und Steuerberater 

3 753 

61 679 

16 435 

Sonstige Wirt- 
schaftsberatung . 

14 879 

160 593 

10 793 

Arzte 

34 013 

620 536 

18 244 

1 Zahnärzte und 
j Dentisten . . . 

21 907 

251 166 

11 465 

Tierärzte .... 

3 734 

33 464 

8 962 
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Steuerpflichtige mit Einkünften überwiegend *) aus selbständiger Arbeit 
und der Gesamtbetrag ihrer Einkünfte nach Einkunftsgruppen und Art der Einkünfte 1954 im Bundesgebiet 

ohne Saarland und ohne Berlin (West) 


Tabelle Freie Berufe 12 



Rechtsanwälte und Notare 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater®) 

Sonstige Wirtschaftsberatung 

^ Ärzte 

Zahnärzte und Dentisten 

Tierärzte 


Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Steuer- 

pflich- 

tige 

Gesamt- 

betrag 

der 

Ein- 

künfte 

davon 
Einkünfte aus 

Einkunftsgruppe 
in DM 

' 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

selbstän- 
diger ‘ 
Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

selbstän- 

diger 

Arbeit 

anderen 

Ein- 

kunfts- 

arten 

• 

Anzahl 

1000 DM 

Anzahl 

1000 DM 

Anzahl 

1000 DM 

Anzahl 


1000 DM 


Anzahl 

1000 DM 

Anzahl 

1000 DM 

unter 3 000 *. . 

658 

1 787 

1344 

443 

245 

758 

511 

247 

1894 

5 231 

3 958 

1273 

1407 

3 606 

2 872 

734 

1 646 

3 846 

3 425 

421 

312 

828 

674 

154 

3 000 bis 
unter 5 000 . 

1030 

4 685 

4 148 

V 537 

423 

1916 

1676 

240 

2 539 

11691 

10118 

1573 

1989 

9 215 

7 994 

1 221 

2 650 

11 253 

10 640 

613 

613 

2 830 

2 468 

362 

5 000 bis 
unter 8 000 

1 

1 654 

11 645 

10 684 

961 

618 

4 503 

4 007 

496 

3 424 

24 437 

22 037 

2 400 

3 516 

25 453 

23017 

2 436 

4 370 

29 381 

28 437 

944 

1 046 

7 186 

6 821 

365 

8 000 unter 
unter 12 000 

1945 

20 680 

19 320 

1 360 

776 

8174 

7 613 

561 

2996 

30 839 

29 312 

1527 

5 215 

55 669 

52095 

3 574 

5 097 

51 008 

50 447 

561 

1 892 

8 788 

8 721 

67 

12 000 bis 
unter 16 000 

1361 

19 765 

18 904 

861 

i 463 

6 669 

6 390 

279 

1613 

22703 

22 250 

453 

5 354 

78 333 

74 794 

3 539 

3 297 

45 639 

45 532 

107 

i 499 

6 774 

6 869 

- 95 

16 000 bis 
unter 25 000 

1878 

38 756 

37 520 

1 236 

563 

11476 

11 170 

306 

1440 

28 974 

28 157 

817 

9 223 

192 123 

184 994 

7 129 

3 482 

67 443 

68 078 

“ 635 

303 

5 739 

5 841 

- 102 

25 000 bis 
unter 50 000 

1 785 

62 291 

60 797 

1494 

497 

17 277 

16 882 

395 

783 

27 181 

25 985 

1 196 

6 352 

214 713 

207 941 

6 772 

1309 

40 726 

41 272 

“ 546 

69 

2 049 

2 070 

- 21 

50 000 und mehr . 

j 

532 

46 047 

45 509 

538 

168 

13 744 

13 430 

314 

190 

20 616 

18776 

1840 

957 

68 440 

66 829 

1 611 

56 

3 253 

3 335 

- 82 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . 

10 843 

205 656 

198 226 

7 430 

3 753 

64 517 

61 679 

2 838 

14 879 

171 672 

160 593 

11079 

34 013 

647 552 

620 536 

27 016 

1 21907 

252 549 

251 166 

1383 

3 734 

34 194 

33 464 

730 


1) Steuerbelcistete und Steuerbefreite, ohne nv-Fälle (nicht veranlagte Fälle) 

2) d. h. die Einkünfte aus selbständiger Arbeit waren höher als die aus jeder einzelnen anderen Einkunitsart * * 

3) Es sind nur solche Angehörige der aufgeführten freien Berufe erfaßt, die Einkünfte aus selbständiger Arbeit hatten. Nicht enthalten sind z. B. in einem Dienstverhältnis stehende Ärzte, die nur Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit hatten. 

4) Der Gesamtbetrag der Einkünfte ist die Summe der Einkünfte aus den 7 Einkunftsarten nach § 2 Abs. 3 EStG nach Ausgleich von Verlusten, die sich aus einzelnen Einkunftsarten ergeben. 

5) Zu den in der Tabelle enthaltenen „^anderen Einkunftsarten* gehören Einkünfte oder Verluste aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtimg sowie sonstige Einkünfte im 

Sinne des § 22 EStG, übersteigen die Verluste die Einkünfte aus dieseii Einkunftsarten, z, B. in den drei obersten Gruppen der »Zahnärzte und Dentisten" und der »Tierärzte", dann kann der Gesamtbetrag der Einkünfte niedriger* sein als die Ein- 

künfte aus selbständiger Arbeit. 

6) Zum Teil sind hierin auch Helfer' in Steuersachen u. ä. enthalten, die in der Hauptsache unter Gewerbekennziffer 9455 erfaßt sind. Desgleichen werden hier die Wiartschafts Prüfungsgesellschaften nachgewiesen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Einkommensteüerstatistik 1954 
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2412 . Einkünfte nach Größenklassen 

Die Durchschnittsbeträge sind für die Ermittlung 
der Lage der Berufsangehörigen verhältnismäßig 
unergiebig. In der Tabelle Freie Berufe 14 wird da- 
her in Erläuterung der Tabelle Freie Berufe 12 eine 
Zusammenstellung über die prozentuale Verteilung 
der erfaßten Steuerpflichtigen auf einzelne Ein- 
kunftsgrößenklassen gegeben. Die Tabelle bezieht 
sich wie Tabelle Freie Berufe 12 lediglich auf die 
Steuerpflichtigen mit Einkünften überwiegend aus 
selbständiger Arbeit. 

Relativ hoch ist die Zahl der Steuerpflichtigen 
in den niedrigen Einkunftsgrößenklassen bis zu 
5000 DM. Inwieweit diese Gruppe sich jedoch aus 
Berufsanfängern oder solchen Personen zusammen- 
setzt, die erst einen Teil des Veranlagungszeitraumes 
selbständig tätig sind oder im Laufe dieses Zeit- 
raumes ihre freiberufliche Tätigkeit auf gegeben 
haben, läßt sich aus dem vorhandenen Material 
nicht entnehmen. 

Der Prozentsatz der Steuerpflichtigen mit Brutto- 
einkünften unter 12 000 DM beträgt 58,6 v. H. Dar- 
unter dürften — wie sich aus Tabelle Freie Berufe 12 
ergibt — Steuerpflichtige, die daneben Einkünfte 
aus anderen Quellen beziehen, zahlreich vertreten 
sein. Der Anteil der Steuerpflichtigen bei den ein- 
zelnen Berufsgruppen ergibt sich aus der Tabelle 
Freie Berufe 13. 


Tabelle Freie Berufe 13 

I Prozentualer Anteil der Steuerpflichtigen aus den 
I einzelnen Berufsgruppen in den Einkunftsgruppen 
! unter 12 000 DM jährlich 


Rechtsanwälte und Notare 48,8 v. H. 

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater . . 55,0 v. H. 

Sonstige Wirtschaftsberatung .... 72,9 v. H. 

Ärzte 35,6 v. H. 

Zahnärzte und Dentisten 62,7 v. H. 

Tierärzte 76,7 v. H. 


Er war also am höchsten bei den Tierärzten mit 
76,7 V. H. und am niedrigsten bei den Ärzten mit 
35,6 V. H. Die Gruppe der Einkünfte unter 12 000 
DM, die 58,6 v. H. der Gesamtzahl der Steuerpflich- 
tigen ausmacht, war mit rund 25 v. H. an den Gesamt- 
einkünften beteiligt, während die Steuerpflichtigen 
mit mehr als 12000 DM Jahreseinkünften (41,4 v.H.) 
rund 75 v. H. der Gesamteinkünfte auf sich verei- 
nigten. Aber auch der Prozentsatz der Steuerpflich- 
tigen mit weniger als 8000 DM Jahreseinkünften ist 
mit 38,1 V. H. noch groß. Diese Steuerpflichtigen 
vereinigten auf sich nur rund 11 v. H. der Gesamt- 
einkünfte. 

Wegen näherer Einzelheiten wird auf Tabelle 
Freie Berufe 12 verwiesen. 


Tabelle Freie Berufe 14 

Prozentuale Verteilung der Steuerpflichtigen auf Einkunftsgrößenklassen 

Einkünfte aus selbständiger Arbeit auf Grund der Einkommensteuerstatistik 1954 im Bundesgebiet, 

ohne Saarland und ohne Berlin(West) 


Einkunftsgrößenklassen, 
in DM 

Redits- 

anwälte 

und 

Notare 

Wirtschafts- 
prüfer und 
Steuer- 
berater 

Sonstige 
Wirts chafts- 
beratung 

Arzte 

Zahnärzte 

und 

Dentisten 

Tierärzte 

unter 3 000 

6,1 

6,5 

12,7 

4,1 

7,5 

8,4 

3 000 bis unter 5 000 . . 

9,5 

11,3 

17,1 

5,9 

12,1 

16,4 

5 000 bis unter 8 000 . . 

15,3 

16,5 

23,0 

10,3 

19,9 

28,0 

8 000 bis unter 12 000 . . 

17,9 

20,7 

20,1 

15,3 

23,3 

23,9 

12 000 bis unter 16 000 . . 

12,5 

12,3 

10,8 

15,8 

15,0 

13,4 

16 000 bis unter 25 000 . . 

17,3 

15,0 

9,7 

27,1 

15,9 

8,1 

25 000 bis unter 50 000 . . 

16,5 

13,2 

5,5 

18,7 

6,0 

1,0 

50 000 und mehr .... 

4,9 

4,5 

lr3 

2,8 

0,3 

— 

zusammen . . . 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 

100,0 


Quelle: Wirtschaft und Statistik, Heft 2/1959, Seite 104 
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2413 . Bruttoeinkommen 

Ergänzend wird noch auf eine Untersuchung des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, Berlin, 
(DIW „Die Einkommensschichtung in der Bundes- 
republik" 1957, Tabelle 209 und 210) hingewiesen. 
Sie befaßt sich mit den Bruttoeinkommen ausge- 
wählter freier Berufe in den Jahren 1950 und 1955. 

Die Tabellen Freie Berufe 16 und 17 gehen vom 
Bruttoeinkommen aus, das dem Betriebsergebnis 
entspricht. Das Betriebsergebnis ist durch Abzug der 
Kosten vom wirtschaftlichen Gesamtumsatz ermit- 
telt worden. Die Umsatzsteuerveranlagungsstatistik 
sowie die Kostenstrukturerhebung sind der Brutto- 
einkommensberechnung zugrunde gelegt worden. 
Für die rechts- und wirtschaftsberatenden Berufe 
sind eigene Kostenstrukturberechnungen vom DIW 
angestellt worden. 

Außerdem sind die Tabellen personell insofern 
stärker konzentriert, als Arzte, Zahnärzte, Tierärzte 
einerseits sowie Rechtsanwälte, Notare, Wirtschafts- 
prüfer und Steuerberater andererseits jeweils in 
einer Zahl zusammengefaßt sind. Weggelassen 
wurde ferner in der Tabelle Freie Berufe 17 die 
Gruppe der „sonstigen Wirtschaftsberatung" aus 
Tabelle Freie Berufe 14. Die Tabellen Freie Berufe 
16 und 17 zeigen, daß sich von 1950 bis 1955 die 
Prozentsätze der Steuerpflichtigen stark zugunsten 
der höheren Einkommensklassen verschoben haben; 
in der Tabelle Freie Berufe 16 haben sich die An- 
teile der Einkommensklassen bis 8000 DM, in der 
Tabelle Freie Berufe 17 die Anteile der Einkom- 
mensklassen bis 12 000 DM verringert, während in 
beiden Tabellen die Anteile in den darauffolgenden 
höheren Klassen gestiegen sind. 

Nach der gleichen Untersuchung haben sich die 
Durchschnittsbruttoeinkommen je Praxis für die 
beiden hier erwähnten zusammengefaßten Berufs- 
gruppen von 1950 bis 1955 wie folgt entwickelt: 

Tabelle Freie Berufe 15 

Durchschnittseinkommen je Praxis 



1950 

1955 

Arzte, Zahnärzte, 



Tierärzte 

9 530 

16 670 

Rechtsanwälte, Notare, 



Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater .... 

11 880 

19 230 
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Tabelle Freie Berufe 16 

Zahl und Bruttoeinkommen der im Jahresdurchschnitt 1950 und 1955 in selbständiger Praxis tätigen 

Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte 

nach Bruttoeinkommensklassen 
(Bundesrepublik) 


Bruttojahreseinkommen 
in DM 

[ 

1950 

Zahl 

absolut 1 in v. H. 

■ 1955 

1 Zahl 

1 absolut in v. H. 

unter 3 000 . . 


5 800 . 

8,8 

1 480 

2,J 

3 000 bis unter 

5 000 

11 020 

16,9 

5 310 

7,4 

5 000 bis unter 

8 000 

19 040 

29,1 

12 930 

17,9 

8 000 bis unter 

12 000 

13 070 

20,0 

17 360 

24,1 

12 000 bis unter 

16 000 

7 160 

11,0 

10 530 

14,6 

16 000 bis unter 

25 000 

7 070 

10,8 

11 410 

15,8 

25 000 bis unter 

50 000 

1 950 

3,0 

1 1 200 

15,6 

50 000 und mehr 

1 

290 

0,4 

1 780 

2,5 


zusammen . . . 

65 400 

100,0 

72 000 

100,0 


Tabelle Freie Berufe 17 

Zahl und Bruttoeinkommen der im Jahresdurchschnitt 1950 und 1955 in selbständiger Praxis tätigen 
Rechtsanwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater 

nach Bruttoeinkommensklassen 
(Bundesrepublik) 



Brutto] ahreseinkommen 
in DM 

1950 

Zahl 

absolut in V. H. 

1955 

Zahl 

absolut in v. H. 

unter 

3 000 . . 


900 

3,2 

500 

13 

3 000 

bis unter 

5 000 

4 900 

17,7 

4 600 

11,8 

5 000 

bis unter 

8 000 

9 400 

33,9 

10 000 

25,7 

8 000 

bis unter 

12 000 

5 800 

21,0 

7 000 

17,9 

12 000 

bis unter 

16 000 

2 000 

7,2 

5 500 

14,1 

16 000 

bis unter 

25 000 

2 300 

8,3 

4 600 

11,8 

25 000 

bis unter 

50 000 

1 700 

6,1 

4 500 

11,5 

50 000 

und mehr 


700 

2,6 

2 300 

5,9 



zusammen . 

27 700 

100,0 

39 000 

100,0 
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2414. Einkunftsgrößenklassen und Altersklassen 

Besonders instruktiv für die Einkommenssituation 
der freien Berufe wäre auch hier wieder eine Kom- 
bination zwischen Altersgruppen und Einkunfts- 
größenklassen. Daraus könnte sich ergeben, in wel- 
chem Maße sich bei den freien Berufen die Erzie- 
lung größerer Einkünfte auf bestimmte Altersklassen 
(etwa die Klassen zwischen 45 bis 65 Jahren) kon- 
zentriert. Leider läßt das vorhandene amtliche sta- 
tistische Material eine solche Kombination nicht zu. 

Für Rechtsanwälte und steuerberatende Berufe 
haben Berufsverbände Material zusammengestellt, 
aus dem sich die Durchschnittseinkünfte der Berufs- 
angehörigeri im Jahre 1956 aufgeteilt nach Alters- 
gruppen entnehmen lassen. Dieses Material ist in 
Tabelle Freie Berufe 17 a wiedergegebeh. Die Be- 
rufsangehörigen sind dabei in Altersgruppen zu je 
5 Jahren zusammengefaßt; außerdem sind die 
Durchschnittseinkünfte in den einzelnen Altersgrup- 
pen errechnet. 


Tabelle Freie Berufe 17 a 

Durchschnittseinkünfte der Rechtsanwälte, Helfer in 
Steuersachen, Buchprüfer und Steuerberater 

im Jahre 1956 nach Altersgruppen 



Alter in 

Jahren 

Durchschnittliche 

Einkünfte 

in DM 

in Meß- 
werten 

unter 30 . . 


9 900 

79,1 

30 

bis 

unter 

35 ... . 

12 520 

100,0 

35 

bis 

unter 

40 ... . 

16 460 

131,5 

40 

bis 

unter 

45 ... . 

19 060 

152,2 

45 

bis 

unter 

50 ... . 

19 640 

156,9 

50 

bis 

unter 

55 ... . 

19 540 

156,1 

55 

bis 

unter 

60 ... . 

18 860 

150,6 

60 

bis 

unter 

65 ... . 

16 880 

134,8 

65 

bis 

unter 

70 ... . 

13 880 

110,9 

70 

bis 

unter 

75 ... . 

10 720 

85,6 

75 

bis 

unter 

80 ... . 

9 420 

75,2 

80 

und 

älter 


7 160 

57,2 


Ü Altersgruppe 30 bis unter 35 Jahre = 100 nach den 
Unterlagen der Berufsverbände 


Die höchsten Einkünfte wurden in der Alters- 
gruppe von 45 bis unter 50 Jahren erzielt. Bereits 
in der Altersgruppe von 50 bis unter 55 Jahren sin- 
ken die Einkünfte wieder. Am niedrigsten sind die 
Durchschnittseinkünfte in den Altersgruppen der 
über Achtzigjährigen sowie der Fünfundsiebzig- bis 
Achtzigjährigen. 

Die Tabelle bestätigt ähnlich wie die unter 224. 
wiedergegebene Aufgliederung der Umsätze auf 


Altersgruppen bei den Buchprüfern, Steuerberatern 
und Helfern in Steuersachen für die dargestellten 
rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden Berufe die 
geäußerte Vermutung, daß sich die Erzielung größe- 
rer Einkünfte auf die Lebensjahre zwischen 40 und 
60 konzentriert. Es kann angenommen werden, daß 
auch bei anderen freien Berufen die Kurve der Ein- 
künfte ähnlich verläuft. 

242. Die Einkommensstruktur der übrigen freien 
Berufe 

Für die übrigen freien Berufe ist nach Auskunft 
des Statistischen Bundesamtes verwertbares Zahlen- 
material aus amtlichen Statistiken nicht vorhanden. 
Es fehlt also insbesondere amtliches Material für 
Architekten, Ingenieure, wissenschaftliche Bildungs- 
berufe und Künstler. Gerade unter diesen Gruppen 
dürften sich die Berufe befinden, deren Einkommen 
hinter der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung 
zurückgeblieben ist. 

Uber weitere Erhebungen außerhalb der Bundes- 
statistik zur Ermittlung des Einkommens bestimm- 
ter Berufsgruppen aus diesem Bereich ist zu sagen: 

2421. Ingenieure 

Vom Verein Deutscher Ingenieure (VDI) ist 1956 
eine Erhebung durchgeführt worden. Sie befaßt sich 
überwiegend mit Ingenieuren in abhängiger Stel- 
lung. Bezüglich der selbständig tätigen Ingenieure 
(3827 sind nur erfaßt worden) werden die aus 
Tabelle Freie Berufe 18 ersichtlichen Angaben über 
die Einkommen gemacht, wobei es sich nach der 
Fragestellung um Bruttoeiukünfte (einschließlich 
Einkünfte aus anderen Einkunftsarten) handelt. 


Tabelle Freie Berufe 18 

Verteilung der Einkommen auf die selbständigen 
Ingenieure 

im Jahre 1956 


V. H. der 

monatlich Steuer- 

pflichtigen 

bis unter 400 DM 3,9 

400 bis unter 750 DM 11,5 

750 bis unter 1000 DM 13,7 

1000 bis unter 1500 DM 21,7 

über 1500 DM 46,9 

ohne Angabe 2,3 


Hiernach hätten also mehr als 53 v. H. ein Monats- 
einkommen unter 1500 DM. 

Es bestehen allerdings Zweifel, ob diese Erhebung 
als repräsentativ angesehen werden kann, da ein 
erheblicher Teil der befragten Personen die Frage- 
bogen nicht beantwortet hat. 
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2422. Künstlerisch und publizistisch Schaffende 

Für die steuerpflichtigen Schriftsteller und bil- 
denden Künstler werden in einer Mitteilung des 
Hamburger Senats an die Bürgerschaft vom 22. Sep- 
tember 1959 einige Zahlen über die durchschnitt- 
lichen Jahreseinnahmen genannt Die Zahlen sind 
anscheinend mit Hilfe der Umsatzsteuerstatistik er- 
mittelt. Was unter Einnahmen zu verstehen ist, wird 
nicht gesagt Wie sich aus der Vorbemerkung zu 
dieser Mitteilung ergibt, hält selbst der Senat der 
Stadt Hamburg die Zahlen für verhältnismäßig un- 
ergiebig. Auf eine Wiedergabe wird deshalb ver- 
zichtet. 

In Hannover hat sich das niedersächsische Landes- 
amt für Planung und Statistik bemüht, über den 
Verband der Journalisten in Niedersachsen Material 
aus dem Jahre 1953 über die Einkommensverhält- 
nisse der künstlerisch und publizistisch Schaffenden 
in Niedersachsen zusammenzustellen. Bei dieser 
Untersuchung sind folgende Zahlen ermittelt worden; 


Tabelle Freie Berufe 19 


Monats- 

einkommen 

1 

Journalisten 

Schriftsteller, 
Komponisten, 
bildende Künstler 

unter 200 DM . . 

28 V. H. 

über 50 v. H. 

über 200 DM . . 

72 V. H. 

unter 50 v. H. 


Diese Zahlen sind auch nach Ansicht des Landes 
Niedersachsen mit Vorbehalt zu betrachten, da u. a. 
Zweifel bestehen, ob das Material hinreichend reprä- 
sentativ ist. 

Für die Berliner Schriftsteller und Journalisten 
hat Haseloff in seiner Analyse über „Lebenssituation 
und sozialökonomischer Standort der Berliner 
Schriftsteller und Journalisten" auch Material über 
die Einkommensverhältnisse zusammengestellt. Da 
jedoch einmal Zweifel an der Repräsentanz dieses 
Materials bestehen (nur 27 v. H. der versandten 
Fragebogen konnten ausgewertet werden) und zum 
anderen die Selbständigen unter den Journalisten 
und Schriftstellern nicht zu eliminieren sind, wird 
auf die Wiedergabe verzichtet. 

243. Vergleich der Einkommensstruktur der freien 
Berufe mit der anderer Bevölkerungsgruppen 

2431. Lebenszeitliches Einkommen 

Auf Veranlassung des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung ist im Jahre 1956 durch 
Menges eine Untersuchung über das sogenannte 
lebenszeitliche Einkommen durchgeführt worden. 
Die Ergebnisse dieser Untersuchung sind veröffent- 
licht im „Geistigen Kapital 1956", S. 129 ff., und 
wiedergegeben sowie ausgewertet in Deneke „Die 
freien Berufe 1956", S. 220 ff. Eine solche Unter- 
suchung ist von besonderer Bedeutung für die freien 
Berufe und andere Berufsgruppen, bei denen die 
Einkünfte regelmäßig erst verhältnismäßig spät ein- 
setzen und die Erzielung höherer Einkünfte im all- 


gemeinen auf bestimmte Berufsjahre — etwa vom 
45. bis zum 65. Lebensjahr — beschränkt ist. Auf 
der anderen Seite bietet sie naturgemäß besondere 
Schwierigkeiten. Auch die Arbeit von Menges kann 
nur mit erheblichen Vorbehalten verwandt werden. 
Zum einen setzt sie, um zu vergleichbaren Zahlen 
gelangen zu können, bestimmte Hypothesen, von 
denen die wichtigste wohl die der sogenannten 
Horizontal-Vertikalvertauschung ist: Die zeitliche 
Erstreckung des Berufslebens wird auf ein einziges 
Jahr projiziert; es wird angenommen, daß die Be- 
dingungen, wie sie im Jahre 1955 in der Bundes- 
republik Deutschland bestanden haben, während 
des ganzen Berufslebens angedauert hätten. 

Eine derartige Hypothese ist jedoch, insbesondere, 
weil ciie allgemeinen ökonomischen und sozialen 
Bedingungen in ständiger Bewegung sind, proble- 
matisch. Die Zahlen für die in freien Berufen Tätigen 
begegnen aber vor allem aus folgenden Gründen 
starken Bedenken: Während für die Schätzung der 
lebenszeitlichen Einkommen in den übrigen Berufen 
(Arbeiter und Angestellte in der privaten Wirt- 
schaft, Arbeiter, Angestellte und Beamte im öffent- 
lichen Dienst) immerhin aus den verschiedenen sta- 
tistischen Erhebungen oder — z. B. bei den Beamten- 
Besoldungsregelungen — brauchbares Grundlage- 
material vorhanden war, ist dies für die Einkommen 
der in den freien Berufen Tätigen weitgehend nicht 
der Fall. 

Trotz dieser Vorbehalte sollen im folgenden 
einige Zahlen aus der Untersuchung von Menges 
wiedergegeben werden. 

Nach der von Menges errechneten Zusammenstel- 
lung liegen an der Spitze die Personen, die Menges 
unter dem Begriff „leitende Angestellte" zusammen- 
faßt. Darunter liegen z. B. die Arzte mit 476 200 DM, 
Rechtsanwälte mit 428 600 DM, einfach tätige Ange- 
stellte in der gewerblichen Wirtschaft mit 231 600 
DM, Beamte der mittleren Laufbahn mit 227 200 DM, 
gelernte Industriearbeiter mit 206 500 DM, unge- 
lernte Arbeiter im öffentlichen Dienst mit 177 600 
DM sowie Landarbeiter mit 138 000 DM. 

2432. Vergleich mit dem Volkseinkommen 

Es ist verschiedentlich der Versuch gemacht wor- 
den, die Entwicklung des Einkommens der freien 
Berufe mit der Entwicklung des Volkseinkommens 
in Beziehung zu setzen. So ist z. B. von Deneke 
(„Die freien Berufe", 1956, Vorwerk-Verlag, Stutt- 
gart, S. 222) das Volkseinkommen für 1955 auf der 
Basis von 1936 mit 335 v. H. angegeben, während 
der Einkommensindex für die freien Berufe mit 
219 V. H. wiedergegeben wird. Der Einkommenanteil 
der freien Berufe am Gesamteinkommen, der 1936 
noch 1,4 V. H. betragen habe, soll danach im Jahre 
1956 auf 0,9 v. H. gesunken sein. Auch im Bundes- 
tag (z. B. in der Debatte vom 16. März 1960) und in 
der Tagespresse sind solche Vergleiche wiederholt 
angestellt worden. Sie erscheinen jedoch recht pro- 
blematisch. Ein Vergleich der Entwicklung des Volks- 
einkommens (Nettosozialprodukt zu Faktorkosten) 
mit der Entwicklung des Einkommens einzelner 
Berufsgruppen ist schon deshalb bedenklich, weil 
sich der personelle Anteil der einzelnen Berufs- 
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gruppen am Volkseinkommen laufend ändert. Es 
kommt ferner hinzu, daß die hier herangezogenen 
statistischen Größen nach der Methode der Gewin- 
nung und nach ihrem Inhalt keinen gleichen Aus- 
sagewert besitzen. Es ist daher im Rahmen dieses 
Berichtes davon abgesehen worden, Untersuchungen 
in dieser Richtung anzustellen. 

244. Einkommen und Gebührenordnungen i 

Bei verschiedenen Gruppen der freien Berufe (z. B. I 
Rechtsanwälten, Ärzten) ist die Einkommenssituation | 
dadurch gekennzeichnet, daß das Entgelt für die 1 
beruflich erbrachte Leistung nicht im Wege der ; 
freien Preisbildung ermittelt wird, sondern sich nach 
bestimmten Gebührenordnungen richtet. Diese Ge- 
bührenordnungen sind daher für die betreffenden | 
Gruppen der freien Berufe von besonderer Bedeu- 
tung. Anträge der Ingenieure, Chemiker und Archi- . 
tekten auf Änderung oder Neufassung ihrer Gebüh- 
renordnung, die den heutigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen nicht mehr entsprechen, liegen der Bun- 
desregierung seit einiger Zeit vor. Die Prüfung die- 
ser Wünsche ist jedoch noch nicht abgeschlossen, 
da u. a. verfassungs- und preisrechtliche Probleme 
hierbei untersucht werden müssen. Die Frage, ob 
die von den freien Berufen erbrachte Leistung eine ' 
„gewerbliche Leistung" im Sinne des § 1 Abs. 1 
GWB ist und diese Berufe demgemäß in das Kartell- 
gesetz einbezogen sind, wird zur Zeit in einem i 
Rechtsstreit zwischen dem Bundesverband der ver- 
eidigten Buchprüfer und dem Bundeskartellamt vom 
Bundesgerichtshof geprüft. 


3. Altersgliederung und Herkunft 

31. Altersgliederung 

311. Allgemeines 

Zwar hat das Statistische Bundesamt auf Grund 
der Volks- und Berufszählung von 1950 eine Alters- 
gliederung der einzelnen freien Berufe aufgestellt 
(vgl. Statistik der Bundesrepublik, Band 36, Teil I, 
Heft 2), doch besitzt diese heute keinen aktuellen , 
Aussagewert mehr. Die Zahlen lassen sich auch 
nicht fortschreiben, da die Fehlerquellen wegen der 
oben unter 1. erwähnten Faktoren zu groß sind. 
Auf die Wiedergabe wird daher verzichtet. 

I 

Neuere Angaben über die Altersgliederung liegen ; 
nur von Berufsorganisationen und nur für rechts-, | 
Wirtschafts- und steuerberatende Berufe, ausge- i 
wählte Heilberufe sowie Ingenieure vor. 

312. Altersgliederung der rechts-, wirtschafts- und j 
steuerberatenden Berufe 

Die folgende Tabelle Freie Berufe 20 gibt die 
Altersgliederung der Rechtsanwälte, Steuerberater, 


Helfer in Steuersachen, vereidigten Buchprüfer und 
Wirtschaftsprüfer wieder, wie sie sich auf Grund der 
Statistiken der Bundesrechtsanwaltskammer, des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer e. V. und der übrigen 
in Betracht kommenden Berufsverbände ergibt. Wenn 
auch der Zeitpunkt, in dem die einzelnen Berufs- 
verbände die Altersgliederung aufgestellt haben, 
nicht der gleiche ist, erscheinen die zeitlichen Un- 
terschiede doch so unerheblich, daß ein Vergleich 
noch möglich ist. Die Tabelle enthält gleichzeitig 
eine prozentuale Verteilung der Berufsangehörigen 
auf die einzelnen Altersklassen und gibt einen 
Vergleich mit den insgesamt am Erwerbsleben be- 
teiligten Männern in der Bundesrepublik. Auf eine 
Einbeziehung der am Erwerbsleben beteiligten 
Frauen wurde verzichtet, weil in den freien Berufen, 
für die eine Altersgliederung vorliegt, weibliche 
Berufsangehörige nur in geringer Zahl anzutreffen 
sind. Eine ElimJnierung der mithelfenden Familien- 
angehörigen und geringfügig Beschäftigten war nicht 
möglich, doch dürfte sich der Vergleichsmaßstab 
dadurch nicht wesentlich verzerren, da der Anteil 
der vorgenannten Personengruppen an der Zahl der 
am Erwerbsleben beteiligten Männer verhältnis- 
mäßig klein ist. 

Die Abweichungen gegenüber dem Gesamtdurch- 
schnitt liegen am Beginn und am Ende der Berufs- 
tätigkeit. Während allein 23,9 v, H. der am Erwerbs- 
leben beteiligten Männer noch nicht 25 Jahre alt 
sind, gibt es noch nicht einmal 0,01 v. H. Angehörige 
der dargestellten freien Berufe in dieser Alters- 
gruppe (9 von 42 336). Nur 2,5 v. H. der Berufs- 
angehörigen sind zwischen 25 und 30 Jahre alt, da- 
gegen 11,0 V. H. der am Erwerbsleben beteiligten 
Männer. Dies ist durch den verhältnismäßig späten 
Abschluß der erforderlichen Berufsausbildung be- 
dingt. 

In den Altersgruppen über 50 Jahre haben fast 
alle behandelten freien Berufe eine sehr starke Be- 
setzung aufzuweisen. Besonders augenfällig wird 
dies bei den vereidigten Buchprüfern, den Steuer- 
beratern sowie den Wirtschaftsprüfern; allein 22,9 
V. H. der Wirtschaftsprüfer, 20,7 v. H. der Steuer- 
berater und 20,6 V. H. der vereidigten Buchprüfer 
stehen im Alter von 55 bis 60 Jahren, gegenüber 
einem Anteil dieser Altersgruppe an den am Er- 
werbsleben beteiligten Männern von 8,9 v. H. 
57,5 V. H. aller Berufsangehörigen sind mehr als 
50 Jahre alt, dagegen nur 28,4 v. H. der am Erwerbs- 
leben beteiligten Männer. Relativ hoch ist der An- 
teil der Berufsangehörigen, die über das 65. Lebens- 
jahr hinaus noch berufstätig sind (17,3 v. H. gegen- 
über nur 3,7 v. H. der am Erwerbsleben beteiligten 
Männer). In dieser Gruppe sind auch Berufsangehö- 
rige mit auslaufender Tätigkeit erfaßt; mitgezählt 
sind ferner Berufsangehörige, die nach Beendigung 
einer unselbständigen eine freiberufliche Tätigkeit 
aufgenommen haben (z. B. pensionierte Finanz- 
beamte, die Steuerberatung betreiben). 
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Tabelle Freie Berufe 20 


Altersgliederung der berufstätigen Rechtsanwälte, Steuerberater, Helfer in Steuersachen, vereidigten 
Buchprüfer und Wirtschaftsprüfer zusammengefaßt in Altersgruppen mit prozentualem Anteil der einzelnen 
Gruppen und Vergleich zu den insgesamt am Erwerbsleben beteiligten Männern 



Rechts- 

anwälte 


Steuer- 


Helfer 


Ver- 


Wirt- 




am 


, 

V, H. 

bera- 

ter*) 

V. H. 

in 

Steuer- 

V. H. 

eidigte 

Buch- 

V. H. 

Schafts- 

prüfer*) 

V. H. 

Ge- 

samt- 

V. n. 

Erwerbs- 

leben 

V. H. 


Stand'*) 

der 

Stand*) 

der 

Sachen*) 

der 

prüfer*) 

der 

Stand*) 

der 

der 

beteiligte 

Männer 

der 

Alter 

Mitte 

Ge- 

1. Januar 

Ge- 

Stand*) 

Ge- 

Stand*) 

Gl G" 

1. Juli 

Ge- 

summe 

Ge- 

Ge- 

in Jahren ' 

bis 

samt- 

1958 

samt- 

1 .Januar 

samt- 

1. Mai 

samt- 

1958 

samt- 


samt- 

im Oktober 

samt- 

Ende 

zahl 

zahl 

1958 

zahl 

1957 

zahl 

zahl 


zahl 

1957 

zahl 


1957 











(Mikro- 



Anzahl 


Anzahl 


Anzahl 


Anzahl 


Anzahl 


Anzahl 


Zensus) 


i 

1 

2 

3 


5 

6 

7 


9 

10 

11 

12 

13 

14 

bis unter 25 

1 

— 

— 

— 

8 

— 

— 

— 

- 

— 

9 

— . 

3 696 000 

23,9 

25 bis unter 30 

151 

0,9 

14 

0,3 

897 

4,8 

— 

— 


— 

1 062 

2,5 

1 694 000 

11,0 

30 bis unter 35 

1 590 

9,6 

183 

4,4 

1 955 

10,3 

21 

1,7 

51 

3,5 

3 800 

9,0 

1 518 000 

9,8 

35 bis unter 40 

1 793 

10,8 

182 

4,4 

1 968 

10,4 ' 

27 

2,2 

69 

4,7 

4 039 

9,6 

1 350 000 

8,7 

40 bis unter 45 

1 578 

9,5 

258 

6,3 

1 690 

8,9 

62 

5,1 

131 

9,0 

3719 

8,8 

1 180 000 

7,6 

45 bis unter 50 

2 589 

15,6 

1 375 

9,1 

i 2 083 

11,0 j 

121 

9,9 

179 

12,3 

5 347 

12,6 

1 631 000 

10,6 

50 bis unter 55 

3 349 

20,1 

619 

15,0 

i 2 239 

11,8 \ 

185 

15,1 

264 

18,1 

6 656 

15,7 

i 1 651 000 

10,7 

55 bis unter 60 

2 335 

14,0 

851 

20,7 

2 539 

13,4 

252 

20,6 

334 

22,9 

i 6 311 

14,9 

1 367 000 

8,9 

60 bis unter 65 

991 

6,0 

. 624 

15,2 

2 023 

10,8 

217 

17,8 

220 

15,1 

4 075 

9,6 

795 000 

5,1 

65 bis unter 70 

814 

4,9 

j 533 

13,0 

1 802 

9,5 

144 

11,8 

109 

7,5 

3 402| 

17,3 

1 564 000 

3,7 

70 

1 433 

8,6 

475 

116 

1 714 

9,1 

193 

15,8 

101 

6,9 

3916) 

il 



16 624 

100,0 

! 4 114 

100,0 

1 

1 18918 

100,0 j 

j 1 222 

100,0 

1 

i 1 458 

100,0 

1 42 336 

100,0 

{ 15 446 000 

100,0 


') Hierbei sind als berufstätig alle zugelassenen Berufsangehörigen gezählt worden. 

“) Da ein Teil der Steuerberater und Helfer in Steuersachen gleichzeitig den Beruf als Wirtschaftsprüfer bzw. ver- 
eidigter Buchprüfer ausübt, sind Doppelzahlungen nicht ausgeschlossen. Die Gruppe dieser Berufe umfaßt ins- 
gesamt 25 712 Berufsangehörige. Diese Zahl dürfte sich durch Doppelzählung um höchstens 10 v. H, verringern 
(2571). 

^3 Bei den absoluten Zahlen ist zu berücksichtigen, daß z, T. auch Berufsangehörige mitgezählt worden sind, die in 
einem festen Vertragsverhältnis zu einer Firma stehen, wie z. B. Syndici-Anwälte, 
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313. Altersgliederung der Zahnärzte 

Aus der Gruppe der Heilberufe wird in der fol- 
genden Tabelle Freie Berufe 21 eine Altersgliede- 
rung der Zahnärzte auf Grund der Statistik des Bun- 
desverbandes der Deutschen Zahnärzte wieder- 
gegeben. 

Der größte Teil der Zahnärzte konzentriert sich 
mit über 60 v. H. auf das Alter zwischen 41 und 
60 Jahren. Doch ist auch die Gruppe unter 40 Jah- 
ren mit fast 24 v. H. noch recht stark besetzt. Hier 
macht sich — ähnlich wie in Tabelle Freie Berufe 20 
bei den Helfern in Steuersachen — bemerkbar, daß 
die erforderliche Berufsausbildung regelmäßig nicht 
so lange wie bei den anderen dargestellten Berufen 
dauert. 

Für die Arzte im Bundesgebiet (ohne Nordrhein) 
liegt eine Altersgliederung aus dem Jahre 1957 nach 
der Statistik der Bundesärztekammer vor (vgl. 
Ärztliche Mitteilungen, 43. Jahrgang, Heft 24, S. 633). 
Da sich diese Altersgliederung jedoch auch auf die 
unselbständigen und die nicht mehr berufstätigen 
Arzte erstreckt, wird davon abgesehen, sie hier 
wiederzugeben. Daneben existieren noch Alters- 
gliederungen neueren Datums für die Kassenärzte. 
Mit Rücksicht darauf, daß nur ein Teil der selb- 
ständigen Arzte erfaßt ist, wird auch auf die Wieder- 
gabe dieser Aufstellung verzichtet. 


Tabelle Freie Berufe 21 

Altersaufbau der niedergelassenen Zahnärzte, zusammengefaßt in Altersgruppen 
mit prozentualem Anteil der einzelnen Gruppen 
Bundesrepublik und Berlin (West) 
mit Vergleich der am Erwerbsleben beteiligten Männer 


Alter in Jahren 

Zahnärzte 

Stand 

31. Dezember 
1958 

V. H. der 
Gesamtzahl 

Am Erwerbs- 
leben betei- 
ligte Männer 
im Oktober 
1957 
(Mikro- 
zensus) 

V. H. der 
Gesamtzahl 

bis unter 25 

4 

0,07 

3 696 000 

23,9 

25 bis unter 30 

1 361 

4,49 

1 694 000 

11,0 

30 bis unter 35 

3 220 

11,2 

1 518 000 

9,8 

35 bis unter 40 

2 358 

8,2 

1 350 000 

8,7 

40 bis unter 45 

3 634 

12,5 

1 180 000 

7,6 

45 bis unter 50 

6 060 

21,1 

1 631 000 

10,6 

50 bis unter 55 

4 075 

14,2 

1 651 000 

10,7 

55 bis unter 60 . 

3 654 

12,7 

1 367 000 

8,9 

60 bis unter 65 

2 479 

8,6 

795 000 

5,1 

65 bis unter 70 

70 

1 180 

823 

4,7 1 

7,0 

2,9) 

564 000 

3,7 


28 788 

700,0 

15 446 000 

700,0 
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314. Altersgliederung der Ingenieure 

Aus der Gruppe der technischen Berufe wird in 
der folgenden Tabelle Freie Berufe 22 eine Alters- 
gliederung der Ingenieure wiedergegeben. Sie ist 
einer Erhebung des Vereins Deutscher Ingenieure 
entnommen (vgl. VDI-Information, September 1959 
„Der Deutsche Ingenieur in Beruf und Gesellschaft" 
S. 11, Tabelle 18). Da nur ein Teil der selbständigen 
Ingenieure (3827) an der Befragung teilgenommen 
hat, sind die absoluten Zahlen in den Altersgruppen 
nicht genannt. Ob die Teilbefragung als repräsen- 
tativ angesehen werden kann, ist daher fraglich. 


Tabelle Freie Berufe 22 


Aufgliederung der selbständigen Ingenieure 
nach Altersklassen in Prozentzahlen und Vergleich 
der am Erwerbsleben beteiligten Männer 


selb- 



stän- 

Am Erwerbs- 


dige 

leben betei- 


Inge- 

; ligte Männer 

v.H. 

nieure 



Alter in Jahren 



Stand 


Gesamt- 

von 

im Oktober 

zahl 

April 

1957 


1957 

(Mikro- 


in V. H. 

zensus) 



bis unter 25 . . . 

. 0,7 

3 696 000 

23,9 

25 bis 

unter 30 . . 

. 3J 

1 694 000 

11,0 

30 bis 

unter 35 . . 

5,4 

1 518 000 

9,8 

35 bis 

unter 40 . . 

6,8 

1 350 000 

0,7 

40 bis 

unter 45 . . 

9,3 

1 180 000 

7,6 

45 bis 

unter 50 . . 

. 14,4 

1 631 000 

10,6 

50 bis 

unter 55 . . 

. 16,2 

1 651 000 

10,7 

55 bis 

unter 60 . . 

. 13,8 

1 367 000 

8,9 

60 bis 

unter 65 . . 

9,7 

795 000 

5,1 

65 und 

älter . . . 

. 19,3 

1 





1 564 000 

3,7 

ohne Angabe . . . 

. 1,3 

1 

1 




100,0 

15 446 000 

100,0 


Auch hier zeigt sich eine gewisse Ähnlichkeit mit 
der Altersgliederung der übrigen freien Berufe. Der 
Prozentsatz der über 50jährigen beträgt 59 v. H. 
gegenüber 28,04 v. H. der am Erwerbsleben betei- 
ligten Männer. Allein 19,3 v. H. der Ingenieure sind 
über 65 Jahre alt, dagegen nur 3,7 v. H. der am 
Erwerbsleben beteiligten Männer. Die schwache Be- 
setzung der Altersklassen bis 40 Jahre (16 v. H.) 
dürfte — abgesehen von der Berufsausbildung — 
darauf zurückzuführen sein, daß sich Ingenieure erst 
in fortgeschrittenem Alter selbständig zu machen 
pflegen. 
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32. Herkunft und Bildungsgang 

über die soziologische Herkunft der freiberuflich 
Tätigen liegt Zahlenmaterial nicht vor. Zwar ent- 
halten die vom Statistischen Bundesamt veröffent- 
lichten Hochschulstatistiken Angaben über den Be- 
ruf des Vaters der Studierenden (vgl. Statistische 
Berichte, Arb. -Nr. VIIl/4/35, S. 30), doch ist kein Auf- 
schluß darüber zu erlangen, ob und gegebenenfalls 
welchem freien Beruf der Studierende sich später 
zuzuwenden beabsichtigt oder welchen Beruf er 
später tatsächlich ausüben wird. Eine Untersuchung 
über die soziologische Herkunft der freiberuflich 
Tätigen könnte insofern von Interesse sein, als sich 
daraus ergeben könnte, ob die gelegentlich vertre- 
tene These, die freien Berufe rekrutierten sich über- 
wiegend aus den gehobenen Mittelschichten oder 
aus Familien, die selbst Angehörige der freien Be- 
rufe sind oder diesen zumindest nahestehen, richtig 
ist. Für den ärztlichen Nachwuchs hat Dr. Beske *) 
auf Grund einer Befragung von 7089 deutschen 
Medizinstudenten festgestellt, daß insgesamt 27,5 
V. H. Arztkinder sind. Ob die Verhältnisse bei an- 
deren akademischen Berufen ähnlich liegen, ist un- 
bekannt. 

Einheitliche Regeln über den Bildungsgang lassen 
sich nicht aufstellen, da die verschiedenartigsten 
Tätigkeiten zu den freien Berufen zählen, wie z. B. 
Komponisten und Rechtsanwälte, bildende Künstler 
und Ärzte. Für einen Teil der zulassungspflichtigen 
Berufe — dies gilt insbesondere für die Ärzte und 
Zahnärzte sowie die Rechtsanwälte und Notare — 

*) „Der ärztliche Nachwuchs", Mai 1960, Deutscher Ärzte- 

verlag, Köln/Berlin 


I ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium und die 
j Ablegung bestimmter Prüfungen durch die Berufs- 
! Ordnungen vorgeschrieben. Wegen weiterer Einzel- 
heiten wird auf den Abschnitt „Berufswahl, -ausbil- 
dung und -ausübung" verwiesen. Auch amtliches 
Zahlenmaterial über den Bildungsgang der freiberuf- 
lich Tätigen liegt nicht vor. Es steht, soweit fest- 
gestellt, lediglich für einige wenige Gruppen, näm- 
lich die Wirtschaftsprüfer, die vereidigten Buchprü- 
fer (Bücherrevisoren) und die Steuerberater, von 
Berufsorganisationen zusammengestelltes Material 
zur Verfügung, Nach einer Zusammenstellung des 
„Bundesverbandes der vereidigten Buchprüfer — 
VDB" aus dem Jahre 1955 (vgl. „Der Wirtschafts- 
treuhänder", 4. Jahrgang, 1955, S.207) ergibt sich das 
aus Tabelle Freie Berufe 23 ersichtliche Bild über 
die Vorbildung der Angehörigen einiger wirtschafts- 
beratender Berufe. 

Ein Überblick über Art und Umfang der akademi- 
schen Vorbildung der am 1. August 1958 im Bun- 
desgebiet zur Berufsausübung zugelassenen Wirt- 
schaftsprüfer ergibt sich aus einer AuszäPhlung des 
Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland (vgl. 
„Der Wirtschaftsprüfer", Jahrgang 12, 1959, Nr. 1). 
Danach besaßen rund 73,5 v. H. der Wirtschaftsprü- 
fer eine abgeschlossene Hochschulausbildung (1069 
von 1454). Der größte Teil davon hat Wirtschafts-, 
Sozial- und Staatswissenschaften (z. T. in Verbin- 
dung mit anderen Disziplinen) studiert (rund 88,2 
' V. H. oder 844 von 1069). Gering erscheint der An- 
; teil mit ausschließlich rechts wissenschaftlicher Vor- 
' bildung (86 von 1069). Eine Kombination von wirt- 
schaftswissenschaftlichem Diplom und juristischer 
Promotion haben 37 Wirtschaftsprüfer gewählt. 


Tabelle Freie Berufe 23 

Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer (Bücherrevisoren) und Steuerberater in der Bundesrepublik 

— 1955 ~ 


Berufe 

ins- 

gesamt 

mit ' 

Hoch- 
schul- ; 
Studium : 

in v.H. 

ohne 
Hoch- 
schul- 
studium 1 

in v.H. 

Wirtschaftsprüfer 

1 219 

851 

69,8 

368 

30,2 

davon 48,8 v. H. zugleich Steuerberater . . . 

595 

397 

66,7 

198 

33,3 

Vereidigte Buchprüfer 

1 067 

335 

31,4 

732 

68,6 

davon 40,7 v. H. zugleich Steuerberater . 

434 

146 

33,6 

288 

66,4 

Steuerberater 

3 086 

1 284 

41,6 

1 802 

58,4 

davon 33,3 v. H. zugleich Wirtschafts- oder 






Buchprüfer 

1 029 

543 

52,8 

486 

47,2 
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DRITTER ABSCHNITT 

Möglichkeiten der Berufswahl, -ausbildung und -ausübung 


I. Berufswahl 

II. Berufs wünsche der Jugendlichen 

Nach Artikel 12 des Grundgesietzes haben alle , 
Deutschen das Recht, -einen Beruf frei zu wählen, i 
Für die Berufswahl sind u. a. die sozialen Einrich- 
tungen der Arbeitsstätten, die mit der Arbeit ver- 
bundenen körperlichen Beanspruchungen, die Ar- 
beitszeiten, die Höhe der Vergütungen während 
der Lehr- oder Ausbildungszeit und die später zu 
erwartenden Löhne und Gehälter von Bedeutung. 

Die Berufswünsche der männlichen Jugend haben 
sich in den letzten Jahren kaum gewandelt. Der 
Häufigkeit nach stehen die handwerklichen Berufe I 
weiterhin an der Spitze. Jedoch werden hier von j 
den Jugendlichen in vielen Fällen kaum wirkliche : 
Entscheidungen getroffen, sondern die örtlich gege- 
benen Ausbildungsmöglichkeiten wahrgenommen. 
Oft wird ein Handwerk nur erlernt, um die so er- 
langten Fertigkeiten anderweitig zu verwerten. 

Die Berufswünsche der Jungen konzentrieren sich 
in den letzten 10 Jahren fast unverändert auf fol- | 
gende Berufe: Bürokaufmann, Maschinenschlosser, ! 
Kraftfahrzeughandwerker, Elektro-lnstallateur, Mau- 
rer, Verwaltungs- und Büroberufe, Werkzeug- 
macher, Bauschlosser, Maler, Dreher, Bergbauberufe, 
Mechaniker, Einzelhan-delskaufmann, Landwirt. Fast 
die Hälfte aller männlichen Jugendlichen wollte 
einen handwerklichen oder industriellen Fach- 
arbeiterberuf erlernen. Etwa ein Fünftel der männ- 
lichen Schulentlassenen strebte im Jahre 1957/58 
einen industriellen Facharbeiterberuf an. 134 von 
1000 wünschten einen Büroberuf, 76 von 1000 woll- 
ten eine Hochschule, ein Technikum oder eine Aka- 
demie besuchen. Einen Verkehrsberuf erstrebten 
42 von 1000 -der männlichen Jugendlichen. Auf land- 
und forstwirtschaftliche, Jagd- und Fischereiberufe 
entfielen 25 von 1000 Berufswünschen. Etwa 18 von 
1000 Jungen wollten sich zum Einzelhand-elskauf- 
mann und knapp 17 von 1000 für den Bergbau aus- 
bilden lassen. 

Bemerkenswert ist, daß ein Teil der Handwerks- 
berufe nicht mehr die frühere Anziehungskraft be- 
sitzt. Die Abnahme des Interesises betrifft im 
wesentlichen 8 von insgesamt 93 Handwerksberu- 
fen, und zwar Herrenschneider, Schuhm-acher, 
Bäcker, Fleischer, Maurer, Zimm-erer, Maler, Ban- 
und Mc>beltischler (Schreiner). Diese 8 Berufe zu- 
sammen waren 1950/51 das Ziel von rund 54 v. H. 
aller handwerklichen Berufswünsche. Im Jahre 
1957/58 betrug ihr Anteil nur noch 28 v. H. Das Bau- 
schlosser-, Kraftfahrzeug- und Elektroinstallateur- 
handwerk standen nach wie vor im Vordergrund 
des Interesses der Jugendlichen. Allein das Kraft- 


fahrzeug- und Elektroinstallateurhandwerk zogen 
ein Drittel der handwerklichen Berufswünsche auf 
sich, über 60 v. H. der Berufsanwärter bevorzugten 
Metall- und Elektrikerberufe sowie graphische Be- 
rufe.“ Soweit ein Industriefacharbeiterberuf ange- 
strebt wurde, wollten über 90 v. H. Metall- und 
Elektrikerberufe ergreifen. Der Beruf des Maschinen- 
schlossers vereinigte fast ein Vie.rtel der Berufs- 
wünsche auf sich. 

Allgemein sind neben technischen noch solche 
Berufe gefragt, die im Büro ausgeübt werden. Fer- 
ner ist der Anstieg der auf Ingenieur- und Tech- 
niker-Berufe gerichteten Wünsche beachtlich. Dabei 
ziehen das meiste Interesse die Berufe des 
Maschinenbau-Ingenieurs und -Technikers auf sich. 
Die Zahl der Jugendlichen, die Elektro-Ingenieure 
werden wollen, hat sich seit dem Jahre 1951 ver- 
doppelt. Für die Berufe des Architekten und Bau- 
technikers ist das Interesse nicht in gleicher Weise 
gestiegen. Die Bereitschaft, Berg-Ingenieur oder 
Steiger zu werden, hat nachgelassen. Der Wunsch, 
einen Bauberuf zu ergreiifen, ist seit 1950 zurück- 
gegangen. 

Das Interesse der weiblichen Jugendlichen geht 
naturgemäß zum Teil in eine andere Richtung. Die 
Mädchen interessieren sich vor allem für Dienst- 
leistungsberufe und hier besonders für Büroberufe. 
Von 1000 Mädchen wollen fast 260 im Büro arbei- 
ten, wobei die leichtere und sauberere Arbeit und 
die Möglichkeit, nach kürzerer Ausbildung schnell 
zu verdienen, eine Rolle spielen können. Industrie- 
facharbeiterberufe werden in 26 von 1000 Fällen 
als Berufsziel genannt. 20 von 1000 Mädchen stre- 
ben eine Ausbildung als Laborantin oder technische 
Assistentin an. 16 von 1000 Wünschen sind auf 
Gaststättenberufe gerichtet. Im einzelnen wurden 
die Berufe Einzelhandelskaufmann, Bürokaufmann 
sowie Büro- und Verwaltungshelferin bevorzugt. 

12. Aufgaben der Berufsberatung 

Bei der Berufswahl leistet die öffentliche Berufs- 
beratung Hilfe. Von den Volksschülern lassen sich 
etwa 91 V. H. der Jungen und 87 v. H. der Mädchen, 
von den Mittel- und Realschülern 86 v. H. der Jun- 
gen und 81 V. H. der Mädchen über die Berufs- 
wahlmöglichkeiten aufklären. Die Schüler höherer 
Lehranstalten erhalten vielfach bereits in der Schule 
oder in besonderen Vortragsreihen entsprechende 
Auskünfte. Die öffentliche Berufsberatung und Lehr- 
stellenvermittlung erfaßt die Jugendlichen vor 
ihrer Schulentlassung, unterrichtet sie über die be- 
stehenden Möglichkeiten und vermittelt Ausbil- 
dungs- und Arbeitsstellen, die der Neigung und 
Eignung der Jugendlichen 'entsprechen. Hierbei soll 
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aus arbeitsmarktpolitischen Gründen möglichst ver- 
mieden werden, daß Jugendliche bereits über- 
setzte Berufe ergreifen und Gefahr laufen, bei 
Konjunkturschwankungen ihren Arbeitsplatz zu 
verlieren. Die Berufsberatung ist mit der Lehr- 
stellenvermittlung vereinigt und kann daher den 
Berufs anwärtem behilflich sein, die ihnen ange- 
ratene Berufsentscheidung zu verwirklichen. 

13. Maßnahmen der Berufsberatung 

131. Unter Berufsaufklärung sind alle Maßnahmen 
zu verstehen, welche die Berufsuchenden über An- 
forderungen und Aussichten der Berufe unterrichten. 
Dahei werden auch berufsethische und nachwuchs- 
politische Gesichtspunkte berücksichtigt. 

132. Aufgabe der Einzelberatung ist es, aus der 
großen Zahl der Möglichkeiten den Beruf auszu- 
wählen, der den körperlichen, seelischen und gei- 
stigen Anlagen und Fähigkeiten des Beruf suchenden 
am besten entspricht. Hierzu werden ergänzend 
auch ärztliche und psychologische Untersuchungen 
eingesetzt. 

133. Die BerufsberatungssteUen vermitteln in der 
Regel den berufsuchenden Jugendlichen auch die 
für sie geeigneten Ausbildungsstellen in Zusammen- 
arbeit mit den Organisationen der gewerblichen 
Wirtschaft. 

134. Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
werden oft durch unters tützende Maßnahmen er- 
gänzt. Die Berufsberatungsstellen werden eiinge- 
schaltet, wenn sich bei der Ausbildung Schwierig- . 
keiten ergeben. Wenn z. B. die wirtschaftlichen 
'Verhältnisse des Jugendlichen oder seiner Eltern 
eine geordnete Ausbildung erschweren, so helfen 
die Beratungsstellen durch Vermittlung von Aus- 
bildungsbeihilfen, Nachweis von Unterkunftsmög- 
lichkeiten oder Bereitstellung von Arbeitskleidung 
und Arbeitsgerät. Die Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversidierung gewährt 
solche Hilfen aus eigenen Mitteln in erheblichem 
Umfang. 

Bei Facharbeitermangel ist es eine wichtige 
Aufgabe der Arbeits Verwaltung, den Bedarf 
an leistungsfähigen Arbeitskräften sicherzustellen. 
Hierzu kann die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung berufliche Bil- 
dungsmaßnahmen durchführen, die den Teilnehmern 
neue berufliche Fähigkeiten vermitteln oder e§ 
ihnen ermöglichen, ihre bemflichien Kenntnisse auf- 
zufrischen. Dadurch können sonst nicht vermittlungs- 
fähige Arbeitskräfte in den Arbeitsprozeß einge- 
gliedert werden. Die entsprechenden Maßnahmen 
werden von der Bundesanstalt unmittelbar oder in 
Verbindung mit der Wirtschaft durch die Gewäh- 
rung von Zuschüssen durchgeführt. 

Gesetzliche Grundlage der Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung der Bundesrepublik ist das 
Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung (AVAVG) in der Fassung vom 
3. April 1957, zuletzt geändert durch das Zweite 
Anderungsgesetz zum AVAVG vom 7. Dezem- 
ber 1959. 


14. Bedeutung von Beorufszulassungsregelungen für 
die Berufswahl 

Die Wahl einer selbständigen Berufstätigkeit 
kann in gewissem Umfang auch davon abhängen, 
ob gesetzliche Bestimmungen die Zulassung zu 
einem Beruf oder Gewerbe von bestimmten Vor- 
aussetzungen abhängig machen. Soweit solche Be- 
stimmungen zugleich auch die Berufsausübung 
regeln, werden sie unter 3. behandelt. 

Für die Berufswahl im Einzelhandel ist das Ge- 
setz über die Berufs aus Übung im Einzelhandel vom 
5. August 1957 (BGBl. I S. 1121) von Bedeutung. 
Nach diesem Gesetz wird die Einzelhandels er laubnis 
erteilt, wenn der Antragsteller die erforderliche 
Sachkunde nachweist und die persönliche Zuverläs- 
sigkeit besitzt. Bei juristischen Personen genügt es, 
daß eine zur Vertretung des Unternehmens gesetz- 
lich berufene Person über die erforderliche Sach- 
kunde verfügt. Wer die erforderliche Sachkunde 
für den Einzelhandel nicht besitzt, kann einen 
anderen, der die Sachkunde nachweisen kann, mit 
der Leitung des Unternehmens beauftragen. 

Für den Handel gelten außerdem verschiedene 
Spezialgesetze, die den geschäftlichen Verkehr mit 
bestimmten Waren erlaubnispflichtig und von be- 
stimmten Voraussetzungen abhängig machen, insbe- 
sondere das Milchgesetz vom 31. Juli 1930 (RGBl. I 
S. 421) mit Änderungen, das Waffengesetz vom 18. 
März 1938 (RGBl. I S. 265) und das Gesetz über den 
Verkehr mit unedlen Metallen vom 23. Juli 1926 
(RGBl. I S. 415) mit Änderungen. 

Für das Gaststättengewerbe gilt die Erlaubnis- 
pflicht des Gaststättengesetzes vom 28. April 1930. 
Die Erlaubnis wird nur erteilt, wenn die erforder- 
liche persönliche Zuverläsisigkeit gegeben ist und 
die zum Betrieb bestimmten Räume die nach dem 
Gesetz festgelegten Voraussetzungen erfüllen. 

Auch im sonstigen Gewerbe bestehen in geringem 
Umfang Zulassungsregelungen. Erlaub nispflichtig ist 
nach der Gewerbeordnung oder auf Grund gewerbe- 
rechtlicher Nebengesetze z. B. die Tätigkeit im Ver- 
steigerer-, Pfandleih-, Bewachungs- und Buchmacher- 
gewerbe. 

Im Bereich der Verkehrs Wirtschaft ist nach dem 
Güterkraft Verkehrs ge setz vom 17. Oktober 1952 
(BGBl. I S. 697) im Güterfernverkehr für die In- 
betriebnahme eines jeden Fahrzeuges eine Geneh- 
migung erforderlich, die nur erteilt wird, wenn der 
betreffende Unternehmer fachlich geeignet *) und 
zuverlässig ist. Auch muß die Leistungsfähigkeit 
des Betriebes gewährleistet sein. Im gewerblichen 
Gütemahverkehr setzt die Erteilung der Gewerbe- 
erlaubnis, die nicht an ein Fahrzeug gebunden ist, 
voraus, daß der Bewerber sachkundig und zuver- 
lässig -ist. Im gewerblichen Straßenpersonenverkehr 
ist durch das Personenbeförderungsgesetz vom 
4. Dezember 1934 in der Faissimg vom 6. Dezember 
1937 (RGBl. I S. 1320) ebenfalls eine Genehmigung 
vorgeschrieben, vor deren Erteilung die Zuverlässig- 

*) vgl. Zweite Vcrordtiung über den Nachweis der fach- 
lichen Eignung und der Sachkunde zur Führung von 

Güterkraftverkehrsunteriiehmen vom 25. November 

1959 {Bundesanzeiger Nr. 242) 
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keit des Unternehmers, die Sicherheit und Leistungs- 
fähigkeit des Betriehes und das Verkehrsbedürfnis | 
geprüft werden. i 

In der Binnen- und Seeschiffahrt sind keine be- 
sonderen Zulassungen erforderlich. Jedoch müssen 
die an Bord der Seeschiffe tätigen Kapitäne und 
OffiaLexe des Deck-, Maschinen- und Funkdienstes 
ein staatliches Patent besitzen. 

Von Bedeutung ist im Rahmen dieser Darstellung 
die Frage, ob sich einzelne der vorgenannten Zulas- 
sungsvoraussetzungen auf die kleinen und mittleren 
selbständig Tätigen und ihre Betriebe eimerseits 
und auf die Großbetriebe andererseits unterschied- 
lich auswirken. Für den einzelnen Kleingewerbe- 
treibenden kann diese Frage von Bedeutung sein; 
der Umfang der Voraussetzungen und die Schwierig- 
keit, sie zu erfüllen, können den Entschluß beein- 
flussfen, ob dieses oder jenes Gewerbe begonnen 
wird. Im Gegensatz hierzu werden bei Groß- 
betrieben solche Vorschriften in der Regel keine 
Hinderniisse darstellen, weil diese Betriebe im all- 
gemeinen die erforderlichen sachkundigen oder zu- 
verlässigen Betriebsleiter stellen können. 

Als Beispiel hierfür sei auf das Gesetz über die 
Berufsausübung im Einzelhandel hingewiesen. Die 
Voraussfetzungen dieses Gesetzes sind von kleinen 
Unternehmen schwerer als von Großbetrieben zu l 
erfüllen, weil die Zulassung des kleinen Unterneh- ; 
mers, der den Zugang zum Einzelhandel sucht, unter ' 
Umständen an dem Mangel der erf Order liehen Sach- * 
künde scheitern kann. Der geringe Umfang seines ' 
Geschäftsbetriebes ermöglicht nur selten die Be- i 
Stellung eines sachkuindigen Vertreters als Leiter i 
des Unternehmens. Großbetrieben dürfte es da- I 
gegen keine Schwierigk eiten bereiten, durch Bestel- 
lung eines sachkundigen Leiters den er forderlichen 
Sachkundenachweis zu erbringen. 


2. Berufsausbildung 

21. Formen der Ausbildung 

In der Bundesrepublik sind vier Grundformen der 
Berufsausbildung zu unterscheiden; 

211. die praktische Ausbildung in einem Betrieb 
des Handwerks, der Industrie, des Handels, des 
Verkehrs oder ider Verwaltung, ln Verbindung mit 
dem Besuch einer Berufsschule; 

212. der Besuch leiner Berufs fachschul e (für be- 
stimmte, vorzugsweise für Frauen in Frage kom- 
mende Berufe) mit zusätzlicher praktischer Aus- 
bildung; 

213. der Besuch einer Fachschule (insbesondere 
für die mittleren technischen Berufe, wie Techniker 
und Ingenieure), die in der Regel auf der unter 211. 
genannten Ausbildung in Form eines Praktikums 
auf baut; 

214. die Ausbildung für einen akademischen, 
wissenschaftlichen, technischen oder künstlerischen 


Beruf an einer Hochschule (Universität, Technische 
Hochschule, Akademie). 

Seit jeher überwiegt in Deutschland für die 
meisten Berufe die unter 211. genannte Form der 
Ausbildung. 

Sie vermittelt die für die Ausübung des Lehr- 
berufes notwendigen oder erwünschten Fertig- 
keiten und Kenntnisse auf Grund einer einheitlich 
f es tge 1 e g te n Aus bi 1 dun gs o r dn un g . 

Neben den anerkannten Lehrberufen (heute mit 
in der Regel 3jähriger, in gewissen Ausnahm^e- 
fällen auch 3V2jährigei Lehrzeit) bestehen dn gerin- 
gerer Zahl auch anerkannte Anlernberufe mit einem 
enger begrenzten Arbeitsigebiet, für dessen Erler- 
nung eine 3jährige Lehrzeit nicht notwendig ist. 
Die Anlernzeit in diesen anerkannten Anlern- 
berufen, die sich — von wenigen Ausnahmen im 
Handel und in anderen Wirtschaftszweigen abge- 
sehen — auf die Industrie beschränken, schwankt 
zwischen 1 und 2 Jahren, wobei die zweijährige 
Anlernzeit über wiegt. Die Bundesminister erkennen 
jeweils für ihren Aufgabenbereich bestimmte Berufe 
als Ausbildungsberufe an. 

22. Gesetzliche Grundlagen der Ausbildung 

Die Berufsausbildung ist zur Zeit in verschiede- 
nen Gesetzen geregelt, so die Lehrlingsausbildung 
dn der Gewerbeordnunjg, im Gesetz zur Ordnung des 
Handwerks, im Handelsgesetzbuch und im Bürger- 
lichen Gesetzbuch. 

Auf Grund der verschiedenen gesetzlichen Rege- 
lungen werden üblicherweise vier Arten von Lehr- 
verträgen unterschieden: 

der gewerbliche Lehrvertrag gemäß §§ 126 ff. der 
G e w e rbe o rdnung ; 

der Lehrvertrag der Handwerkslehrlinge gemäß 
§ 21 der Handwerks Ordnung; 

der kaufmännische Lehrvertrag gemäß §§ 60 bis 
63, 75 bis 82 des Handelsgesetzbuchs; 

der allgemeine Leihrvertrag für alle sonstigen 
Lehrlinge, z. B. Bürolehrlinge, Verwaltungslehr- 
linge und die Lehrlinge in der Land- und Forst- 
wirtschaft nach den Vorschriften des Bürgerlilchen 
Gesetzbuchs über den Dienstvertrag. 

Gemäß § 126 b der Gewerbeordnung (für Industrie- 
lehrlinge) und § 21 des Gesetzes zur Ordnung des 
Handwerks (für Handwerks lehrlinge) enthält der 
Lehrvertrag die Bezeichnung des Gewerbes, in 
welchem idie Ausbildung erfolgen soll, idie Angabe 
der Dauer der Lehrzeit und der gegenseitigen 
Leistungen sowie die gesetzlichen und sonstigen 
Voraussetzungen, unter denen die einseitige Auf- 
lösung des Lehrvertrages zulässig ist. 

Der Lehrvertrag kann schriftlich oder mündlich 
abgeschlossen werden. Aus Gründen der Zweck- 
mäßigkeit wird in 'den meisten Berufen die schrift- 
liche Form bevorzugt, die für 'den gewerblichen und 
handwerklichen Lehrvertrag ausdrücklich vorge- 
schrieben ist. Die Lehrverträge -sind in die Leihr- 
lingsrolle, die für Handwerkslehrlinge von den 
Handwerkskammern, für gewerbliche und kauf- 
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männische Lehrlinge von den Industrie- und Han- 
delskammern geführt werden, ernzutragen. Ddese 
Stellen überwachen auch die betriebliche Ausbil- 
dung. 

23. Grundzüge der praktischen und schulischen 
Ausbildung in der Wirtschaft 

Die praktische Auisbildung Ideir Lehrliin-ge und 
Anlernlmge erfolgt tm allgemeinen während dies 
Arbeiitsprozesises im Betrielb. In Großbetriebem wer- 
den die Lehrlinge in Lehrwerkstätten zusiammeai- 
gelaßt. i 

Die Ausbildung wird durch eine Gesellen-, Fach- ■ 
arbeiiter- oder Gehilfenprüfung abgeschlos'sen, die 
sich für das Handwerk nach den §§ 32 bis 40 der ' 
Handwerksordnung, sonst nach Satzungsrecht rich- 
tet. i 

Alle Lehrlinge und Anlernlinge müssen neben 
der praktischen Ausbildung die Berufsschule be- * 
sudien, die theoretischen, auf die betriebliche 
Ausbildung abgestimmten Unterricht erteilt. Die 
Berufsschulpflicht ist in Angleichung an das Reichs- 
schulpfliichtgesetz vom 6. Juli 1938 (RGBl. I S. 799) 
und die Erste Durchführungsverordnunig hierzu vom 
7. März 1939 (RGBl. I S. 438) sowie durch Länder- 
gesetze geregelt. Die Aufsicht über den Berufsschul- , 
unterricht führt der Kultusminister des Landes, in 
dessen Bezirk die Berufsschule ihren Sitz hat. 
Kostenträger der Berufsschulen sind im allgemeinen 
die Kommunalbehörden, in vereinzelten Fällen auch 
Wirtschaftsorganisationen. Neben den Berufsschulen 
gibt es berufsvorbereitende Berufsfachschulen, die ' 
vor Eintritt in den Beruf freiwillig besucht werden ' 
können. Sie erteilen praktischen Werkstattunterricht ' 
sowie fachtheoretischen und allgemeiinbildenden | 
Unterricht und setzen dm allgemeinen keine prak- i 
tische Ausibildung voraus. In Ausnahmefällen j 
(Splitterberufe) können die beruf svorbereiitenden | 
Berufsfachschulen die Lehre ersetzen. 

Der WeiterbiLdung im Beruf dienen die Fach- 
schulen. Sie sollen Facharbeitern, Gesellen und Ge- 
hilfen erweiterte Berufskenntnisse vermitteln und 
ihnen dadurch den beruflichen Aufstieg (z. B. als 
Werkmeister, Kalkulator, Arbeitsvorbereiter, Tech- 
niker, Ingenieur oder Handwerksmeister) erleich- 
tern. In den Berufsfachschulen und Fachschulen 
(ohne Ingenieurschulen) befanden sich im Jahre 
1958 insgesamt rund 260 000 Schüler, für deren Aus- 
bildung rund 12 000 hauptamtliche und rund 15 000 
nebenamtliche und nebenberufliche Lehrkräfte zur 
Verfügung standen. 

24. Zahl der Ausbildungsverhältnisse und Möglich- 
keiten der Ausbildung in einigen Wiartschafts- 
bereichen und Berufszweigen 

Die Bedeutung der Berufsausbildung für die wirt- 
schaftliche Entwicklung veranlaßt die Bundes- 
regierung, ihrer Organisation und Durchführung 
besondere Beachtung zu schenken. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft erkennt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung im Interesse einer einheitlichen betrieb- 
lichen Berufsausbildung des Nachwuchses die 


„Ordnungsmittel für die betriebliche Berufsausbil- 
dung" (Berufsbild, Berufs eignungsanforderungen, 
Berufsbildungsplan und Prüfungsanforderungen) und 
die Ausbildungsberufe (Lehr- und Anlernberufe) für 
Handwerk, Handel, Industrie und sonstiges Ge- 
werbe an. 

Die Lehrlinge und Anlernlinge verteilen sich auf 
die einzelnen Wirtschaftszweige (Stichtag: 31. De- 
zember 1959) wie folgt: 


Handwerk 36,2 v. H. 

Handel 38,2 v. H. 

Industrie 19,8 v. H. 

Landwirtschaft 3,0 v. H. 

Bergbau 1,3 v.H. 

Sonstige 1,5 v.H. 


Quelle: Veröffentlichungen des Deutschen Hand- 
werkskammertages, des Deutschen Industrie- und Han- 
delstages, der Bergbaubehörden, des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, der Deutschen 
Bundeisbahn und der Deutschen Bundespost 

Die männlichen Jugendlichen lasisen sich häufiger 
im Handwerk als in Industrie und Handel ausbilden. 
Die weiblichen Jugendlichen bevorzugen die Aus- 
bildung in einem kaufmännischen Beruf. Dement- 
sprechend übeirwiegen bei den kaufmännischen 
Lehrlingen die weiblichen, bei den gewerblichen 
Lehrlingen die männlichen Jugendlichen. Als 
Anlernlinge werden überwiegend weibliche Jugend- 
liche ausgebildet. 

241. Das Handwerk stellt auch heute noch einen 
erheblichen Anteil des Nach Wuchses für die gewerb- 
liche Wirtschaft. Der Anteil der schulentlassenen 
Jugendlichen, idie sich für das Handwerk ent- 
scheiden, geht aus der Tabelle Berufswahl 1 hervor: 


Tabelle Berufswahl 1 


Jahr 

Schul- 

entlassene 

i Zugänge von Lehrlingen 
und Anlernlingen 

1 im Handwerk 

Anzahl 

(abge- 

rundet) 

V. H, der 
Schul- 
ent- 
lassenen 

1951 

836 139 

178 000 

21,3 

1952 

830 451 

180 600 

21,7 

1953 

835 882 

187 700 

22,5 

1954 

951 504 

212 900 

22,4 

1955 

869 281 

199 800 

23,0 

1956 

783 208 

178 000 

22,7 

1957 

710 329 

161 800 

22,8 

1958 

705 211 

158 500 

22,5 

1959 

614816 

144 700 

23,5 


Quelle: Berufsberatungsstatistik der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
und Erhebungen des Deutschen Handwerkskammertages 


Tabelle Berufswahl 2 gibt eine Übersicht über 
die Au sbildungs Verhältnisse im Handwerk in den 
Jahren 1950 bis 1958 in Gegenüberstellung zu den 
Lehrlingen und Anlernlingen der gesamten Wirt- 
schaft. 
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Tabelle Berufswahl 2 

Lehrlinge und Anlernlinge in der Bundesrepublik Deutschland 

(ohne Saarland) 
von 1950 bis 1958 




Gesamte 

Wirtschaft ^) 



davon 

Handwerk 


Jahr 

(Stichtag 

31. De- 

Lehri: 

Inge 

Anlernlinge 

Lehrlinge 

Anlernlinge -) 

zember) 

insgesamt 

Indexzahl 
1950 = 100 

insgesamt 

Indexzahl 
1950 = 100 

insgesamt 

Indexzahl 
1950 = 100 

insgesamt 

Indexzahl 
1950 - 100 

1950 

934 023 

100,0 

36 903 

100,0 

500 762 

100,0 

8 025 

100,0 

1951 

980 903 

105,0 

45 453 

123,2 

492 974 

98,4 

10 820 

134,8 

1952 

1 085 646 

116,2 

50 783 

137,6 

506 909 

101,2 

13 749 

171,3 

1953 

1 155 765 

123,7 

57 063 

154,6 

514581 

102,8 

16 540 

206,1 

1954 

1 266 295 

135,6 

62 835 

170,3 

552 307 

110,3 

16 081 

200,4 

1955 

1 358 452 

145,4 

65 114 

176,4 

576 510 

115,1 

12 148 

151,4 

1956 

1 398 684 

149,7 

59 456 

161,1 

570 444 

113,9 

4 072 

50,7 

1957 

1 352 889 

144,8 

53 456 

144,9 

525 844 

105,0 

3 115 

38,8 

1958 

1 303 739 

139,6 

48 028 

130,1 

492 093 

98,3 

2 745 

34,2 


h ln den Spalten „Gesamte Wirtschaft" sind die Lehrlingszahlen zusammengefaßt, die aus den Statistiken der 
Industrie- und Handelskammer, der Handwerkskammern, der Landwirtschaftskammern, des Kohlenbergbaus, der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundespost zu entnehmen sind. 

-) Der Rückgang der Anzahl der Anlernlinge seit dem Jahre 1954 geht zum Teil darauf zurück, daß die früheren 
Anlernberufe „Gewerbegehilfin im Bäckerhandwerk", „Gewerbegehilfin im Fleischerhandwerk" und „Gewerbe- 
gehilfin im Konditorenhandwerk" jetzt nicht mehr als Anlernberufe gelten, 

Quelle: Beilage zu Heft 11/1959 der „Arbeits- und Sozialstatistischen Mitteilungen", 
herausgegeben vom Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung, Bonn 


Tabelle Berufswahl 3 

Betriebe und Beschäftigte und Lehrlinge nach Handwerksgruppen 

am 31. Mai 1956 

(ohne Saarland) 


Handwerksgruppen 

Betriebe 

Beschäftigte 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

Lehrlinge 

darunter 

weibliche 

Bau- und Ausbauhandwerke 

122 255 

1 255 675 

143 273 

221 

Metallverarbeitende Handwerke 

145 285 

798 311 

198214 

679 

Holzverarbeitende Handwerke 

83 214 

313 097 

43 527 

251 

Bekleidungs-, Textil- und Lederhandwerke . . . 

199 133 

412 068 

49 565 

31 799 

Nahrungsmittelhandwerke 

116531 

496 699 

61 239 

7 537 

Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Rei- 
nigungshandwerke 

63 082 

262 885 

42 884 

29 556 

Glas-, Papier-, keramische und sonstige Handwerke 

22 139 

86 043 

9 821 

1 534 

Handwerke insgesamt . . . 

751 639 

3 624 778 

548 523 

71 577 


Quelle : Statistik der BRD, Band 203, Hefte 1 und 3 (Handwerkszählung 1956) 
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Die heute bestehenden Möglichkeiten der Berufs- ' 
ausbildung im Handwerk lassen sich nicht genau | 
übersehen, weil die Zahl der Lehrstellen nicht be- i 
kannt ist. Anhaltspunkte dafür lassen sich einer . 
Gegenüberstellung der Betriebszahl und der Anzahl 
der anleitungsbefugten Handwerker entnehmen. i 

Am 31. Mai 1956 gab es im Handwerk 751 639 1 
Betriebe mit insgesamt 3 624 778 Beschäftigten, j 
471 740 dieser Betriebe (— 63 v. H.) wurden von i 
48B540 tätigen Inhabern mit Meisterprüfung ge- 
leitet; rd. 43 000 Betriebe waren darüber hinaus zur 
Ausbildung von Lehrlingen durch Verleihung der 
Anleitungsbefugnis an die Inhaber berechtigt. Dar- 
aus ergibt sich eine Gesamtzahl von etwa 515 000 
potentiellen Lehrbetrieben-). Die Zahl der Hand- 
werksbetriebe, die Lehrlinge ausbilden, läßt sich 
nicht genau feststellen. Nach einer Schätzung des 
Zentralverbandes des Deutschen Handwerks sind es 
etwa 300 000. 

Weiterhin ist in diesem Zusammenhang die in 
Tabelle Berufswahl 3 wiedergegebene Übersicht 
über die Zahl der Lehrlinge in den einzelnen Hand- 
werksgruppen von Interesse. ! 


9 Hierbei handelt es sich um die tatsächliche Anzahl der 
Handwerksbetriebe, unabhängig davon, ob in einem 
Betrieb ein oder mehrere Handwerke ausgeübt wer- 
den. 

-) Im Handwerk wurden Ende Mai 1956 insgesamt 101 400 
unselbständig Beschäftigte mit Meisterprüfung ge- 
zählt, die zum Teil in Betrieben tätig gewesen sein 
mögen, deren Inhaber nicht anleitungsbefugt war. Die 
genannten 515 000 potentiellen Lehrbetriebe sind des- 
halb als Mindestzahl zu verstehen. 


Tabelle Berufswahl 4 
Entwicklung der Gesellenprüfungen im Bundesgebiet 



abgelegte Gesellenprüfungen 

Jahr 

Anzahl 

Anteil 

der 

bestan- 

denen 

Anteil 

der 

weib- 

lichen 

± in V. H. 
jeweils 
gegen- 
über 



Gesellenprüfungen 
in V. H. 

dem 

Vorjahr 

1949 

171 532 

94,9 

16,4 

— 

1950 

178 969 

95,4 

15,8 

+ 4,3 

1951 

177 773 

95,9 

15,9 

- 0,7 

1952 

155 639 

96,0 

17,3 

- 12,5 

1953 

174 729 

95,9 

15,4 

+ 12,3 

1954 

172 034 

96,0 

15,8 

- 1,5 

1955 

173 978 

95,9 

15,8 

+ 1,1 

1956 

179 003 

95,4 

15,7 

+ 2,9 

1957 

196 685 

94,6 

15,5 

+ 9,9 

1958 

192 155 

94,0 

17,2 

- 2,3 

1959 

171 823 

93,0 

17,3 

- 10,6 


Quelle ; Jahresbericht 1. April 1958 bis 31. März 1959 
des Deutschen Handwerkskammertages 


In. den Jahren 1949 bis 1959 wurden im Hand- 
werk insgesamt 1,7 Millionen Jugendliche ausgebil- 
det. Die zahlenmäßige Entwicklung der Ausbildungs- 
verhältnisse ergibt sich aus Tabelle Berufswahl 4. 

Die in den Tabellen Berufswahl 2 und Berufs- 
wahl 3 ausgewiesenen Lehrverhältnisse im Hand- 
werk führen über eine normalerweise dreijährige 
Lehrzeit zur Gesellenprüfung. 

In vielen Fällen kann der Lehrherr — insbeson- 
dere wegen der Spezialisierung seines Betriebes — 
den Lehrling nicht mehr hinreichend in allen Ar- 
beitsgebieten seines Handwerks unterweisen. Das 
Handwerk ist daher mit finanzieller Unterstützung 
des Bundes und der Länder um eine Zusatzausbil- 
dung bemüht, die in überbetrieblichen Lehrwerk- 
stätten erfolgt. Die Lehrlinge sollen dort unter An- 
leitung eines Fachmannes ihre praktischen Berufs- 
erfahrungen erweitern. Die überbetriebliche Unter- 
weisung gewinnt immer mehr an Umfang und Be- 
deutung. Die nach Feststellung des Instituts für 
Berufserziehung im Handwerk an der Universität 
Köln im Jahre 1951/52 bestehende Zahl von 610 
überbetrieblichen Unterweisungsstätten des Hand- 
werks im Bundesgebiet hat sich inzwischen erhöht; 
allein Nordrhein-Westfalen besitzt heute etwa 600 
Institutionen dieser Art. 

Neben der Unterweisung im Betrieb und dem 
Unterricht in der Berufsschule besteht die Möglich- 
keit der Weiterbildung im sogenannten „Zweiten 
Bildungsweg". Die Lehrlinge können die „Aufbau- 
züge" der Berufsschule oder die „Kurse zur Vorbe- 
reitung auf die Fachschulreife" besuchen und erhal- 
ten nach deren erfolgreichem Besuch die Berechti- 
gung zur Aufnahme in die Ingenieurschule. Absol- 
venten der Realschulen, Schüler der Gymnasien mit 
der Versetzung nach Obersekunda oder Inhaber des 
Fachschulreifezeugnisses können nach der Lehr- 
abschlußprüfung weiterhin Institute zur Erlangung 
der Hochschulreife besuchen. Da entsprechende 
Möglichkeiten allen Erwerbstätigen mit entspre- 
chender Vorbildung offenstehen, wird bei den fol- 
genden Ausführungen über Industrie, Handel und 
sonstiges Gewerbe darauf nicht mehr besonders 
verwiesen. 

Während der Gesellenzeit eignet sich der Jugend- 
liche die weiteren Arbeitstechniken und Verfahrens- 
weisen seines Handwerkes an und vervollständigt 
seine Berufskenntnisse. Er kann sich der Meister- 
prüfung unterziehen und einen Handwerksbetrieb 
eröffnen. 

Die praktische Tätigkeit des Gesellen im Betrieb 
reicht heute in vielen Handwerken nicht mehr aus, 
um die Meisterreife zu erlangen. Es sind deshalb 
Einrichtungen geschaffen worden, welche die be- 
trieblichen Berufserfahrungen ergänzen. Die frühe- 
sten Maßnahmen auf diesem Gebiet sind die Kurse 
und Lehrgänge zur Vorbereitung auf die Meister- 
prüfung, die über die Fachtheorie hinaus in den 
meisten Fällen auch betriebswirtschaftlich-organi- 
satorisches, rechtliches und berufserzieherisches Wis- 
sen vermitteln. Daneben bestehen heute für fast 
jeden Handwerksberuf Fachschulen, die in halb- 
jährigem bis zweieinhalbjährigem ganztägigem Un- 
terricht eine Erarbeitung des gesamten Berufswis- 
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sens ermöglichen und oft auch die Möglichkeit bie- 
ten, in angegliederten Werkstätten das fachprak- 
tische Berufskönnen zu vervollständigen. 

Darüber hinaus führt die Handwerksorganisation 
eine Reihe von Spezialkursen und -lehrgängen 
durch, die neuen Verfahrenstechniken und neuen 
Werkstoffen Eingang in das Handwerk verschaffen 
oder zu einer werkstoffgerechten Verarbeitung be- 
stimmter Rohstoffe und Halberzeugnisse anleiten 
sollen (z. B. Schweißkurse, Kunststoffverarbeitung). 

In diesem Zusammenhang sind die Zahlen der in 
den Jahren 1953 bis 1957 abgelegten Meisterprü- 
fungen aufschlußreich: 

Tabelle Berufswahl 5 


Meisterprüfungen im Handwerk 


Jahr 

abgelegte 

bestandene 


männlich 

weiblich 

männlich : 

weiblich 

1953 1 

' 32 438 

2 278 

28 167 

2 032 

1954 

33 091 

2 225 

29 096 

2 029 

1955 

34 971 

2 481 

30 221 

2 262 

1956 1 

35 029 

2 236 

30 383 

2 017 

1957 

34 205 

1 968 

' 29 752 

1 812 

1958 j 

34 907 

2 095 

' 30 317 

1 940 


Das Handwerk befaßt sich seit dem Inkrafttreten 
der Handwerksordnung mit der Aufstellung von der 
technischen Entwicklung angepaßten, für das ganze 
Bundesgebiet einheitlichen Berufsbildern für die 
einzelnen Handwerke, welche die Grundlage für die 
Berufsausbildung des Nachwuchses bilden und vom 
Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
anerkannt werden. Auf diesen Berufsbildern auf- 
bauend werden „Fachliche Vorschriften für das Lehr- 
lingswesen und für die Gesellenprüfung" und „Fach- 
liche Vorschriften für die Meisterprüfung" erarbei- 
tet, in denen die Anforderungen an die Ausbildung 
im einzelnen einheitlich für das gesamte Bundes- 
gebiet festgelegt werden. 

Die Spitzenorganisation des deutschen Handwerks 
hat im Jahre 1954 die unter der Schirmherrschaft 
des Bundespräsidenten stehende „Stiftung für 
Begabtenförderung" ins Leben gerufen, um junge, 
begabte Handwerker durch Unterhaltszuschüsse, 
Stipendien und Freistellen für den Besuch von Fach- 
schulen und durch Studienreisen und Arbeitsaufent- 
halte im Ausland, Buch- und Werkzeugprämien in 
ihrem beruflichen Streben zu fördern. Bis Ende 1958 
sind über 2200 Gesellen und Jungmeister durch Bei- 
hilfen für einen Fachschulbesuch und die Teilnahme 
an Lehrgängen gefördert worden. 

Die Bundesregierung fördert viele der genannten 
Ausbildungsmaßnahmen auch durch finanzielle Un- 
terstützung. 
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Die betriebsgebundene Form der Berufsausbildung 
hat sich vom Handwerk ausgehend in der gesamten 
W i r t s ch a f t d u r ch g e s e 1 z t . 


242. Im Handel wurden am 31. Dezember 1958 
etwa 410 000 Lehrlinge und Anlernlinge ausgebildet. 
Nicht alle angebotenen Lehrstellen konnten besetzt 
werden. Eine Aufstellung der Lehr- und Anlern- 
verhältnisse gibt die Tabelle Berufswahl 6. Die 
Zahl der Ausbildungsverhältnisse hat seit dem 


Tabelle Berufswahl 6 
Lehrlinge und Anlernlinge im Handel nach Berufen 

Stand 31. Dezember 1958 


Angestrebter Beruf 

Lehriinge bzw. Anlernlinge 

ins- 

gesamt 

männ- 

liche 

weib- 

liche 

I. Lehrlinge 




Kaufmann im Groß- 
und Außenhandel . 

79 554 

44 145 

35 409 

Einzelhandcls- 
kaufmann .... 

230 281 

38 403 

191 878 

Drogist 

8 522 

2 361 

6 161 

Buchhändler . 

1 352 

290 

1 062 

Kaufmann im 
Zeitschriftenverlag 

1 148 

418 

730 

Lehrberuf in Kredit- 
instituten .... 

16 475 

10 664 

5811 

Versicherungs- 
kaufmann .... 

9 119 

5 264 

3 855 

Kaufmann im Ree- 
derei- und Schiffs- 
maklergewerbe . . 

790 

717 

73 

Spieditions- 
kaufmann .... 

7 040 

5 147 

1 893 

Werbekaufmann 

502 

243 

259 

Küper 

421 

421 

— 

Musikalienhändler 

143 

33 

110 

Reisebürogehilfe 

992 

315 

677 

Tankwart .... 

9 020 

8 825 

195 

sonstige kaufmänni- 
sche Lehrlinge , 

21 943*) 

4*) 

21 839*) 

11. Anlernlinge 




Bürogehilfe . . . 

21 580 

24 

21 556 

Lochkarten- 
tabellierer .... 

1 32 

1 

1 

25 

7 

zusammen . . . ; 

i 

408 814 

117 299 

291 515 


*) ohne Industriekaufmann 


141 


Drucksache 2012 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Jahre 1950 erheblich zugenommen (vgl. Tabelle 
Berufswahl 7). Die Lehrlinge legen am Ende ihrer 
Lehrzeit die Kaufmannsgehilfenprüfung ab; Anlern- 
linge unterziehen sich einer Abschlußprüfung. 

Der Anteil der weiblichen Lehrlinge ist in allen 
Berufen des Handels relativ hoch; besonders be- 
deutend ist er in folgenden Handelssparten; Einzel- 
handel (83 V. H.), Musikalienhandel (77 v. H.), Buch- 
handel (79 V. H.), Drogerien (72 v. H.), Reisebüros 
(68 V. H.), Zeitschriftenhandel (64 v. H.) und Wer- 
bung (51 V. H.). Von den Anlernlingen, die Büro- 
gehilfen werden wollen, sind 99,88 v. H. Mädchen 
(vgl. Tabelle Berufswahl 6). 

Die schulische Berufsvorbildung ist in den kauf- 
männischen mehr als in anderen Berufen verbreitet. 
Im Herbst 1957 gab es im Gebiet der Bundesrepublik 
und in Berlin (West) 674 Berufsfachschulen für Han- 
delsberufe mit insgesamt 111 108 Schülern, darunter 
74 806 Schülerinnen. Für die Weiterbildung der 
Kaufmannsgehilfen gibt es eine Reihe von Fach- 
schulen für die verschiedenen Handelssparten (Dro- 
gistenfachschule, Fachschule des Möbeleinzelhandels, 
Außenhandelsfachschule usw.). 


Tabelle Berufswahl 7 

Entwicklung der Zahl der Ausbildungsverhältnisse 
im Groß- und Einzelhandel 


! 

Jahr 

OiUU- UHU 

Außenhandel j 

Einzelhandel 

männlich 

(Index) 

weiblidi 

(Index) 

männlich 

(Index) 

weiblich 

(Index) 

1950 

100 

100 

100 

100 

1955 

158,6 

205,6 

142,9 

211,1 

1956 

167,5 

232,3 

147,5 

224,7 

1957 

167,5 

244,8 

143,9 

222,3 


243. Auch die Industrie bietet Möglichkeiten zu 
einer betrieblichen Ausbildung für gewerbliche, tech- 
nische und kaufmännische Berufe. Über die Anzahl 
der Ausbildungsverhältnisse gibt die Tabelle Be- 
rufswahl 8 Aufschluß. Viele Lehrstellen konnten in 
den letzten Jahren nicht besetzt werden. Zuver- 
lässige Angaben über Praktikantenverhältnisse lie- 
gen nicht vor. 


Tabelle Berufswahl 8 

Lehrlinge und Anlernlinge in der Industrie nach Berufsgruppen 

Stand 31. Dezember 1958 


Berufsgruppe 

Lehrlinge 

Anlernlinge 

zu- 

sammen 

insge- 

samt 

davon 

weibliche 

insge- 

samt 

davon 

weibliche 

Steingewinner, -Verarbeiter, Keramiker 

1 938 

93 

30 



1 968 

Glasmacher 

1 284 

29 

138 

2 

1 422 

Bauberufe 

8 695 

3 

55 

— 

8 750 

Metallerzeuger, -Verarbeiter 

169 154 

519 

1 876 

104 

171 030 

Elektroberufe 

21 564 

8 

116 

32 

21 680 

Chemiewerker 

6 224 

1 751 

1 875 

339 

8 099 

Kunststoffverarbeiter 

166 

— 

— 

— 

166 

Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 

4 984 

13 

37 

— 

5 021 

Papierhersteller und -Verarbeiter 

1 210 

23 

604 

95 

1 814 

Graphische Berufe 

31 152 

3 966 

3 889 

3 586 

35 041 

Textilhersteller und -Verarbeiter 

8 944 

4 141 

13 503 

11 544 

22 447 

Lederhersteller, Leder- und Fellverarbeiter .... 

1 165 

56 

1 559 

1 131 

2 724 

Nahrungs- und Genußmittelhersteller 

12 149 

2 885 

40 

2 

12 189 

Hilfsberufe der Stofferzeugung und -Verarbeitung . 

13 

13 

613 

166 

626 

Technische Sonderfachkräfte 

1 361 

312 

— 

— 

1 361 

Maschinisten und zugehörige Berufe 

754 

— 

1 

— 

755 

Indusiriekaufleute 

75 851 

40 751 

— 

— 

75 851 

Summe : ... 

346 608 

54 563 

24 336 

17 001 

370 944 
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Der Ausbildungsgang entspricht in seinen Grund- schule) eine entsprechende Berufsvorbildung er- 
zügen der Ausbildung im Handwerk und Handel. werben. 

Die Lehrzeit wird bei gewerblichen Lehrlingen in ^ Ausbildung als untere und mittlere gewerb- 

der Regel durch die Facharbeiterprüfung, bei kauf- listig technische Führungskräfte können begabte 
männischenLehrlingen durch die Kaufmannsgehilfen- technische Abendschulen besuchen. 

Prüfung abgeschlossen. Ähnlichen Zielen dienen Industriemeisterkurse. 

Die Industriebetriebe haben häufig betriebseigene ; L)as graphische Gewerbe ist mit Erfolg bemüht, 
Lehrwerkstätten geschaffen, in denen die Jugend- i betrieblichen Ausbilder auf ihre Erziehungs- und 

liehen zeitweilig zusätzlich unterwiesen werden, j Ausbildungsaufgabe vorzubereiten. Diesem Zweck 

über die Anzahl der Lehrwerkstätten und die Zahl | dienen die zur Durchführung des § 128 a GewO ein- 

der in ihnen ausgebildeten Lehrlinge und Anlern- ' gerichteten Lehrmeisterkurse und -prüfungen, die 

linge unterriditet Tabelle Berufswahl 9. ^®^te auch über das graphische Gewerbe hinaus an 

Bedeutung gewinnen. 

Kaufmännische Lehrlinge der Industrie können Einen Überblick über die Lehrmeister- und Indu- 
vor Eintritt in den Betrieb in einer kaufmännischen striemeisterprüfungen in der Industrie gibt Tabelle 
Berufsfachschule (Handelsschule, Höhere Handels- i Berufswahl 10. 


Tabelle Berufswahl 9 


Verteilung der industriellen Lehrwerkstätten sowie der Lehrlinge und Anlernlinge 
und deren Anteil an der Belegschaft nach Wirtschaftsgruppen 

im Jahr 1958 (15. April) 


i 

Wirtschaftsgruppen i 

Lehrwerkstätten 

Bundes- 
Anzahl anteiP) 

j in V. H. 

Lehrlinge und 
Anlernlinge 

Bundes- 
Anzahl anteiF) 

in V. H. 

Anzahl , 
der Lehr- 
linge 
und 

Anlern- 
linge 
je Lehr- 
werk- 
stätte (im . 
Mittel) 

Beleg- 
schaft 
der Fir- 
men mit 
Lehr- 
werk- 
stätten 

Anzahl | 

Anteil 
der Lehr- 
linge 
und An- 
lernlinge 
an der 
Beleg- 
schaft 

in V. H. 

Eisen und Metall 

1 323 

79,8 

105 520 

1 

85,10 

80 

1 888 190 

5,6 

Steine und Erden 

17 

1,03 

518 

0,42 

30 j 

14 546 i 

1 

3,6 

Bau 

1 

0,06 

34 

0,03 

34 ! 

660 

5,2 

Holz 

29 

1,75 

494 

0,40 \ 

17 

14 862 

3,3 

Chemie 

60 

3,62 

6 427 

5,18 

107 

253 260 

2,5 

Glas 

2 

0,12 

155 

0,13 

78 

8 068 

1.9 

Keramik 

3 

0,18 

97 

0,08 ' 

32 

2 857 

3,3 

Papier und Druck 

9 

0,54 

310 

0,25 

35 

1 1 009 

2,8 

Leder 

9 

0,54 

580 

0,47 

65 

1 22 074 

2,6 

Textil 

39 

2,35 

1 468 

1,18 

38 

53 341 

2,8 

Bekleidung . 

91 

5,84 

3 440 

2,78 

38 

49 957 

6,9 

Nahrungs- und Genußmittel , 

3 

0,18 

87 

0,07 

29 

1 3 572 

2,4 

Energie und Verkehr 

(ohne Bundesbahn) 

54 

3,26 

3 181 

2,57 

62 

104 858 

i 

■ 3,0 

Gemeinschaftslehrwerkstätten 
für mehrere Berufe 

18 

1,09 

1 662 

1,34 

— 

! — 

— 

insgesamt . . . 

1 658 

100 

123 973 

100 

1 75 

2 427 254 

ca. 5 


^) Anteil an der Gesamtzahl der Lehrwerkstätten im Bundesgebiet mit Berlin (West) 

-) Anteil an der Gesamtzahl der Lehrlinge und Anlernlinge im Bundesgebiet mit Berlin (West) die in Lehrwerk- 
stätten ausgebildet werden 

Quelle: Die industriellen Lehrwerkstätten, herausgegeben von der Arbeitsstelle für 
betrieblidie Berufsausbildung, Bonn Bielefeld (ohne Jahresangabe), S. 24 
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Tabelle Berufswahl 10 

Lehr- und Industriemeisterprüfungen 


Jahr 

Lehrmeister 

graphi- 

sdies übrige 

Gewerbe 

Indu- 

strie- 

meister 

Teil- 

nehmer 

ins- 

gesamt 

1947 

437 

110 

35 

582 

1948 

602 

65 

71 

738 

1949 

464 

59 

100 

623 

1950 

397 

76 

210 

683 

1951 

425 

62 

513 

1 000 

1952 

494 

15 

340 

849 

1953 

470 

13 

592 

1 075 

1954 

680 

136 

608 

1 424 

1955 

439 

27 

1 321 

1 787 

1956 

459 

81 

1 530 

2 070 

1957 

438 

170 

1 619 

2 227 

1958 

709 

160 

1 713 

2 582 

zusammen 

6 014 

974 

8 652 

15 640 

in V. H. 

CO 

6.2 

54,7 

100 

erfaßte 

Prüfungs- 

ergebnisse 

5 580 

790 

7 736 

14 106 

davon 
bestanden 
in V. H. 

81,4 

92,9 

84,8 

84,7 


244. Im Hotel- und Gaststättengewerbe bestehen 
Ausbildungsmöglichkeiten in den Berufen Kauf- 
mannsgehilfe im Hotel- und Gaststättengewerbe, 
Kellner, Hotel- und Gaststättengehilfin und Koch. 
In der Ausbildung zum Kaufmannsgehilfen im Ho- 
tel- und Gaststättengewerbe befinden sich 500 Lehr- 
linge, davon 239 männliche und 261 weibliche. In 
den letzten Jahren ist ein leichter Rückgang festzu- 
stellen. Insgesamt jedoch zeigt die Entwicklung ab 
1950 eine steigende Tendenz. Im Lehrberuf Kell- 
ner(in) werden insgesamt 3883 Personen, davon 3501 
männliche und 382 weibliche ausgebildet. Die Zahl 
der männlichen Lehrlinge ist im Steigen begriffen. 
Im Lehrberuf Hotel- und Gaststättengehilfin stehen 
insgesamt 1574 Personen in Ausbildung. Im Lehr- 
beruf Koch werden 8885 Personen, davon 6062 
männliche und 2823 weibliche ausgebildet. Einen 
Beruf im Hotel- und Gaststättengewerbe wählen 
männliche Jugendliche häufiger als weibliche. 

245. Beim sonstigen Gewerbe bestehen keine be- 
sonderen Vorschriften über die Berufsausbildung. 
-Im Zeitschriftenverlagswesen erfolgt die Ausbildung 
in dem anerkannten Lehrberuf „Kaufmann im Zeit- 
schriftenverlag". Gegenwärtig beträgt die Zahl der 
Lehrlinge im Verlagswesen 1148, davon sind 418 
Männer und 730 Frauen. 


I Auf dem Gebiet des Makler- und Grundstücks- 
I Wesens besteht der Lehrberuf „Kaufmann in der 
Grundstücks- und Wohnungswirtschaft". Hier wer- 
den insgesamt 1039 Lehrlinge, davon 382 männliche 
und 657 weibliche, ausgebildet. In der Wirtschafts- 
werbung besteht die Möglichkeit der Ausbildung 
zum „Werbekaufmann". Zur Zeit werden hier 502 
Personen, davon 243 männliche und 259 weibliche, 
ausgebildet. Die Zahl der Bewerber ist größer als 
die der offenen Ausbildungsstellen. 

Im Wirtschaftsbereich Kunst, Theater, Film, Rund- 
funk, Schaustellung besteht ein Bedarf an qualifizier- 
ten Kräften für die Tätigkeit als Maskenbildner, 
Theatermaler, Theaterplastiker, Gewandmeister so- 
wie Bühnen- und Kostümbildner. Inwieweit auch in 
Zukunft noch handwerkliche Fachkräfte in diese Be- 
rufe übergehen können, steht noch nicht fest. Bei 
Film und Rundfunk hat sich der neuzeitliche Berul 
des Toningenieurs herausgebildet, dessen Ausübung 
von einer vorausgegangenen Ausbildung zum Ton- 
techniker oder Tonmeister abhängig ist. In diesem 
Bereich stehen verhältnismäßig wenige Arbeitsplätze 
zur Verfügung. 

Der Zugang zum sonstigen Gewerbe ist picht von 
einer abgeschlossenen Ausbildung abhängig. Dei 
Nachweis von Fertigkeiten und Kenntnissen in einer 
Fachsparte ist jedoch von Vorteil. Die Fachverbände 
sind um eine Schulung des Nachwuchses bemüht. So- 
weit Außenseiter den Zugang zu einer der hier in 
Frage kommenden selbständigen gewerblichenTätig- 
keit anstreben, kann der Nachweis einer systemati- 
schen Ausbildung nicht gefordert werden. 

246. Zur Berufsausbildung im Verkehrsgewerbe ist 
zu bemerken: 

In keinem Zweig des Straßenverkehrsgewerbes ist 
eine bestimmte Berufsausbildung vorgesehen. Be- 
mühungen, für das Güterkraftverkehrsgewerbe 
einen Ausbildungsberuf zu schaffen, sind im Gange. 
Der vorgesehene Ausbildungsberuf soll als soge- 
nannter Aufbauberuf anerkannt werden. Unter Auf- 
bauberufen sind solche Berufe zu verstehen, die eine 
abgeschlossene Ausbildung in einem praktischen 
Beruf voraussetzen, der die Grundlage für eine wei- 
tere Berufstätigkeit bildet. Für das Güterkraftver- 
kehrsgewerbe wird in der Regel eine nicht selb- 
ständige Tätigkeit als Kraftfahrzeughandwerker, 
Speditionskaufmann o. ä. vorausgesetzt. Daneben 
können artverwandte Berufe als gleichwertig an- 
erkannt werden. In Ausnahmefällen soll eine mehr- 
jährige Berufspraxis genügen. Eine fachliche Schu- 
lung wird bisher durch die Initiative der Verbände 
betrieben (z. B. Fernfahrerschule des Güterfernver- 
kehrs in Rieneck und Kurse des Bundes deutscher 
Berufskraftfahrer) . 

Die Ausbildung für den Beruf als Binnenschiffer 
besteht normalerweise in einer dreijährigen Lehr- 
zeit einschließlich zwei Kursen in einer Schiffer- 
berufsschule. Die Lehrzeit wird durch eine Prüfung 
abgeschlossen. 

In der Seeschiffahrt ist für die Unteroffiziere des 
Maschinendienstes eine Lehrabschlußprüfung und 
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für die Mannschaften des Deckdienstes der Besuch 
einer Seemannsschule und nach einer 33monatigen ! 
Fahrzeit die Ablegung einer Matrosenprüfung vor- 
geschrieben. Die Ausbildung ist geregelt in der Ver- 
ordnung über die Besetzung der Kauffahrteischiffe 
mit Kapitänen und Schiffsoffizieren (Schiffsbeset- 
zungsordnung) in der Fassung vom 3. Oktober 1957 
(BGBl. II S. 1660) nebst Ausführungsbestimmungen 
und in der Verordnung über die Eignung und Be- 
fähigung der Schiffsleute des Deckdienstes auf Kauf- 
fahrteischiffen vom 28. Mai 1956 (BGBl. II S. 591). 
Diese Verordnungen haben maßgeblich dazu bei- 
getragen, der Seeschiffahrt geeignete Nachwuchs- 
kräfte zuzuführen. Der Zugang zu den Berufen des 
Schiffsoffiziers und Kapitäns führt über die Grund- 
ausbildung als Matrose. 

Der Speditionsberuf ist durch Erlaß des Bundes- 
ministers für Wirtschaft vom 26. April 1958 (Mini- 
sterialblatt des Bundesministers für Wirtschaft 
S. 279) als Lehrberuf anerkannt worden. Die Lehr- 
zeit beträgt drei Jahre und schließt mit einer Prü- 
fung zum Speditionskaufmann ab. Die Zahl der 
Lehrlinge hat sich von 4594 im Jahre 1952 auf 7040 
im Jahre 1958 erhöht. 

247. Für einen großen Teil der freien Berufe ist 
eine lange und gründliche Berufsausbildung erfor- 
derlich. Dies entspricht dem Wesen dieser Berufe 
und der Art der von ihnen zu erbringenden Lei- 
stungen. Eine solche längere Berufsausbildung ist i 
entweder gesetzlich vorgeschrieben (wie z. B. bei ! 
den Rechtsanwälten und Ärzten) oder, soweit i 
dies nicht der Fall ist, weitgehend üblich (z. B. bei 
den Architekten und Ingenieuren). Bei andern Grup- 
pen ist die Berufsausbildung nicht geregelt; dies gilt 
insbesondere für die Künstlerberufe (Maler, bil- 
dende Künstler, Schriftsteller, Musiker und nach- 
schaffende Künstler). Die bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften werden im einzelnen unter 34. aufge- 
führt. Von besonderer Bedeutung ist neben der 
Ausbildung auch die berufliche Fortbildung. 

Ausbildung und Fortbildung werden durch zahl- 
1 eiche private, berufsständische und staatliche Insti- 
tute oder sonstige Einrichtungen gefördert. Die be- 
rufliche Fortbildung beruht jedoch in erster Linie 
auf der Initiative der einzelnen Berufsangehörigen 
oder der Berufsgruppen. 

248. Im Zusammenhang mit der Berufsausbildung 
ist noch auf das berufliche Förderungsprogramm für 
die unselbständige Mittelschicht hinzuweisen. In der 
Wirtschaft besteht sowohl im technischen als auch 
im kaufmännischen Bereich ein Mangel an qualifi- 
zierten Kräften. Es fehlt jedoch oft an ausreichen- 
den Möglichkeiten, begabten Berufstätigen nach der 
Berufsausbildung die Kenntnisse zu vermitteln, die 
lür die Ausübung qualifizierter Funktionen erforder- 
lich sind, die aber durch die Berufsausbildung und 
praktische Berufserfahrung allein häufig nicht ge- 
wonnen werden können. 

Die Bundesregierung hat deshalb ein berufliches 
Förderungsprogramm für die unselbständige Mittel- 
schicht entwickelt. Durch Darlehen und Zuschüsse 


für die Errichtung, den Ausbau und die laufenden 
Kosten von überbetrieblichen beruflichen Fortbil- 
dungseinrichtungen soll Facharbeitern und Ange- 
stellten der berufliche Aufstieg erleichtert werden. 
Dieses Programm hat, da Großbetriebe häufig eigene 
ergänzende Fortbildungsmaßnahmen durchführen, 
besondere Bedeutung für die Arbeitnehmer in Klein- 
Lind Mittelbetrieben, in denen betriebseigene Fort- 
bildungseinrichtungen nicht vorhanden sind. 


3. Berufsausübung 

31. Nach dem Grundgesetz unterliegt die Berufs- 
äusübung grundsätzlich keinen Beschränkungen. Sie 
kann jedoch gemäß Artikel 12 durch Gesetz geregelt 
werden. So stellt z. B. die Handwerksordnung ge- 
wisse Voraussetzungen für die selbständige Aus- 
übung eines Handwerks auf. Die Ausübung eines 
Handwerks als stehendes Gewerbe ist danach nur 
den in die Handwerksrolle eingetragenen Personen 
gestattet. In die Handwerksrolle wird im Regelfall 
eingetragen, wer in dem von ihm zu betreibenden 
Handwerk die Meisterprüfung bestanden hat. In 
Ausnahmefällen wird ferner eingetragen, wer — 
ohne die Meisterprüfung abgelegt zu haben — die 
zur selbständigen Ausübung des von ihm zu betrei- 
benden Handwerks notwendigen Kenntnisse und 
Fertigkeiten nachweist und beweist, daß in seiner 
Person liegende Gründe eine Ausnahme vom Regel- 
fall — dem Nachweis der Meisterprüfung — recht- 
fertigen; er muß hierüber eine von der höheren Ver- 
v/altungsbehörde erteilte Ausnahmebewilligung be- 
sitzen. 

Die Ausübung eines ambulanten Handwerks ist in 
der Regel ohne Beschränkung möglich. 

Die Berufsausübung als Arbeitnehmer im Hand- 
werk unterliegt, abgesehen von den handwerklichen 
Ausbildungsvorschriften, keine Beschränkungen. 

Die Eintragungen von Inhabern von Flandwerks- 
betrieben in die Handwerksrolle erfolgten in den 
Jahren 1955 bis 1958 hauptsächlich auf Grund der in 
der Tabelle Berufswahl 11 aufgezeigten Voraus- 
setzungen. 

32. Das Gesetz über die Berufsausübung im Einzel- 
handel enthält selbst keine Regelung der Berufs- 
ausübung. Derartige Bestimmungen finden sich ledig- 
lich in bestimmten Spezialgesetzen, wie z. B. im 
Milchgesetz vom 31. Juli 1930 (RGBl. I S. 421) mit 
Änderungen, im Lebensmittelgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Januar 1936 (RGBl. I 
S. 18) nebst Änderungen, im Viehseuchengesetz vom 
26 Juni 1909 (RGBl. S. 519), mehrfach geändert. Für 
die Berufsausübung im Gaststättengewerbe enthält 
das Gaststättengesetz verschiedene Vorschriften. Die 
genannten Berufsausübungsbestimmungen ergeben 
sich aus der Natur des Gewerbes oder der ange- 
botenen Waren. Sie gelten für kleine und mittlere 
Betriebe und Großbetriebe in gleicher Weise. Aller- 
dings dürfte es für Großbetriebe in der Regel leichter 
sein, allen Anforderungen zu entsprechen. Die Be- 
lastungen der Betriebe durch besondere Berufsaus- 
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Übungsbestimmungen muß jedoch aus übergeordne- 
tem Interesse in Kauf genommen werden. ^ 

Wichtige Vorschriften für die Berufsausübung im ^ 
Einzelhandel enthält im übrigen das Ladenschluß- 
gesetz vom 28. November 1956, das, abgesehen von 
gewissen Ausnahmen, bestimmt, daß offene Ver- i 
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen ganz, in der 
Woche von montags bis freitags von 18.30 Uhr bis 
7 Uhr und an Sonnabenden ab 14.00 Uhr (am 1. Sonn- 
abend im Monat ab 18.00 Uhr) geschlossen haben 
müssen. Das Ladenschlußgesetz ist in seinen Aus- 
wirkungen umstritten. Vieles spricht dafür, daß die 
Einengung der Verkaufszeit den Einkauf in Waren- 
liäusern und Kaufhäusern begünstigt, da dem Kun- 
den oft nicht die Zeit zum Besuch mehrerer Einzel- 
handelsfachgeschäfte bleibt. Auch der Kauf bei den 
großen Katalog-Versandgeschäften dürfte durch die 
Ladenschlußregelung eine gewisse Förderung erfah- 
ren haben. Der Kunde ist bei dieser Art des Waren- 
bezugs von bestimmten Einkaufszeiten unabhängig. 
Daher ist die Möglichkeit nicht von der Hand zu 
weisen, daß das Ladenschlußgesetz in seinen Aus- 
V‘/irkungen unter Umständen bestimmte Groß- 
betriebsformen des Einzelhandels gegenüber ande- 
ren Betriebsformen, insbesondere auch gegenüber 
den kleinen und mittleren Fachgeschäften, begün- 
stigt. 

33. Bei der Ausübung der im sonstigen Gewerbe ! 
anfallenden Tätigkeiten bestehen für einzelne Ge- 
werbe besondere Vorschriften, welche die Berufs- ; 
ausübung im einzelnen regeln. Sie sind überwiegend j 
zum Schutze der Allgemeinheit oder aus Gründen 1 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erlassen | 
worden, haben also in der Regel gewerbepolizei- ' 
liehen Charakter. So können etwa gemäß § 34 der 
Gewerbeordnung in der Fassung des Vierten Bun- 
desgesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 
nähere Vorschriften für das Pfandleih- und Pfand- 
vermittlergewerbe erlassen werden, z. B. über die ; 
Annahme, Aufbewahrung und Verwertung des i 
Pfandgegenstandes, die Art und Höhe der Ver- 
gütung für die Hingabe des Darlehens, über die Ab- 


lieferung des sich bei der Verwertung des Pfandes 
ergebenden Pfandüberschusses, welche Maßnahmen 
zu treffen sind, die der Sicherung der Ansprüche der 
Darlehnsnehmer wegen Beschädigung oder Verlustes 
des Pfandgegenstandes dienen u. ä. m. Ähnliche Vor- 
schriften bestehen oder sind vorgesehen für das 
Bewachungsgewerbe, das Versteigerergewerbe, das 
Buchmachergewerbe und für das Gewerbe der Spiel- 
geräteaufsteller und der Veranstalter anderer 
Spiele. 

Während das Vorstehende für erlaubnispflichtige 
Gewerbe gilt, gibt es für eine Anzahl weiterer Ge- 
werbe Ausübungsvorschriften, die sich auf die 
Führung bestimmter Bücher, auf die Erteilung von 
Auskünften und die Duldung behördlicher Nach- 
schau beziehen. Sie betreffen unter anderem die 
Auskunfterteilung über Vermögensverhältnisse und 
persönliche Angelegenheiten (Auskunfteien, Detek- 
teien), die Vermittlung von Verträgen über Grund- 
stücke, grundstücksgleiche Rechte, gewerbliche 
Räume, Wohnräume und Darlehen, die Vermittlung 
von Eheschließungen, den Betrieb von Reisebüros 
und die Vermittlung von Unterkünften sowie die 
Vermittlung der Beförderung von Personen mit 
Kraftfahrzeugen oder Luftfahrzeugen. 

Diese Berufsausübungsvorschriften sind in ihren 
Auswirkungen auf mittelständische Betriebe und 
Großbetriebe wettbewerbsneutral, weil sie beide 
gleichmäßig belasten. 

34. Die Ausübung einer Tätigkeit innerhalb der 
freien Berufe ist unterschiedlichen Vorschriften 
unterworfen. Auf der einen Seite bestehen weit- 
gehende berufsordnende Vorschriften wie etwa bei 
Ärzten oder Rechtsanwälten. Hier ist die Berufs- 
bezeichnung gesetzlich festgelegt, die Berufsaus- 
übung an eine bestimmte Vorbildung gebunden und 
von einer besonderen Zulassung oder Bestallung ab- 
hängig. Die Berufsangehörigen sind in Kammern zu- 
sammengefaßt. Auf der anderen Seite gibt es inner- 
halb der freien Berufe Gruppen, bei denen die Be- 
rufsausübung frei ist, wie z. B. bei den künst- 
lerischen Berufen. Bei den Architekten bestehen für 


Tabelle Berufswahl 11 
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Jahr 

Eintragungen 

mit Meister- 
prüfung 

mit Ausnahme- ; 
bewilligung ' 

Nehenbetriebe 

als Ehegatten 
und Erben 

auf Grund von 
Übergangs- 
bestimmungen 


ins- 

gesamt 

V. H. 

Anzahl 

V. H, 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

Anzahl 

V. H. 

1955 

44 768 

100 

21 847 

48,8 

6 536 

14,6 

1 209 

2,7 

2 238 

5,0 

11 863 

26,5 

1956 

39 656 

100 

20 978 

52,9 

5 591 

14,1 

1 309 

3,3 

2 181 

5,5 

8 645 

21,8 

1957 

39 018 

100 

22 940 

58,8 

5 271 

Jl,5 

1 173 

3,0 

2 290 

5,9 

6 578 

16,8 

1958 

40 294 

100 

25 144 

62,4 

5 762 

14,3 

1 410 

3,5 

2 619 

6,5 

4 634 

11,5 


Quelle: Erhebungen des Deutschen Handwerkskammertages 
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die Zulassung, die Prüfung, den Schutz der Berufs- 
bezeichnung und die Zwangsmitgliedschaft zu Be- 
rufskammern in einigen Ländern unterschiedliche 
landesgesetzliche Regelungen. Für die Ingenieure 
wurde ein Gesetz zum Schutze der Berufsbezeich- 
nung „Ingenieur" vom Deutschen Bundestag in der 
letzten Legislaturperiode verabschiedet, vom Bun- 
desrat jedoch abgelehnt. Im einzelnen sind für die 
Ausübung der freien Berufstätigkeit insbesondere 
folgende Bestimmungen von Bedeutung: 

341. Bundesrechtliche Bestimmungen 

3411. Heilberufe und Heilhilfsberufe 

Bestallungsordnung für Ärzte vom 15. September 
1953 (BGBl. I S. 1334) in der Fassung der Verord- 
nung vom 26. Januar 1955 (BGBl. I S. 36), vom 
14. Juli 1957 (BGBl. I S. 723) und vom 28. März 1958 
(BGBl. I S. 204) auf Grund der §§ 3 und 92 der 
Reichsärzteordnung vom 13. Dezember 1935 (RGBl. I 
S. 1433) in Verbindung mit Artikel 129 Abs. 1 GG. 

Dazu: 

Zulassungsordnung für Kassenärzte vom 28. Mai 

1957 (BGBl. I S. 572) 

Gesetz über die Ausübung der Zahnheilkunde 
vom 31. März 1952 (BGBl. I S. 221). 

Dazu: 

Zulassungsordnung für Kassenzahnärzte vom 
28. Mai 1957 (BGBl. I S. 582) 

Bestallungsordnung für Tierärzte vom 16. Februar 
1938 (RMBl. S. 205) mit Verordnung vom 4. Septem- 
ber 1939 (RMBl. S. 1436). 

Heilpraktikergesetz. Gesetz über die berufsmäßige 
Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung vom 
17. Februar 1939 (RGBl. I S. 251). 

Gesetz über das Apothekenwesen (der Gesetzent- 
wurf wurde von Bundestag und Bundesrat verab- 
schiedet und wird in Kürze im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht). 

Reichshebammengesetz vom 21. Dezember 1938 
(RGBl. I S. 1893) in Verbindung mit dem Gesetz zur 
Regelung von Fragen des Hebammenwesens vom 
4. Januar 1954 (BGBl. I S. 1). 

Gesetz über die Ausübung des Berufs der Kran- 
kenschwestern, des Krankenpflegers und der Kinder- 
krankenschwester vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 716). 

Gesetz über die Ausübung des Berufs der medi- 
zinisch-technischen Assistentin vom 21. Dezember 

1958 (BGBl. I S. 981). 

Gesetz über die Ausübung des Berufs des Mas- 
seurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters 
und des Krankengymnasten vom 21. Dezember 1958 
(BGBl. I S. 985). 

3412. Rechts-, wirtschafts- und steuerberatende Be- 
rufe 

Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 1959 
(BGBl. I S. 565). 


Gesetz zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem 
Gebiet der Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 
(RGBl. I S. 1478), das Bestimmungen über die Rechts- 
beistände enthält. 

Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 1931 (RGBl, I 
S. 161), §§ 107 bis 110 (Vorschriften über Bevoll- 
mächtigte und Helfer in Steuersachen). 

342. In parlamentarischer Beratung befindliche 
Entwürfe von Bundesgesetzen 

3421. Heilberufe und Heilhilfsberufe 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
17. Februar 1960 — Drucksache 1540 — zur Frage 
der Zulassung der Ärzte und Zahnärzte zur kassen- 
ärztlichen Versorgung (§§ 383 ff.), 

3422. Rechts-, wirtschafts- und steuerberatende Be- 
rufe 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Notarrechts vom 20. Februar 1958 • — 
Drucksache 219. 

Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhält- 
nisse der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
(Steuerberatungsgesetz) vom 10. Januar 1958 ■ — 
Drucksache 128. 

Entwurf eines Gesetzes über die Berufsausübung 
der Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftsprüferordnung) 
vom 13. Februar 1958 — Drucksache 201. 

Entwurf eines Gesetzes über eine Berufsordnung 
der vereidigten Buchprüfer (Buchprüferordnung) 
vom 13. Februar 1958 — Drucksache 202). 

343. Landesrechtliche Bestimmungen 

3431. Heilberufe und Heilhilfsberufe: 

Zur Zeit ist die Ausübung des Berufs des Apothe- 
kers, Apothekenrechts und die des Apotheken - 
betriebsrechts durch Landesgesetz geregelt (vgl. die 
Zusammenstellung bei Kuhns „Das gesamte' Recht der 
Heilberufe", Haasenstein'sche Verlagsbuchhandlung 
KG, Berlin, S. 1/70 bis 1/78). 

3432. Rechts-, wirtschafts- und steuerberatende Be- 
rufe 

In den Ländern der ehemals amerikanischen Be- 
.satzungszone sind die Rechtsverhältnisse der Steuer- 
berater und Helfer in Steuersachen in umfassender 
Weise neu geregelt worden, so z. B. durch das Ge- 
setz über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 9. März 1948 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 45, Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen S. 8, Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 9, Gesetzblatt 
der Freien Hansestadt Bremen S. 29, 62) und die 
Erste und Zweite Durchführungs-VO dazu vom 
15. Dezember 1958 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt 1949 S. 4 bzw. vom 15. Juni 1949 Baye- 
risches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 272). In den 
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Ländern der ehemals britischen Zone ist die Verord- 
nung über die Hauptkammer der Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen vom 31. März 1948 (Steuer- 
und Zollblatt der Finanzverwaltung für die britische 
Zone S. 90) zu erwähnen. Zum § 107 a Reichs- 
abgabenordnung erging die Durchführungsverord- 
nung vom 11. Januar 1936, die in Baden-Württem- 
berg aufgehoben und durch die Verordnung vom 
16. März 1949 (Regierungsblatt der Regierung Würt- 
temberg-Baden S. 201) ersetzt wurde; in Nordrhein- 
Westfalen gilt vor der Durchführungsverordnung 
zu § 107 a die Zulassungs- und Prüfungsordnung 
vom 7. März 1949 (Steuer- und Zollblatt der Finanz- 
verwaltung für die britische Zone S. 97); in Bayern 
gilt die Durchführungsverordnung in der Fassung 
der Verordnung vom 27. Dezember 1956 (Bereinigte 
Sammlung des bayerischen Landesrechts III 446), die 
den § 12 der Durchführungsverordnung, die Gebüh- 
ren der Zulassung betreffend, aufgehoben und er- 
setzt hat (vgl. Steuergesetze, lose Blattsammlung 
des Verlags H. C. Beck, München und Berlin, An- 
merkungen zu §§ 107 und 107 a der Reichsabgaben- 
ordnung). 


3433. Architekten, Ingenieure und technische Be- 
rufe 

Architektengesetz vom 5. Dezember 1955 (Gesetz- 
blatt für Baden-Württemberg 1955 Nr. 26, S. 265). 

Landesgesetz über die Errichtung einer Architek- 
tenkammer im Lande Rheinland-Pfalz vom 6. Juli 
1950 mit Änderungsgesetz vom 28. Januar 1953 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland- 
Pfalz Nr. 34 vom 19. Juli 1950 S. 235/36 und Nr. 4 
vom 31. Januar 1953 S. 9). 

Rechtsanordnung über die Errichtung der Archi- 
tektenkammer des Saarlandes vom 4. Juli 1957 in 
Verbindung mit der Ausführungsanordnung zur 
Rechtsanordnung über die Errichtung der Archi- 
lektenkammer des Saarlandes vom 22. Dezember 
1955 (Amtsblatt des Saarlandes Nr. 12/1948 und 
Nr. 55/1953). 

Gesetz über die Führung der Berufsbezeichnung 
Architekt (Architektengesetz) vom 23. Januar 1954 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 2, 
S. 29 vom 26. Januar 1954). 
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VIERTER ABSCHNITT 

Möglichkeiten der Alterssicherung und tatsächliche Vorsorge 


für das 


I. Allgemeine Regelungen für selbständige j 
Erwerbstätige 

Nacbsiteheride Ausführungen beschränken isich i 
auf die selbständigen Erwerbs tätigen. Die Arbeit- | 
nehmer in mitteiständischen Gewerbebetrieben ! 
haben die gleichen Möglichkeiten der Alters- 
sicherung, wie sie den Arbeitnehmern in anderen 
Wirtschaftsziweiigen zur Verfügung stehen; Unter- 
schiede in der tatsächlichen Vorsorge zwischen der 
Alterssicherung der Arbeitnehmer in Groß- und 
Kleinbetrieben werden, soweit darüber Aussagen 
möglich sind, in dem Fünften Abschnitt dieses 
Berichtsteiles (soziale Lage der Arbeitnehmer) dar- 
gelegt. 

An Möglichkeiten der Alters- und Hinterblie- 
benensicherung kommen vor allem in Betracht; 

II. die Erwerbs tätigkeit im Alter 

12. die Versorgung durch Kinder 

13 . die Sicherung durch Vermögen 

14 . die private Lebensversicherung 

15 . die gesetzlichen Rentenversicherungen i 

16 . staatliche Versorgungen I 

Die tatsächliche Vorsorge für das Alter und für die ; 
Hinterbliebenen ist bei den selbständig Tätigen vor | 
allem dadurch gekennzeichnet, daß die ,aufgeführ- , 
ten sechs Möglichkeiten miteinander in anderer und | 
vielfältigerer Weise kombiniert werden, als dies bei 
Arbeitnehmern der Fall ist. Auch finden sich solche | 
KombLnationen häufiger als bei Arbeitnehmern, 
und die Art- der Vorsorge für das Alter und die 
Sicherung der Hinterbliebenen ist anders gewichtet 
als bei jenen. Möglichkeiten der privaten Vorsorge 
werden eine größere Bedeutung besitzen, zumal sie 
auch (für andere Zwecke, z. B. für eine Kredit- 
beschaffung, verwendet werden können. Allerdings ' 
sind meist auch bei den selbständigen Erwerbs- 
tätigen gesetzliche Rentenversicherungen beteiligt. ] 

11. Die Erwerbstäligkeit nadi Erreidien der 
Altersgrenze 

Die Erwerbs tätigkeit nach Erreichen der Alters- j 
grenze hat für die Seflbständigen eine 'größere | 
Bedeutung als für die Arbeitnehmer. Die Möglich- j 
keit, die Arbeit im Alter fortzusetzen, ist deswegen 
größer, wedl für Selbständige gesetzliche oder in i 
der Praxis festgelegte Altersgrenzen nicht bestehen, 
die ein Ausscheiden aus der Erwerbstätigkeit ohne 
weiteres bedingen. Die Art der Tätigkeit von Selb- j 


Ater 


ständigen erleichtert ebenfalls, wenn auch keines- 
wegs immer, die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
im Alter. Der Selbständige hat meist die Möglich- 
keit, seine Berufstätigkeit ihrem Umfang und ihrer 
Schwere nach der verminderten Leistungsfähigkeit 
im Alter anzupassen. Andererseits mag in gewis- 
sem Umfange auch ein Zwang zur Weiterarbeit im 
Alteir biestehen, weil sonst das Einkommen der 
Selbständigen ohne Erwerbstätigkeit zum Lebens- 
unterhalt nicht ausreichen würde. Man darf aber 
die Erwerbstätigkeit im Alter in ihrer Bedeutung 
für die Alters Sicherung nicht überschätzen. 1950 
waren von den männlichen Selbständigen (ein- 
schließlich der mithelfenden FamiMenangehörigen) 
11,5 V. H. (= 377 000) über 65 Jahre alt; dies sind 
70,7 V. H. aller Erwerbspersonen im Alter über 
65 Jahre*). Diese Zahlen sind jedoch, wie aus der 
zitierten Untersuchung hervorgeht, statistisch nicht 
ohne Bedenken. Auch sind die Angaben durch die 
Einbeziehung delr Landwirte, deren Verhältnisse in 
diesem Bericht nicht zu würdigen sind, stark beein- 
flußt. Schließlich dürfte feststehen, daß sich seit 
1950 die Verhältnisse stark gewanidelt haben. 

Die Erwerbs tätigkeit im Alter ist weiterhin auch 
innerhalb der Selbständigen nach Berufsgruppen 
unterschiedlich. Der Umfang der Erwerbstätigkeit 
dürfte wesentlich davon abhängen, welche Anfor- 
derungen von der Berufsausübung her gestellt 
werden, ob z. B. größere körperliche Anstrengungen 
und handwerkliche Genauigkeit oder ob eine 
geistige, insbesondere beratende Tätigkeit stärker 
im Vordergrund stehen. Bei den zuletzt genannten 
Tätigkeiten ist die Erwerbs tätigkeit im Alter 
beträchtlich höher als bei den übrigen. So befinden 
sich von den Angehörigen der rechts-, wirtschafts- 
und steuerberatenden freien Berufe 17 v. H. in 
einem Alter von über 65 Jahren (Tabelle 18 des 
Teils „Freie Berufe“). Aber auch bei diesen nimmt 
die Höhe des aus solcher Erwerbstätigkeit zu errei- 
chenden Einkommens im Durchschnitt mit dem 
Alter ab. 

12. Die Versorgung durch Kinder 

Die Versorgung durch Kinder hängt teils von 
dem Zusammenhang der Sorge- und Fürsorge- 
gemeinschaft der Familie, teils von Art und Größe 
des Betriebes ab. Eine Fortführung des Betriebes 
durch die Kinder des ehemaligen Betriebsinhabers 
ist dann Wirtschaftlich möglich, wenn Betriebsver- 

*) nach K. W. Kindel — E. Schackow, Die Bedeutung 
der Altersgrenze in den Systemen der sozialen Siche- 
rung, Berlin, 1957 
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mögen und Geschäftskreis dauerhaft und bis zu 
©inem gowisisen Grad von der Person des Betriebs- 
inhabers unabhängig sind. Angaben, in welchem 
Umfange Betriebe durch Kinder fortgefiihrt werden, 
liegen nicht vor, jedoch ist aus einer Meinungs- 
befragung bei Handwerkern bekannt, daß ein gutes 
Viertel der Befragten eine solche Weiterführung 
des Betriebes durch ihre Kinder erwartete. Die 
Berufsordnungen haben auf diesen Sachverhalt zum 
Teil Rücksicht genommen. So ist es nach dem Gesetz 
zur Ordnung des Handwerks vom 17. September 
1953 (BGBl. I S. 1411) — zum Zwecke einer Siche- 
rung der Hinterbliebenen — der Witwe und den 
minderjährigen Erben des Handwerkers erlaubt, 
den Handwerksbetrieb weiterzuführen (§ 4). Nach 
der Zulassungs Ordnung für Kassenärzte vom 
28. Juli 1957 (BGBl. I S. 572) kann der Praxis- 
inhaber nach mindestens lOjähriger kassenärztlicher 
Tätigkeit zugunsten des Ehegatten oder des leib- 
lichen Kindes -auf die Zulassung zur Praxis für die 
gesetzliche Krankenversicherung verzichten. Bei 
seinem Tode kann sein Kassenarztsitz für den in 
Aussicht genommenen Nachfolger freigehalten wer- 
den (§ 25; entsprechend die Zulassungsordnung für 
Kassenzahnärzte vom 28. Mai 1957 — BGBl. I S. 582). 
Trotz dieser gesetzlichen Förderung hat sich jedoch 
durch verschiedene Ursachen in der Fortführung des 
Betriebes durch Kinder und damit in der Alters- 
sicherung ein Wandel angebahnt, der dazu führen 
dürfte, daß die Familie den alten Leuten in der 
Regel keine ausreichende Sicherung mehr bieten 
kann. Zu den Ursachen gehören der sich beschleuni- 
gende Wechsel der Fertigungsmöglichkeiten, der 
häufigere Umstellungen deis Betriebtes im Laufe der 
Zeit erforderlich macht, die abweichenden Berufs- 
wünsche der Kinder, aber auch der Trend zur 
„Gattenfamilie", die Zunahme der älteren Jahr- 
gänge und die gestiegenen Lebensanisprüche der 
älteren Menschen, welche die Familien der nächsten 
Generation mit eigenen Kindern nicht mehr erfüllen 
können. 

13, Die Sicherung durch Vermögen 

Bei der Alterssicherung durch Vermögen hängt 
die tatsächliche Vorsorge weitgehend von der Höhe 
des Einkommens und meist auch von der Betriebs- 
größe ab. Hier gibt es zwischen den verschiedenen 
Gruppen der selbständig Tätigen und innerhalb die- 
ser Gruppen erhebliche Unterschiede. In Frage 
kommt hier in erster Linie die Nutzung des Be- 
triebsvermögens. Allerdings entspricht die Vor- 
stellung, daß der Verkauf des Betriebes eine Al- 
terssicherung gewährleiste, nicht mehr in dem 
früheren Umfange den tatsächlichen Gegebenheiten, 
vielmehr kommt eher eine Verpachtung des Betrie- 
bes, allenfalls ein Rentenverkauf, in Betracht. Eine 
solche Lösung trägt dem Umstand Rechnung, daß 
das im Betrieb investierte Kapital nicht wieder dem 
Verbrauch zugeführt werden soll und daß eine Al- 
terssicherung durch Sparkapital allein bei der Ver- 
längerung der allgemeinen Lebensdauer und bei 
der Unsicherheit über die persönliche Lebenslänge 
nur schwer in dem erforderlichen Ausmaß erreicht 
werden kann. Eine beträchtliche Rolle spielen aber 
wohl bei allen selbständig Tätigen die Einkünfte 


aus Hausbesitz, teils in der Form der Vermietung, 
teils in der Form der Ersparnis von Miete durch die 
Wohnung im eigenen Hause. So arbeitet z. B. etwa 
die Hälfte aller selbständigen Handwerker auf 
eigenem Grund und Boden und im eigenen Hause. 
Allerdings sind die Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung von Haus- und Grundbesitz infolge 
der gebundenen Mietpreise zurückgegangen. Wie 
weit eine Alterssicherung durch den Verbrauch von 
Sparkapital oder durch Zinsen aus solchem Kapital 
vorhanden ist, entzieht sich fast völlig der Kennt- 
nis *). 

14. Die private Lebensversicherung 

Der Abschluß von Lebensversicherungsverträgen 
mit privaten Versicherungsunternehmen hängt 
maßgeblich von der Einkommenslage des selbstän- 
dig Erwerbstätigen vor Erreichen der Altersgrenze 
ab. 

Uber die tatsächliche Vorsorge durch Lebensver- 
sicherung stehen nur in beschränktem Umfang An- 
gaben zur Verfügung. Während der gesamte Neu- 
zugang an Versicherungsverträgen (Policen) in den 
Jahren 1957 323 000 Stück und 1958 197 094 Stück, 
die Versicherungssumme des gesamten Neuge- 
schäfts 1957 2,38 Mrd. DM und 1958 1,867 Mrd. DM 
und die durchschnittlichen Versicherungssummen je 
Vertrag 1957 9300 DM und 1958 8500 DM betrugen, 
gibt die Tabelle Alterssicherung 1 ein Bild davon, 
in welchem Umfang Versicherungsverträge und 
Versicherungssummen auf Berufsgruppen entfielen, 
über deren Alterssicherung hier berichtet wird. 

Allerdings sind in dieser Übersicht auch die Ar- 
beitnehmer der betreffenden Berufsgruppen berück- 
sichtigt. Immerhin ergibt sich, daß Handwerker und 
freie Berufe einen weit größeren Anteil an dem 
Abschluß von Lebensversicherungsverträgen und 
einen noch größeren Anteil an den vertraglichen 
Versicherungssummen in Anspruch nehmen, als 
dies ihrem Verhältnis zur Zahl der übrigen Er- 
werbstätigen entspricht. Die Übersicht weist weiter 
aus, daß die durchschnittlichen Versicherungssum- 
men in diesen Berufsgruppen von 1955 auf 1958 
überproportional, nämlich etwa um fast 50 v. H., ge- 
stiegen sind. Weiter läßt sich erkennen, daß die 
Höhe der durchschnittlichen Versicherungssumme 
nach den einzelnen Erwerbszweigen und nach Be- 
rufsgruppen redit unterschiedlich ist. Es ist anzu- 
nehmen, daß sich auch innerhalb der Berufsgruppen 
solche beträchtlichen Unterschiede zeigen würden, 
wenn darüber Statistiken vorlägen. 

Man wird annehmen können, daß sehr viele 
Selbständige eine private Lebensversicherung abge- 
schlossen haben. Jedoch kommt diese ihrer gerin- 
gen Höhe nach nicht in allen Fällen für eine Alters- 
sicherung in Betracht. Lebensversicherungsver- 
träge werden vielfach von selbständig Erwerbstäti- 
gen deswegen abgeschlossen, um eine Möglichkeit 
für ihre Beleihung und damit zur Kapitalbeschaf- 

*) Einige Angaben sind von Abel, Soziale Sicherheit in 

den Grenzbereichen des selbständigen Mittelstandes, 

Schriftenreihe des Bundesministeriums für Arbeit und 

Sozialordnung, Heft 6, Stuttgart, 1959, S. 41 f., gemacht 

worden. 
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fung zu haben, um die Abfindung von Kindern zu 
ermöglichen oder der Witwe bei vorzeitigem Tod 
die Umstellung des Betriebes zu erleichtern. Wich- 
tig ist in diesem Zusammenhang auch, daß Aufwen- 
dungen für die Lebensversicherung bei der Besteue- 
rung des Einkommens begünstigt sind. Eine Al- 
terssicherung allein durch eine Lebensversicherung 
würde eine Versicherungssumme von 25 000 bis 
30 000 DM erfordern. Wie der Vergleich mit den 
durchschnittlichen Versicherungssummen (allerdings 
je Vertrag) zeigt, werden solche Summen im Durch- 
schnitt nicht erreicht. 

Die Lebensversicherung hat daher Bedeutung vor 
allem nicht als alleinige, sondern als zusätzliche und 
in mannigfaltiger Weise anwendbare Versiche- 
rungsform. 

Für die selbständig Tätigen im Sinne dieses Be- 
richtes ist typisch, daß sie ihre Lebensversiche- 
rungsverträge vielfach bei solchen Versicherungs- 
gesellschaften abschließen, die ihrer Berufsgruppe 
nahestehen, von dieser empfohlen werden und in 
der meist auch Vertreter der jeweiligen Berufs- 
gruppe Einfluß ausüben können. So arbeiten die 
dem Handwerk nahestehenden Versicherungsge- 
sellschaften, die in der „Arbeitsgemeinschaft be- 
rufsständisch orientierter Versicherungsanstalten" 
zusammengeschlossen sind, mit den Handwerks- 
organisationen eng zusammen. Der Abschluß von 
Gruppenversicherungsverträgen innerhalb der Ärzte- , 
Schaft und der Zahnärzteschaft, hier vielfach durch ^ 
freie Verbände und durch Ärztekammern, ist ein 
weiteres Beispiel dafür. 

1 5. Gesetzliche Rentenversicherungen 

Die Alterssicherung der Selbständigen durch ge- 
setzliche Rentenversicherungen ist so unterschied- j 
lieh, daß darüber nur für jede einzelne Gruppe ge- 
trennt berichtet werden kann. Für die Handwerker | 
besteht eine besondere Art der Pflichtversicherung j 
im Rahmen der Rentenversicherung der Angestell- | 
ten. Fast die Hälfte der freien Berufe ist nach Bun- j 
des- oder Landesgesetz pflichtversichert. Während , 


nur für einzelne kleinere Gruppen des Gewerbes 
eine Pflichtversicherung besteht, stellt der Bereich 
des Handels vermutlich den größten Teil der Per- 
sonen, die als freiwillig Weiterversicherte in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung geführt werden. Den 
bestehenden gesetzlichen Versicherungen (Pflicht- 
versicherung und freiwillige Versicherung) ist ge- 
meinsam, daß sie jeweils in besonderer Weise die 
Bedürfnisse und Wünsche der einzelnen Gruppen 
berücksichtigen. Durchweg ist für die hier zu behan- 
delnden Selbständigen also eine gruppenspezifische 
Lösung der gesetzlichen Alters- und Hinterbliebe- 
nenversicherung vorgesehen. Mit Ausnahme der in 
der Angestelltenversicherung pflichtversicherten 
freien Berufe besteht weder für die Pflicht- noch für 
die freiwillige Versicherung eine Begrenzung der 
Versicherungspflicht und der Berechtigung zur frei- 
willigen Versicherung nach der Höhe des Einkom- 
mens. Schließlich erhalten Handwerker und die frei- 
willig Versicherten der Rentenversicherung der Ar- 
beitnehmer in gleicher Weise wie die Arbeitnehmer 
einen Staatszuschuß zu ihren Renten. Bei den freien 
Berufen ist dies — abgesehen von der freiwilligen 
Teilnahme an der Angestelltenversicherung — ge- 
genwärtig nicht der Fall. 

16. Maßnahmen für Kriegsgeschädigte 

Zum Ausgleich von Folgen des Krieges, soweit es 
sich um gesundheitliche Schädigungen oder mate- 
rielle Verluste durch Vertreibung, Flucht und Kriegs- 
sachschaden handelt, sind im Bundesversorgungsge- 
setz und im Lastenausgleichsgesetz besondere Maß- 
nahmen getroffen worden. Dabei wird im allgemei- 
nen rechtlich nicht danach unterschieden, ob es sich 
um selbständige Erwerbstätige oder um Arbeitneh- 
mer handelt. Einige in den vorgenannten Gesetzen 
vorgesehene Leistungen übernehmen jedoch in 
einem gewissen Rahmen Aufgaben der Alterssiche- 
rung für solche selbständige Erwerbstätige, die von 
den Kriegsfolgen besonders betroffen worden sind, 
und berücksichtigen dabei auch Verhältnisse, die 
sich aus der Ausübung einer selbständigen Erwerbs- 
tätigkeit ergeben. 


Tabelle Alterssicherung 1 

Entwicklung des männlichen Neuzugangs in der Großlebensversicherung in den Jahren 1955 bis 1958 





Aufteilung des Neugeschäfts 



durchschnittliche 


Berufs- 

bezeichnung 


Policen 

in v. H, 


Versicherungssumme in 

v. H. 

Versicherungss 

umme in DM 


1955 

1956 

1957 

1958 

1 1955 

1956 

1957 

1958 

1955 

1956 

1957 

1958 

Rechts- 
anwälte, 
Architekten , 

1,94 

1,98 

2,23 

2,02 

3,06 

3,12 

3,40 

3,11 

10 000 

11 400 

14 100 

13 100 

Ärzte, 

Zahnärzte . . 

3,08 

2,89 

2,88 

2,82 

4,69 

4,34 

4,66 

4,57 

9 600 

10 900 

15 000 

13 700 

Schriftleiter, 
Künstler . . 

0,62 

0,62 

0,68 

0,79 

0,69 

0,72 

1,00 

0,89 

7 100 

8 400 

13 600 

9 700 

Handwerker . 

31,32 

30,36 

29,88 

28,17 

26,78 

26,37 

22,22 

24,59 

5 400 

6 300 

6 900 

7 400 

Apotheker . . 

0,62 

0,67 

0,77 

0,77 

0,83 

0,87 

1,17 

1,07 

8 400 

9 400 

14 200 

11 800 


Quelle: Statistik des Verbandes der privaten Lebensversicherungsunternehmen e. V., Versicherungswirtischaft 
1956 S. 251; 1958 S. 491; 1959 S. 284 und 1960 S. 117 
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2. Spezielle Regelungen für das Handwerk 

21. Versicherung nach dem Handwerkerversor- 
gungsgesetz 

Alle selbständigen Handwerker sind gegenwärtig 
auf Grund des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 1938 
(RGBl. I S. 1900) in der Rentenversicherung der An- 
gestellten pflichtversichert. Es besteht jedoch Ver- 
sicherungsfreiheit, wenn die Handwerker eine oder 
mehrere Lebensversicherungen abgeschlossen haben 
und eine gleiche Beitragsbelastung dafür tragen, wie 
sie diese in der Rentenversicherung der Angestell- 
ten zu übernehmen hätten. Mit der Hälfte seines 
Beitrags ist der Handwerker versicherungsfrei, wenn 
er diese als Prämie zu einem Lebensversicherungs- 
vertrag verwendet. Eine weitere Möglichkeit zur 
Befreiung von der Versicherungspflicht auf Antrag 
ist durch das Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetz vom 23. Februar 1957 (BGBl. I S. 88) ein- 
geführt worden (Artikel 2 § 52). Die Befreiung ist 
möglich, wenn für insgesamt 180 Kalendermonate 
Pflichtbeiträge entrichtet worden sind. Der Deutsche 
Bundestag hat am 1. Juli 1960 das Gesetz über eine 
Rentenversicherung der Handwerker (Handwerker- 
versicherungsgesetz) verabschiedet. Dieses Gesetz 
sieht vor, daß die Pflichtversicherung auf einen 
Zeitraum von 18 Jahren einschließlich der Lehr- 
Lind Gesellenzeit begrenzt und in der Renten- 
versicherung der Arbeiter durchgeführt wird. Nach 
Beendigung der Pflichtmitgliedschaft hat der Hand- 
werker die Möglichkeit der freiwilligen Weiterver- 
sicherung. Außerdem enthält das Gesetz eine Rege- 
lung, die Li, a. den Handwerkern in den ersten drei j 
Jahren der Selbständigkeit oder mit nur einem Be- 
schäftigten die Beitragsentrichtung erleichtert. Eine 
getrennte Rechnungsführung für die Handwerker- 
versicherung ist in diesem Gesetz nicht mehr vorge- 
.sehen. Die Pflichtbeiträge sollen durch die Träger 
der sozialen Krankenversicherung eingezogen wer- 
den. Das Gesetz soll am 1. Januar 1962 in Kraft tre- 
ten. Aus dem Material, das die Bundesregierung den 
Ausschüssen für Sozialpolitik und für Mittelstands- 
fragen anläßlich der Beratung der Gesetzentwürfe 
zugeleitet hat und auf das verwiesen werden kann, 
soll hier folgendes wiedergegeben werden: 

211. Nach den Angaben in der Liandwerkszählung 
1956 gehörten 34,5 v. H. der Betriebsinhaber der An- 
gestelltenversicherung an; ll,5v. H. machten von 
der sogenannten Halbversicherung Gebrauch. 37,9 
V. H. waren auf Grund eines Lebensversicherungs- 
vertrages von der Versicherungspflicht frei. 8,1 v. H. 
hatten sonstige Versicherungen (Schornsteinfeger- 
meisterversorgung u. ä.) abgeschlossen oder bezo- 
gen Renten. Die Angaben sind Jedoch durch die Ein- 
räumung weiterer BefreiungsmÖglichkeiten anläß- 
lich der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze 
überholt. 

Der Anteil der in der Angestelltenversicherung 
versicherten Handwerker hing von dem Jahresein- 
kommen ab, und zwar derart, daß die Handwerker 
mit einem geringeren Einkommen in größerem Um- 


fange pflichtversichert waren als diejenigen, die 
einen größeren Betrieb hatten oder ein höheres Ein- 
kommen bezogen. 

212. Im Januar 1960 wurden an Handwerker aus 
der Rentenversicherung der Angestellten rd. 190 000 
Renten gezahlt, davon 128 000 Versichertenrenten 
und rd. 52 500 Witwenrenten. Die Zahl der Renten 
nimmt ständig zu. 

Die durchschnittlichen laufenden Versichertenren- 
ten an Handwerker betrugen rd. 172 DM, die durch- 
schnittlichen Witwenrenten rd. 105 DM. Die Renten 
an Angestellte (Nichthandwerker) lagen um 50 v. H. 
höher. Auf Grund der derzeitigen Regelungen kann 
nicht damit gerechnet werden, daß die Renten an 
Handwerker — abgesehen von allgemeinen Renten- 
anpassungen — in den nächsten Jahren steigen 
werden. 

213. Die Zahl der Handwerker, die Beiträge zur 
Handwerkerversorgung in den Jahren 1958undl959 
gezahlt haben, dürfte nicht über 300 000 hinausgehen. 
Die durchschnittliche Beitragsleistung lag in den 
Jahren 1957 und 1958 bei 43 DM, jedoch wurden im 
Durchschnitt nur Beiträge für etwa 7V2 Monate im 
Jahr entrichtet. Obwohl die Belastung des Hand- 
werkers durch die Handwerkerversorgung mit 14 
V. H. seines beitragspflichtigen Einkommens theore- 
tisch sehr hoch erscheint, ist sie tatsächlich im Durch- 
schnitt nicht wesentlich höher als diejenige eines 
Handwerksvollgesellen durch seinen eigenen Bei- 
lragsanteil (ohne den des Arbeitgebers). 

22. Sonderregelung für Bezirksschornsteinfeger- 
meister 

Die Bezirksschornsteinfegermeister sind nicht ver- 
sicherungspflichtig nach dem Gesetz über die Al- 
tersversorgung für das Deutsche Handwerk (HVG). 
Dafür besteht Zwangsmitgliedschaft in der „Versor- 
gungsanstalt der Deutschen Bezirksschornsteinfeger- 
meister". Die Höhe der insgesamt jährlich von je- 
dem aktiven Bezirksschornsteinfegermeister zu ent- 
richtenden Beiträge beträgt 2000 DM. Das Ruhegeld 
beläuft sich auf 5000 DM im Jahr; es wird auch 
Witwen- und Waisengeld gezahlt. 

3. Bemerkungen zur Altersversorgung im 
Handel 

Eine Pflichtversicherung besteht im Bereich des 
Handels nicht, jedoch dürften der überwiegenden 
Zahl der Berufsangehörigen Anwartschaften gegen- 
über der gesetzlichen Rentenversicherung dadurch 
zustehen, daß sie in ihrer Lehrzeit und ihrer Gehil- 
fenzeit versicherungspflichtig beschäftigt waren. 
Die Zahl der freiwillig versicherten erwerbstätigen 
Männer in der Rentenversicherung betrug im Okto- 
ber 1957 893 000 Personen*). Rechnet man hiervon 

die Angestellten mit Einkommen über der Versiche- 
rungspflichtgrenze und die freiwillig versicherten 
Landwirte ab, so entfallen auf die Gruppen des Han- 

*) Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes, Wirt- 
schaft und Statistik, 1959, S. 353 
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dels, des übrigen Gewerbes, der freien Berufe und 
auf die nichtpflichtversicherten Handwerker etwa 
450 000 freiwillig versicherte Männer. Die Mehrzahl 
dieser Personen dürfte zürn Handel zu rechnen sein. 
Soweit von den freiwillig versicherten Berufsange- 
hörigen im Handel Beiträge in der Gegenwart nicht 
mehr entrichtet werden, erleiden sie dadurch — so- 
fern sie die Wartezeit erfüllt haben — keine Ver- 
luste für ihre Alters- und Hinterbliebenenversor- 
gung, da die Anwartschaft aus den Beiträgen zur 
gesetzlichen Rentenversicherung (abgesehen von 
einer Ubergangsregelung) auch ohne Beitragszah- 
lung erhalten bleibt, 

4. Spezielle Regelungen im Verkehrsgewerbe 
und im sonstigen Gewerbe 

Von den Berufsangehörigen des übrigen Gewer- 
bes sind Hausgewerbetreibende, Küstenschiffer und 
Küstenfischer, die beiden letzteren unter bestimm- 
ten Voraussetzungen, nach § 1227 Abs. 1 der Reichs- 
versicherungsordnung versicherungspflichtig in der 
Rentenversicherung der Arbeiter. Für die freiwillige 
Versicherung in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen gelten die Ausführungen zu 3. entsprechend. 

5, Spezielle Regelungen für die freien Berufe 

Für die Hälfte aller in den freien Berufen selb- 
ständig Tätigen besieht gegenwärtig eine Pflicht- 
versicherung. Mindestens 95 000 Angehörige der 
freien Berufe werden davon erfaßt. Tatsächlich 
dürfte der Anteil (mehr als 45 v. H.) noch etwas 
höher liegen. Die Pflichtversicherung erfolgt in zwei 
großen Gruppen, nämlich in der Rentenversicherung 
der Angestellten oder in landesgesetzlichen Versi- 
cherungs- oder Versorgungseinrichtungen. 

Eine Pflichtversicherung nach dem Angestellten- 
versicherungsgesetz besteht für mindestens 37 900 
Personen. Für fast alle Heilberiife und für kleine 
Teile der übrigen freien Berufe bestehen landesge- 
setzliche Versicherungs- und Versorgungseinrich- 
tungen mit etwa 55 800 Personen. Für die sogenann- 
ten kammerfähigen Berufe (Arzte, Zahnärzte, Tier- 
ärzte, Apotheker, Rechtsanwälte) bestehen ferner 
Fürsorgeeinrichtungen der Berufskammern. Von den 
technischen freien Berufen kann angenommen wer- 
den, daß die Berufsangehörigen überwiegend die 
Berechtigung zur freiwilligen Weiterversicherung 
in der Rentenversicherung der Arbeitnehmer besit- 
zen und ein Großteil davon Gebrauch macht. 

Für die einzelnen Berufsgruppen gilt folgendes: 

51. Innerhalb der Heilberufe sind alle Berufsgrup- 
pen mit Ausnahme der Heilpraktiker pflichtver- 
sichert, allerdings nicht immer in allen Bundeslän- 
dern. 

511. Für Ärzte bestehen landesgesetzliche Versor- 
gungseinrichtungen in Baden-Württemberg (Landes- 
teil Württemberg-Hohenzollern), Bayern, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen (in Westfalen in Bildung be- 
griffen), Rheinland-Pfalz, Saarland. Die Ausdehnung 
der Ärzteversorgung auf die übrigen Landesteile 


des Landes Baden- Württemberg wird angestrebt. 
In Bremen und in Niedersachsen gibt es versor- 
gungsähnliche Einrichtungen. Eine Ermächtigung 
zur Errichtung einer Versorgungseinrichtung besteht 
in Schleswig-Holstein. Insgesamt wohnen etwa zwei 
Drittel der Ärzte in Ländern oder Landesteilen, die 
eine Versorgungseinrichtung besitzen. 

512. Für Zahnärzte bestehen Versorgungseinrich- 
tungen etwa in dem gleichen Umfang wie für Ärzte. 

513. Für Tierärzte bestehen Versorgungseinrich- 
tungen in Baden-Württemberg (Landesteil Württem- 
berg-Hohenzollern), Hessen, Nordrhein-Westfalen 
(Nordrhein), Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein. 
Insgesamt wohnt etwa die Hälfte aller Tierärzte in 
Ländern oder Landesteilen, die eine Versicherungs- 
oder Versorgungseinrichtung besitzen. 

514. Für Apotheker bestehen Versorgungseinrich- 
tungen in Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord- 
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol- 
stein. Insgesamt wohnen etwa zwei Drittel aller 
Apotheker in Ländern oder Landesteilen, die eine 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung be- 
sitzen. 

515. Hebammen sind nach § 2 Nr. 5 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes ohne Ausnahme pflicht- 
versichert. 

I 516. Krankenpfleger, Masseure usw. sind nach § 2 
Nr. 6 des Angestelltenversicherungsgcsetzes pflicht- 
versichert, soweit sie keine Angestellten beschäfti- 
gen. Dies dürfte für fast alle Angehörigen dieser Be- 
j rufsgruppe zutreffen. 

52. Für die rechts- und wirtschaftsberatenden Be- 
rufe bestehen Versicherungs- oder Vorsorgeein- 
richtungen im Saarland, nämlich für Rechtsanwälte, 
Notare, Steuerberater und Helfer in Steuersachen, 
sowie für Notare in Bayern. Für die ehemalige bri- 
tische Zone besteht eine Hilfskasse für Rechtsan- 
wälte. 

53. Für Architekten, Ingenieure und technische Be- 
rufe besteht nur im Saarland eine Versorgungsein- 
richtung der Architekten. 

54. Von den Bildungsberufen sind die selbständi- 
gen Lehrer und Erzieher nach § 2 Nr. 3 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes pflichtversichert, wenn 
sie in ihrem Betrieb keine Angestellten beschäfti- 
gen. 

55. Von den künstlerisch und publizistisch schaf- 
fenden und nachschaffenden Berufen sind pflichtver- 
sichert 

551. die Musiker einschließlich der Sänger nach § 2 
Nr. 3 des Angestelltenversicherungsgesetzes, wenn 
sie in ihrem Betrieb keine Angestellten beschäftigen, 
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552. die selbständigen Artisten ohne Ausnahme ' 
(§ 2 Nr. 4 AVG). 

Weiterhin gewährt die Deutsche Künstlerhilfe 
beim Bundespräsidenten verdienten und würdigen ' 
Künstler, die in Not geraten sind, Hilfe. Neben pri- 
vaten Spenden erhält die Deutsche Künstlerhilfe 
jährlich aus Bundes- und Landesmitteln je 100 000 
DM. Außerdem gewähren die Länder Ehrensolde an | 
Künstler. Nach einer Zusammenstellung des Sekre- ! 
tariats der Ständigen Konferenz der Kultusminister j 
der Länder in der Bundesrepublik Deutschland brach- 
ten die Länder im Rechnungsjahr 1958 rund 400 000 
DM für diesen Zweck auf. 


56. Allgemeines j 

Für die Gruppen der freien Berufe, die in der Ren- 
tenversicherung der Angestellten pflichtversichert 
sind, gelten die gleichen Vorschriften wie für die 
Versicherung der Arbeitnehmer. Eine gesonderte Er- 
fassung dieser Berufsgruppen, um etwa die Höhe ; 
der Beiträge oder die Höhe der Renten zu erfahren, ^ 
ist nicht möglich, zumal in diesen Berufsgruppen 
häufiger ein Wechsel zwischen selbständiger und 
unselbständiger Tätigkeit vorkommt. 

Von den berufsständischen landesgesetzlichen I 
Pflichtversicherungen ist die Bayerische Versiehe- : 
rungskammer für Ärzte, Zahnärzte, Dentisten, Tier- : 
ärzte am 1. Oktober 1923 gegründet worden. Die 
übrigen Versorgungswerke sind zwischen 1950 und 
der Gegenwart entstanden. Ihre Rechtsgrundlage 
finden sie zum Teil in besonderen Gesetzen (so Bay- 
ern, Württemberg-Hohenzollern, Hessen), zum Teil 
in den Gesetzen über die Berufskammern. Durchweg j 


handelt es sich nur um Rahmenbestimmungen, die 
der Satzung eine weitgehende Gestaltungsmöglich- 
keit überlassen. Dementsprechend sind die Vor- 
schriften über Beiträge und Leistungen recht unter- 
schiedlich. Die Beiträge werden zum Teil nach dem 
Einkommen bemessen und betragen 6 bis 14 v. H., 
zum Teil werden sie aber auch nach dem Lebens- 
alter abgestuft. An Leistungen werden im allgemei- 
nen Altersruhegeld, Berufs- oder Erwerbsunfähig- 
keitsrenten, Witwen- und Witwerrenten sowie Wai- 
senrenten gewährt. Die Höhe der Renten weist sehr 
starke Unterschiede auf. Während früher vielfach 
in Anlehnung an die Bayerische Ärzteversorgung 
eine Grundrente zwischen 200 und 300 DM monat- 
lich als wünschenswert angesehen wurde, haben sich 
neuerdings vielfach Rentenformeln durchgesetzt, die 
eine Bindung der Renten an die Einkommen der je- 
weiligen Berufsgruppen vorsehen, ähnlich wie sie 
nach den Rentenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zen für die Rentenversicherung der Ärbeitnehmer 
bestehen. Nur ein Teil der Versorgungswerke hat 
die Berufsangehörigen, die sich im Zeitpunkt der Er- 
richtung des Versorgungswerkes bereits im Renten- 
alter befanden, und die vorhandenen Witwen und 
Waisen mit in die Rentengewährung eingeschlossen, 
so daß unter Umständen selbst in den Gebieten, in 
denen Versicherungs- oder Versorgungseinrichtun- 
gen bestehen, eine Lücke in der Älters- und Hinter- 
bliebenensicherung vorhanden ist. Zum Teil sind die 
Regelungen für solche Berufsangehörige ungünsti- 
ger, die bei Errichtung der Versicherungs- oder Ver- 
sorgungseinrichtung im vorgerückten Lebensalter 
standen. Daher werden die Fragen der Älterssiche- 
rung auch in den Ländern und Landesteilen, in de- 
nen neuerdings Versorgungswerke eingeführt sind, 
nicht immer als in vollem Umfange gelöst betrachtet. 


Tabelle Alterssicherung 2 


1 

1 

Gesamt- 


für die Einführung einer Pflichtversicherung 
stimmten 


zahl der 
Abstim- 

an der Abstim- 




in 

V. H. 



mungs- 

berech- 

tigten 

mung beteiligt 

absolut 

der an der Ab- 
stimmung Betei- 
ligten 

der Ab- 
stim- 
mungs- 
berech- 
tigten 

Rechtsanwälte .... 

17 786 

14 069 

10 410 ‘) 



74 


58 

Wirtschaftsprüfer . . . 

1 411 

690 

445 



64 


32 

vereidigte Buchprüfer . 

1 258 

806 

661 



82 


53 

Steuerberater 

4 114 

1 340 

1 039 



77 


25 



A B 

A : V. 


A 

J. 

B 


Helfer in Steuersachen 

18 918 

i 

4 454 j 866 

3 705 j 738 


83 

! 

1 

85 

23 


9 für Mehrheits- und Minderheitsentwurf 

“) Abstimmungsergebnisse nach A und B aufgegliedert, weil die Angehörigen dieser Berufsgruppe in 2 Berufs- 
verbänden (A und B) organisiert sind 
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Soweit die freien Berufe noch keine landesgesetz- 
lichen oder bundesgesetzlichen Alterssicherungs- 
einrichtungen besitzen, bemühen sich die Angehöri- 
gen von Berufsgruppen, deren Tätigkeit an eine be- 
sondere Zulassung gebunden ist und die in Kam- 
mern zusammengeschlossen sind, um gesetzliche 
Grundlagen für ihre Alterssicherung. Es handelt sich 
hierbei um die Gruppen der Rechtsanwälte, Wirt- 
schaftsprüfer, vereidigten Buchprüfer, Steuerberater, 
Helfer in Steuersachen und — soweit nicht schon 
landesgesetzliche Einrichtungen bestehen — der 
Zahnärzte. Die rechts-, wirtschafts- und steuerbera- 
tenden Berufe haben in den Jahren 1958 und 1959 
Befragungen der Berufsangehörigen durchgeführt, 
die sich auf Entwürfe einer gesetzlichen Pflichtver- 
sicherung, wie sie von der Bundesrechtsanwalts- 
kammer und vom Deutschen Anwaltverein vorbe- 
reitet waren, bezogen. Wie sich aus Tabelle Alters- 
sicherung 2 ergibt, haben die an der Abstimmung 
beteiligten Angehörigen dieser Berufsgruppen sich 
mit überraschend hoher Mehrheit für die Einfüh- 
rung einer Pflichtversicherung ausgesprochen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Soziale Lage und Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer 


1. Vorbemerkung 

Die Ausführungen über die soziale Lage und die 
Arbeiisverhältnisse der Arbeitnehmer beschränken 
sich im wesentlichen auf die Darstellung der mate- 
riellen Situation, da verwertbares Material über die 
sonstigen, die Arbeitsverhältnisse beeinflussenden 
Faktoren nicht vorhanden ist. Auf diese Faktoren 
soll daher nur insoweit eingegangen werden, als 
über allgemeine und ohnehin bekannte Tatsachen 
hinaus Feststellungen getroffen werden können. Im 
wesentlichen ist dies nur beim Handwerk der Fall. 

Auch eine Darstellung nur der materiellen Situa- 
tion, die im folgenden die Löhne und Gehälter, die Ar- 
beitszeit, den Urlaub und die betrieblichen Sozial- 
zuwendungen umfassen soll, muß infolge der Lük- 
kenhaftigkeit des vorliegenden Materials unvoll- 
kommen bleiben. Soweit es sich um die effektiven 
Löhne und Gehälter handelt, liegen immerhin für 
die größeren Bereiche des Handwerks (Arbeiter), 
des Handels (Angestellte), der freien Berufe (An- 
gestellte) und der Industrie (Arbeiter und Ange- 
stellte) Zahlen der amtlichen Statistik vor. Sie lie- 
gen allerdings, soweit es sich um die Gliederung 
nach Betriebsgrößenklassen handelt, weiter zurück 
und sind nach Männern und Frauen sowie nach Lei- 
stungsgruppen unterteilt. Hinsichtlich der übrigen 
sozialen Leistungen gibt es dagegen zur Zeit nur 
wenige private Erhebungen für Industrie und Hand- 
werk, die überdies schon älteren Datums sind. Eine 
amtliche Erhebung über die sozialen Leistungen im 
Handel und in der Industrie ist für das Jahr 1957 
durchgeführt worden; ihre Ergebnisse werden einen 
— allerdings nicht nach Betriebsgrößenklassen — 
gegliederten Überblick über die Höhe und die ver- 
schiedenen Arten der neben den Löhnen und Gehäl- 
tern gewährten Leistungen (wie betriebliche Alters- 
versorgung, Urlaub, Weihnachtsgratifikation, Woh- 
nungsfürsorge) bringen. 


2. Benutzte Quellen und deren Aussage- 
fähigkeit 

Die Zahlen über die Löhne und Gehälter in Indu- 
strie, Handel, Handwerk und in den freien Berufen 
sind nach Wirtschaftszweigen und Leistungsgruppen 
gegliedert, stellen aber in diesem Rahmen nur 
Durchschnittswerte dar mit allen Nachteilen, die sol- 
chen Berechnungen anhaften. Innerhalb jeder Lei- 
stungsgruppe sind unter Umständen eine Vielzahl 
von Tätigkeiten teilweise sehr unterschiedlicher 
Qualifikation und auch mit entsprechend unter- 
schiedlicher Bezahlung zusammengefaßt. Außerdem 
werden im Handwerk und bei den freien Berufen 
nur — wenn auch bedeutsame — • Ausschnitte ge- 


bracht, von denen nicht mit Sicherheit gesagt wer- 
den kann, daß sie für den Gesamtbereich als reprä- 
sentativ anzusehen sind. Immerhin vermitteln die 
Zahlen gewisse größenordnimgsmäßige Vorstellun- 
gen, insbesondere was die Spanne zwischen den 
verschiedenen Bereichen angeht. 

Für die Darstellung nach Betriebsgrößenklassen 
liegen nur Zahlen aus der Lohn- und Gehaltsstruk- 
turerhebung 1951 vor. Die bereits erwähnte Lohnstruk- 
turerhebung 1957 ebenso wie die Erhebung über die 
sozialen Aufwendungen der Unternehmer, die sich 
nur auf die Industrie, den Handel und die freien Be- 
rufe (hier nur auf die Gehälter ohne die sonstigen 
Sozialieistungen) beziehen, gliedern die Ergebnisse 
nicht nach Betriebsgrößenklassen. Eine Aufteilung 
der Ergebnisse in ihrer Gliederung nach Betriebs- 
größenklassen ist zwar technisch möglich, würde 
aber eine mit beträchtlichen Kosten verbundene zu- 
sätzliche Aufbereitung erforderlich machen. Es bleibt 
daher nur übrig, auf frühere Erhebungen zurückzu- 
greifen, sofern diese auch für die heutige Zeit noch 
einen Aussagewert besitzen. 

über Umfang und Struktur des betrieblichen So- 
zialaufwandes in den verschiedenen Wirtschaftsbe- 
reichen lag bisher noch keine umfassende amtliche 
Statistik vor. Es mußten daher Erhebungen anderer 
Stellen zu Hilfe genommen werden, die zudem noch 
erhebliche Zeit zurückliegen. Sie beziehen sich ledig- 
lich auf die Industrie und, sehr unvollkommen, auf 
das Handwerk, über die anderen außerindustriellen 
Bereiche liegen keine Angaben vor. Während die 
Statistik für die Industrie einen Vergleich der ver- 
schiedenen Betriebsgrößenklassen erlaubt, ist dies 
für das Handwerk nicht möglich. Es lassen sich 
lediglich die Größenordnungen von Handwerk und 
Industrie mit erheblichen methodischen Vorbehalten 
gegenüberstellen. 


3. Löhne und Gehälter 

Die Löhne und Gehälter werden im folgenden 
einmal in ihrer Unterteilung nach Wirtschaftsbe- 
reichen, zum anderen — soweit Material vorhanden 
— nach Betriebsgrößenklassen dargestellt. 

31. Effektivlöhne und -gehälter nach Wirtschafts- 
zweigen 

Die durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste 
der männlichen Arbeiter betrugen im Mai 1959 im 
Handwerk rund 484 DM (Vollgeselle) und in der 
Industrie rimd 554 DM (Facharbeiter). 

Im Durchschnitt der erfaßten Bereiche des Hand- 
werks verdient der Vollgeselle, der etwa dem Fach- 
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arbeiter zu vergleichen ist, also rund 13 v. H. weni- 
ger als der Facharbeiter in der Industrie. Für die 
Angestellten in Industrie, Handel und für die bei 
freiberuflich Tätigen Beschäftigten ergibt sich fol- 
gendes Bild: 


Kaufmännische und technische Angestellte 


Handel*) 

Freie Berufe**) 

Industrie 

Männer j 

Frauen 

Männer 

Frauen 

Männer 

Frauen 

598 DM 

360 DM 

658 DM 

321DM 

704 DM 

420 DM 


*) einschließlich Geld- und Versicherungswesen 


**) Für die bei freiberuflich Tätigen Beschäftigten lagen 
nur Zahlen für Oktober 1957 vor; sie wurden auf 
Grund der durchschnittlichen Entwicklung der Gehäl- 
ter in dem Bereich Handel, Banken und Versicherun- 
gen (8 V. H.) auf Mai 1959 fortgeschätzt. 

Die männlichen und die weiblichen Angestellten 
im Handel verdienen hiernach 15 v. H. weniger als 
die entsprechenden Angestellten in der Industrie. 
Der Unterschied der bei den freiberuflich Tätigen 
beschäftigten männlichen Angestellten gegenüber 
der Industrie beträgt 7,5 v. H., der der weiblichen 
Angestellten sogar 24 v. H. 

Während bisher nur Gesamtdurchschnitte, die le- 
diglich verhältnismäßig grobe größenordnungsmä- 
ßige Vorstellungen zu liefern geeignet sind, ge- 
bracht wurden, soll im folgenden eine Übersicht 
über die Verdienste in der Gliederung nach den 
verschiedenen Wirtschaftszweigen sowie nach Qua- 
lifikationsstufen gegeben werden, die wesentlich 
genauere Einblicke in die Verdienste und die hier 


zwischen den einzelnen Bereichen bestehenden Un- 
terschiede ermöglicht, wenngleich auch hier noch 
Vorbehalte, auf die im Laufe des Berichts jeweils 
näher eingegangen wird, zu machen sind. 

Im Handwerk ergibt eine Gegenüberstellung 
von einer Reihe von wichtigeren Flandwerkszwei- 
gen mit Industriezweigen, die — wenn auch nur 
unter bestimmten Vorbehalten — in etwa vergleich- 
bar sind, das aus Tabelle Soziale Lage 1 ersicht- 
liche Bild. 

Die Übersicht zeigt, daß die Verhältnisse in den 
verschiedenen Handwerkszweigen im Vergleich zu 
den entsprechenden Industriezweigen sehr unter- 
schiedlich sind. Während in der Bau- und Möbel- 
tischlerei, in der Fleischerei und für die Männer in 
der Herrenschneiderei die Verdienste denen der In- 
dustrie in etwa entsprechen oder, wie bei der 
Fleischerei, sie sogar leicht übersteigen, sind die 
Verdienste für die weiblichen Arbeiter in der Her- 
ren- und Damenschneiderei bis zu 20 v. H. niedri- 
ger. In den übrigen Bereichen liegen die Verdienste 
im Handwerk etwa 10 bis 12 v. H. unter denen ver- 
gleichbarer Industriezweige. 

Bei der Beurteilung dieser effektiven Verdienste 
dürfen allerdings Einflüsse auf die Löhne, die sich 
aus der unterschiedlichen Altersstruktur der Arbeit- 
nehmer in Industrie und Handwerk ergeben, nicht 
außer acht gelassen werden. Die Altersgrenze, von 
der ab die Arbeiter den höchstmöglichen Tariflohn 
erhalten, ist nicht einheitlich festgelegt. Meist sehen 
die Tarifverträge ein Mindestalter von 20 und 21 
Jahren vor. Zum Teil ist die Altersgrenze aber auch 
niedriger oder höher festgesetzt, so z. B. im Bau- 
gewerbe mit 19 Jahren und in der Holzverarbeitung 


Tabelle Soziale Lage 1 

Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste "') der Arbeiter (Vollgeselle im Handwerk bzw. Facharbeiter 
in der Industrie) im Mai 1959 nach Wirtschafts- bzw. Handwerkszweigen 


Flandwerkszweig 

Männer 

DM 

Frauen 

DM 

in V. H. 

1 der 

Industrie 

Wirtschaftszweig 

Männer 

DM 

Frauen 

DM 

Kraftfahrzeugreparatur 

468,29 








Schlosserei 

485,00 

— 

91,97 

Eisen-, Stahl-, Blech-, Me- 
tallwarengewerbe . . 

527,35 

335,25 

Bau- und Möbeltischlerei . 

463,40 

— 

98,06 

Holzverarbeitung . . . 

472,57 

347,55 

Herrenschneiderei . 

401,81 

313,39 

98,21; 

84,26 

Bekleidungsgewerbe . . 

476,86 

337,44 

Bäckerei 

494,09 

— 

88,92 

Brotindustrie 

555,68 

330,88 

Fleischerei 

538,32 


102,97 

Fleischwarenindustrie . . 

522,81 

451,79 

Klempnerei, Gas-, Wasser- 
Installation 

514,11 



1 




Elektroinstallation . 

479,43 

— 





Malerei und Anstreicherei 

482,09 

— 





Damenschneiderei . . . 

— 

271,35 

80,41 

Bekleidungsgewerbe . . 

i 

— 

337,44 


’) Bruttowochenverdienste multipliziert mit 4,286 
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mit 22 Jahren. Nun ist die Zahl der unter 25jähri- 
gen — und, obwohl keine Zahlen dafür vorliegen, 
aller Wahrscheinlichkeit nach auch der unter 
20jährigen — ■ im Handwerk nicht unbeträchtlich hö- j 
her als in der Industrie. Während z. B. im Hand- 
werk (nach den Ergebnissen der Handwerkszählung 
von 1956) rund 36 v. H. der Facharbeiter und Ge- 
sellen unter 25 Jahre alt sind, waren es in der In- 
dustrie (alle männlichen Arbeiter nach der Lohn- 
und Gehaltsstrukturerhebung vom Oktober 1957) 
nur rund 22 v. H. Die Durchschnittsverdienste im 
Handwerk dürften sich daher wahrscheinlich um 
einiges erhöhen, wenn diese Unterschiede in der 
Altersstruktur ausgeschaltet werden. Dagegen wird 
die Vergleichbarkeit der Verdienste in Industrie 
und Handwerk nicht durch den im Handwerk we- 
sentlich höheren Anteil der Lehrlinge gestört, da 
in beiden Bereichen die Lehrlinge nicht mit in die 
Erhebung einbezogen sind. 

Es darf ferner nicht übersehen werden, daß bei 
dem bloßen Vergleich der Verdienste und Neben- 
leistungen gerade im Handwerk zahlreiche immate- 
rielle Werte, die auch heute noch viele Handwerks- 
berufe bieten, außer Betracht bleiben. Diese sta- 
tistisch nicht meßbaren Eigenarten und Vorzüge 
der handwerklichen Arbeitsverhältnisse können 
sein: eine besondere Formung und Prägung der Per- 
sönlichkeit durch eine nicht zu sehr zergliederte 
und normierte Tätigkeit; Überschaubarkeit des Ar- 
beitsbereichs und meist — infolge der begrenzten 
Mechanisierung — bessere Möglichkeiten zu 
menschlichen Kontakten als in der Industrie; gründ- 
liche und gediegene Berufsausbildung und -fortbil- 
dung und nicht zuletzt die Chance, eine selbstän- : 
dige Existenz zu begründen. j 

Für die Angestellten im Handel und Versiehe- | 
rungswesen ergibt sich das aus Tabelle Soziale Lage 
2 ersichtliche Bild. j 

Wenn auch Vergleiche zwischen den verschiede- j 
nen Handelszweigen und entsprechenden Industrie- j 
zweigen nicht möglich sind, da die Bereiche eine zu | 
unterschiedliche Struktur aufweisen, so zeigt doch ' 
ein Blick auf die untenstehenden Zahlen, daß die | 
Verdienste im Handel, und zwar zum Teil insbe- | 


sondere im Einzelhandel, durchweg beträchtlich 
niedriger liechen als die Verdienste in der Industrie. 
Diese Feststellung wird noch unterstrichen durch 
die Aufstellung in Tabelle Soziale Lage 3, in der 
die Verdienste in den genannten Zweigen in ihrer 
Unterteilung nach Leistungsgruppen dargestellt sind. 
Dabei wurden bei den Männern die Leistungsgrup- 
pen II und III, bei den Frauen die Leistungsgruppen 
IV und V gegenübergestellt. 

Die Aufstellung bestätigt die zur vorherigen Ta- 
belle gemachten Feststellungen. Besonderes auffal- 
lend sind die geringen Verdienste der Frauen im 
Einzelhandel und im Binnengroßhandel. Demgegen- 
über sind die Unterschiede zwischen den Verdien- 
sten der männlichen Angestellten in Industrie und 
Handel nicht so gravierend. 

Bei diesen Zahlen ist allerdings — ähnlich wie 
im Handwerk ■ — die unterschiedliche Altersstruktur 
der in Industrie und Handel Beschäftigten zu be- 
rücksichtigen. Ein Blick auf die Ergebnisse der Lohn- 
und Gehaltsstrukturerhebung vom Oktober 1957 
ergibt folgendes Bild: 


von 100 Beschäftigten waren 


im Handel, Geid- 
in der Industrie und Versicherungs- 
wesen 



Männer ^ 

Frauen 

Männer 

Frauen 

unter 

25 Jahren . . 

8 

44 

21 

52 

mit 45 und 
mehr Jahren . 

44 

14 

32 

13 


Die stärkere Besetzung der jüngeren Altersgrup- 
pen im Handel, Geld- und Versicherungswesen ist 
mit ein Grund dafür, daß in diesen Wirtschaftsberei- 
chen das Verdienstniveau wesentlich niedriger als 
in der Industrie ist, da — wie gerade die Ergeb- 
nisse der Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung vom 
Oktober 1957 gezeigt haben — die Gehälter mit 
zunehmendem Alter und entsprechend der Dauer 
der Betriebszugehörigkeit beträchtlich steigen. 


Tabelle Soziale Lage 2 

Bruttomonatsgehälter der kaufmännischen und technischen Angestellten im Durchschnitt aller 

Leistungsgruppen im Mai 1959 

in DM 


Handelszweig Männer Frauen Industriezweig Männer Frauen 


Ein- und Ausfuhrhandel . 

627 

412 

Binnengroßhandel .... 

603 

376 

Einzelhandel 

552 

331 

Versicherungswesen (ohne 
Sozialversicherung) . . . 

631 

427 


Metallverarbeitende Industrie . 

693 

411 

Verbrauchsgüterindustrie . . . 

660 

401 

Grundstoff- und Produktions- 
güterindustrie 

708 

446 

Energiewirtschaft 

704 

482 

Bergbau 

800 

478 
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In der folgenden Tabelle Soziale Lage 4 wer- 
den die Gehälter der Beschäftigten bei freiberuf- j 
lieh Tätigen denen der Angestellten in verschie- 
denen Zweigen des Handels sowie des Versiehe- : 
rungswesens gegenübergestellt, wobei die gleichen j 


Leistungsgruppen wie in Tabelle Soziale Lage 3 aus- 
gewählt worden sind. Der Vergleich bezieht sich 
allerdings auf Oktober 1957, da nur für diesen Zeit- 
punkt Angaben über die bei freiberuflich Tätigen 
Beschäftigten Vorlagen. 


Tabelle Soziale Lage 3 



1 

Männer | 

Frauen 


Männer 

1 1 

Frauen 



Leistungsgruppe *) 




Leistungsgruppe *) 


Handelszweig 

— 

... ........ .... 

1 

... 

Industriezweig 

— - 

j 1 


i - ■ — - 


II 

! III j 

IV i 

V 


II 

! III I 

IV 

i 



DM 



. .. j 

1 . 

DM 



Ein- und Aus- 





Metall- 





fuhrhandel . . . 

896 

600 

361 

273 

verarbeitende 





Binnen- 





Industrie . . . 

928 

697 

402 

305 

großhandel 

883 

615 

339 

263 

Verbrauchsgüter- 





Einzelhandel . . 

831 

601 

298 

245 

industrie . . . 

913 

664 

380 

291 

Versicherungs- 
wesen (ohne So- 
zialversicherung) 





Grundstoff- und 
Produktions- 





906 

659 

400 

292 

güterindustrie 

975 

706 

409 

300 






Energiewirtschaft 

1 049 

761 

465 

325 






Bergbau .... 

1 018 

795 

459 

324 


*) Leistungsgruppe II: Angestellte mit besonderen Erfahrungen und selbständigen Leistungen in verantwort- 
licher Tätigkeit mit eingeschränkter Dispositionsbefugnis 

Leistungsgruppe III: Angestellte mit mehrjähriger Berufserfahrung oder besonderen Fachkenntnissen und 
Fähigkeiten oder mit Spezialtätigkeiten, die nach allgemeiner Anpassung selbständig arbeiten, Jedoch keine Ver- 
antwortung für die Tätigkeit anderer tragen 

Leistungsgruppe IV: Angestellte ohne eigene Entscheidungsbefugnis in einfacher Tätigkeit, deren Aus- 
übung eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzt 

Leistungsgruppe V: Angestellte in einfacher, schematischer oder mechanischer Tätigkeit 


Tabelle Soziale Lage 4 



Männer | Frauen 


Männer Frauen 


Leistungsgruppc 


Leistungsgruppe 

Freie Berufe 

II j III IV j V 

Gewerbezweig 

II III j IV V 


Oktober 1957 


Oktober 1957 


DM 


DM 


kechtsberatung . 

679 

509 

278 

206 

Ein- und Aus- 





Wirtschafts- 





fuhrhandel . . . 

838 

557 

321 

254 

beratung . . . 

955 

620 

293 

210 

Binnen- 





Arzte und 





großhandel . . 

802 

569 

306 

230 

Heilkundige . . 

953 

665 

280 

203 1 

Versicherungs- 





Zahnärzte und 





wesen . . . . 

908 

613 

379 

265 

Dentisten . 

687 

510 

232 

183 

Einzelhandel . . 

748 

527 

272 

217 

Tierärzte und 





Industrie 





Veterinärwesen . 

— 

527 

— 

— 

(insgesamt) . . 

891 

657 

377 

281 
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Besonders auffallend sind hier die geringen Ver- 
dienste der weiblichen Angestellten, die bei frei- 
beruflich Tätigen beschäftigt sind, gegenüber den 
Gehältern in den verschiedenen Zweigen des Han- 
dels, die ihrerseits — wie gezeigt wurde — zum 
Teil beträchtlich unter den entsprechenden Ver- 
diensten in der Industrie liegen. Bei der Betrach- 
tung der Einkommen ist allerdings zu berücksichti- 
gen, daß eine Beurteilung der sozialen Lage und der 
Arbeitsverhältnisse unvollständig bleiben muß, so- 
lange dabei nur die materielle Lage berücksichtigt 
wird. Es spielen hierbei auch — ähnlich wie beim 
Handwerk — objektiv nicht meßbare und statistisch 
nicht erfaßbare immaterielle Werte eine Rolle, die 
den Arbeitnehmern die Beschäftigung bei freiberuf- 
lich Tätigen attraktiv erscheinen lassen können. 
Hierzu gehören insbesondere die Möglichkeit zu 
engerem menschlichem Kontakt, ein überschaubarer 
Arbeitsbereich und eine die ganze Persönlichkeit be- 
anspruchendeTätigkeit, wozumöglicherweise noch die 
Einschätzung des mit einer freiberuflichen Tätigkeit 
verbundenen sozialen Ansehens treten kann. Dem- 
gegenüber liegen die Verdienste der männlichen 
Angestellten, die bei freiberuflich Tätigen beschäf- 
tigt sind, zum Teil sogar beträchtlich, z. B. bei Wirt- 
schaftsberatung, Ärzten, Heilkundigen, über den 
entsprechenden Verdiensten im Handel. Bei dieser 
Gegenüberstellung erscheinen die Verdienste der 
bei freiberuflich Tätigen Beschäftigten im Verhält- 
nis zu denen der im Bereich des Handels und Ver- 
sicherungswesens Beschäftigten eher noch etwas zu 
günstig, wenn man die unterschiedliche Altersstruk- 
tur in beiden Bereichen im Hinblick auf das oben 
Gesagte (Steigerung mit zunehmendem Alter) be- 
rücksichtigt. Danach zeigt sich, daß 21 v. H. der im 
Handel usw. beschäftigten Männer unter 25 Jahren 
sind, während von den bei freiberuflich Tätigen 
Beschäftigten nur 13 v. H. ein Alter unter 25 Jah- 
ren haben. Für Frauen lauten die entsprechenden 
Zahlen 52 (Handel usw.) und 49 (freie Berufe). 

Ehe Darstellung der Verdienste nach Leistungs- 
gruppen, wie sie oben für die verschiedenen Be- 
reiche vorgenommen wurde, verdient grundsätzlich 
den Vorzug vor allgemeinen Durchschnittszahlen, 
weil sie der Qualifikation nach Vergleichbares ge- 
genüberstellt; gleichwohl ist auch hier eine Reihe 
von Vorbehalten angebracht. Bei der Einreihung 
der Angestellten in die Leistungsgruppen der Sta- 
tistik ist weitgehend auf ihre — von den Betrieben 
miterfragte — tarifliche Eingruppierung abgestellt 
worden. Bei diesem Verfahren können vielfach 
Zweifel entstehen, in welche Leistungsgruppe die 
eine oder andere Tarifgehaltsgruppe eingestuft 
wird und ob sie nicht auch zum Teil in eine andere 
Leistungsgruppe hineinragt. Derartige Zweifel sind 
deshalb berechtigt, weil die Begriffsbestimmungen 
der Tarifgehaltsgruppen häufig nicht genügend klar 
sind, um einwandfreie Schlüsse zuzulassen. Vor 
allem ergibt sich bei Zugrundelegung der Tarif- 
gehaltsgruppen für die Einreihung in die Lei- 
stungsgruppen, daß man damit die Eingruppierungs- 
praktiken der Betriebe in die Leistungsgruppen 
übernimmt und daß diese Eingruppierungsprak- 
tiken durchaus verschieden sein können und es er- 
fahrungsgemäß auch weitgehend sind. 


Es muß daher festgestellt werden, daß diese Un- 
terschiede sich für einen nicht unbeträchtlichen Pro- 
zentsatz der Angestellten auswirken können und 
damit für das Durchschnittsgehalt erhebliche Bedeu- 
tung haben. Genauere und hinsichtlich ihrer Aus- 
sagefähigkeit wesentlich bessere Zahlen dürfte man 
gewinnen, wenn man nicht die Leistungsgruppen er- 
faßt, welche die Verdienste nach Tätigkeiten von 
u. U. sehr unterschiedlicher Qualifikation ausweisen, 
sondern wenn die Verdiensterhebungen auf be- 
stimmte, möglichst eng umrissene und in allen oder 
möglichst vielen Wirtschaftszweigen vorkommenden 
Tätigkeiten abgestellt werden. Dies sollte bei zu- 
künftigen Erhebungen beachtet werden. 


32. Löhne und Gehälter nach Betriebsgrößenklas- 
sen 

In den einleitenden Ausführungen wurde bereits 
darauf hingewiesen, daß die Zahlen über die Glie- 
derung der Löhne und Gehälter aus einer Erhebung 
des Jahres 1951 stammen. Es ist anzunehmen, daß 
die Spannen zwischen den Verdiensten in Klein- 
und Großbetrieben sich seitdem nicht verkleinert 
haben. 

Ein Vergleich der Unterschiede der Löhne der 
Arbeiter in Groß- und Kleinbetrieben (1000 und 
mehr Beschäftigte bzw. 2 bis 9 Beschäftigte) ergibt 
das aus Tabelle Soziale Lage 5 ersichtliche Bild. 

Tabelle Soziale Lage 5 

Lohn der Arbeiter in Großbetrieben in v. H. des 
Lohnes der Arbeiter in Kleinbetrieben 

(November 1951) 



Männer 

Frauen 

Alle erfaßten Bereiche 

134 

144 

Bergbau, Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen und 
Erden, Energiewirtschaft . . 

141 


Eisen- und Metallerzeugung und 
Verarbeitung 

128 

130 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
Eisen- und Metallverarbei- 
tung) 

135 

140 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsge- 
werbe 

113 


Handel, Geld- und Versiche- 
rungswesen 

123 

123 

Verkehrswirtschaft . . . - . . 

135 

— 


Die Übersicht zeigt, daß die Verdienste in den 
Großbetrieben um etwa 25 bis 45 v. H. über denen 
der Kleinbetriebe liegen. Am geringsten sind die 
Unterschiede im Baugewerbe. 
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Für die Angestellten ergibt sich das aus Tabelle 
Soziale Lage 6 ersichtliche Bild: 

Tabelle Soziale Lage 6 


Gehalt der Angestellten in Großbetrieben in v. H. 
des Gehalts der Angestellten in Kleinbetrieben 

(November 1951) 


i 

j 

i 

Männer 

1 

Frauen 

Alle erfaßten Bereiche .... 

169 

155 

Bergbau-, Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen und 
Erden, Energiewirtschaft . . 

174 

144 

Eisen- und Metallerzeugung und 
-Verarbeitung 

151 

r52 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
Eisen- und Metallverarbei- 
tung) 

167 

175 

Handel, Geld- und Versiche- 
rungswesen 

149 

141 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsge- 
werbe 

142 

— 


Die Zahlen hegen hier in ihrem Niveau nicht un- 
beträchtlich über denen der Arbeiter. Auch hier liegt 
das Baugewerbe am unteren Ende, während die 
Spannen in den übrigen Bereichen verhältnismäßig 
dicht beieinanderliegen. 

4. Arbeitszeit 

Im folgenden wird die durchschnittlich bezahlte 
und geleistete Wochenarbeitszeit in Industrie und 
Flandwerk verglichen. Im Gesamtdurchschnitt von 


I Industrie und Handwerk sind keine nennenswerten 
: Unterschiede in der bezahlten Arbeitszeit festzu- 
i stellen. Sie beträgt vielmehr im Handwerk (Voll- 
gcselle) 47,1 Stunden, in der Industrie (Facharbeiter) 
4ö,6 Stunden. Die Arbeitszeit im Flandwerk lag also 
ini Mai 1959 nur um 1 v. H. hoher als in der In- 
dustrie. 

Betrachtet man die einzelnen Zweige, so ergibt 
sich allerdings ein unterschiedlicheres Bild; 

Die größten Unterschiede ergeben sich für die 
Männer und Frauen in der Herrenschneiderei, wo 
die Arbeitszeit um 5 bis 7 v. H. höher liegt als in 
der Bekleidungsindustrie, sowie im Kraftfahrzeug- 
gewerbe, wo sie die des vergleichbaren Industrie- 
zweiges um etwa 4 v. H. übersteigt. Dagegen lag 
die Arbeitszeit in den Bäckereien um etwa 3 v. H. 
und in den Fleischereien um etwa 5 v. H. unterhalb 
der Arbeitszeit in vergleichbaren Industriezweigen. 

Neben der bezahlten Wochenarbeitszeit werden 
in Industrie und Handwerk neuerdings die geleiste- 
ten Wochenarbeitsstunden ermittelt, d. h. die reine 
Arbeitszeit unter Ausschluß bezahlter Feiertage, 
Urlaub, Pausen u. a. Für Mai 1959 wurden in der 
Industrie 38,0 Stunden (Facharbeiter) und im Hand- 
werk 39,9 Stunden (Vollgeselle) festgestellt. Die tat- 
sächliche Arbeitszeit im Handwerk lag demnach im 
Durchschnitt um 5 v. H. höher als in der Industrie. 


5. Urlaub 

Eine der wichtigsten Arbeitsbedingungen neben 
der Arbeitszeit ist der bezahlte Urlaub. Seine Min- 
desthöhe ist in allen Ländern der Bundesrepublik 
durch Gesetz geregelt und beträgt 12 Arbeitstage. 
Die meisten Tarifverträge gewähren aber bei Vor- 
liegen bestimmter Voraussetzungen (Lebensalter 


Tabelle Soziale Lage 7 


Zahl der 

7aj-if- Dauer des Endurlaubs nach Tagen 


Wirtschaftszweig ^ Verträge (Arbeits- bzw. Werktage) 

ins- _ _ _ _ 


1 

gesamt 

’ 12 1?, 

14 

15' 

16 

17 

18 ' 

19 "[ 

' 20 ’ 

21 1 

1 

22 23 

24 

Landwirtschaft 

38 

2 

1 

10 

12 

2 

8 

1 

— 

1 

— — 

1 

Textilindustrie . . . 

17 

2 — 

— 

6 

— 

— 

8 

— 

1 

— 

— 

— 

Papierindustrie . . . 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 

— ~ 

— 

Vervielfältigung . . . 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

2 

1 — 

— 

Lederindustrie . . . 

19 

1 — 

— 

— 

— 

3 

15 

— 


— 

— — 

— 

Holzgewerbe .... 

45 

1 — 

— 

6 

5 

1 

30 

— 

1 

1 

— 

— 

Reinigungsgewerbe . . 

16 

1 — 

1 

3 

— 

1 

7 

— 

3 

— 

— 

— 

Großhandel .... 

26 

— 

— 

— 

— 

1 

18 

— 

1 

5 

— 

1 

Einzelhandel .... 

24 

1 

— 

1 

2 

— 

13 

1 

4 

2 

— — 

— 

Verlagsgewerbe . . . 

22 

1 

1 

— 

2 

— 

14 

— 

2 

1 

— 

1 

Verkehrswesen*) 

34 


-- 

2 

4 

1 

9 

4 

6 

3 

r " 

3 

Gaststätten .... 

20 

9 

— 

— 

— 

— 

6 

— 

2 

10 

— 

— 


'0 Ein Tarifvertrag sieht einen Endurlaub von 27 Tagen vor. 
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und Dauer der Betriebszugehörigkeit) einen Zusatz- 
urlaub in bestimmter Höhe. In einer Untersuchung 
auf Grund der im Bundesministerium für Arbeit und 
SozialordnungvorliegendenTarifverträge ist — einst- 
weilen nur für die Arbeiter — die Dauer dieses Zu- 
satzurlaubs untersucht worden. Die Ergebnisse lie- 
gen allerdings nur in der Untergliederung nach 
Wirtschaftszweigen vor, es ist aber nicht möglich, 
nach Mittel-, Groß- und Kleinbetrieben gegliederte 
Ergebnisse zu bringen. Immerhin sind auch diese 
Zahlen noch interessant genug, um hier wieder- 
gegeben zu werden. Dabei sind nur die Wirtschafts- 
zweige herausgezogen worden, in denen mittel- 
ständische Betriebe eine größere Rolle spielen. Im 
einzelnen ergibt sich das aus Tabelle Soziale Lage 7 
ersichtliche Bild. 

Zum Vergleich sei darauf hingewiesen, daß in der 
metallverarbeitenden Industrie (einschließlich der 
eisenschaffenden Industrie) bei insgesamt 66 Tarif- 
verträgen 48 eine Urlaubsdauer von 18 Tagen, 

7 eine Urlaubsdauer von mehr als 18 Tagen und 5 
eine Urlaubsdauer von 16 Tagen vorsehen, während 
der Rest unter 16 Tagen liegt. Es zeigt sich also, daß 
mindestens in der metallverarbeitenden und eisen- 
schaffenden Industrie hinsichtlich der Höhe des 
Urlaubs kein gravierender Unterschied zwischen den 
kleinen und mittleren und den Großbetrieben be- 
steht. 

Für die Angestellten liegen Angaben aus einer 
Erhebung des Deutschen Handels- und Industrie- 
angestelltenverbandes vor, von denen allerdings 
nicht mit genügender Sicherheit gesagt werden kann, 
ob sie ausreichend repräsentativ sind. Unter diesem 
Vorbehalt ergeben sich hinsichtlich der Höhe des 
tatsächlichen Urlaubs im Jahre 1959 in den Be- 
reichen, in denen mittelständische Betriebe eine 
größere Rolle spielen, die aus Tabelle Soziale Lage 

8 ersichtlichen Zahlen. 

Bedeutsame Unterschiede zwischen dem Urlaub in 
mittelständischen und in Großbetrieben sind nach 
dieser Erhebung bei den Angestellten nicht festzu- 
stellen. 

6. Betriebliche Sozialleistungen 

Neben den Löhnen und Gehältern werden von 
den Unternehmen umfangreiche und vielfältige 
soziale Leistungen erbracht, die teils gesetzlich vor- 
oeschrieben, teils in Tarifverträgen verankert sind, 
zum Teil aber auch in freiem Ermessen der Llnter- 
nehmen gewährt werden. Soweit es sich um die 
gesetzlich festgelegten Sozialabgaben, die die Arbeit- 
geber aufzubringen haben, handelt, aber auch so- 
weit die Leistungen tariflich verankert sind, be- 
stehen kaum Unterschiede zwischen den Klein-, 
Mittel- und Großbetrieben. Diese Aufwendungen 
kommen in gleichem Umfange sämtlichen Arbeit- 
nehmern zugute. Sie können daher hier bei einem 
Vergleich außer Betracht bleiben. Soweit die Sozial- 
leistungen der Arbeitgeber jedoch betriebsbezogen 
sind und dem freien Entschluß der Unternehmen 


unterliegen, sind beträchtliche Unterschiede in der 
Art wie auch im Gesamtumfang der Leistungen fest- 
zustellen. 

Ein erstes Strukturbild der gesamten betrieblichen 
Sozialaufwendungen ergab eine Erhebung der Bun- 
desvereinigung der Arbeitgeberverbände für das 
Jahr 1951, die 2671 Industriebetriebe mit mehr als 
1 Million Arbeitnehmern umfaßte (Tabelle Soziale 
Lage 9). 

Hiernach ergibt sich, daß der gesamte Sozialauf- 
wand der Unternehmen im Durchschnitt aller Be- 
triebsgrößen 37,3 V. H. der reinen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme betrug. In den Großbetrieben mit 
mehr als 1000 Arbeitnehmern lag dieser Satz bei 
41,8 V. H., in Mittelbetrieben von 200 bis 499 Ar- 
beitnehmern bei 33,7 v. H. und in Kleinbetrieben 
der Industrie bis 49 Arbeitnehmer bei 28,0 v. H. 

Die Aufgliederung läßt deutlich erkennen, daß 
diese Differenzierung fast nur auf den betriebs- 
eigenen Sozialaufwand zurückzuführen ist. Bereinigt 
man den angegebenen Durchschnittssatz von den 
darin enthaltenen gesetzlich und tariflich veranker- 
ten Leistungen, so verbleibt für die sogenannten 
freiwilligen Sozialleistungen ein Prozentsatz von 
14,7 V. H. im Durchschnitt aller Unternehmen. Die 
Quote der freiwilligen Sozialleistungen in den ver- 
schiedenen Betriebsgrößenklassen beträgt bei 

Betrieben bis 49 Arbeitnehmern 6,2 v. H. 

Betrieben mit 50 bis 199 Arbeitnehmern 8,3 v. H. 

Betrieben mit 200 bis 499 Arbeitnehmern 12,8 v. H. 

Betrieben mit 500 bis 999 Arbeitnehmern 13,7 v. H. 

Betrieben mit 1000 und mehr 

Arbeitnehmern 17,7 v. H. 

Der Unterschied ist in erster Linie darauf zurück- 
zuführen, daß in den Mittel- und Großbetrieben die 
zusätzliche soziale Sicherung stärker ausgebaut 
ist als in den Kleinbetrieben. Der Arbeitnehmer 
im Kleinbetrieb erhielt je 100 DM Bruttolohn- und 
-gehaltssumme noch etwa 1 DM als zusätzliche so- 
ziale Sicherung, der Arbeitnehmer in Mittelbetrie- 
ben fast 5 DM und der Arbeitnehmer in Großbe- 
trieben mehr als 7 DM. Ähnliche Unterschiede, wenn 
auch nicht in der gleichen Größenordnung, ergaben 
sich bei den anderen Sozialleistungen, insbesondere 
der Fürsorge und Gesundheitspflege und der Woh- 
nungshilfe. 

Seit 1951 ist das Volumen der betrieblichen So- 
zialleistungen weiter erheblich gewachsen. Leider 
ist in der Folgezeit nicht wieder ein solch umfas- 
sendes Strukturbild der betrieblichen Sozialleistun- 
gen erstellt worden. Für die neuere Entwicklung der 
betrieblichen Sozialleistungen ist aber auch eine 
Teilerhebung in den Wirtschaftszweigen Maschinen- 
bau, Schiffbau, Elektro-, Schuh- und Textilindustrie 
aufschlußreich, die irn Auftrag des Internationalen 
Arbeitsamtes für das Jahr 1955 vom Statistischen 
Bundesamt durchgeführt wurde (Tabelle Soziale 
Lage 10). 
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Urlaub der Angestellten im Jahre 1959 


Tabelle Soziale Lage 8 




Von den Beteiligten erhielten Urlaub 


Wirtschaftszweig bzw. 
Dienstleistungsbereich 

bis 12 

13 bis 15 

16 bis 18 

' 19 bis 21 ' 

Arbeitstage 
in V. H. 

22 bis 24 

25 bis 30 

über 30 

Druckereien und Verlage .... 

22,10 

18,60 

25,82 

21,07 

10,74 

1,66 

— 

Textilindustrie 

24,85 

15,20 

31,44 

24,29 

3,86 

0,36 

— 

Papierindustrie 

24,30 

15,47 

34,81 

18,23 

6,08 

1,11 

— 

Holz- und Möbelindustrie 

26,58 

18,27 

36,87 

13,62 

3,65 

1,01 

— 

Lederindustrie 

20,16 

27,82 

30,24 

11,69 

8,06 

2,03 

— 

Groß- und Außenhandel .... 

25,60 

13,91 

30,02 

22,85 

6,33 

1,31 

— 

Einzelhandel 

35,23 

15,13 

30,71 

13,69 

4,78 

0,46 

— 

Versandhandel 

30,70 

25,64 

20,51 

17,94 

5,21 

— 

— 

Kraftfahrzeuggewerbe 

21,25 

23,75 

45,01 

5,03 

3,95 

1,01 


Verkehrswesen 

17,70 

21,12 

36,95 

11,18 

5,23 

7,82 

— 

Verschiedenes (Steuerberater, 
Rechtsanwälte, Auskunfteien usw.) 

28,57 

12,24 

20,01 

9,38 

24,89 

4,08 

0,83 







Tabelle Soziale Lage 9 

Sozialaufwand auf 100 DM reine Bruttolohn- 

und Gehaltssumme 





in DM 










In Betrieben 



Art des Sozialaufwandos 


bis 49 

von 50 
bis 199 

von 200 

1 bis 499 j 

von 500 
bis 999 

von 1000 
! und mehr 

in allen 
Be- 
trieben 



i 


ArbeitnehmGrn 



bezahlte Freizeit 


9,2 

9,1 

9,1 

9,1 

9,4 

9,3 

sonstiger gesetzlicher und tariflicher Sozial- 
aufwand im Betrieb 

1,0 

1,0 

1,2 

1,3 

1,8 

1,4 

zusammen . . . 

10,2 

10,1 

10,3 

10,4 

11,2 

10,7 

zusätzliche soziale Sicherung (wie z. B. Invali- 
ditäts-, Alters- und Hinterbliebenen-Versor- 
gi^ng) 

0,9 

2,1 

'4,7 

4,7 

7,4 

5,9 

zusätzliche Fürsorge und Gesundheitspflege . 

0,9 

1,2 

1,6 

2,0 

2,6 

2,1 

Wohnungshilfe 


0,7 

1,1 

1,2 

2,0 

2,4 

1,9 

zusätzliche Haushalts- und Familienhilfe . . 

0,3 

0,3 

0,4 

0,4 

0,8 

0,7 

Gratifikationen, Beteiligungen und 
Ausschüttungen 

sonstige 

3,4 

3,6 

3,9 

4,6 

4,5 

4,1 

eigentlicher Sozialaufwand im Betrieb . . . 

16,4 

18,4 

22,1 

24,1 

28,9 

25,4 

Vorwiegend betriebsbedingter Sozialaufwand 
(Berufsausbildung, Unfallschutz, Betriebs- 
hygiene, besondere Vergütungen) . . . . 

0,4 

0,5 

0,5 

1.0 

1,6 

1,1 

Arbeitgeberbeiträge zur gesetzlichen Sozial- 
versicherung 

11,2 

11,2 

11,1 

11,0 

10,5 

10,8 

Gesamter Sozialaufwand des Betriebes . . . 

28,0 

30,1 

33,7 

36,1 

41,0 

37,3 


Quelle: „Der Arbeitgeber" vom 15. Oktober 1953 
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Tabelle Soziale Lage 10 

Die Bedeutung der Arbeitskosten in bezug auf die Löhne der Unternehmensklassen 

Lohnnebonkosten auf je 100 DM hereinigto Lohnsumme *) 


Unternehmen mit 

! Ma,schi- 
; nenbau 

Schiff- 

bau 

Elektro- 

industrie 

Schuh- 
industrie : 

i Textil- 
industrie 

20 bis 49 Beschäftigten 

27,58 

26,16 

27,12 

24,66 

26,02 

50 bis 99 Beschäftigten 

29,98 

27,09 

28,55 

24,89 

27,20 

100 bis 499 Beschäftigten 

33,64 

30,84 

32,98 

27,23 

30,50 

500 bis 999 Beschäftigten 

35,68 

30,03 

36,37 

28,01 

32,65 

1000 und mehr Beschäftigten 

43,81 

33,69 

48,19 

36,32 

38,61 

zusammen . 

39,68 

33,08 

45,35 

31,48 

32,79 


*) Bruttolohnsumme, vermindert um die darin enthaltenen Lohnbestandteile mit sozialem Charakter 

Quelle: „Wirtschaft und Statistik", Heft 5, 1958, Ergebnisse der Erhebung des Internationalen Arbeitsamtes für 1955 


Tabelle Soziale Lage 11 

Die Gliederung der Aufwendungen im Maschinenbau nach Arten und Unternehmensgrößenklassen 


Aufwendungen in DM auf je 100 DM bereinigte Lohn- 
summe in Unternehmen mit 


Art der Aufwendungen 

20 bis 
49 

50 bis 
99 

1 100 bis 
499 

Beschäftigte 

500 bis 
999 

1000 

und 

mehr 

0 

(1) Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung . 

10,11 

10,14 

10,05 

8,96 

9,81 

9,81 

(2) Sonstige gesetzliche Aufwendungen für 
die soziale Sicherung 

0,95 

1,01 

1,06 

1,00 

0,99 

1,00 

(3) Zusätzliche Aufwendungen für die wirt- 
schaftliche Sicherung der Arbeitnehmer . . 

1,21 

2,22 

3,74 

4,88 

9,88 

7,45 

(4) Unfallversicherung und Unfallschutz . . 

1,05 

1,08 

1,19 

1,15 

1,26 

1,22 

(5) Urlaub (gesetzlich, tariflich und zusätzlich) 
und gesetzliche Feiertage 

8,38 

8,37 

8,48 

8,04 

8,66 

8,54 

(6) Sonstige Bezahlung von Ausfallzeiten . 

0,74 

1,19 

1,44 

1,32 

2,07 

1,78 

(7) Gratifikationen usw 

2,81 

2,97 

3,51 

4,46 

4,80 

4,34 

(8) Weitere direkte Aufwendungen aus ver- 
schiedenen Anlässen 

1,43 

1,70 

1,75 

1,91 

1,96 

1,88 

(9) Aufwendungen für weitere Belegschafts- 
ein richtunqen 

0,84 

1,23 

2,33 

3,72 

4,03 

3,40 

darunter: Wohnungshilfe 

0J9 

0,33 

0,46 

0,44 

0,85 

0,68 

(10) Sonstige Aufwendungen 

0,05 

0,07 

0,09 

0,24 

0,35 

0,26 

zusammen . 

27,57 

29,98 

33,64 

35,68 

43,81 

39,68 


b Montagegelder und Auslösung für Versetzungen an ortsfremde Arbeitsstätten bleiben außer Betracht 
“) das ist die um die darin enthaltenen Aufwendungen mit sozialem Charakter verminderte Bruttolohnsumme 
3) ohne Aufwendungen für Unfallversicherung und Unfallschutz 


Q u c 1 1 c : „Wirtschaft und Statistik", Heft 5, 1958, 

Ergebnisse der Erhebung des Internationalen Arbeitsamtes für 1955 
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In sämtlichen untersuchten Industriezweigen zeigt 
sich, daß der betriebliche Sozialaufwand mit wach- ^ 
sender Betriebsgröße prozentual zunimmt. So liegt 
der Sozialaufwand der Großbetriebe im Maschinen- 
bau, in der Elektroindustrie und der Schuhindustrie 
um 50 und mehr Prozent höher als bei den Klein- 
betrieben (Tabelle Soziale Lage 11). 

Wiederum ergibt eine Aufgliederung des gesam- 
ten Sozialaufwandes nach Arten, daß die gesetzlich 
und tariflich verankerten Leistungen in den einzel- 
nen Betriebsgrößen kaum Unterschiede aufweisen, 
während die zusätzlichen Aufwendungen für die 
wirtschaftliche Sicherung der Arbeitnehmer sehr 
stark differieren und auch die Bezahlung von Aus- 
fallzeiten, die Gewährung von Gratifikationen so- 
wie Aufwendungen für Belegschaftseinrichtungen 
sehr unterschiedlich sind. Insgesamt erhält in den 
untersuchten Industriezweigen der Arbeitnehmer in 
Kleinbetrieben zu dem ihm ausbezahlten Lohn oder 
Gehalt Leistungen anderer Art in Höhe von etwa 
27 V. H., der Arbeitnehmer in Mittelbetrieben etwa 
35 V. H. und in Großbetrieben etwa 43 v. H. des 
ausbezahlten Lohnes oder Gehaltes. 

ln absoluten Zahlen wendeten die Unternehmen 
jährlich je Arbeitnehmer im Industriezweig Maschi- 
nenbau, der durch eine starke Streuung der Betriebs- 
größen charakterisiert ist, für die betriebliche Alters- | 
Versorgung 336 DM, in dem Industriezweig Elektro- 1 
technik 438 DM auf. In den einzelnen Betriebs- 
größenklassen ergaben sich die aus Tabelle Soziale j 
Lage 12 ersichtlichen Aufwendungen, die zum Teil 
erheblich von dem Durchschnitt abweichen. i 


Tabelle Soziale Lage 12 

Jährliche Aufwendungen für betriebliche 
Altersversorgung in der Metallindustrie 

je beschäftigter Arbeitnehmer (1955) 
in DM 


Betriebsgrößenklassen 

Maschi- 

nenbau 

Elektro- 

technik 

20 bis 49 Beschäftigte 

102,70 

84,16 

50 bis 99 Beschäftigte 

142,02 

93,19 

100 bis 499 Beschäftigte . . 

178,41 

203,39 

500 bis 999 Beschäftigte . . 

226,45 

234,31 

1000 und mehr Beschäftigte . . 

424,88 

482,34 


Das Gewicht der Aufwendungen für die betrieb- 
liche Altersversorgung, in deren Genuß schätzungs- 
weise gegenwärtig 3 Millionen Arbeitnehmer der 
Industrie kommen, scheint in der letzten Zeit etwas 
abzunehmen. So lassen private Auswertungen der 
Bilanzen der großen Kapitalgesellschaften erkennen, 
daß mit der Erhöhung des gesetzlichen Sozialauf- 
wundes infolge der Rentenreform im Jahre 1957 die 
Zuweisungen an Pensionsrückstellungen vielfach zu- 
rückgegangen sind. Tendenziell werden damit die 


dargestellten starken Unterschiede der Aufwendun- 
gen für die soziale Sicherung der Arbeitnehmer 
etwas abgemildert. Es darf allerdings nicht damit 
gerechnet werden, daß die Unternehmen, die die 
betrieblichen Altersversorgungen eingeführt haben, 
in Anpassung an die stark erhöhten Sozialrenten 
ihre Leistungen stark reduzieren oder sogar abbauen 
werden. 

In der oben erwähnten amtlichen Erhebung des 
.Jahres 1951 wurden auch die betrieblichen Sonder- 
zuwendungen, wie vor allem Gratifikationen, er- 
fragt. Bei diesem Teilbereich, der zusätzlichen be- 
trieblichen Leistungen ergaben sich die aus Tabelle 
Soziale Lage 13 ersichtlichen Relationen der Son- 
derzuwendungen der Kleinbetriebe (2 bis 9 Be- 
schäftigte) gegenüber den Sonderzuwendungen in 
Großbetrieben (mehr als 1000 Beschäftigte). 


Tabelle Soziale Lage 13 

Sonderzuwendungen der Arbeiter in Großbetrieben 
in V. H. der Sonderzuwendungen der Arbeiter 
in Kleinbetrieben 

November 1951 



Männer 

Frauen 

Alle erfaßten Bereiche . . . 

286 

271 

Bergbau, Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen und 
Erden, Energiewirtschaft . 

197 


Eisen- und Metallerzeugung 
und -Verarbeitung .... 

276 

218 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
Eisen- und Metallverarbei- 
tung) 

439 

335 

Handel, Geld- und Versiche- 
rungswesen 

324 

244 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsge- 
Vverbe 

121 

— 

Verkehrswirtschaft 

193 

— 


Hier bestehen hinsichtlich dessen, was die Groß- 
betriebe ihren Arbeitnehmern gewähren, zwischen 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen beträchtliche 
prozentuale Unterschiede. Die absoluten Sonderlei- 
stungen betragen z. B. im verarbeitenden Gewerbe 
(ohne Eisen- und Metallverarbeitung) bei den männ- 
lichen Arbeitern in Betrieben mit 2 bis 9 Beschäftig- 
ten rund 37 DM, in Betrieben mit 1000 und mehr Be- 
schäftigten rund 163 DM. Während im verarbei- 
tenden Gewerbe 339 v. H. bei den Männern und 
235 V. H. bei den Frauen mehr als in den Kleinbe- 
trieben gewährt wurden, waren es im Baugewerbe 
nur 21 V. H. Die übrigen Bereiche liegen alle zwi- 
schen diesen beiden Extremen. Für die Angestellten 
ergibt sich das aus Tabelle Soziale Lage 14 ersicht- 
liche Bild. 
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Tabelle Soziale Lage 14 

Sonderzuwendungen der Angestellten in Groß- 
betrieben in V. H. der Sonderzuwendungen der 
Angestellten in Kleinbetrieben 

November 1951 



Männer 

Frauen 

Alle erfaßten Bereiche . . . 

139 

149 

Bergbau, Gewinnung und Ver- 
arbeitung von Steinen und 
Erden, Energiewirtschaft . . 

139 

164 

Eisen- und Metallerzeugung 
und -Verarbeitung .... 

189 

167 

Handel, Geld- und Versiche- 
rungswesen 

248 

242 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne 
Eisen- und Metallverarbei- 
tung) 

399 

330 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfs- 
gewerbe 

219 

— 


Hier ergibt sich ein umgekehrtes Bild wie bei den 
Verdiensten. Während dort die Unterschiede bei 
den Angestellten größer waren als bei den Arbei- 
tern, sind bei den Jahressonderzuwendungen die 
Unterschiede bei den Arbeitern wesentlich größer 
als bei den Angestellten, wobei eine Ausnahme für 
die Angestellten des verarbeitenden Gewerbes und 
des Baugewerbes gilt. 

Uber den Sozialaufwand in anderen Wirtschafts- 
bereichen liegen keine Statistiken vor. Lediglich für 
das Handwerk wurde in den Jahren von 1952 bis 
1955 von einem Institut eine begrenzte Erhebung 


durchgeführt, die nur 221 Handwerksbetriebe er- 
faßte und damit nicht als repräsentativ betrachtet 
werden kann*). Mangels anderer Zahlen soll sie 
dennoch zu einem Vergleich der ungefähren Grö- 
ßenordnung herangezogen werden. 

Diese Erhebung weist nur die freiwilligen Sozial- 
leistungen der Handwerksbetriebe, nicht den ge- 
samten Sozialaufwand aus. Der gesetzliche und ta- 
rifliche Sozialaufwand dürfte aber auch kaum we- 
sentlich von dem der Industrie abweichen. Die Erhe- 
bung gliedert auch nicht, wie diejenige der Bundes- 
vereinigung der Arbeitgeberverbände, das Ergebnis 
nach den verschiedenen Formen auf. Immerhin läßt 
sie erkennen, daß in sämtlichen Handwerkszweigen 
betriebliche Sozialleistungen verschiedener Art üb- 
lich sind. Die Quote der freiwilligen Sozialleistun- 
gen ist allerdings von Handwerkszweig zu Hand- 
werkszweig recht unterschiedlich. Im Durchschnitt 
der untersuchten Handwerksbetriebe werden etwa 
5 V. H. der Bruttolohn- und -gehaltssumme zusätz- 
lich als freiwillige Sozialleistungen gewährt. 

Wird dieser Prozentsatz — trotz erheblicher 
methodischer Vorbehalte — mit den Aufwands- 
quoten der Industriebetriebe verglichen, so ergibt 
sich, daß das Handwerk fast den gleichen Umfang 
an freiwilligen Sozialleistungen wie die Klein- 
betriebe (bis zu 49 Arbeitnehmern) der Industrie 
aufweist. Die Arbeitnehmer im Handwerk dürften 
demnach in dieser Hinsicht kaum schlechter gestellt 
sein als die Arbeitnehmer in der Kleinindustrie. Der 
starke Unterschied im Ausmaß des betrieblichen So- 
zialaufwandes liegt ganz eindeutig, wie schon ge- 
zeigt wurde, zwischen den kleinen Unternehmen in 
Handwerk und Industrie und den größeren und 
großen Unternehmen der Industrie. 

*) vgl. Dr. Annemarie Hundt-Weindel, Die betriebliche 
Sozialpolitik im Handwerk, Studie Nr. 37 des Instituts 
für Handwerkswirtschaft an der Universität Frankfurt 
(Main), Dezember 1957 


166 



Deutschor Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2012 


SECHSTER ABSCHNITT 

Steuerliche und soziale Lasten 


A. Steuerliche Lasten 

1 . Eine Untersuchung über die steuerlichen Lasten 
z. B. einer bestimmten Bevölkerungs- oder Unter- 
nehmensschicht muß sich zunächst mit dem Begriff 
der „Steuerlast" auseinandersetzen. Nach allgemei- 
ner Auffassung bewirkt eine an den tatsächlichen 
Akt der Steuerzahlung anknüpfende „Steuerzahl- 
last" nur insoweit eine endgültige „Steuertraglast", 
als eine Fort- oder Rückwälzung der Steuer nicht 
erfolgt. Da aber alle Steuern — seien sie nun 
kosten- oder ertragsabhängig — unter bestimmten 
Voraussetzungen überwälzbar sind und im einzelnen 
nicht fostgestellt werden kann, ob und in welchem 
Ausmaß dies geschehen ist, können vergleichbare 
Aussagen über die tatsächliche Steuerbelastung nur 
für die Volkswirtschaft als Ganzes, niemals aber für 
bestimmte Wirtschaftszweige oder Unternehmens- 
schichten oder für einzelne Unternehmen gemacht 
werden. 

2. Es wäre daher notwendig, die Untersuchung auf 
einen Vergleich der Steuerzahllasten zu beschrän- 
ken. Auch ein solcher Vergleich bietet nur Aussicht 
auf Erfolg, wenn innerhalb der Wirtschaftszweige 
von bestimmten Betriebstypen — jeweils gegliedert 
nach Betriebsgrößen — ausgegangen werden könnte. 
Dabei wären die Betriebsstruktur (kapital- oder 
arbeitsintensive Betriebe und dergleichen), die 
Finanzstruktur (Verhältnis von Eigenkapital und 
Fremdkapital etc.), die Entwicklungsstufe (z. B. Be- 
trieb in der Aufbauphase), die Rechtsform (Einzel- 
unternehmen, Personengesellschaft, Kapitalgesell- 
schaft), die zeitlich und regional unterschiedliche 
Konkurrenzlage und andere Faktoren zu berück- 
sichtigen. Ein solcher Vergleich würde einen erheb- 
lichen, mit den vorhandenen Kräften nicht zu bewäl- 
tigenden Arbeits- und Zeitaufwand erfordern, ohne 
daß Aussagen möglich wären, die für alle Unterneh- 
men des betreffenden Wirtschaftszweiges Gültigkeit 
hätten; denn die Feststellungen würden ja nur für 
die ausgewählten Betriebsmodelle gelten. 

3. Aussagen über die steuerliche Lage der selbstän- 
dig Tätigen und ihrer Unternehmen sind deshalb 
nur im Rahmen eines Steuerrochtsvergleichs mög- 
lich. Die in der Anfrage genannten, beim gewerb- 
lichen Mittelstand und den freien Berufen beschäf- 
tigten Arbeitnehmer sind hier nicht zu behandeln, 
da sich ihre steuerliche Lage nicht von derjenigen 
anderer Arbeitnehmer unterscheidet. Durch einen 
Steuerrechtsvergleich kann festgestellt werden, ob 
das faktische Steuerrecht entgegen den allgemeinen 
Steuerrechtsnormen durch seine Einzelbestimmun- 


gen ungleiche Wettbewerbsbedingungen für die ein- 
zelnen Gruppen von Steuerzahlern schafft. Dabei er- 
scheint es zweckmäßig, zwischen den Steuern vom 
Einkommen, Ertrag und Vermögen einerseits und 
den Verbrauch- und Verkehrsteuern andererseits 
zu unterscheiden, weil letztere „Kostensteuern" dar- 
stellen und wegen ihrer eindeutigen Anerkennung 
als Kostenelemente anderen Gestaltsnormen unter- 
liegen als die an die Leistungsfähigkeit der Steuer- 
pflichtigen anknüpfenden Personalsteuern, deren 
Überwälzung wesentlich problematischer ist. 

Selbst bei diesem Vorgehen wird jedoch zu be- 
rücksichtigen sein müssen, daß die Wirkungen einer 
Steuer nicht losgelöst von den Wirkungen, die vom 
Steuersystem als Ganzem ausgehen, beurteilt wer- 
den können. Mängel einer Steuerart können leichter 
in Kauf genommen werden, wenn sie durch entge- 
gengesetzte Wirkungen einer anderen Steuerart ge- 
mildert oder — im günstigsten Falle — sogar ausge- 
glichen werden. Gleichwohl muß angestrebt werden, 
jede Steuerart im Rahmen des Gesamtsteuersystems 
möglichst mängelfrei zu gestalten. 

4. Vergleich im einzelnen 
41. Steuern vom Einkommen 

411. Einkommensteuer 

Die Einkommensteuer nimmt in besonderem Maße 
auf die individuellen Verhältnisse der Steuerzahler 
Rücksicht. Die Freibeträge, die progressive Gestal- 
tung des Tarifes u. ä. Maßnahmen bezwecken eine 
Ampassung der Steuerschuld an die persönliche Lei- 
stungsfähigkeit und auf diesem Wege eine gleich- 
mäßige und gerechte Steuerbelastung des einzelnen 
Steuerpflichtigen. Die Einkommensteuer kann mit- 
hin zwar nicht als besondere Begünstigung des Mit- 
telstandes angesprochen werden, sie wirkt sich aber 
zweifellos zu seinen Gunsten aus. 

Da die Gewinne von Unternehmen mit kleinen 
und mittleren Einkommen infolge des progressiven 
Tarifverlaufs niedriger belastet werden als die von 
Unternehmen mit hohen Einkommen, werden die 
mittelständischen Unternehmen im Vergleich zu den 
Großunternehmen auch durch eine geringere Be- 
lastung der Selbstfinanzierungsmittel in eine bessere 
Wettbewerbslage versetzt. 

Die letzte Steuerreform von 1958 hat durch das 
Splittingverfahren und die Erhöhung der Kinder- 
freibeträge insbesondere den mittelständischen Fa- 
milien eine fühlbare Entlastung gebracht. So hat 
sich durch den Reformtarif 1958 die Steuerbelastung 
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für verheiratete Einkommensteuerpflichtige (ohne 
Kinder) gegenüber dem Einkommensteuertarif 1957 
wie folgt verringert: 


bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von . 

bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von . 

bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von . 

bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von . . 

bei einem zu versteuern- 
den Einkommen von . 


20 000 DM um 16,5 v.H. 
30 000 DM um 17,6 v.H. 
60 000 DM um 15,1 v.H. 
100 000 DM um 11,3 v.H. 
500 000 DM um 8,6 v. H. 


Die Einkommensteuerbelastung einer kinderreichen 
Familie (Eheleute mit 5 Kindern) beträgt: 


nach dem 

Einkommensteuertarif 


bei einem zu 
versteuernden 
Einkommen von 

50 000 DM 20 000 DM 


in V. H. 


1949 

34,2 

58,5 

1951 

27,7 

43,0 

1953 

24,5 

38,7 

1957 

11,6 

26,9 

1958 

8,7 

20,0 


Auch die Heraufsetzung der ElÖchstbeträge für die 
beschränkt abzugsfähigen Sonderausgaben wird den 
mittelständischen Interessen gerecht. Ebenso bewir- 
ken die besonderen Einkommensteuerfreibeträge 
(so z.B. der Freibetrag von 1000DM jährlich für nicht- 
buchführende Land- und Forstwirte mit einem Ein- 
kommen von nicht mehr als 6000 DM jährlich und 
der Freibetrag von 5 v. H. — höchstens 1200 DM 
jährlich — für die Angehörigen der freien Berufe) 
eine Entlastung von Schichten mit kleinen und mitt- 
leren Einkommen. 

Der gegenwärtige Einkommensteuertarif wird zu- 
weilen als nachteilig für den Mittelstand bezeichnet, 
weil im Anschluß an den Proportionaltarif von 
20 V. H. eine zu starke Belastung und für die oberen 
Einkommensgruppen eine zu schwache Progression 
zu verzeichnen sei. Demgegenüber ist festzustellen, 
daß der geltende Tarif einen harmonischen Anstieg 
der Durchschnittsbelastung aufweist. Dieser ausge- 
wogene Anstieg wird durch die tarifmathematisch 
bedingten Sprünge in den Spitzensteuersätzen, ins- 
besondere an der Übergangsstelle von der Propor- 
tionalzone zur Progressionszone, nicht beeinträch- 
tigt. Der jetzige Einkommensteuertarif entspricht 
den Forderungen der Steuergerechtigkeit noch bes- 
ser, seit in den letzten Jahren die Steuerbegünsti- 
gungen weitgehend abgebaut sind. Das eigentliche 
Verbrauchseinkommen wird durchweg milde be- 
lastet. Im Anschluß an die Zone des Verbrauchs- 
einkommens tritt sodann aus Gründen der Steuer- 


ergiebigkeit und mit Rücksicht auf die fühlbare Ver- 
minderung des Steueropfers mit der Zunahme der 
frei verfügbaren Einkommonsteile eine steilere Pro- 
gression ein. Diese wird mit einem Spitzensteuer- 
satz von z. Z. 53 v. H. abgeschlossen, um einem 
übersteigerten Steuerwiderstand mit seinen nachtei- 
ligen Konsequenzen vorzubeugon (psychologischer 
Bruchpunkt). 

Auch das z. Z. den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten vorliegende Steueränderungsgesetz 1960 berück- 
sichtigt die Interessen des Mittelstandes. Es ist vor- 
gesehen, bei Einkünften aus freiberuflicher Tätig- 
keit von der Vervielfältigungstheorie abzugehen 
und damit einer von den Vertretern der freien Be- 
rufe schon seit langem erhobenen Forderung Rech- 
nung zu tragen. 

Weiterhin sollen durch das Steueränderungsgesetz 
1950 gesetzliche Vorschriften eing'eschränkt werden, 
die größere Unternehmen gegenüber kleineren und 
mittleren begünstigen, um letztere in ihrer Wett- 
bewerbsfähigkeit zu stärken. Zu den Maßnahmen, 
die diesem Zwecke dienen sollen, zählen die Ein- 
schränkung der degressiven Abschreibungsmöglich- 
keiten sowie die Kürzung der jährlichen Zuführun- 
gen zu den Pensionsrückstellungen. 

Die Bildung von Pensionsrückstellungen im eige- 
nen Unternehmen ist vorwiegend größeren Unter- 
nehmen möglich. Sie gibt vor allem diesen Gelegen- 
heit zur steuerbegünstigten Selbstfinanzierung unter 
gleichzeitiger Besserstellung ihrer Belegschaftsmit- 
glieder. Durch die Erhöhung des für die Berechnung 
der Pensionsrückstellungen anzuwendenden Min- 
destzinsfußes von 3,5 auf 5,5 v. H., d. h. auf den für 
eine Durchschnittsrendite bzw. auf den für lang- 
fristige Kredite maßgebenden Mindestzinsfuß, wird 
die steuerbegünstigte Selbstfinanzierung der größe- 
ren Unternehmen eingeschränkt. 

Zur Einschränkung der degressiven Abschreibung 
ist zum Teil die Ansicht vertreten worden, daß durch 
diese Maßnahme gerade das mittelständische Ge- 
werbe benachteiligt würde. Diese Befürchtung trifft 
jedoch schon deswegen vielfach nicht zu, weil die 
kleinen und mittleren Betriebe, wie die Erfahrungen 
der Betriebsprüfung und auch Beobachtungen ähn- 
lich gearteter Verhältnisse in den USA zeigen, im 
allgemeinen die lineare Abschrcibungsrnethode vor- 
ziehen. Andererseits soll durch die Einschränkung 
der degressiven Abschreibung nur der Abschrei- 
bungsteil beseitigt werden, der das betriebs- 
wirtschaftlich notwendige Maß überschreitet und 
daher eine Steuervergünstigung darstellt. Diese 
Möglichkeit einer überhöhten Abschreibung 
wirkt häufiger zugunsten von Großunterneh- 
men, da sie fast immer die zur Ausnutzung notv/en- 
dige hohe Ertragskraft aufweisen. Auch die weitere 
Voraussetzung für die Ausnutzung der Vergünsti- 
gung, nämlich hohe Anlageintcnsität, ist bei der 
Großwirtschaft verhältnismäßig häufiger als bei den 
kleineren und mittleren Betrieben gegeben. Schließ- 
lich bewirken die niedrigeren Einkommensteuersätze 
der kleinen und mittleren Personenunternehmen, 
daß bei ihnen die Ausnutzung der Abschreibungs- 
vergünstigung zu geringeren Steuervorteilen als bei 
Großunternehmen führt. Deswegen würde jede Be- 
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Schränkung und Beseitigung einer für alle Unter- 
nehmen geltenden ertragsteuerlichen Vergünstigung 
letztlich die kleinen und mittleren Personenunter- 
nehmen weniger als die Großunternehmen belasten. 

412. Körperschaftsteuer 

Der Mittolsland wird die Körperschaftsbesteuerung 
einmal aus der Sicht des Kleinaktionärs, zum ande- 
ren aus der Sicht des mit den größeren Kapitalge- 
sellschaften in Konkurrenz stehenden Unternehmers 
beurteilen. Außerdem werden mittelständische Un- 
ternehmen — soweit sie die Rechtsform von Kapi- 
talgesellschaften haben - — auch unmittelbar von der 
Körperschaftsteuer betroffen. 

Durch die Steuerreform 1958 ist der Körperschaft- 
steuersatz der größeren nicht personenbezogenen 
inländischen Kapitalgesellschaften (d. h, vor allem 
der großen Publikumsgesellschaften mit börsen- 
notierten Papieren) für ausgeschüttete Gewinne von 
30 auf 15 V. H. gesenkt und der Steuersatz für nicht 
ausgeschüttete Gewinne von 45 auf 51 v. H. erhöht 
worden (in allen Fällen nach Einbau des bisherigen 
Notopfers Berlin in den Körperschaftsteuertarif). 
Hierdurch wird die Doppelbesteuerung des ausge- 
schütteten Gewinns durch Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer unter gleichzeitiger Erhöhung 
des Steuersatzes für den nicht ausgeschütteten Ge- 
winn verringert. Die durch die Änderung der Kör- 
perschaftsteuersätze geförderte Ausschüttung von 
Gewinnen liegt im Interesse des Kleinaktionärs. Sie 
beschränkt die dem mittleren Betrieb nicht in glei- 
chem Umfange zur Verfügung stehenden Selbst- 
finanzierungsmöglichkeiten der großen Kapital- 
gesellschaften, fördert die Finanzierung über den 
Kapitalmarkt, wodurch dessen selektive Funktionen 
stärker zur Geltung kommen, und trägt damit auch 
zu einer breiteren Vermögensstreuung bei. 

Ob und inwieweit sich aus dem Schachtelprivileg 
und der Anerkennung der Organschaft im Körper- 
schaftsteuer- und Gewerbesteuerrecht ungleiche 
Wettbewerbsverhältnisse zwischen Großunterneh- 
men einerseits und mitteiständischen Unternehmen 
andererseits ergeben, muß einer eingehenden Prü- 
fung Vorbehalten bleiben. 

Durch die Anerkennung der Organschaft im Kör- 
perschaftsteuerrecht und Gewerbesteuerrecht wer- 
den mehrere organschaftlich verbundene Unterneh- 
men steuerrechtlich weitgehend wie ein Unterneh- 
men behandelt. Dadurch tritt trotz rechtlicher Selb- 
ständigkeit der Unternehmen und der daraus sich 
ergebenden Häftlings- und Risikobeschränkung eine 
Einschränkung der mehrfachen Besteuerung der Ge- 
winne der beteiligten Unternehmen und ein steuer- 
rechtlich wirksamer Gewinn- und Verlustausgleich 
ein, der allerdings ab 1959 durch die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofs nicht unwesentlich beschränkt 
worden ist. Diese organschaftliche Organisations- 
form ist nach bisheriger Feststellung vorwiegend in 
der Großwirtschaft anzutreffen. Sie ermöglicht es, 
selbständige Unternehmen in den eigenen Herr- 
schaftsbereich aufzunehmen, ohne daß dies nach 
außen ausdrücklich in Erscheinung treten müßte. In 
der Antwort auf die Große Anfrage der CDU/CSU 
zur Machtkonzentration der Wirtschaft hat die Bun- 


' desregierung bereits erklärt, daß die Anerkennung 
der Organschaft im Körperschaftsteuer- und Ge- 
werbesteuerrecht in gewissem Umfang eine Begün- 
I stigung der Konzentration darstellt. Bei einer nähe- 
' ren Prüfung dieses Sachverhalts, der zum Teil auch 
I das Gesetz über eine Untersuchung des Konzentra- 
tionsgrades der V/irtschart dienen soll, wird zu un- 
, tersuchen sein, in welchem Ausmaße durch die An- 
' erkennung der Organschaft im Körperschaftsteuer- 
und Gewerbesteuerrecht der Wettbewerb zwischen 
kleinen, mittleren und großen Unternehmen beein- 
flußt wird. 

Bei der Beurteilung und Überprüfung des Schach- 
telprivilegs ist zu beachten, daß dieses sich von der 
Organschaft vor allem dadurch unterscheidet, daß es 
kein Herrschaftsverhältnis voraussetzt, sondern daß 
zu seiner Inanspruchnahme eine kapitalmäßige Betei- 
' ligung von 25 v. H. ausreicht. Deshalb werden die 
I auf diese Weise miteinander verbundenen Unter- 
I nehmen auch steuerrechtlich nicht wie ein Unter- 
nehmen behandelt und haben also nicht die Mög- 
lichkeit des Verlust- und Gewinnausgleichs. Das 
Schachtelprivileg führt lediglich zur Vermeidung 
einer doppelten Körperschaftsteuerbelastung der 
ausgeschütteten Gewinne. 

42. Steuern vom Ertrag 

Gewerbesteuer 

Mittelstandsfördernd wirkt sich die für Einzel- 
i unternehmen und Personengesellschaften (nicht aber 
! für Kapitalgesellschaften) geltende Degression bei 
der Steuermeßzahl für den Gewerbeertrag aus, die 
von der normalen Steuermeßzahl von 5 v. H. in 
i Stufen von je 2400 DM nach unten verläuft, so daß 
für die ersten 2400 DM die Steuermeßzahl 0 v. H. 
beträgt. Die Degression hat die Wirkung eines Frei- 
betrages, der mit steigenden Gewerbeerträgen an- 
steigt, z. B. bei einem Gewerbeertrag von 10 000 DM 
j 6800 DM ausmacht, bei einem Gewerbeertrag von 
I 12 000 DM 7200 DM beträgt und über diesen Betrag 
hinaus auch für höhere Gewerbeerträge nicht mehr 
steigt. 

! Als konzentrationshemmend ist anzusehen, daß 
I innerhalb einer Branche die kapitalintensiven Be- 
i triebe, die häufig größere Unternehmen sind, nicht 
I nur — infolge ihrer hohen Erträge — von der Ge- 
werbeertragsteuer, sondern auch von der Gewerbe- 
I kapitaisteuer stärker betroffen werden als andere 
Unternehmen. Demgegenüber spielt die größere Be- 
lastung der arbeitsintensiven Betriebe durch die 
Lohnsummensteuer eine geringere Rolle; sie wird 
überdies nur von wenigen Gemeinden erhoben. 

Es wird von mittelständischen Kreisen als unge- 
recht empfunden, daß Einzelunternehmen und Per- 
sonengesellschaften einen Unternehmerlohn für die 
geschäftsführenden Inhaber nicht in Abzug bringen 
können. Steuersystematisch gesehen bestehen bei 
der gewerbesteuerrechtlichen Anerkennung der Ge- 
schäftsführergehälter keine Unterschiede zwischen 
I Einzelunternehmen, Personen- und Kapitalgeseli- 
i schäften. Soweit entlohnte Geschäftsführer bei 
Kapitalgesellschaften nicht wesentlich beteiligt 
und bei Einzelunternehmen und Personen- 
gesellschaften nicht Unternehmer oder Mit- 
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Unternehmer sind, mindern ihre Gehälter je- 
weils in gleicher Weise den Gewinn. Wenn 
andererseits eine Mitunternehmerschaft (Per- 
sonengesellschaft) oder eine wesentliche Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft vorliegt, unterliegen die 
Geschäftsführergehälter in beiden Fällen der Ge- 
werbesteuer. Einzelunternehmen und Personenge- 
sellschaften sind mithin im Verhältnis zu Kapital- 
gesellschaften mit Gesellschafter-Geschäftsführern 
nicht benachteiligt. Der wesentlich beteiligte Ge- 
schäftsführer einer personenbezogenen Aktiengesell- 
schaft kann sogar nicht nur sein Geschäftsführer- 
gehalt bei der Gewerbesteuer nicht absetzen, son- 
dern unterliegt auch bezüglich der ausgeschütteten 
Gewinne und der Vermögensteuer einer Doppel- 
besteuerung, was als mittelbarer Wettbewerbsnach- 
teil für sein Unternehmen anzusehen ist. 

Die Frage der Berücksichtigung eines Unterneh- 
merlohnes wird in erster Linie unter gesellschafts- 
politischen Gesichtspunkten zu beurteilen sein. Da- 
bei darf nicht übersehen werden, daß die Degression 
des § 11 Abs. 2 Ziff. 1 GewStG (Steuermeßzahlen 
zur Errechnung des Gewerbeertrags) zu einem Frei- 
betrag führt und insoweit der Forderung nach Be- 
rücksichtigung eines Unternehmerlohns schon Rech- 
nung trägt. Die Bundesregierung wird diesen Fra- 
genkomplex weiter prüfen. 

43. Steuern vom Vermögen und Vermögens- 
zuwachs 

431. Vermögensteuer 

Die bei der Vermögensteuer gewährten Steuer- 
ermäßigungen in Form von Freibeträgen dienen der 
Förderung der Eigentumsbildung in breiten. Schich- 
ten, insbesondere auch in Kreisen des Mittelstandes. 
Konzentrationshemmend wirkt sich aus, daß das 
Vermögen der Körperschaften in gewisser Weise 
zweimal besteuert wird, einmal unmittelbar bei der 
Körperschaft selbst, die wie bei der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer als verselbständigtes Unter- 
nehmen angesehen wird, und zum anderen mittel- 
bar beim Aktionär durch die Erfassung der Gesell- 
schaftsanteile. Es kommt hinzu, daß die Körper- 
schaften im Gegensatz zu der gegenwärtigen Rege- 
lung für natürliche Personen die gezahlte Vermö- 
gensteuer bei der Gewinnermittlung für die Körper- 
schaftsteuer nicht absetzen können. Im Flinblick auf 
die Vermögensbesteuerung des Betriebsvermögens 
haben die Personenunternehmen und mithin auch 
viele mittelständische Betriebe im Vergleich zu den 
Kapitalgesellschaften einen Wettbewerbsvorteil. 

Bei den natürlichen Personen führt die volle Ab- 
zugsfähigkeit der Vermögensteuer bei der Einkom- 
mensteuer dazu, daß die von der Vermögensteuer 
bewirkte Zusatzbelastung teilweise, und zwar in mit 
der Steigerung des Einkommens steigendem Maße, 
wieder aufgehoben wird. Im Zusammenhang mit der 
vorgesehenen Überprüfung des Vermögensteuer- 
rechts wird auch dieser Vorgang zu untersuchen 
sein. 

Die Tatsache, daß das Grundvermögen im Gegen- 
satz zu dem nach Zeitwerten bewerteten Betriebs- 


' vermögen und sonstigen Vermögen bisher noch 
nicht von den Einheitswerten des Jahres 1935 gelöst 
und zeitnah bewertet werden konnte, kommt neben 
der Landwirtschaft auch anderen mittelständischen 
Schichten zugute, da beträchtliche Teile des Vermö- 
I gens auch im Handwerk, im Flandel und bei den 
1 freien Berufen aus Grundvermögen bestehen. 

Die öffentliche Hand ist im allgemeinen nur auf 
solchen Gebieten, z. B. der Gas-, Wasser- und Elek- 
trizitätswirtschaft und der Verkehrswirtschaft tätig, 
auf denen mittelständische Wettbewerber nur in 
Ausnahmefällen vorhanden sind. Ob und in wel- 
chem Umfang die Vermögensteuerfreiheit von Be- 
trieben der öffentlichen Hand zu Wettbewerbsunter- 
schieden im Vergleich zu mittelständischen Unter- 
nehmen führt, bleibt zu untersuchen. 

432. Vermögensabgabe 

Die Vermögensabgabe ist ihrem Wesen nach eine 
Vermögenssubstanzsteuer, die jedoch infolge der 
Ratenzahlung und der teilweisen Abzugsfähigkeit 
bei der Einkommensteuer weitgehend den Charak- 
ter einer Substanzsteuer verloren hat. Da die Be- 
messungsgrundlage der Vermögensabgabe das Sach- 
vermögen ist, belastet sie insbesondere kapital- 
intensive Unternehmen. 

433. Erbschaftsteuer 

Die Erbschaftsteuer berührt die Unternehmens- 
sphäre nicht unmittelbar und übt daher auch keinen 
direkten Einfluß auf den Wettbewerb aus. Mittel- 
I bare Auswirkungen können bei Personenunterneh- 
I men und personenbezogenen Kapitalgesellschaften 
I über die Erbschaftsteuerverpflichtungen der Inhaber 
eintreten. Infolge der Progression der Erbschaft- 
steuersätze werden allerdings kleine und mittlere 
Erbanfälle geringer als große belastet. Ob das Ver- 
hältnis der Steuersätze unter den Zielsetzungen der 
Regierungspolitik, insbesondere auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der breiten Streuung des Eigentums, 
heute als völlig ausgewogen zu bezeichnen ist, wird 
geprüft werden. 

44. Umsatz-, Verbrauch- und Verkehrsteuern 

441. Allgemeine Umsatzsteuer 

Die allgemeine Umsatzsteuer, die zur Gruppe der 
Kostensteuern gehört, soll im Grundsatz die Preise 
konkurrierender Erzeugnisse gleichmäßig belasten, 
Konzentrationen nicht begünstigen undMarktvorteile 
auf Grund unterschiedlicher Steuerbelastungen aus- 
.schließen. Wie in der vom Bundesministerium der 
Finanzen dem Bundestag am 20. Dezember 1958 vor- 
gelegten „Denkschrift über die Möglichkeiten einer 
Verbesserung der Umsatzbesteuerung" (Druck- 
sache 730) im einzelnen dargelegt, kann die All- 
phasen-Bruttoumsatzsteuer in ihrer gegenwärtigen 
Gestaltung diese Grundsatzforderungen nicht erfül- 
len. Sie begünstigt in der Tendenz zum Nachteil des 
selbständigen Mittelstandes die Konzentration und 
erschwert wegen der ungleichmäßigen Belastung der 
Preise die Überwälzung. 
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Zur notwendigen Abschwächung dieser Wirkun- 
gen sind zwei Wege gangbar: entweder der Über- 
gang zu einem anderen Umsatzsteuersystem oder 
Reformmaßnahmen innerhalb des geltenden Systems. 
Der Bundesminister der Finanzen hat Sachverstän- 
digenausschüsse mit der Erstellung von Gutachten zu 
dieser Frage beauftragt. Auf Grund der Empfehlun- 
gen, die von einem dieser Ausschüsse — der 
,, Arbeitsgruppe Umsatzsteuerreform (Hartmann-Aus- 
schuß)" — bereits ausgearbeitet worden sind und 
die insbesondere die Interessen des selbständigen 
Mittelstandes berücksichtigen, soll als Sofortmaß- 
nahme eine Änderung des geltenden Umsatzsteuer- 
gesetzes angestrebt werden. Weiter wird aber für 
die Erörterung über eine grundlegende Umsatz- 
steuerform zur Zeit der Studienentwurf eines Um- 
satzsteuergesetzes nach dem System einer Mehr- 
wertsteuer mit Vorsteucrabzug vorbereitet. 

Im übrigen enthält das geltende IJmsatzsteuer- 
lecht auch jetzt bereits eine Reihe von Bestimmun- 
gen zugunsten des Mittelstandes. Der Freibetrag 
von 8000 DM für Steuerpflichtige mit einem Gesamt- 
umsatz von unter 80 000 DM führt bei gleicher 
Kostenlage zu einem Wettbewerbsvorteil der Steuer- 
pflichtigen mit relativ niedrigen Umsätzen gegen- 
über den anderen Steuerpflichtigen. In ähnlichem 
Sinne wirkt auch die Freigrenze bei Umsätzen bis 
zu 18 000 DM für Schrifsteller, Journalisten, Bild- 
berichterstatter, Privatgelehrte, Künstler, Handels- 
vertreter und -makler. Schließlich enthält das Um- 
satzsteuerrecht weiter zahlreiche Steuerbefreiungen 
oder Ermäßigungen, welche die Kostensituation für 
bestimmte Gruppen von Steuerpflichtigen und damit 
auch deren Wettbewerbssituation verbessern. 

442. Verbrauchsteuer 

Die Verbrauchsteuergesetze enthalten in ihrer 
jetzigen Fassung eine Reihe von Steuerbefreiungen 
oder Steuerermäßigungen, die insbesondere aus 
agrar- und mittelstandspoiitischen Zielsetzungen ge- 
währt werden, so z. B. bei der Tabaksteuer die 
Steuererleichterung für kleinere Betriebe, bei der 
Biersteuer die Staffelung der Biersteuersätze nach 
der Höhe des Bierausstoßes und bei Branntwein- 
monopol die Begünstigung der landwirtschaftlichen 
Brennereien, der Obstbrennereien und der gewerb- 
lichen Brennereien in Klein- und Mittelbetrieben. 
Da auch die speziellen Verbrauchsteuern Kosten- 
steuern sind, ergibt sich für die mittelständischen 
Betriebe insoweit eine Verbesserung ihrer Wett- 
bewerbssituation. 


443. Sonstige Steuern 


I B. Soziale Lasten 

Unter „Soziale Lasten" sollen hier die sozial be- 
stimmten Kosten der Unternehmen verstanden wer- 
den, die neben den an die Arbeitnehmer auszuzah- 
lenden Bruttolöhnen und -gehältern entstehen. Die 
; gesamten Sozialaufwendungen der Unternehmen 
I sind teils durch Gesetz, teils durch Tarifvertrag fest- 
gelegt und zu einem Teil dem Ermessen der Unter- 
nehmen überlassen. Soweit eine gesetzliche, tarif- 
liche oder sonstige rechtliche Bindung besteht, han- 
i delt es sich um einen starren Kostenblock, der von 
seiten des Unternehmens nicht beeinflußt werden 
I kann, es sei denn, daß das Unternehmen den Anteil 
; der Arbeitskosten an den Gesamtkosten im ganzen 
durch verstärkten Kapitaleinsatz oder andere Ratio- 
nalisierungsmethoden mindert. Freiwillige soziale 
Aufwendungen der Unternehmen wurden im Fünf- 
ten Abschnitt behandelt und können daher hier 
außer Betracht bleiben. 

Den größten Teil des Sozialaufwandes im engeren 
Sinne machen die gesetzlich festgelegten Sozialab- 
gaben der Arbeitgeber aus. Die Belastung der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme geht von den nach- 
stehend aufgeführten Beitragssätzen und Umlagen 
eius. Dabei ist zu beachten, daß die Belastung mit 
Beiträgen durch Beitragsbemessungsgrenzen einge- 
schränkt ist. Diese betragen gegenwärtig monatlich 
in der Krankenversicherung 660 DM, in der Renten- 
versicherung 850 DM (knappschaftliche Rentenver- 
sicherung 1000 DM) und in der Arbeitslosenver- 
sicherung 750 DM. 



1 Gewerbliche 
Wirtschaft 

Bergbau 

Versicherungs- 

zweig 

i 

Anteile in v. I I. des versicherten 
Bruttoarbeitsentgelts oder Brutto- 
arbeitseinkommens der 


Arbeit- 

geber 

; Arbeit- 
nehmer 

Arbeit- 

geber 

Arbeit- 

nehmer 

Kranken- 
versicherung . 

4,25') 

4,25') 

4,1 

4,1 

Unfall- 
versicherung . 

U2 



10,62) 



Renten- 
versicherung . 

7,0 

7,0 

15,0 

8,5 

Arbeitslosen- 
versicherung . 

uo 

1,0 





Kindergeld 

1,1 

~ 

1,15 

— 


14,55 

12,25 

30,85 

12,6 


Die bisherige Überprüfung der übrigen Verkehr- 
steuern und der sonstigen Steuern hat keine nach- 
teiligen Wirkungen für den Mittelstand erkennen 
lassen. 


') Schätzung, der letzte {Dezember 1958) statisüsch aus- 
gewiesene durchschnittliche Beitragssatz für Pflicht- 
mitglieder betrug 7,7 v. H. (Gesamtbeitrag) 

2) Umlagesatz im Kalenderjahr 1958, der sich seitdem 
erhöht haben dürfte 
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Die Arbeitgeber haben also in der gewerblichen 
Wirtschaft 14,55 v. H. und im Bergbau 30,85 v. H, 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme an gesetzlichen 
Sozialabgaben aufzubringen. Hinzukommen noch die 
schwer erfaßbaren Arbeitgeberzuschüsse bei Krank- 
heit der Arbeiter auf Grund des Gesetzes zur Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfall. 

Zu der Belastung durch Sozialversicherungsbei- 
träge treten die gesetzlich festgelegten Aufwendun- 
gen für bezahlte Freizeiten und Ausfallzeiten, ins- 
besondere die Bezahlung von durchschnittlich 11 
oder 12 gesetzlichen Feiertagen und eines grund- 
sätzlich gesetzlich festgelegten Mindesturlaubs. 
Neben den gesetzlich festgelegten Leistungen fallen, 
insbesondere für den Urlaub, der über den Mindest- 
urlaub hinausgeht, und für Ausfallzeiten nicht in 
Prozenten zu beziffernde, tariflich gebundene Auf- 
wendungen ins Gewicht. Nur um eine Größenord- 
nung aufzuzeigen, sei darauf hingewiesen, daß im 
.fahre 1955 beispielsweise im Maschinenbau die Auf- 
wendungen für Urlaub und Ausfallzeiten insgesamt 
im Durchschnitt der Unternehmen mehr als 10 v. H. 
der reinen Bruttolohn- und -gehaltssumme ausmach- 
ten (vgl. hierzu Erster Teil, Fünfter Abschnitt: So- 
ziale Lage und Arbeitsverhälnisse der Arbeitnehmer). 

Diese Angaben sagen nur etwas über die Relation 
direkter (Bruttolohn- und -gehaltssumme) und in- 
direkter Lohnkosten (Sozialaufwand), nicht dagegen 
über den Anteil der Arbeitskosten an den Gesamt- 
kosten und über die tatsächliche Belastung der 
Unternehmen aus. Da die Lohnintensität (der Anteil 
der Arbeitskosten am Produktionswert) in den ver- 


schiedenen Wirtschaftsbereichen, und dort wiederum 
in den einzelnen Fachzweigen, sehr unterschiedlich 
ist, hat auch der gesetzlich und tariflich gebundene 
Sozialaufwand der Unternehmen ein ganz verschie- 
denes Kostengewicht. Ein Bild hierüber läßt sich 
nur aus einer alle Kostenelemente erfassenden und 
, repräsentativen Kostenstrukturerhebung gewinnen, 
i Die Ergebnisse der Erhebung von 1950 können in 
I diesem Zusammenhang allerdings nicht mehr heran- 
' gezogen werden, weil sie durch starke strukturelle 
Veränderungen im Wirtschaftsgefüge in den letzten 
10 Jahren weitgehend überholt sind. Eine neue um- 
fassende Erhebung wird gegenwärtig durchgeführt; 
ihre Ergebnisse dürften jedoch nicht vor 1962 vor- 
; liegen. 

I Selbst wenn für die einzelnen Wirtschaftszweige 
genaue Angaben über die Anteile der gesetzlichen 
und tariflichen Sozialaufwendungen an den Gesamt- 
kosten der Unternehmen vorliegen würden, könnte 
hieraus nicht in allen Fällen die tatsächliche Be- 
lastung der Unternehmen errechnet werden. Es liegt 
nahe, daß die Unternehmen derartige Kosten- 
elemente ebenso wie Kapital- und andere Kosten 
j durch die Gestaltung ihrer Absatzpreise zu decken 
I suchen. 

I Auf den gegenwärtigen Stand der Behandlung 
I der Frage einer unterschiedlichen Belastung lohn- 
I und kapitalintensiver Unternehmen durch Beiträge 
zur sozialen Sicherung im Zusammenhang mit der 
: Prüfung einer Änderung der Bemessungsgrundlage 
für Sozialversicherungsbeiträge wird im Zweiten 
Teil, Erster Abschnitt eingegangen. 
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SIEBENTER ABSCHNITT 

Verhältnis der Lohnkosten, der installierten Energie 
und des tatsächlichen Energieverbrauchs zum Umsatz 


1. Vorbemerkung 

Die Fragestellung umfaßt zwei verschiedene Rela- 
tionen. Es wird daher unter 2. zu dem Artikel der 
Arbeitskosten am Umsatzwert und unter 3. zu dem 
Verhältnis der installierten Energie und des Energie- 
verbrauchs zum Umsatz Stellung genommen. 

2. Anteil der Löhne und Gehälter am Umsatz 

21. Der Anteil der Arbeitskosten am Umsatzwert 
gibt die sogenannte Lohnintensität eines Wirt- 
schaftszweiges oder Betriebes an. Arbeitskosten und 
Umsatzwerte sind der Handwerkszählung von 1956 
und der laufenden Industrieberichterstattung zu ent- 
nehmen. Jedoch wird in beiden Statistiken nicht der 
Gesamtaufwand für den Produktionsfaktor Arbeit 
(Löhne, Lohnnebenleistungen, Sozialabgaben und 
Sozialaufwand), sondern nur die Bruttolohn- und 
-gehaltssumme ausgevviesen. Hierdurch erscheint der 
Grad der Lohnintensität in allen Wirtschaftszweigen 
niedriger, als er den tatsächlichen Verhältnissen ent- 
spricht. Der Anteil der Löhne und Gehälter in den 
einzelnen Wirtschaftszweigen nach den Ergebnissen 
der Industrieberichterstattung (Betriebe mit 10 und 
mehr Beschäftigten) und der Handwerkszählung von 
1956 ist aus der Tabelle Lohnkosten, Energie, Um- 
satz 1 ersichtlich. 

Tabelle Lohn, Energie, Umsatz 1 

Anteil der Löhne und Gehälter am Umsatz 
in Industrie und Handwerk 

I Anteil der 
Löhne und 
Gehälter 
am Umsatz 
1959 
in V, H. 


A. Industrie 

Bergbau 43,6 

Steinkohlenbergbau 50,0 

Braunkohlen- und Pechkohlenbergbau . 36,5 

Eisenerzbergbau 36,7 

Metallerzbergbau 56,2 

Kali- und Steinsalzbergbau, Salinen . . 25,3 

Erdöl- und Erdgasgewinnung .... 11,8 

Flußspat-, Schwerspat-, Graphit- und 
sonstiger Bergbau 38,7 


Anteil der 
Löhne und 
Gehälter 
am Um.satz 
1959 
in V. H. 


Torfindustrie 48,0 

Grundstoff- und Produktionsgüterindu- 
strien . 15,1 

Industrie der Steine und Erden .... 22,9 

Eisenschaffende Industrie 14,1 

Eisen-, Stahl- und Tempergießereien . . 27,1 

Ziehereien und Kaltwalzwerke .... 13,4 

NE-Metallindustrie 12,9 

Metallgießereien 23,2 

Mineralölverarbeitung und Kohlenwert- 
stoffindustrie 4,1 

Chemische Industrie 14,9 

Sägewerk und holzbearbeitende Indu- 
strie 16,0 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

erzeugende Industrie 14,9 

Kautschuk und Asbest verarbeitende In- 
dustrie 19,2 

Investitionsgüterindustrien 22,0 

Stahlbau (einschließlich Leichtmetallbau) 24,5 

Maschinenbau 24,6 

Fahrzeugbau 16,3 

Schiffbau 21,6 

Luftfahrzeugbau 50,1 

Elektrotechnische Industrie 21,8 

Feinmechanische und optische sowie 

Uhrenindustrie 30,9 

Stahlverformung 21,1 

Eisen-, Blech- und Metallwarenindustrie 22,0 

j Verbrauchsgüterindustrien 20,8 

j Feinkeramische Industrie 31,6 

I Glasindustrie 24,9 

! Holzverarbeitende Industrie 22,9 

' Musikinstrumenten-, Spiel-, Schmuck- 
j waren- und Sportgeräte-Industrie . . 23,9 
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Anteil der 
Löhne und 
Gehälter 
am Umsatz 
1959 
in V. H. 


Papier und Pappe verarbeitende In- 
dustrie 17,4 

Druckerei- und Vervielfältigungsindu- 
strie 29,0 

Kunststoffverarbeitende Industrie . . . 18,9 

Ledererzeugende Industrie 13,7 

Lederverarbeitende Industrie .... 19,2 

Schuhindustrie ' 22,3 

Textilindustrie 18,4 

Bekleidungsindustrie 19,3 

Nahrungs- und Genußmittelindustrien , 7,5 

Ernährungsindustrie 7,9 

darunter: 

Mühlenindustrie 4,0 

Zuckerindustrie 7,0 


Süßwarenindustrie .... 
Molkereien und Käsereien 
Fleischverarbeitende Industrie 


Brauereien 12,5 

Tabakverarbeitende Industrie .... 4,6 

Industrie insgesamt 18,4 


B. Handwerk 

Bau- und Ausbauhandwerk 32,6 

Metallverarbeitendes Handwerk . . . 11,6 


Holzverarbeitendes Handwerk .... 17,0 

Bekleidungs-, Textil- und Lederhand- 
werk 10,3 

Nahrungsmittelhandwerk 5,0 

Handwerk für Gesundheits- und Körper- 
pflege 21,8 

Glas-, Papier-, keramische und sonstige 
Handwerke 13,1 

Handwerk insgesamt 15,6 


Innerhalb dieser Handwerksgruppen differiert die 
Lohnintensität beträchtlich, und zwar z. B. 


im Bau- und Ausbau- 
handwerk zwischen 12,0 v.H. (Ofensetzer) 
und 43,2 v. H. (Stukkateure) 


im metallver- 
arbeitenden Hand- 
werk zwischen 3,6 v. H. (Fahrradmechaniker) 

und 26,8 v. H. (Werkzeugmacher) 


im Bekleidungs-, 

Textil- und Leder- 
handwerk zwischen 5,3 v. H. (Schuhmacher) 

und 23,1 V. H. (Handschuhmacher). 

Insgesamt ist für das Handwerk festzustellen, 
daß etwa die Hälfte der Handwerksgruppen einen 
Lohnanteil von 10 bis 20 v.H., rd. 30 v.H. einen 
Lohnanteil von 20 bis 45 v. H. und der Rest einen 
Anteil von weniger als 10 v.H. aufweisen. 

211. Für die freien Berufe, bei denen die Personal- 
kosten regelmäßig nur einen Bruchteil der Gesamt- 
kosten ausmachen, liegt Zahlenmaterial nur für 
Ärzte und Zahnärzte vor. Es ist den vom Statisti- 
schen Bundesamt für die Jahre 1950 und 1954 durch- 
geführten Kostenstrukturerhebungen entnommen 
(vgl. Statistik der Bundesrepublik, Band 49, Heft 7 
und Statistische Berichte, Arb. -Nr. II/7/29, Septem- 
ber 1956; Arb. -Nr. II/7/31, Dezember 1956). Danach 
ist der Personalkostenanteil (einschließlich Sozial- 
abgaben und etwaige Vertreterkosten) an den Ge- 
samtleistungen (Gesamtumsatz) von 1950 bis 1954 
bei den Ärzten von 9,97 auf 9,85 v. H. gesunken, bei 
den Zahnärzten dagegen von 11,00 v. H. auf 
] 1,59 V. H. gestiegen. 

22, Nach Umsatzgrößenklassen kann die Lohnin- 
tensität nur für das Handwerk auf Grund der Hand- 
werkszählung 1956 sowie für die Arzte und Zahn- 
ärzte — hier in Form der Personalkosten nach Ge- 
samtleistungsgrößenklassen — aufgegliedert werden. 

Bei einzelnen Handwerkszweigen ergeben sich 
folgende Spannen im Lohnanteil: 


Handwerkszweig 

Durch- 

schnitt 

1 Spanne 


1 in V. H. 


Ofensetzerhandwerk . 
Stukkateurhandwerk . 

Fahrradmechaniker- 
handwerk 

Werkzeugmacher- 
handwerk 

Weinküferhandwerk . 

Modellbauerhandwerk 

Schuhmacherhandwerk 

Handschuhmacher- 
handwerk 

Müllerhandwerk . . . 

Konditorhandwerk . . 

Seifensiederhandwerk . 

Gebäudereiniger- 
handwerk 

Vulkaniseurhandwerk . 


12,0 

1,8 

bis 

16,4 

43,2 

0,7 

bis 

47,3 

3,6 

0,3 

bis 

6,9 

26,8 

1,8 

bis 

30,4 

5,5 

1,4 

bis 

8,3 

29,5 

0,8 

bis 

31,4 

5,3 

0,5 

bis 

7,3 

23,1 

2,3 

bis 

24,0 

2,5 

2,2 

bis 

7,7 

10,2 

0,4 

bis 

17,7 

7,0 

1,8 

bis 

8,8 

45,1 

4,7 

bis 

56,2 

7,4 

0,8 

bis 

7,9 
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Die starke Abweichung von den Durchschnitts- 
werten nach unten, insbesondere beim Handwerk, 
ist vor allem darauf zurückzuführen, daß die kleinen 
und kleinsten Betriebe kaum fremde Arbeitskräfte 
beschäftigen und daher nur einen geringen Lohn- 
aufwand haben. Der Darstellung wurde der Gesamt- 
umsatz — also nicht der reine Handwerksumsatz — 
zugrunde gelegt; allerdings sind die Abweichungen 
in der Lohnintensität nicht sehr erheblich. 

Bei der Betrachtung der Gesamt-Durchschnitts- 
quoten der Industrie und des Handwerks fällt auf, 
daß das Handwerk insgesamt einen etwas niedrige- 
ren Grad an Lohnintensität als die Industrie auf- 
weist. Weiter ist festzustellen, daß die Lohninten- 
sität sowohl in der Industrie als auch im Handwerk 
außerordentlich stark von Wirtschaftszweig zu Wirt- 
schaftszweig differiert. Insofern dürfte der Vergleich 
zwischen gesamter Industrie und gesamtem Hand- 
werk keinen Aussagewert haben. Es genügt auch 
nicht, die Durchschnittsziffern der einzelnen Wirt- 
schafts- und Handwerkszweige zu vergleichen. Viel- 
mehr müßte in den einzelnen Zweigen die Lohn- 
intensität der kleinen, mittleren und großen Unter- 
nehmen ermittelt und gegenübergestellt werden. 
Eine solche Aufgliederung, die quer durch die In- 
dustrie und das Handwerk gehen müßte, ist auf 
Grund des vorhandenen statistischen Materials 
gegenwärtig für die Industrie nicht möglich, sondern 
nur für das Handwerk. 

Für die Ärzte und Zahnärzte ergeben sich im 
Jahre 19v54 folgende Schwankungen des Personal- 
kostenanteils in den einzelnen Gesamtleistungs- 
größenklassen: 


Gesamtleistungs- 

bis unter 

75 000 DM 

größenklaksen 

10 000 DM 

und mehl 

Ärzte in V. H 

6,3 

15,9 

Zahnärzte in v. H. . . 

4,4 

16,3 


Nach den Kostenstrukturerhebungen nimmt der 
Anteil der Personalkosten an den Gesamtleistungen 
regelmäßig mit der Zunahme der Gesamtleistungen 
zu. 

3. Installierte Energie und Energieverbrauch 

3L Installierte Energie und Umsatz können nicht 
unmittelbar verglichen werden, da die Energie in tech- 
nischen Maßeinheiten gemessen wird, während 
der Umsatz eine Wertgröße ist. Auch liegen weder 
Angaben über die installierte Energie in den ver- 
schiedenen Wirtschaftszweigen noch über die durch- 
schnittlich installierte Energie in den verschiedenen 
Umsatz- oder Betriebsgrößenklassen vor. 

Lediglich in der Handwerkszählung 1956 wurde 
die installierte Energie in den verschiedenen Hand- 
werkszweigen ermittelt. Hiernach betrug die ge- 
samte installierte Energie im Handwerk 
bei elektrischen Antriebs- 
maschinen und sonstigen strom- 
verbrauchenden Geräten . . . rd. 3 500 000 kw 

bei sonstigen Antriebs- 
maschinen (insbesondere mit 
Wasserkraft getriebene und 

Dieselmotoren) rd. 780 000 PS. 


Im Handwerk installierte Energie Tabelle Lohn, Energie, Umsatz 2 


Stand 31. Mai 1956 




Gesamt- 

Zahl der Betriebe mit 
Antriebsmaschinen aller Art 

Installierte Gesamtleistung 



zahl 

— 



- - — 





Handwerksgruppe 

der 



sonstige 


sonstige 

andere 


Hand- 


Elektro- 

Antriebs- 

Elektro- 

Antriebs- 

Strom- 



Werks- 

ins- 

motoren 

maschi- 

motoren 

maschi- 

ver- 



betriebe 

gesamt 


nen 


nen 

braucher 





V. H. 

V. H. 

kW 

PS 

kW 

I. 

Bau- und Ausbau-Handwerk 

122 255 

— 

52 853 

34,1 

18,2 

603 604 

574 602 

54 128 

II. 

Metallverarbeitendes 
Handwerk 

145 285 

101 793 

69,7 


653 837 

22 229 

158 783 

III. 

Holzverarbeitendes 

Handwerk 

83 214 

73 305 

87,6 

1,8 

827 926 

19618 

37 246 

IV. 

Bekleidungs-, Textil- und 
sonstiges Handwerk . . . 

199 133 

69 272 

34,7 

0,3 

82 517 

1 627 

70 992 

V. 

Nahrungsmittel-Handwerk 

116531 

109 033 

90,1 

7,7 

675 074 

157 146 

60 990 

VI. 

Handwerk für Gesundheit, 
Körperpflege und ähnliches . 

63 082 1 

44 300 

70,1 

0,5 

96 497 

2 829 

98 209 

VII. 

Glas-, Papier-, keramisches 
und sonstiges Handwerk . . 

22 139 

11 017 

49,5 

0,9 

59 804 

1 721 

24 720 

Handwerk insgesamt 

751 639 ' 

461 573 

1 

59,3 

4.8 

^ 2 999 259 

! 

779 772 

505 068 


Quelle; Handwerkszählung 1956, Heft 5, Tabelle 5 
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32. Es wäre an sich möglich, den Energieverbrauch | 
in den verschiedenen Wirtschaftszweigen zu erfas- | 
sen und zu Bewerten und in Beziehung zum Umsatz j 
zu setzen. In Analogie zur Lohnintensität wäre da- : 
mit der Grad der Energieintensität der einzelnen i 
Wirts chaftzweiige und Betriebsgrößen zu ermitteln, j 
Dazu müssen die Ergebnisse der laufenden Kosten- ! 
Strukturerhebungen abgewartet werden, durch die 
u. a. auch die Energiekosten zu ermitteln sind. In 
Tabelle Lohnkoisten, Energie, Umsatz 3 wird der 
Bnergieverbrauch der Wirtschaftszweige nach der 
Industrieberichterstattung, lin der jedoch lediglidi 
der Stromverbrauch in Betrieben mit 10 und mehr 
Beschäftigten ausgewiesen ist, angegeben: 


Tabelle Lohn, Energie, Umsatz 3 

Stromverbraudi in Industriegruppen und -zweigen 


Industrie gruppe und -zweig 


Stromver- 
braudi 1959 
Millionen 
kWh 

in Betrieben 
mit 10 und 
mehr Be- 
schäftigten 


Bergbau 10 374 

Steinkohlenbergbau 7 078 

Braunkohlen- und Pechkohlenbergbau 2 108 

Eisenerzbergbau . 377 

Metallerzbergbau 118 

Kali- und Steinsalzbergbau, Salinen 531 

Erdöl- und Erdgasgewinnung ... 124 

Flußspat-, Schwerspat-, Graphit- und 
sonstiger Bergbau 27 

Torfindustrie 11 


industriegruppe und -zweig 


Stromver- 
brauch 1959 
Millionen 
kWh 

in Betrieben 
mit 10 und 
mehr Be- 
schäftigten 


Investitionsgüterindustrien 7 371 

Stahlbau (einschließlich Leichtme- 
tallbau 291 

Maschinenbau 1 825 

Fahrzeugbau 1 786 

Schiffbau 315 

Luftfahrzeugbau 13 

Elektrotechnische Industrie .... 1 552 

Feinmechanische und optische sowie 

Uhrenindustrie 145 

Stahlverformung 514 

Eisen-, Blech- und Metallwarenindu- ‘ 
strie 930 

Verbrauchsgüterindustrien 5 065 

Feinkeramische Industrie 285 

Glasindustrie 599 

Holzverarbeitende Industrie . . . 406 

Musikinstrumente-, Spiel-, Schmuck- 
waren- und Sportgeräteindustrie . . 47 

Papier und Pappe verarbeitende In- 
dustrie 195 

Druckerei- und Vervielfältigungs- 
industrie 260 

Kunststoffverarbeitende Industrie . 265 

Ledererzeugende Industrie .... 156 

Lederverarbeitende Industrie ... 16 

Schuhindustrie 77 

Textilindustrie 2 611 

Bekleidungsindustrie 148 


Grundstoff- und Produktionsgüterindu- 
strie 42 384 

Industrie der Steine und Erden . . 3 376 

Eisenschaffende Industrie .... 8115 

Eisen-, Stahl- und Tempergießereien 968 

Ziehereien und Kaltwalzwerke . . 642 

NE-Metallindustrie 4 275 

Metallgießereien 88 

Mineralölverarbeitung und Kohlen- 
wertstoffindustrie 2 512 

Chemische Industrie 18 015 

Sägewerk und Holzbearbeitende In- 
dustrie 383 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und 
Pappe erzeugende Industrie ... 3 344 

Kautschuk und Asbest verarbeitende 
Industrie 666 


Nahrungs- und Genußmittelindustrien 2 251 


Ernährungsindustrie .... 


2 190 

darunter: 

Mühlenindustrie 

314 


Zuckerindustrie 

340 


Süßwarenindustrie 

— 


Molkereien und Käsereien . . 

— 


Fleischverarbeitende Industrie . 

— 


Brauereien 

414 


Tabakverarbeitende Industrie . 


61 

Industrie insgesamt 


67 444 


Mangels statiistlscher Unterlagen ist es gegen- 
wärtig weder in einzelnen Wirtschaftszweigen noch 
in verschiedenen Umsatz- oder BetriebsgrößenkLas- 
sen mögliich, den Energieaufwand in DM bewertet 
auf die Umsätze zu beziehen. 
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ERSTER ABSCHNITT 

Überlegungen und Bemerkungen zu dem Bericht 


Der vorstehende Bericht hestätigt eine Reihe von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen und praktischen 
Erf-ahrungen der bisherigen 'Mittelstandsforschung 
und -politik. Er erbringt jedoch auch neue Erkennt- 
nisse und weist auf bisher weniger beachtete 
Sachverhalte hin. Die systematische und umfassende 
Auswertung und Bierücksichtigung dieser neuen Ge- 
sichtspunkte wird zu den künftigen Aufgaben der 
Mittelstands forschung und -politik gehören. Die Be- 
richterstattung hat jedoch schon jetzt, Insbesondere 
im Hinblick auf die in dem Berichtsersuchen gefor- 
derten Vorschläge, zu Überlegungen geführt, die 
im folgenden dargelegt werden. Da sich der Bericht 
in erster Linie auf die Lage der selbstständig Täti- 
gen in Handwerk, Handel, sonstigem Gewerbe und 
in den freien Berufen 'bezieht, erscheint es zweck- 
mäßig, zunächst einen Überblick über die Entwick- 
lung der Selbständigkeit im Rahmen der gesamten 
Erwerbstätigkeit zu geben. 

1. Entwicklung der Selbständigkeit 

Im Zuge der technischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung hat sich -das zahlenmäßige Verhältnis zwi- 
schen selbständig Tätigen und abhängig Beschäftig- 
ten in den zurückliegenden Jahren tiefgreifend ver- 
ändert. Während 1882 noch 26,1 v, H. der Erwerbs- 
personen Selbständige waren, betrug dieser Anteil 
1950 nur noch 14,8 v. H. und ist bis 1958 weiter auf 
13,0 V. H. gesunken. Nach den Ergebnissen des 
Mikro'zeinsus, einer Stichproben-Echebung zur Fest- 
stellung der Erwerbstätigkeit der igesamten Bevöl- 
kerung durch das Statistische Bundesamt*), hat die 
Zahl der Selbständigen in der Volkswiirtschaft zwar 
von 1950 bis 1958 von 3,2 auf 3,24 Millionen um 
40 000 leicht zugenommen, die Zahl der abhängig 
Beschäftigten ist jedoch im gleichen Zeitraum von 
13 675 000 auf 18 240 000 um 4 565 000 sehr viel 
stärker gewachsen. Gleichzeitig nahm die Anzahl der 
mithelfenden Familienangehörigen von 3 125 000 auf 
2 700 000 um 425 000 ab. 

Die relative Veränderung betrug demnach von 
1950 bis 1958 bei den Selbständigen +1,3 v. H., bei 
den abhängig Beschäftigten +33,4 v. H. und bei den 
mithelfenden Familienangehörigen —13,6 v. H, 

Diese Entwicklung vollzog sich freilich in den 
einzelnen Bereichen sehr unterschiedlich. So be- 
schränkt sich die Abnahme der Zahl der mithelfen- 
den Familienangehörigen ausschließlich auf die 
Landwirtschaft, während bei Handel und Verkehr 
eine Zunahme von 38,2 v. H. und im produzierenden 


*) „Wirtschaft und Statistik", Heft 1/1960 (dort auch 
Quellenangaben zur statistischen Ermittlung der Er- 
werbstätigkeit und der Beschäftigung) 


Gewerbe eine solche von 30,3 v. H. zu verzeichnen 
war. 

Entsprechendes gilt auch für die Entwicklung der 
Selbständigkeit. Während die Zahl der Selbständigen 
von 1950 bis 1958 in der Landwirtschaft um 4,7 v. H. 
und im produzierenden Gewerbe (hauptsächlich In- 
dustrie und Handwerk) um 0,8 v. H. zurückging, 
hat sie sich bei Handel und Verkehr um 14,3 v. H. 
erhöht. Eine noch stärkere Zunahme ist lim Bereich 
der Dienstleistungen, der auch die freien Berufe 
mit umfaßt, zu verzeichnen. Sie betrug 21,2 v. H. 

Festzustellen ist, daß — bei einer sehr unter- 
schiedlichen Entwicklung im einzelnen — die selb- 
ständige Tätigkeit absolut gesehen zwar noch 
immer geringfügig zugenommen hat, daß aber in 
demselben Zeitraum die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten 'bedeutend stärker angewachsen ist. Rund 
drei Fünftel dieses Zuwachses entfallen auf Ange- 
stellte und Beamte und erklären sich aus der Zu- 
nahme 'der administrativen Funktionen in der -ar- 
beitsteiligen Wirtschaft. 

Die relative Abnahme der wirtschaftlichen Selb- 
ständigkeit kann wohl nicht allein durch die Ten- 
denz zu wachsenden Betriebsgrößen erklärt werden. 
Vielmehr ist auch lanzunehmen, daß der Anreiz zur 
Selbständigkeit angesichts der erheblichen Verbes- 
serung der sozialen Stellung der Unselbständigen 
schwächer geworden ist. 

2. Die Struktur der gewerblichen Wirtschaft 

Ungeachtet der vorstehend dargestellten Entwick- 
lung sind jedoch, abgesehen von wenigen Wiirt- 
schaftszweigen, in denen die wirtschaftliche Betäti- 
gung nur für große Unternehmen sinnvoll und ren- 
tabel ist, auf allen Gebieten der Produktion, des 
Absatzes und der Dienstleästung auch oder sogar 
überwiegend kleine und mittlere Unternehmen tätig. 
Ihr Anteil innerhalb der einzelnen Wirtschaftszweige 
und Gewerbe richtet sich vor allem nach den je- 
weiligen Produktions- und Absatzbedingungen, wo- 
bei insbesondere der Anteil der Arbeitskosten am 
Produktions wert eine wichtige Rolle spielen kann. 

Geht man von der Zahl der kleinen und mittleren 
Unternehmen und ihrem Anteil an der Gesamtzahl 
aller Unternehmen -aus, so kann festgestellt werden, 

! daß die gewerbliche Wirtschaft der Bunjdesrepublik 
eine mittelständische Struktur aufweist. Demgegen- 
I über beschäftigen freilich relativ wenige Großunter- 
nehmen einen sehr großen Teil aller Arbeitnehmer. 
Sie sind in hohem und ständig wachsendem Ausmaß 
am Gesamtumsatz der gewerblichen Wirtschaft be- 
teiligt. Dies kann nicht allein aus der durch die 
I technische Entwicklung bedingten Tendenz zu opti- 


178 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drudesache 2012 


malen Betriebsgrößen oder durch den Aufstieg von 
Unternehmen in höhere Größenklassen erklärt wer- 
den. Soweit hierin Auswirkungen der wirtschaft- 
lichen Machtkonzentration zu erkennen sind, hat die 
Bundesregierung dazu bereits in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, DP 
betr. Wirtschaftskonzentration — - Drucksache 702 — 
Stellung genommen und die Durchführung einer 
Untersuchung befürwortet. 

3. Zur Frage einer Änderung der Bernes- 

‘ sungsgrundlage für gesetzliche Sozialah- 
gaben 

In Verbindung mit der Untersuchung der Lage 
der mittelständischen Gruppen sollte auch geprüft 
werden, ob und wie die heutige, ausschließlich auf 
den Löhnen und Gehältern beruhende Bemessungs- 
grundlage der sozialen Lasten zugunsten der ar- 
beitsintensiven Unternehmen geändert werden kann. 
Um dieses Problem zu klären, hatte die Bundes- 
regierung Professor Dr. J. Heinz Müller, Freiburg, 
beauftragt, ein wissenschaftliches Gutachten mit dem 
Thema „Die wirtschaftlichen Auswirkungen der ge- 
setzlichen Sozialabgaben auf die lohnintensiven 
Mittel- und Kleinbetriebe" auszuarbeiten. Dieses 
Gutachten wurde Ende Juni 1959 vorgelegt. Wie 
der Bundesminister für Wirtschaft in der 82. Sitzung 
ides Deutschen Bundestages am 15. Oktober 1959 an- 
läßlich der Behandlung der Großen Anfrage der 
Fraktionen der CDU/CSU, DP betr. Wirtschaftskon- 


zentration — Drucksache 702 — in Aussicht gestellt 
hatte, ist — unter Federführung des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialordnung — ein In- 
terministerieller Arbeitskreis „lohnbezogene Abga- 
ben" gebildet worden, dessen Aufgabe ist, zu prüfen, 
ob und in welchem Umfange lohnbezogene Abgaben 
die wirtschaftliche Stellung lohnintensiver Betriebe 
nachteilig beeinflussen. Dieser Arbeitskreis wird 
die Wirkungen aller Abgaben untersuchen, die als 
Kosten des Produktionsfaktors „Arbeit" in Erschei- 
nung treten und Leistungen für den Arbeitnehmer 
auf den Gebieten der Sozialversicherung, der Ar- 
beitslosenversicherung sowie des Kindergeldes zur 
Folge haben. In diesem Zusammenhang wierden auch 
die Möglichkeiten für eine Änderung der Bemes- 
sungsgrundlage der gesetzlichen Sozialabgaben zu 
prüfen sein. Die Beurteilung der Belastung lohn- 
intensiver Betriebe setzt die sehr schwierige Klä- 
rung der Frage voraus, ob und inwieweit diie for- 
melle Belastung mit lohnbezogenen Abgaben mit 
der tatsächlichen Belastung übereinstimmt. Weiter- 
hin ist im Zusammenhang damit zu prüfen, inwie- 
weit eine andere Bemessungsgrundlage tatsächlich 
eine Verschiebung in der Belastung der Betriebe, 
d. h. vor allem eine Entlastung lohnintensiver Be- 
triebe, herbeiführen könnte. Der Interministerielle 
Arbeitskreis hat seine Beratungen noch nicht ab- 
geschlossen. Es ist auch deshalb nicht möglich, über 
die tatsächliche Belastung lohnintensiver Betriebe 
mit lohnbezogenen Abgaben zu berichten und die 
übrigen Ausführungen des Berichtes über die Lage 
der Mittelschichten entsprechend zu ergänzen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Überlegungen und Vorschläge für die Berücksichtigung 
des gewerblichen Mittelstandes und der freien Berufe 
in der Politik der Bundesregierung 


A. Vorbemerkungen 


Im folgenden wird die Bujndesregierung Maß- 
nahmen zur weiteren Förderung des gewerblichen 
Mittelstandes und der freien Berufe Vorschlägen. Sie 
wird dabei zunächst auf die fünf Problemkreise eiin- 
gehen, die im Zweiten Teil des Berichtsersuchens | 
— Drucksachen 7)12, 1516 — aufgezählt sind. Dabei | 
ist auf die Ausführungen zu verweisen, welche die | 
Bundesregierung in ihrer Antwort auf die Große ’ 
Anfrage betr. Wirtschaftskonzentration insbeson- i 
dere zu den Fragen 8 und 9 am 15. Oktober 1959 be- ^ 
reits gemacht hat. Die seitherige wirtschaftliche Ent- i 
Wicklung tgibt keinen Anlaß, die Grundsätze der ; 
dort dar gelegten Förderungs Vorhaben zu verlassen. 


Es wird 'daher für den Bereich ider gewerblichen 
Wirtschaft vorwiegend darzustellen sein, welche 
Maßnahmen im Rahmen ihrer damaligen Ausfüh- 
rungen die Bundesregierung unter Berückisichtigung 
der wischenzeitlichen Entwicklung für besonders 
wichtig oider vordringlich hält. Daneben sind tdle zu- 
gunsten der freien Berufe in Bietracht kommenden 
Maßnahmen zu erwähnen. Abschließend wird dar- 
gestellt werden, welche statistischen und sonstigen 
Unterlagen erforderlich wären, um die Kenntnisse 
über die Lage des gewerblichen Mittelstandes und 
der freien Berufe noch weiter zu vervollständigen. 


B. Überlegungen und Vorschläge für eine Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
durch Rationalisierung und Modernisierung 


1 . Die Bundesregierung hat am 15. Oktober 1959 
bei der Beantwortung der Großen Anfrage der Frak- 
tionen der CDU/CSU, DP Wirtschaftskonzentration 
— Drucksache 702 — zu der Frage, welche Maß- 
nahmen sie für notwiendig halte, um eine gesunde 
Struktur ider deutschen Wirtschaft im Sinne ihrer 
Regierungserklärung vom 29. Oktober 1957 zu ge- 
währleisten, ausführMch Stellung genommen. Die 
dort dar gelegten Vorschläge enthalten idie Grund- 
sätze für die künftige Förderung der kleinen und 
miittleren Betriebe der gewerblichen Wirtschaft. Die 
in diesem Zusammenhang vorgesehenen Maß- 
nahmen betreffen — über den Bereich der Rationali- 
siierung und Modernisierung hinaus - — u. a. Pro- 
bleme der Kreditversorgung des gewerblichen Mit- 
telstandes sowie Fragen der beruflichen Ausbildung 
und Fortbildung, der Forschung, des Erfahrungsaus- 
tausches, der Steigerung der Absatzfähigkeit, der 
Förderung von Gemeinschaftseinrichtungen und 
einer angemessenen Beteiligung kleiner und mitt- 
lerer Betriebe bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge. 

Dieses am 15. Oktober 1959 dem Deutschen Bun- 
destag vorgelegte Programm hält die Bundesre- 
gierung auch in bezug auf die darin enthaltenen 
Vorschläge zur Rationalisierung und Moderniisierung 
für unverändert zweckmäßig. Im Rahmen des vor- 


liegenden Berichts ist ergänzend noch folgendes aus- 
zuführen : 

2. In der Erkenntnis, daß die Steigerung der Ra- 
tionalisierung und Modemisiierung eine wichtige 
Voraussetzung für die wirtschaftliche Expansion und 
damit für eine weitere Erhöhung des Lebensstan- 
dards ist, hat die Bundesregierung im Benehmen 
mit den SpitzenOTganisationen der Wirtschaft und 
den Gewerkschaften für die kommenden Jahre ein 
Schwerpunktprogramm entwickelt, dessen Leitge- 
danke es ist, durch ein optimales Zusammenwirken 
zwischen Technik, Betriebswirtschaft und „mensch- 
lichen Faktoren" im Betrieb die Wirtschaftlichkeit 
zu verbessern und die Produktivität zu steigern. 
Von dieser Zielsetzung ausgehend stehen insbeson- 
dere die folgenden Aufgaben im Vordergrund, die 
der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Mittel- 
und Kleinbetriebe dienen und durch Mittel der Bun- 
desregierung unterstützt werden sollen: 

21. Die systematische Gesamtplanung ln Klein- und 
Mittelbetrieben soll gefördert und insbesondere das 
in den Betrieben anfallende Zahlenmateriial für die 
Unternehmensleitung mit dem Ziele ausgewertet 
werden, bestmögliche Kosten- und Preiisbildung zu 
ermöglichen, Wege zu größtmögliicher Produktivität, 
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Rentabilität und Ö'ualität -aufzuzeiigen, den Betrieb 
durchsichtig zu gestalten und durch Aufdeckung von 
schwachen Stellen zu zweckvoll angesetzten Ratio- 
njalisierungsrnaßnahmen anzuregen. 

In diesem Rahmen list insbesondere die Anleitung 
zur Planung von zweckmäßigen Produktions- und 
Sortimentsprogrammen und die Förderung betrieb- 
licher Marktforschung auch unter dem Gesichts- 
punkt des erweiterten Europäis^chen Marktes von 
Bedeutung. 

22. Auf dem Geibiet der Branchen- und Betriebs- 
vergleiche ist zur Förderung der Wirtschaftlichkeit 
mittel st amdis eher Unternehmen vor allem die Ent- 
wicklung und Anwendung praxisnaher Methoden 
zu fördern. 

23. Von besonderer Wichtigkeit ist die rationelle 
Ausnutzung ides in den Betrieben gebundenen Kapi- 
tals (Verringerung der Kapitalbindung je Erzeug- 
niseinheit) 

auf Grund rationeller Nutzung des betrieblichen 
Anlagevermögens durch sinnvolle Gebäuide- 
planung sowie durch zweckmäßige Auswahl und 
wirtschaftliche Nutzung von Maschinen und 
sonstigen Betriebsmitteln, 

auf Grund rationeller Nutzung des Materials 
durch neuzeitliche Fertigungsverfahren, durch 
Qualitätskontrolle sowie durch Ausschuß- und 
Abfallmindemng sowie 

auf Grund von Maßnahmen zur Beschleunigung 
der Durchlaufgeschwindigkeit aller Materialien 
und Fabrikate durch den Betrieb (z. B. durch 
Sortenminderung, Lagerorganiisation, planmä- 
ßige Arbeitsvorbereitung und zügigen Material- 
fluß). 

24. Bei der Rationalisierung durch Betriebsdiagnose 
und der Entwicklung des betrieblichen Beratungs- 
wesens sollen alle Maßnahmen gefördert werden, 
die geeignet sind, den Ausbau des Betriebsbera- 
tungswesens in der Bundesrepublik voranzutreiben. 
Hierzu gehört neben der Aus- und Fortbildung die 
Unterstützung beruflicher Zusammenschlüsse zur 
Entwicklung von Berufsbildern und beruflichen 
G rund s ä t ze n , i nsb e so n d ere 

der Ausbau der Betnebsbegehungen in den ver- 
schiedenen Fachzweigen der Wirtschaft mit dem 
Ziel, Ansatzpunkte für Rationalisierungsmaß- 
nahmen in den einzelnen Unternehmen auf- 
z uzeigen, 

eine Verstärkung des Betriebsbegehungsdien- 
stes des Rationalisierungs-Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft (RKW) durch Einschaltung 
von freiberuflichen Beratern sowie 

die Förderung des Betriebsberatungswesens 
durch Unterstützung der Weiterbildung der 
freien Betriebsberater sowie durch Heranbil- 
dung von Nachwuchskräften. 

25. Die Zunahme der dispositiven Tätigkeit und 
der zwischenbetrieblichen Aufgaben sowie die wach- 
senden nebenbetrieblichen Verwaltungsarbeiten füh- 


zu einer ständigen Erhöhung des Verwaltungskosten- 
anteils der Betriebe und zwingen daher zu einer 
durchgreifenden Rationalisierung, z. B. durch Ver- 
kürzung der Aufbewahrungsfristen, durch Verein- 
fachung des Überweisungsverkehrs, der Lohn- und 
Gehaltsabrechnungen sowie der steuerlichen Bear- 
beitung. Maßnahmen, die diesen Zielen dienen, sind 
bereits angelaufen und werden auch künftig unter- 
stützt werden. 

26. Die Aus- und Fortbildung von Führungskräf- 
ten der Wirtschaft ist zu fördern durch 

die Entwicklung von Lehrmethoden und -Pro- 
grammen, 

die Heranbildung von Lehrkräften aus Kreisen 
der Wissenschaft und Wirtschaftspraxis, 

die Schulung und Unterweisung der oberen, 
mittleren und unteren Führungskräfte in den 
modernsten Rationalisierungsverfahren und in 
der Personalführung, 

die Fortbildung von Facharbeitern und Ange- 
stellten zwecks Qualifizierung für mittlere und 
gehobene Führungs- und entsprechende son- 
stige Funktionen sowie die Entwicklung eines 
Handbuches für die innerbetriebliche Weiter- 
bildung. 

27. Technische Planung und wirtschaftliche Über- 
legung sollen durch eine zweckentsprechende Ge- 
staltung der menschlichen Arbeit ergänzt werden. 
In diesem Rahmen sind folgende Maßnahmen vor- 
dringlich: 

Entwicklung von Empfehlungen zur zweckmä- 
ßigen Gestaltung der Arbeitsplätze, 

Untersuchung der mit der technischen Umstel- 
lung zusammenhängenden Probleme; Auffinden 
von geeigneten Wegen für die im Verlauf von 
Rationalisierungsmaßnaihmen notwendig wer- 
denden Umbesetzungen personeller Art; Unter- 
weisung der Angestellten in der Rationalisierung 
der Verwaltungsarbeit, 

Untersuchung der Probleme der Frauenberufs- 
arbeit, 

Untersuchung über die psychischen Beanspru- 
chungen in der Industrie sowie 

Untersuchung der arbeitsphysiologischen und 
soziologischen Auswirkungen der Schicht- und 
Na ch ts chi ch t a rbe i t . 

Das vorgenannte Programm soll mit Unterstützung 
des Bundes federführend vom Rationalisierungs- 
kuratoriums der Deutschen Wirtschaft durchgeführt 
werden, welches - — als Zentralstelle für die Förde- 
rung der Rationalisierung lin ider Bundesrepublik — 
mit allen maßgeblichen Stellen der Wirtschaft und 
der Gewerkschaften sowie mit den Fachorganisa- 
tionen und -elnrichtungen der RationaLisierung eng 
zusammenarbeitet. 

3. Die wünschenswerte Mobilität der Arbeits- 
kräfte erfordert ln Zukunft bessere Möglichkeiten 
des Austausches von Fachkräften zwischen den ein- 
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zelnen Wirtschaftszweigen. Es äst deshalb anzu- 
streben, die gesetzlichen und materiellen Unterlagen 
für die Berufsausbildung möglichst einheitlich zu ge- 
stalten. Aus demselben Grunde ist es im Interesse 
einer größeren Freizügigkeit der Fachkräfte im euro- 
päischen Wirtschaftsgebiet wünschenswert, unter 
weitgehender Beibehaltung der unterschiedlichen 
Berufsausbildungssysteme in den einzelnen Staaten 
eine vergleichbare Berufssystematik und ein ver- 
gleichbares Ausbildungsniveau in den einzelnen Be- 
rufen zu erreichen. 

4. Dieses für die mittelständisdie gewerbliche 
Wirtschaft in ihrer Gesamtheit entwickelte Pro- 
gramm findet seine besondere Ausprägung Im 
Bereich des Handwerks. Die nachfolgend dargestell- 
ten Maßnahmen werden in der 'Hauptsache von den 
Organisationen des Handwerks getragen und durch 
die Bundesregierung ideell und finanziell unter- 
stützt. 


zur Förderung der Absatzwerbung, insbeson- 
dere der Exportbestrebungen des Handwerks, 
und zur Errichtung von handwerklichen Ge- 
meinschaftsständen auf Messen und Ausstel- 
lungen und 

für die Förderung von Einrichtungen und Maß- 
nahmen z;ur Anpassung der Lehrlingsunter- 
weisung an die technische Entwicklung. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die bisherigen 
Ansätze für die vorgenannten Förderungsmaßnah- 
men auch in Zukunft beizubehalten. Darüber hinaus 
wird sie ihr Augenmerk auf die nachfolgend dar ge- 
stellten weiteren Förderungsmaßnahmen richten, 
wobei allerdingis zu beachten ist, daß die Aufstel- 
lung eines detaillierten langfristigen Programms 
nicht sinnvoll wäre, weil die Gewerbeförderung 
sich der wirtschaftlichen und technischen Entwick- 
lung anpassen muß. 


Die 750 000 Handwerksbetriebe, von denen rd. 
550 000, das sind 75 v. H., nur 1 bis 4 Beschäftigte 
haben, können Maßnahmen der Rationaliisierung 
und Modernisierung nicht mit demselben Aufwand 
wie Großbetriebe durchführen. Sie sind sogar häu- 
fig nicht in der Lage, alle sich anbietenden Ratio- 
nalisieriingsmöglichkeiten selbst zu erkennen. 

Aus diesen Gründen und mit Rücksicht darauf, 
daß die finanzielle Leistungsfähigkeit der hand- 
werklichen Organisationen beschränkt ist, wurden 
bisher zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
durch Rationalisierung und Modernisierung der 
Betriebe im Rahmen der Gewerbeförderung von der 
Bundesregierung laufend Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung gestellt und als Zuschüsse für folgende 
überregionale und überbetriebliche Maßnahmen 
eingesetzt: 

Zur Unterstützung der wissenschaftlichen For- 
schung und Entwicklung, insbesondere zur 
Weiterfinanzierung der bereits laufenden For- 
schungsprojekte, 

zum Aufbau und Ausbau sowie zur Unterhal- 
tung von betriebstechnischen und betriebswirt- 
schaftlichen Beratungsstellen, 

zur Förderung des schöpferisch tätigen Hand- 
werks, 

zur Begabtenförderung im Handwerk ein- 
schließlich des Leis tungs Wettbewerbs 'der Hand- 
werksjugend (Bundeswettbewerb) sowie 

zur Unterstützung der praktischen Gewerbeför- 
derung, und zwar insbesondere 

für den Ausbau von Gewerbeförderungsein- 
richtungen zentraler und überregionaler Art 
(Gewerbeförderungsanstalten, bundes wichtige 
Fachschulen und ähnliche Einrichtungen) so- 
wie 

zur Durchführung gewerbefördernder Maß- 
nahmen (Lehrgänge u. ä., Veranstaltungen 
der Zentralfachverbände und Vereinigungen 
ähnlicher Art), 


I 41. Die auf Anregung des Bundesministeriums für 
! Wirtschaft eingerichteten und mit Zustimmung des 
i Bundesministeriums der Finanzen und des Bundes- 
rechnungshofs aus Gewerbeförderungsmitteln be- 
zuschußten Betriebsberatungsstellen haben sich als 
marktkonforme und wirksame Einrichtungen erwie- 
sen. Bisher beistehon rd. 125 Stellen dieser Art, 
davon etwa Vi überfachlich regionalen Charakters 
bei den Handwerkskammern und etwa Vs fachlich 
i zentraler Art bei den Fachverbänden des Hand- 
; Werks. Die Wirkungsmöglichkeit der Beratungs- 
I -stellen ist jedoch infolge der beschränkten finanziel- 
len Mittel begrenzt, so daß nur ein verhältnismäßig 
j geringer Teil der Handwerksbetriebe diiese Hilfe 
erhalten kann. Der an sich wünschenswerte weitere 
Ausbau der Betriebsberatungsstellen konnte bisher 
infolge der finanziellen Situation der Trägerorgani- 
sationen nicht vorgenommen werden. Die Bundesricht- 
linien für die Gewährung von Zuschüsisen an außer- 
halb der Bundesverwaltung stehende Stellen nach 
§ 64a RHO vom 1. April 1953 sehen grundsätzlich 
eine Eigenbeteiligung der Trägerorganisationen 
vor. Die Bundesregierung wird prüfen, ob die Mög- 
lichkeit besteht, für einige Jahre auf die Eigen- 
beteiligung der Organisationen an den Kosten für 
den Ausbau der Betriebsberatungsstellen weitge- 
hend zu verzichten, bis durch Erhebung von Gebüh- 
ren bei den beratenen Betrieben eine Verbesse- 
rung der finanziellen Lage der Beratungsstellen 
erreicht werden kann. 

42. In einigen Wirtschafsbereichen kann, insbeson- 
dere wegen der Spezialisierung der Betriebe, der 
durch die fortschreitende technische und wirtschaft- 
liche Entwicklung erforderte Intensitätsgrad der 
Berufsausbildung nicht immer in vollem Umfange 
erreicht werden. Die mittelständische gewerbliche 
Wirtschaft ist von sich aus nicht in der Lage, die 
dazu notwendigen Maßnahmen der zusätzlichen 
Ausbildung aus eigenen Mitteln zu finanzieren. Es 
wird daher erforderlich sein, daß die Bundesregie- 
rung die Errichtung und Ausgestaltung überbetrieb- 
I lieber Ausbildungsstätten im Rahmen der Maßnah- 
j men zur Förderung des Handwerks unterstützt. 
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43. Den Inhabern der großen Zahl von Kleinbetrie- 
ben ist es bei ihrem meist geringen finanziellen 
Spielraum kaum möglich, eine wirksame Werbung 
zu betreiben, wie es z. B. Großbetriebe tun. 

Die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung 
Europas, die große Teile des Handwerks einem stär- 
keren Wettbewerb aussetzt, macht es erforderlich, 
das Handwerk mehr als bisher in die Lage zu ver- 
setzen, seine Erzeugnisse und Leistungen auf den 
ausländischen Märkten durch Beteiligung an Mes- 
sen und Ausstellungen anzubieten. Derartige Vor- 
haben konnten zwar bisher schon aus den Gewerbe- 
förderungsmitteln bezuschußt werden, jedoch be- 
stehen hierfür einschränkende Bedingungen. Daher 
prüft die Bundesregierung, ob für die Beteiligung 
des Handwerks an Messen und Ausstellungen im 
OEEC-Raum neue Richtlinien mit dem Ziel erstellt 
werden können, dem Handwerk eine Beteiligung an 
diesen Veranstaltungen zu erleichtern. 

44. Zur Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähig- 
keit des deutschen Handwerks erscheint es auch als 
wichtig, die technische Entwicklung der Handwerks- 
zweige anderer Länder zu verfolgen und die daraus 
gewonnenen Erkenntnisse dem deutschen Hand- 
werk nutzbar zu machen. Die handwerklichen Fach- 
verbände sind im allgemeinen nicht in der Lage, die 
Teilnahme geeigneter Handwerksmeister an fach- 
technischen Besprechungen im Ausland allein zu 
finanzieren. Daher wird die Bundesregierung prü- 
fen, ob Möglichkeiten bestehen, die Teilnahme von 
Sachverständigen aus dem Handwerk an fachtech- 
nischen Arbeitsbesprechungen im europäischen Aus- 
land finanziell zu unterstützen. 

5. Auch im Bereich des Handels beabsichtigt die 
Bundesregierung die bestehenden Einrichtungen 
und Maßnahmen der Rationalisierung und Moder- 
nisierung weiterhin zu fördern. In diesem Zusam- 
menhang ist beabsichtigt, auf folgende Maßnahmen 
besonders Gewicht zu legen: 

51. Die Erwachsenenbildung, d. h. die Ausbildung 
der Betriebsinhaber, soll besonders dadurch geför- 
dert werden, daß eine größere Schulungs Stätte für 
Betriebsführung für den Einzelhandel eingerichtet 
wird. 


52. Das Betriebsberatungswesen soll durch die 
Ausbildung von neu einzu stellenden Betriebsbera- 
tern in verstärktem Umfang ausgebaut werden. 

Die Betriebsberatung soll auch kleineren Betrie- 
ben zur Verfügung stehen, die nicht in der Lage 
sind, die vollen Gebühren für die Beratung zu 
bezahlen. Hierfür ist ein besonderes Zuschußpro- 
gramm der öffentlichen Hand vorgesehen. 

6. Auch für die freien Berufe können entspre- 
chende Maßnahmen von Bedeutung sein. Hierbei 
wird allerdings nicht so sehr die eigentliche 
Betriehsrationalisierung im Vordergrund stehen, 
obwohl auch Maßnahmen auf diesem Gebiet in 
Frage kommen können und zum Teil bereits ange- 
laufen sind (so z. B. ein Betriebsvergleich für die 
Anwaltschaft, der auf Kosten des Deutschen 
Anwaltvereins durchgeführt wird). 

Die Förderung wird sich vielmehr in erster 
Linie auf andere Gebiete, wie etwa den internatio- 
nalen Erfahrungsaustausch (z. B. bei Ärzten und 
technischen Berufen) oder die berufliche Fort- 
bildung zu erstrecken haben. Ein Studienprogramm 
zur Untersuchung des weitgehend ausgebauten 
Systems der ärztlichen Fortbildungseinrichtungen 
in den USA wird vorbereitet. Welche weiteren 
Maßnahmen in diesem Zusammenhang ergriffen 
werden können, wird zur Zeit noch geprüft. 

7. Insgesamt kann festgestellt werden, daß sich die 
; bisherige Förderung von Rationalisierungs- und 
! Modernisierungsmaßnahmen zugunsten der mittel- 
' ständischen gewerblichen Wirtschaft durch die Bun- 
: desregierung bewährt hat. Diese Erkenntnis wird 

die Bundesregierung veranlassen, den beschritte- 
nen Weg weiterzugehen und die vorstehend ge- 
! nannten Maßnahmen weiterhin finanziell und ideell 
I zu unterstützen. Dabei wird die Bundesregierung 
i auch weiterhin auf eine zentrale Zusammenfassung 
I und Steuerung der Maßnahmen verzichten und statt- 
dessen durch Zuschüsse und Anregungen alle Maß- 
nahmen und Einrichtungen der Selbsthilfe fördern, 
die es den mittelständischen Unternehmen ermög- 
lichen, sich im Wettbewerb erfolgreich zu behaup- 
ten. 
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C. Überlegungen und Vorschläge 
zu einer Sicherung der Wettbewerbsmöglichkeiten 
der kleinen und mittleren Unternehmen 
durch verschärfte Bestimmungen über marktbeherrschende 

Unternehmen 


Die nachstehenden Ausführungen beschränken 
sich auf die gewerbliche Wirtschaft, weil sich für 
die freien Berufe die Prableme zum Teil anders dar- 
stellen (vergleiche dazu Erster Teil, Zweiter Ab- 
schnitt, B., 244.). 

Der Bundestag hatte sich in iseiner 82. Sitzung am 
15. Oktober 1959 mit der Großen Anfrage der Frak- 
tionen der CDU/CSU, DP betr. Wirtschaftiskonzen- 
tration — Drucksache 702 — befaßt und gleichzeitig 
damit in verbundener Tagesordnung über einen An- 
trag der Fraktion der SPD betr. Maßnahmen zur 
Verhinderung des Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht — Drucksache 1279 — beraten. Dias Ergebnis 
dieser Beratung bestand darin, daß der Bundestag 
gemäß dem Umdrude 391 beschloß, die Bundes- 
regierung zu ersuchen, 

spätestens bis zum 31. März 1960 den Entwurf 
eines Gesetzes für eine Enquete über den Grad 
der Konzentration in der Wirtschaft vorzulegen. 

Den gleichzeitig eingeb rächten Umdruck 392 über- 
wies der Bundestag an den Wirtschaftsausischuß. 
Darin wird die Bundesregierung u. a. ersucht, 

zur Vermeidung unerwünschter Konzentratio- 
nen in der Wirtschaft und zur Schaffung glei- 
cher Start- und Wettbewerbsbedingungen für 
Groß- und Kleinbetriebe unter anderen als 
besonders vordringlich bezeichneten Maßnah- 
men auch 

„eine Überprüfung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen darauf vorzuneh- 
men, ob eine Erweiterung der Bestimmungen 
gegen Zusammenschlüsse und den Mißbrauch 
marktbeherrschender Macht notwendig ist". 

Der Antrag deckt sich weitgehend mit dem von der 
Fraktion der SPD in der Drucksache 712 vom 5. De- 
zember 1958 gestellten Antrag. 

•Der Bundesminister für Wirtschaft hatte schon in 
der Konzentrationsdebatte ausgeführt, daß die 
Bundesregierung ihre Bemühungen, die Vorgänge 
der Unternehmenskonzentration statistisch zu erfas- 
sen und zu durchleuchten, vorantreiben werde, um 
sich und der Öffentlichkeit ein objektives Bild der 
Konzentrationsvorgänge zu verschaffen. Die Bun- 
desregierung werde nicht zögern, dem Deutschen 
Bundestag eine Verschärfung der Bestimmungen 
über marktbeherrschende Unternehmen vorzuschla- 
gen, wenn sich Veränderungen der Marktstruktur 
ergeben sollten, die den Wettbewerb auf bestimm- 
ten Märkten ausschalten oder wesentlich beein- 
trächtigen. 

Die Verschärfung hätte zum Ziele, daß die in der 
Bundesrepublik festzustellende Konzentrationsbe- 
wegung einer stärkeren Kontrolle unterworfen 
wird. Es ist daran gedacht, die Verschmelzungsvor- 


I gänge innerhalb der Wirtschaft, die zur Markt- 
' beherrschung führen, von einer Genehmigung ab- 
hängig zu machen. 

In diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß 
monopolistische Verhaltensweisen auf gewissen 
Märkten Überlegungen über die wettbewerbspoli- 
tisch richtige Gestaltung des § 18 GWB ausgelöst 
haben. Diese Vorschrift behandelt die Ausschließ- 
lichkeitsverträge, die in der Regel auf der einen 
Seite einen überlegenen Vertragspartner haben, 
während die andere Seite sich den ihr auferlegten 
Bindungen und Beschränkungen oft auf Jahre hin- 
aus unterwerfen muß. Gegenüber der Regierungs- 
vorlage (§ 13), nach der die Kartellbehörde Aus- 
schließlichkeitsklauseln schon dann für unwirksam 
erklären konnte, wenn die wirtschaftliche Bewe- 
gungsfreiheit des gebundenen Vertragsbeteiligten 
oder eines Dritten unbillig eingeschränkt wurde, 
hat der Gesetzgeber die Eingriffsmöglichkeiten sehr 
eingeengt. Die Kartellbehörde kann die in § 18 
Abs. 1 bis 4 GWB genannten Bindungen nämlich 
nur dann für unwirksam erklären, wenn sie nach- 
weist, daß die jeweilige Bindung die wirtschaftliche 
Bewegungsfreiheit eines Vertragsbeteiligten oder 
anderer Unternehmen unbillig einschränkt und daß 
außerdem durch das Ausmaß solcher Beschränkun- 
gen der Wettbewerb auf dem Markte für die be- 
troffenen Waren wesentlich beeinträchtigt wird. Es 
wird zu prüfen sein, ob in Zukunft auf diese erst 
’ während des Gesetzgebungsverfahrens eingefügte 
I Häufung der Eingriffsvoraussetzungen nicht ver- 
zichtet werden kann. Eine solche Änderung könnte 
: dazu beitragen, der von marktbeherrschenden Un- 
ternehmen ausgeübten Marktmacht zu begegnen 
^ und die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unter- 
nehmen zu fördern. 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
kann im übrigen seiner Konzeption nach als mittel- 
I standsfreundliches Gesetz bezeichnet werden, das 
bei richtiger Anwendung die Grundlagen der mit- 
telständischen Unternehmen zu sichern vermag. 
Dem mittelständischen Unternehmen begegnen wir 
besonders im Handwerk und Handel sowie in der 
I verarbeitenden und veredelnden Industrie. Diese 
1 Wirtschaftszweige sind ihrer Natur nach wenig ge- 
eignet, Kartelle zu bilden oder marktbeherrschende 
^ Stellungen zu erringen. Ein ungehinderter Wett- 
! bewerb befähigt die Unternehmen, sich eigenstän- 
dig wirtschaftlich zu betätigen und insbesondere 
ihre optimale Betriebsgröße zu erreichen. Durch 
seine Vorschriften gegen den Mißbrauch marktbe- 
herrschender Stellungen und wettbewerbsbeschrän- 
kende Vereinbarungen will das Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen den mittelständischen Un- 
ternehmen diese Möglichkeiten gewährleisten. 

In diesem Zusammenhang sei insbesondere auch 
auf die §§ 25 bis 27 GWB hingewiesen, die sich 
gegen wettbewerbsbeschränkendes und diskrimi- 
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nierendes Verhalten richten und sich durch das 
Verbot dieses Verhaltens mittelstandsfreundlich 
auswirken. Hervorzuheben ist dabei insbesondere 
die Bestimmung des § 26 Abs. 2, der marktbeherr- 
schenden Unternehmen verbietet, ihre Lieferanten 
oder Abnehmer zu diskriminieren. Die mittelstän- 
dischen Unternehmen sind darauf angewiesen, daß 
ihnen Bezugsquellen für Zulieferungen einerseits, 
Absatzwege für ihre Ware andererseits offengehal- 
ten werden. Den mittelständischen Unternehmen 
gibt diese Vorschrift nicht nur den positiven An- 
spruch auf Gleichbehandlung, sondern auch auf 
Schadensersatz (§ 35 GWB); daneben können sie 
den Schutz der zuständigen Kartellbehörden an- 
rufen. 

Eine die kleinen und mittleren Unternehmen un- 
mittelbar begünstigende Bestimmung enthält das 
GWB in § 38 Abs. 2 Satz 3. Entgegen dem sonst 


' geltenden Empfehlungsverbot des dieser Bestim- 
mung vorangehenden Satzes 2 ist es ausnahms- 
weise gestattet, daß Unternehmensvereinigungen 
dem Kreis der Beteiligten Preisempfehlungen geben, 
wenn dadurch wettbewerbsfördernde Bedingungen 
i zugunsten mittelständischer Unternehmen gegen- 
über Großbetrieben und großbetrieblichen Unter- 
, nehmensformen geschaffen werden sollen. 

! Aus allem ist ersichtlich, daß die Bundesregie- 
rung darauf bedacht ist, im mittelständischen Be- 
reich eine breite Unternehmerschicht zu erhalten 
i und tunlichts alles zu vermeiden, was dem Wett- 
bewerb der Unternehmen abträglich sein könnte. 
Dazu gehört auch die ständige und — wie oben 
ausgeführt — unter Umständen zu verschärfende 
Kontrolle der Bildung neuer sowie die Beobach- 
tung des Verhaltens bestehender marktbeherr- 
I sehender Unternehmen. 


D. Überlegungen und Vorschläge zur Besteuerung 
der selbständig Tätigen und ihrer Unternehmen 


1 . Die Bundesregierung verfolgt bei ihrer Steuer- 
politik den wirtschaftspolitischen Grundsatz, daß 
durch die Besteuerung die Bedingungen des Wett- 
bewerbs nicht willkürlich verschoben werden dür- 
fen. Die steuerlichen Bedingungen sollten für alle 
Teilnehmer am wirtschaftlichen Wettbewerb gleich 
sein. Die Bundesregierung ist der Überzeugung, daß 
den berechtigten Interessen der Mittelschichten am 
besten entsprochen wird, wenn dieses Prinzip bei 
der Besteuerung konsequent eingehalten wird. 

Den Grundsatz der Wettbewerbsneutralität der 
Besteuerung in der Unternehmensphäre hat der 
Bundesminister der Finanzen in den Mittelpunkt 
seiner „Denkschrift über die Möglichkeit einer Ver- 
besserung der Umsatzbesteuerung" — Drucksache 
730 — gestellt. Von diesem Grundsatz ist auch die 
Bundesregierung im steuerlichen Teil ihrer Antwort 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/ 
CSU, DP betr. Wirtschaftskonzentration — Druck- 
sache 702 — ausgegangen. Sie wird dieses Prinzip 
bei ihrer künftigen Steuerpolitik stets beachten und 
nach Kräften zur Geltung bringen. 

Die Bundesregierung hat deshalb den Intermini- 
steriellen Ausschuß für Mittelstandsfragen beauf- 
tragt, zur Erhaltung und Förderung der kleineren 
und mittleren Unternehmen Vorschläge darüber zu 
machen, durch welche Maßnahmen der Konzentra- 
tionsprozeß beeinflußt werden kann. Der Ausschuß 
wird auch die besonderen Verhältnisse der freien 
Berufe berücksichtigen. Hierbei werden die Steuer- 
gesetze allgemein daraufhin geprüft werden, inwie- 
weit sie einzelne Bestimmungen enthalten, die mit 
dem Grundsatz einer wettbewerbsneutralen Be- 
steuerung nicht in Einklang gebracht werden kön- 
nen. 

2 . Auf dem Gebiete der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer ist davon auszugehen, daß im 
Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1958 insbe- 


besondere bei der Tarif gestaltung die Belange des 
Mittelstandes besonders berücksichtigt worden sind 
(vgl. Begründung zum Entwurf des Steuerände- 
rungsgesetzes 1958 — Abschnitt A, II, 4, — Druck- 
sache 260). In dem Entwurf des Steueränderungs- 
gesetzes 1960 finden sich auch Vorschriften, die sich 
günstig auf die Wettbewerbslage des Mittelstandes 
und auf die steuerlichen Verhältnisse der freien 
Berufe auswirken. Es handelt sich hierbei um die 
Einschränkung des — insbesondere für größere 
Unternehmen vorteilhaften — Höchstsatzes der de- 
gressiven Abschreibung sowie um die Kürzung der 
jährlichen Zuführungen zu den Pensionsrückstellun- 
gen. Im übrigen wird es Aufgabe des Interministe- 
riellen Ausschusses für Mittelstandsfragen sein, die 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes und des 
Körperschaftsteuergesetzes und das Verhältnis die- 
ser Vorschriften zueinander unter den Gesichts- 
punkten ihrer Wirkung auf die Erhaltung des 
Mittelstandes zu überprüfen. Dabei wird sich der 
Ausschuß auch mit der Frage der Gestaltung der 
Voraussetzungen für die Gewährung des Schachtel- 
privilegs befassen, die in engem Zusammenhang 
mit der Frage der Beurteilung der Organschaft im 
Körperschaftsteuerrecht steht. 

3 . Bei der Gewerbeertragsteuer beabsichtigt die 
Bundesregierung, im Verfolg ihrer Mittelstands- 
politik die Gewährung eines über die jetzigen Aus- 
wirkungen des § 11 Abs. 2 GewStG hinausgehenden 
Freibetrages für Personenunternehmen vorzu- 
schlagen. Damit würde der vielfach erhobenen For- 
derung nach Anerkennung eines „Unternehmer- 
lohnes" Rechnung getragen. Um eine möglichst 
gleichmäßige gewerbesteiierliche Belastung der Un- 
ternehmensformen zu erreichen, wird darüber hin- 
aus erwogen, eine entsprechende Regelung auch für 
Kapitalgesellschaften mit wesentlich Beteiligten, die 
Vergütungen im Betrieb erhalten, zu treffen. 
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4. Überlegungen der Bundesregierung zur Umge- 
staltung der Vermögensbesteuerung mit dem Ziel, 
eine breitere Eigentums- und Vermögensstreuung 
zu erreichen, sind im Gange. Hierbei kommt der 
steuerlichen Schonung der Vermögensbildung in den | 
Mittelschichten besondere Bedeutung zu. Um eine 
bessere steuerliche Wettbewerbsgleichheit zu er- 
reichen, werden verschiedene Einzelvorschläge er- 
wogen, u. a. auch die Beseitigung des Vermögen- 
steuerprivilegs der öffentlichen Hand. Im übrigen 
steht die Bundesregierung einer Anpassung der 
Vermögensteuerfreibeträge an die gegenwärtigen 
Verhältnisse sowie der Einführung von Frei- 
beträgen für das der Altersversorgung dienende 
Vermögen positiv gegenüber. Schließlich wird im 
Rahmen späterer Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Vermögensteuer auch die Gestaltung der Abzugs- 
fähigkeit der Vermögensteuer bei der Einkommen- 
steuer überprüft. Grundlegende Änderungen des 
Vermögensteuerrechts werden aller Voraussicht 
nach erst im Zusammenhang mit der gesetzlichen 
Neuregelung der Bewertung des Grundvermögens 
in Betracht kommen können. 

5. Ferner wird die Bundesregierung bei ihren Be- 
mühungen um eine breitere Streuung des Eigentums 
auch prüfen, ob diesem Ziel durch eine entspre- 
chende Umgestaltung des Erbschaftsteuer- und 


Schenkungsteuertarifs Rechnung getragen werden 
kann, wobei auch eine höhere Belastung beim An- 
fall großer Vermögen in Erwägung zu ziehen ist. 

I 6. Auf dem Gebiete der Umsatzbesteuerung be- 
reitet die Bundesregierung den Entwurf eines Elften 
Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 
vor, der auch Empfehlungen berücksichtigt, die die 
„Arbeitsgruppe Umsatzsteuerreform (Hartmann- 
Ausschuß)“ am 18. Januar 1960 dem Bundesminister 
der Finanzen gemacht hat. 

Dabei wird die Bundesregierung auch über die 
Organschaft als eine der Ursachen der Machtkon- 
zentration entscheiden. Insoweit wird auf die Er- 
klärung der Bundesregierung bei der Beantwortung 
der Großen Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU, 
DP betr. Wirtschaftskonzentration — Drucksache 702 
— am 15. Oktober 1959 verwiesen. 

In Vorbereitung einer grundlegenden Umsatz- 
steuerreform wird der Bundesminister der Finanzen 
weiter in absehbarer Zeit der Öffentlichkeit einen 
Studienentwurf eines Umsatzsteuergesetzes nach 
dem System einer Mehrwertsteuer mit Vorsteuer- 
abzug vorlegen. Die Diskussion über den Entwurf 
wird ergeben, ob ein solches System geeignet ist, 
den Forderungen nach Wettbewerbsneutralität und 
den Belangen der mittelständischen Wirtschaft 
Rechnung zu tragen. 


E. Überlegungen und Vorschläge 
zur Kreditversorgung der selbständig Tätigen 


L Kreditversorgung 
des gewerblichen Mittelstandes 

1. Kreditversorgung und Kreditbedingungen 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen ihrer 
mittelstandspolitischen Zielsetzung stets darum be- 
müht, mit Finanzhilfen denjenigen mittelständischen 
Unternehmen, denen vor allem infolge der Kriegs- 
und Nachkriegsereignisse die Eingliederung in den 
Wirtschaftsprozeß aus eigener Kraft nicht gelingen 
konnte, den Anschluß an die wirtschaftliche und 
technische Entwicklung zu erleichtern. Die verfüg- 
baren Mittel wurden zunächst insbesondere für den 
Aufbau und den Ausbau der Betriebe eingesetzt. In 
den letzten Jahren erstreckten sich die Finan- 
zierungsmaßnahmen vorwiegend auf die Förderung 
von Rationalisierungs- und Modernisierungsinvesti- 
tionen. 

Einen Überblick über die seit der Währungs- 
reform bis zum 31. Dezember 1958 an den gewerb- 
lichen Mittelstand gegebenen Finanzhilfen vermit- 
telt die Tabelle Kreditversorgung auf Seite 191. Im 
Jahre 1959 wurden die Finanzierungshilfen des 
Bundes und der Länder an die mittelständische Wirt- 
schaft im gleichen Umfang fortgesetzt, In einer Son- 
derausgabe der Zeitschrift für das gesamte Kredit- 
wesen vom Januar 1960 ist eine detaillierte Dar- 


stellung der gegenwärtig laufenden Kredithilfen 
des Bundes und der Länder an die gewerbliche 
Wirtschaft, insbesondere auch an das mittelständi- 
sche Gewerbe, enthalten. Auf diese Darstellung darf 
verwiesen werden. 

Die künftig zur Förderung des Mittelstandes be- 
stimmten öffentlichen Mittel sollten sinnvollerweise 
als gezielte Start- und Anpassungshilfen eingesetzt 
werden. Eine generelle Förderung würde schon 
daran scheitern, daß die zur Verfügung stehenden 
Mittel begrenzt sind. Es kommt hinzu, daß die 
Kreditinstitute zur Zeit infolge ihrer hohen Liquidi- 
tät allgemein in der Lage sind, Kreditwünsche ge- 
werblicher Mittelstandsunternehmen zu erfüllen, so- 
fern diese kreditwürdig sind und die banküblichen 
Sicherheiten — evtl, unter Einschaltung der Kredit- 
garantiegemeinschaften (vgl. unten) — leisten kön- 
nen. Günstig für den mittelständischen Kreidtneh- 
mer ist, daß in der gegenwärtigen Situation sich die 
Kreditinstitute bemühen, die mit der Liquiditäts- 
fülle verbundene Rentabilitätseinbuße durch eine 
Ausdehnung des ertagreichen Kreditgeschäfts aus- 
zugleichen. 

Der Zinssatz für Kredite jeder Fristigkeit hat Mitte 
des vergangenen Jahres den niedrigsten Stand der 
Nachkriegszeit erreicht. Die jüngsten konjunktur- 
politischen Maßnahmen der Deutschen Bundesbank, 
die eine Zinsanhebung zur Folge hatten, mußten 
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sich naturgemäß auch auf die mittelständische Wirt- j 
Schaft auswirken. Die Bundesregierung ist jedoch | 
der Ansidit, daß die Kreditbedingungen auch jetzt : 
noch für gesunde mittelständische Unternehmen 
tragbar sind. Im übrigen kann es nicht Aufgabe der 
Bundesregierung sein, den konjunkturdämpfenden 
Maßnahmen der Deutschen Bundesbank im mittel- 
ständischen Bereich entgegenzuarbeiten. 

Preiisvorteile der Großwirtschaft gegeinüber den 
Unternehmen des gewerblichen Mittelstandeis, die 
sich aus der besonderen Marktstellung der Groß- 
kreditnehmer ergeben, bleiben hauptsächHch auf den 
kurzfristigen Kreiditbereich beschränkt. Ebenso wie 
auf allen übrigen Märkten ist auch auf dem Kredit- 
markt die Einräumung derartiger Vorzugsbedingun- 
gen üblich. Sie erklären sich hier in erster Linie aus 
den geringeren Verwaltungskosten, die ein Groß- 
kredit im Vergleich zu einer größeren Anzahl von 
Kleinkrediten mit der gleichen Endsumme verur- 
sacht. Im Bereich der langfriistigen Kreiditge Währung 
hat die Großwirtschaft, abgesehen von den Schuld- 
scheindarlehen, im allgemeinen keine oder nur ge- 
ringe Kostenvorteile gegenüber idem mittelständi- 
schen Gewerbe. 

2. Überlegungen und Vorschläge für gezielte 
Maßnahmen zur Verbesserung der Kapital- 
verhältnisse und der Kreditbedingungen 

Nach Ansicht der Bundeisregierung sollten An- 
passungshilfen nur für diejenigen Teilbereiche der 
mittelständischen Wirtschaft gewährt werden, in 
denen sie aus wirtschafts- und gesiellschaftspoliti- 
schen Erwägungen heraus begründet sind. Für diese 
Zwecke werden aus den laufenden Kredit- und Bür g- 
schaftsprogrammen des Bundes und der Länder 
Mittel zur Verfügung gestellt. Auch in Zukunft 
soll an dem Prinzip des schwierpunktmäßigen Ein- 
satzes öffentlicher Mittel festgehalten werden. Diese 
Mittel werden im Bestreben gegeben, den Selbst- 
hilfegedanken im mittelständischen Gewerbe zu in- 
tensivieren. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, idaß die mit- 
telständische gewerbliche Wirtschaft gegenwärtig 
noch insbesondere auf den Gebieten der Nachwuchs- 
förderungr der Stellung von Kreditsicherheiten und 
der Eigenkapitalausstattung gewissen Schwierigkei- 
ben gegenübersteht. Die Bundesregierung hat, wie 
nachfolgend gezeigt wird, geprüft, ob diese Schwie- 
rigkeiten durch Einsatz öffentlicher Mittel wirksam 
behoben und damit die Leistungs- und Wettbe- 
werbsfähigkeit des mittelständischen Gewerbes ver- 
bessert werden können. 

21. Kredithilfen für Existenzgründungen von Nach- 
wuchskräften des gewerblichen Mittelstandes 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß 
jungen Menschen, die zielbewußt, fleißig und fach- 
kundig sind, laber nicht über hinreichende Eigen- 
mittel verfügen, der Weg zur beruflichen Selb- 
st ändlgmachung erleichtert werden soll. Die Bundes- 
regierung wird deshalb zinsverbilligte Gelder aus 
ERP-Mitteln für Existenzgründungen von jungen An- 
gehörigen des mittelständischen Gewerbes zur Ver- 
fügung stellen. 


Das Kredithilfeprogramm für Existenzgründungen 
von Nachwuchskräften des gewerblichen Mittelstan- 
des wird etwa folgendes vorsehen: Nachwuchskräfte 
jedes mittelständischen GewerbezweigeiS, die meh- 
rere Jahre regelmäßig bei einem Kreditinstitut an- 
gespart haben, erhalten, sofern sie die Vorausset- 
zungen für eine Existenzgründung erfüllen, ein zins- 
günstiges Darlehen bis zur Sfachen Höhe des ange- 
sparten Betrages. Ein solches Darlehen kann auch 
gewährt werden, wenn der Antragsteller nicht ange- 
spart, sondern seine Eigenmittel auf andere Weise 
aufgebracht hat. 

Die Höhe des Darlehens soll so bemessen sein, 
daß einerseits die Existenzgründung ermöglicht, an- 
dererseits das Gedeihen des Unternehmens nicht ge- 
fährdet wird. Sie muß sich insbesondere in einem 
angemessenen Verhältnis zum vorhandenen Eigen- 
kapital halten. Das Aufbaudarlehen soll deshalb in 
der Regel 30 000 DM nicht überschreiten, nur in be- 
sonders begründeten Ausnahmefällen kann es bis 
auf 40 000 DM erhöht werden. Der Antragsteller 
muß also, um ein Darlehen über die genannten 
Höchstbeträge zu erhalten, 6000 DM bzw. 8000 DM 
Eigenleistung nachweisen. Insgesamt steht somit im 
Regelfall für die Geschäftsgründung ein Betrag in 
Höhe von 36 000 DM bis höchstens 48 000 DM zur 
Verfügung. 

Das Darlehen setzt sich aus ERP- und aus Bank- 
mitteln zusammen. Höchstens V 5 des Gesamtdar- 
lehens werden aus Mitteln des ERP-Sondervermö- 
gens gegeben. 

Diese Mittel sollen zur Errichtung von neuen, 
zur Übernahme von bereits vorhandenen Geschäfts- 
betrieben oder zur tätigen Beteiligung an solchen 
(ausgenommen im Familienbesitz befindliche Be- 
triebe) verwendet werden. 

Die Existenzaufbaudarlehen werden mit einem 
unter dem Kapitalmarktzins liegenden Zinssatz aus- 
gestattet sein. Das Kreditgewerbe hat sich dazu be- 
reit erklärt, in den Fällen, in denen der Antragstel- 
ler mehrere Jahre angespart hat, auf den von ihm 
zu gewährenden Darlehensteil (V 5 der Darlehens- 
summe) einen Vorzugssatz in Höhe des jeweiligen 
Habenzinses für Spareinlagen mit jährlicher Kündi- 
gungsfrist zuzüglich 2 v. H. zu berechnen. Die Ver- 
zinsung des aus ERP-Mitteln gegebenen Aufstok- 
kungsdarlehens (V 5 der Darlehenssumme) wird so- 
wohl in den Fällen des Ansparens als auch in den 
Fällen des sonstigen Aufbringens der Eigenleistung 
5 V. H. betragen, so daß sich für das Gesamtdar- 
lehen ein günstiger Mischzins ergibt. 

Die Nachwuchskräfte sollen im Zeitpunkt der 
Darlehensgewährung mindestens 24, höchstens 40 
Jahre alt sein. 

Die Laufzeit der Aufbaudarlehen wird, um die 
Amortisationsbelastung für den Kreditnehmer trag- 
bar zu gestalten, auf 12 Jahre ausgedehnt, wobei 
2 tilgungsfreie Jahre vorgesehen sind. 

Die Darlehensgewährung soll nicht an fehlenden 
Sicherheiten scheitern. Soweit eine Sicherungsüber- 
eignung der angeschafften Geschäftseinrichtungen, 
Maschinen oder der Abschluß einer Risiko-Lebens- 
versicherung als Darlehenssicherung nicht ausreicht 
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und sonstige Sicherheiten nicht vorhanden sind, 
werden die Kreditgarantiegemeinschaften ihre Hilfe 
zur Verfügung stellen. 

Die Bundesregierung glaubt, mit dem dargestell- 
ten Programm, das eine gesunde Verbindung zwi- 
Selbsthilfe und staatlicher Förderung darstellt, die 
vielfach bestehenden Schwierigkeiten bei der Exi- 
stenzgründung des mittelständischen Nachwuchses 
erleichtern zu können. 

22. Bürgschaften durch die öffentliche Hand und 
die Kreditgarantiegemeinschaften 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß zahlreiche 
mittelständische Gewerbebetriebe — besonders 
auch bedingt durch den Krieg und seine Folgen — 
nicht über die notwendigen Sicherheiten verfügen, 
um sich Bankkredite, zu beschaffen. Entsprechend 
den Aufgaben, wie sie sich für die Länder aus dem 
verfassungsmäßigen Aufbau der Bundesrepublik er- 
geben, haben diese die Möglichkeit geschaffen, in 
förderungswürdigen Fällen Bürgschaften zu über- 
nehmen, wenn die Kreditaufnahme aus Mangel an 
Sicherheiten scheitern würde. Die Länder haben von 
diesen Möglichkeiten in den vergangenen Jahren 
erheblich Gebrauch gemacht und in beträchtlichem 
Ausmaß Bürgschaften zur Förderung kleiner und 
mittlerer Gewerbebetriebe übernommen. Die zu- 
ständigen Länderministerien haben dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft kürzlich ausdrücklich be- 
stätigt, daß sie auch weiterhin bereit und in der 
Lage sein werden, diese Bürgschaftshilfen fortzu- 
setzen. 

Daneben unterstützten die Länder gemeinsam mit 
dem Bund aber auch die Kreditgarantiegemeinschaf- 
ten, deren Förderung sich die Bundesregierung be- 
sonders angelegen sein läßt, weil sie in diesen 
Selbsthilfeeinrichtungen besonders wirksame Instru- 
mente zur Verbesserung der Kreditversorgung der 
mittelständischen Wirtschaft erblickt. Der Selbst- 
hilfecharakter der Kreditgarantiegemeinschaften 
kommt darin zum Ausdruck, daß es sich um Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung handelt, deren 
Stammkapital sich ausschließlich in der Hand der 
gewerblichen Organisationen und der am Mittel- 
standskredit interessierten Banken befindet. Außer- 
dem leisten die Gewerbeorganisationen wesentliche 
Beiträge in die Haftungsfonds der Kreditgarantie- 
gemeinschaften. Von den Ausfallbürgschaften, die 
die Kreditgarantiegemeinschaften zu 80 v. H. des 
jeweiligen Kreditbetrages übernehmen können, 
werden wiederum 80 v. H. durch Rückbürgschaften 
des Bundes und des Landes gedeckt. Nach Ansicht 
der Bundesregierung sollte auch in Zukunft die 
Selbsthilfeidee weiter gefördert werden. 

Alle beteiligten Gewerbegruppen sind der Auf- 
fassung, daß die Kreditgarantiegemeinschaften wirk- 
sam nur auf Länderebene arbeiten können, da nur 
im regionalen Bereich der nötige Kontakt mit der 
Vielzahl der als Antragsteller in Frage kommenden 
kleinen und mittleren Betriebe hergestellt und der 
erforderliche Überblick über das Bürgschaftsrisiko 
erhalten werden kann. Es ist auch zu bedenken, daß 
für wirtschaftsfördernde Maßnahmen nach dem 
Grundgesetz in erster Linie die Länder zuständig 
sind. 


' Daneben vertritt das an den bisher existierenden 
Kreditgarantiegemeinschaften beteiligte Gewerbe 
die Ansicht, daß eine Selbsthilfe nur auf der Grund- 
lage berufsständischer Solidarität zu erreichen ist. 
Daher war eine Zusammenfassung mehrerer Ge- 
werbezweige in einheitlichen Kreditgarantiegemein- 
, schäften nicht möglich. Im räumlich eng umgrenzten 
Stadtstaat Hamburg werden der Handel und das 
Hotel- und Gaststättengewerbe eine für beide Grup- 
pen gemeinsam arbeitende Kreditgarantiegemein- 
schaft schaffen. Außerdem sind in Niedersachsen 
Bestrebungen im Gange, durch eine Kreditgarantie- 
gemeinschaft für Industrie und Verkehr alle Ge- 
werbezweige zu erfassen, die von den bestehenden 
Kreditgarantiegemeinschaften eine Hilfe nicht er- 
halten können. Diese Entwicklung wird mit Inter- 
esse beobachtet, um prüfen zu können, ob andere 
Gruppen des Mittelstandes sich die Voraussetzun- 
gen schaffen können, die beim Handel, beim Hand- 
werk und beim Hotel- und Gaststättengewerbe zu 
einer finanziellen Unterstützung der Kreditgarantie- 
gemeinschaften durch Bund und Länder führten. 

Die bisherige Entwicklung hat gezeigt, daß die 
Kreditgarantiegemeinschaften von den mittelstän- 
dischen Betrieben rege in Anspruch genommen wer- 
den. Sie sind finanziell ausreichend gefestigt und 
bei den Kreditgebern allgemein anerkannt. 

Nicht unerwähnt bleiben sollen in diesem Zu- 
sammenhang die Bürgschaftshilfen des Bundes und 
der Länder für besonders betroffene Wirtschafts- 
zweige, die — wie die Umschuldungsaktion für 
Vertriebene und Flüchtlinge und für Kriegssachge- 
schädigte — ausschließlich für kleine und mittlere 
i Unternehmen bestimmt sind. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß durch die 
Bürgschaftshilfen des Bundes und der Länder zu- 
gunsten der mittelständischen gewerblichen Wirt- 
schaft die Kreditaufnahmen für förderungswürdige 
Vorhaben am Mangel an eigenen Sicherheiten nicht 
zu scheitern braucht. 


23. Eigenkapitalbeschaffung für Unternehmen des 
gewerblichen Mittelstandes 

Es wird immer wieder darauf hingewiesen, daß 
viele Bilanzen mittelständischer Unternehmen ein 
ungesundes Verhältnis zwischen Eigen- und Fremd- 
kapital aufweisen. Nicht zuletzt seien darauf die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten, mit denen manche 
mittelständische Unternehmen zu kämpfen haben, 
zurückzuführen. Es ist deshalb angeregt worden, in 
der Bundesrepublik die Voraussetzungen für eine 
Eigenkapitalfinanzierung mittelständischer Unter- 
nehmen nach dem Vorbild des amerikanischen 
Small-Business-Investment-Act oder des Berliner 
Eigenkapitalfinanzierungsprogramms zu schaffen. 

Die Bundesregierung hat diese Vorschläge ein- 
gehend geprüft. Sie ist zu dem Ergebnis gelangt, 
daß eine staatlich geförderte Eigenkapitalfinanzie- 
rung aus folgenden Gründen weder nach dem ameri- 
kanischen noch nach dem Berliner Muster eine Hilfe 
für die breite mittelständische Wirtschaft in der 
Bundesrepublik bedeuten würde. 
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231. Im Rahmen der Small-Business-Gesetzgebung 
sind in den USA unter Hilfestellung der öffentlichen 
Hand mittelständische Kreditinstitute, die soge- 
nannten Small Business Investment Companies 
(SBIC) gegründet worden, denen wegen ihrer be- 
sonderen Aufgabenstellung gewisse Steuerprivi- 
legien eingeräumt sind. Die Geschäftstätigkeit die- 
ser nach erwerbswirtschaftlichen Grundsätzen arbei- 
tenden Kreditinstitute erstreckt sich außer auf die 
Vergabe langfristiger Kredite zu Marktbedingungen 
in erster Linie auf die sogenannte Eigenkapital- 
Beschaffung für mittelständische Unternehmen, so- 
fern es sich dabei um Aktiengesellschaften handelt. 
Das SBIC-Programm betrifft also in USA Unterneh- 
mungen, die in Deutschland in ihrer Mehrzahl nicht 
mehr als dem gewerblichen Mittelstand zugehörig 
betrachtet werden. 

Die SBIC stellen mittelständischen Gesellschaften, 
die wirtschaftlich gesund sind und daher Aussicht 
auf eine günstige Entwicklung haben, zunächst 
Fremdmittel zur Verfügung, indem sie Wandel- 
schuldverschreibungen dieser Gesellschaften erwer- 
ben. Die SBIC behalten die Wandelschuldverschrei- 
bungen entweder im eigenen Portefeuille oder ver- 
äußern sie am Kapitalmarkt zur Beschaffung weite- 
rer Mittel. Da das Wandeirecht ausschließlich den 
SBIC oder den Käufern dieser Wandelschuldver- 
schreibungen zusteht, liegt es allein im Ermessen 
der Geldgeber, wann das Kreditverhältnis durch ein 
Beteiligungsverhältnis abgelöst wird. Bei der Um- 
wandlung der Wandelschuldverschreibungen in Ak- 
tien können diese Aktien zu dem Buchwert, den sie 
im Zeitpunkt des Ankaufs der Wandelschiildver- 
schreibungen gehabt haben, übernommen werden. 
Dies hat zur Folge, daß von dem Umtauschrecht in 
der Regel erst dann Gebrauch gemacht wird, wenn 
die Kapitalbeteiligung für den Inhaber der Wandel- 
schuldverschreibung attraktiv ist, wenn also das 
Unternehmen floriert. Die Zuführung echten Eigen- 
kapitals erfolgt somit erst in einem Zeitpunkt, in 
dem das Unternehmen wirtschaftliche Stabilität er- 
langt hat und daher die Beteiligung eines Dritten 
keine besondere Förderung mehr darstellt. Der 
Mittelstand in den USA hat von dieser Art der 
Eigenkapitalbeschaffung bisher nicht in größerem 
Umfange Gebrauch gemacht. 

232. Während in den USA die Eigenkapitalbeschaf- 
fung für mittelständische Unternehmen im Rahmen 
der Small-Business-Gesetzgebung im wesentlichen 
aus den Mitteln der Kreditinstitute und anderen in- 
teressierter privater Geldgeber erfolgt, werden 
beim Berliner Eigenkapitalfinanzierungsprogramm 
(EKF) Mittel aus dem ERP-Sondervermögen einge- 
setzt. Dieses Programm hat zum Ziel, den begün- 
stigten Unternehmen Eigenkapital zu verschaffen. 
Es sollen insbesondere solche Unternehmen in den 
Genuß der Finanzierungshilfe gelangen, welche die 
bankmäßigen und die betriebswirtschaftlichen Vor- 
aussetzungen zur Aufnahme von Krediten nicht 
oder nicht in vollem Umfange erfüllen, im Hinblick 
auf die Erhaltung oder die Schaffung von Arbeits- 
plätzen aber förderungswürdig erscheinen. In An- 
betracht der besonderen Lage Berlins (West) sind bei 
diesem Programm bewußt größere Risiken in Kauf 


zu nehmen. Beteiligungen im Rahmen dieses Pro- 
gramms erfolgen ausschließlich zur Förderung der 
Beiliner W^irtschaft; sie haben keine gewei bliche 
Betätigung des Bundes zum Gegenstand. 

Mit der bankmäßigen Abwicklung des Berliner 
. EKF-Programms ist die Berliner Industriebank AG 
; als Treuhänderin des ERP-Sondervermöaens be- 
, traut. 

i Die unternehmerische Einflußnahme der Bank auf 
I die begünstigten Unternehmen ist in ihrem Um- 
I fange begrenzt. Sie beschränkt sich im wesentlichen 
I auf eine Überwachung mit dem Ziel, die Einhaltung 
I des Beteiligungsvertrages und den Erfolg der Be- 
I teiligungsübernahme zu kontrollieren. 

j Die mit dem Berliner EKF-Programm gewonnenen 
1 Erfahrungen haben gezeigt, daß der mittelständische 
Unternehmer in aller Regel seine Selbständigkeit 
gewahrt wissen will. Deshalb ist er im allgemeinen 
I bemüht, einmal gewährte Beteiligungen im Rahmen 
[ dieses Programms alsbald abzulösen oder in einen 
; Kredit umzuwandeln. 

Demnach handelt es sich bei diesem Programm 
um eine aus den besonderen Verhältnissen Berlins 
(West) erwachsene Aktion. Weil solche Gegeben- 
heiten in der Bundesrepublik nicht bestehen, hält 
die Bundesregierung eine Ausdehnung dieses aus 
dem ERP-Sondervermögen dotierten Programms auf 
das gesamte Bundesgebiet weder für möglich noch 
für erforderlich. 


233. Es wurde aus mittelständischen Kreisen ange- 
regt, ein Eigenkapitalbeschaffungsprogramm nach 
dem Muster des Berliner EKF-Programms von pri- 
vaten Kreditinstituten unter Einsatz privater Mittel 
durchführen zu lassen. Demgegenüber ist folgendes 
zu bemerken; 

; Ein Kreditinstitut, das nach erwerbswirtschaft- 
lichen Grundsätzen arbeitet, wird sich an einem an- 
deren Unternehmen nur dann beteiligen, wenn die- 
ses Unternehmen eine gesunde wirtschaftliche Basis 
und Entwicklungschance aufweist, wenn ihm ein der 
Beteiligung entsprechender Einfluß auf die Ge- 
schäftsführung dieses Unternehmens zugestanden 
wird, wenn es frei über die Beteiligungen verfügen 
kann und wenn der Verkauf dieser Beteiligungen 
aussichtsreich ist. Gesunde Unternehmen haben aber 
kein Interesse an Beteiligungen, sie nehmen lieber 
Kredite auf. Obwohl es heute bereits jedem Kredit- 
institut möglich ist, Beteiligungen an einem mittel- 
ständischen Unternehmen zu normalen Bedingun- 
gen zu erwerben, kommt dies nur in Ausnahmefäl- 
; len vor. Denn ein gesundes mittelständisches Unter- 
' nehmen ist in aller Regel nicht darauf angewiesen, 

I ein Kreditinstitut als Teilhaber aufzunehmen. Die 
^ Beteiligung an einem wirtschaftlich schwach gestelL 
ten Unternehmen ist dagegen einem privaten Kre- 
ditinstitut nicht zuzumuten. Der Besitz wäre zu 
I risikoreich, die Veräußerung aussichtslos. Für ein 
derart risikoreiches Geschäft könnten selbst steuer- 
liche Erleichterungen weder einen genügenden An- 
reiz noch ein ausreichendes Äquivalent darstellen. 
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24. Zusammenfassend ist zur Frage der Eigenkapi- 
talfinanzierung festzustellen, daß Eigenkapitalfinan- 
zierungsprogramme nur unter speziellen Voraus- 
setzungen, wie sie z. B. in Berlin gegeben sind, für 
notwendig und durchführbar erachtet werden. Es 
bedarf anderer Maßnahmen, um die in vielen Fäl- 
len noch nicht ausreichende Eigenkapitalsbasis mit- 
telständischer Unternehmen zu verbessern. Schon 
in den vergangenen Jahren ist durch eine Reihe 
von Steuerermäßigungen, die auch dem Mittelstand 
zugute kamen, die Eigenkapitalbildung innerhalb 
der mittelständischen gewerblichen Wirtschaft er- 
leichtert worden. Darüber hinaus verfügt nach Auf- 
fassung der Bundesregierung das mittelständische 
Gewerbe selbst über zahlreiche Möglichkeiten, um 
eine etwa bestehende Kapitalknappheit zu überwin- 
den. Die ungesunde Kapitalstruktur hat in vielen 
Fällen innerbetriebliche Ursachen. So sind zum Teil 
unangemessen hohe Privatentnahmen, überhöhte 
und unzweckmäßige Lagerhaltung, unrationelle Be- 
triebsführung sowie zu umfangreiche Investitionen, 
die häufig mit kurzfristigen Mitteln finanziert wer- 
den, ursächlich für eine zu geringe Eigenkapitalbil- 
dung. Es ist deshalb nach wie vor eine dringliche 
Aufgabe, das betriebswirtschaftliche Bildungs- und 
Beratungswesen im mittelständischen Gewerbe zu 
intensivieren. Hierzu wird auf die Ausführungen 
zu B. dieses Abschnitts verwiesen. 

25. Preisauszeichnung im Kreditgeschäft 

Die Bundesregierung prüft, ob und wie allgemein 
den Kreditnehmern die Übersicht über die Kondi- 
tionen am Kreditmarkt erleichtert werden kann. 
Eine dahingehende Regelung könnte auch für mit- 
telständische Kreditnehmer von Vorteil sein. 


II. Kreditversorgung der freien Berufe 


Nachdem in den vergangenen Jahren vor allem 
im Rahmen des ERP-Programms die mittelständische 
gewerbliche Wirtschaft, insbesondere Handel und 
Handwerk, durch den Bund mit Krediten beim Auf- 
bau und bei der Rationalisierung der Betriebe, Ge- 
schäfte und Werkstätten gefördert wurde, ist seit 
dem Jahre 1959 auch für die freien Berufe ein Kre- 
dithilfeprogramm aus Rückflüssen einer Anleihe 


I der Import- und Exportbank, Washington, die im 
! ERP-Sondervermögen mit verwaltet werden, ange- 
i laufen. Auch dieses Programm soll die Gründung 
' und wirtschaftliche Festigung selbständiger Existen- 
I zen fördern. Der ursprüngliche Plan, für die Ange- 
hörigen der freien Berufe Kredite aus öffentlichen 
Mitteln bereitzustellen, begegnete jedoch verschie- 
denen Schwierigkeiten; so konnte dabei u. a. die 
Sicherheitenfrage insbesondere deshalb nicht befrie- 
digend gelöst werden, weil es für die freien Berufe 
keine Kreditgarantiegemeinschaften gab. Unter die- 
sen Umständen und nach Besprechungen mit dem 
Bundesverband der freien Berufe hat die Bundes- 
regierung zunächst Ausfallbürgschaften bereitge- 
stellt und im Jahre 1959 der Lastenausgleichsbank 
in Bad Godesberg zu diesem Zweck aus den er- 
wähnten Anleiherückflüssen 5 Millionen DM zur 
Verfügung gestellt. Die Lastenausgleichsbank über- 
nimmt zu Lasten dieses Fonds für Kredite, die An- 
gehörige freier Berufe bei Kreditinstituten aufneh- 
men, eine 80%ige Ausfallbürgschaft. 

Für die Übernahme der Bürgschaft hat die La- 
stenausgleichsbank im Einverständnis mit den be- 
teiligten Ressorts der Bundesregierung unter dem 
1. Oktober 1959 Richtlinien herausgegeben. Den An- 
I gehörigen der hierfür in Betracht kommenden 
I freien Berufe ist es danach möglich, langfristige 
I Kredite von den Kreditinstituten je nach Verwen- 
; dungszweck bis zur Dauer von 10 Jahren zu erhal- 
, ten, wobei 2 Jahre tilgungsfrei bleiben können. Die 
tilgungsfreien Jahre sollen insbesondere bei der 
' Neugründung einer Praxis die finanziellen Schwie- 
rigkeiten der Anlaufzeit überbrücken helfen. Diese 
Lösung hat den Vorteil, daß der der Lastenaus- 
' gleichsbank zur Verfügung gestellte Haftungsfonds 
die Verbürgung einer weit größeren Kreditsumme 
ermöglicht. Die Aktion ist erfolgreich angelaufen. 
Nach den bisher vorliegenden Ergebnissen sind bis 
zum 29. März 1960, also in knapp 6 Monaten, insge- 
samt 363 Kreditanträge in Höhe von rd. 6,6 Millio- 
nen DM bei der Lastenausgleichsbank eingegangen; 
bis zum gleichen Zeitpunkt ist eine Kreditsumme 
von rd. 3,5 Millionen DM verbürgt worden. Zurzeit 
wird geprüft, ob dieses Programm weiter ausge- 
staltet werden kann. Auch die Bemühungen, durch 
die Bildung von Kreditgarantiegemeinschaften die 
Frage der Sicherheiten befriedigend zu lösen, sollen 
, fortgeführt werden. 


190 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2012 


Tabelle Kreditversorgung 

Finanzierungshilfen an den gewerblichen Mittelstand 
unter unmittelbarem oder mittelbarem Einfluß des Bundes und der Länder 

(Kredite und Zuschüsse) 

— Stand per 31. Dezember 1958 — 
in 1000 DM 




MitteLständische gewerbliche Wirtschaft 



Finanzierungsquelle 

Hand- 

werk 

Klein- 

gewerbe 

’ Induistrie 

Handel 

Ver- 
kehrs- : 
betriebe . 

Frem- 

den- 

verkehr 

Sonstige 

Gesamt 

1 . Bundeshaushalt 









a) StEG-Mittel . . . 

b) Sonstige Förde- 

6 791 

5 196 

56 131 

473 

200 

65 

153 

69 009 

rungsmittel . . . 

2. Lastenausgleich 
a) Aufbaudarlehen 

22 5062) 


90 5472) 



14 184 


127 237=) «) 

nach SHG und LAG 
b) Arbeitsplatzdarlehen 

532 785 

— “ 

128 055 

815 289=) 

— “ 

— ■ 

193 105 

1 669 234 

nach SHG und LAG 
c) Sonstige Förde- 
rungsmittel (Be- 
triebsmittelkredite 
der Lastenaus- 
gleichsbank z.T. mit 
Liquiditätsmitteln 
aus dem Ausgleichs- 
fonds und dem ERP- 

15 355 


62 757 

3 800 

3 246 

2 822 

3 800 

91 780») 

Sondervermögen) 

3. ERP-Sondervermögen 
und Mittel der Kredit- 
anstalt für Wiederauf- 

7 164 


151 058 

21 492 

9 620 

4 503 

10 849 

204 686^) 

bau 

4. Mehraufkommen der 

99 767 

79 376 

1 032 437 

80 912 

10910 

35 396 

25 885 

1 364 683«) ’) 

Investitionshilfe . . . 

5. Sozialversicherung 
(Renten- und Arbeits- 
losenversicherung) und 

9 493 

16 089 

104 219 

23 192 

3 185 

2211 

1 696 

160 085«) 

private Versicherungen 

Finanzierungshilfen des 

33 330 


181 505 

— 

— ^ 



214 835=) 

Bundes 

Finanzierungshilfen der 

727 191 100 661 

827 852») 

1 806 709 

945 158 

27 161 

59 181 

235 488 

3 901 549 

Länder 

179 141 99 472 

278 613») 

616 761 

63 579 

85 794 

71 533 

21 842 

1 138 122=) 

Gesamt Bund und Länder 

906 332 200 133 

1 106 465») 

2 423 470 

1 008 737 

112 955 

130 714 

257 330 

5 039 671 


Handwerk einschließlich Kleingewerbe 

Aufteilung nach Bereichen z. T. geschätzt 

In dieser Summe sind auch Zinszuschüsse enthalten. 

h In dieser Summe sind nur Einzelkredite bis 100 000 DM enthalten, das Gesamtprogramm umfaßt rund 300 Mil- 
lionen DM. 

In diesem Betrag sind auch Projekte des Vetrkehrsge werbes enthalten. 

®) Diese Programme enthalten auch Einzelkredite übeir 100 000 DM. 

In diesem Betrag sind auch Aufstockungsdarlehen der an den Kreditprogrammen beteiligten Banken enthalten. 
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F. Überlegungen und Vorschläge 
zur Alterssicherung der selbständig Tätigen 


1 . Aus dem Berichtsteil ist ersichtlich, daß die j 
statistischen Angaben über die Alterssicherung der | 
selbständig Tätigen nicht als ausführlich bezeichnet | 
werden können. Dies beruht insbesondere darauf, | 
daß sich die Vorsorge für den Fall des Alters, der 
Erwerbsunfähigkeit und des Todes statistisch nur 
schwer erfassen läßt. Sie erfordert von den befrag- 
ten Einzelpersonen eine Vorausschau über Jahr- 
zehnte hinweg, und die Antworten müssen daher 
stets sehr stark von der persönlichen Einstellung 
der Befragten geprägt sein. Objektive Aussagen 
sind auf diesem Wege kaum zu erlangen. Auch die 
bisherigen Befragungen, etwa im Rahmen d-er Hand- 
werkszählung, haben Ergebnisse gebracht, die we- 
gen ihrer zahlreichen Fehlerquellen umstritten ge- 
blieben sind. Es wird daher im gegenwärtigen Zeit- 
punkt davon abgesehen, Vorschläge darüber zu ma- 
chen, ob und gegebenenfalls in welchem Ausmaß 
statistische Erhebungen und deren gesetzliche 
Grundlagen vorbereitet werden sollten. 

2. Wie bereits oben ausgeführt, hat der Deutsche 
Bundestag am 1. Juli 1960 ein Gesetz über die 
Neuregelung der Handwerkerversicherung verab- 
schiedet. 

3. Aus dem Bereich von Handel und sonstigem Ge- 
werbe liegen der Bundesregierung keine Wünsche 
vor, die gegenwärtige Regelung, insbesondere die | 
Möglichkeit zur freiwilligen Weiterversicherung in 


der gesetzlichen Rentenversicherung, im Interesse 
dieser Berufsgruppen zu ändern. Vorschläge werden 
daher nicht gemacht. 

4 . Die freien Berufe haben sich dafür entschieden, 
ihre Alterssicherung nach den Bedürfnissen und 
Wünschen der jeweiligen Berufsgruppe aufzubauen 
(gruppenspezifische Lösung). Hierauf beruhen vor 
allem die landesgesetzlichen Pflichtversicherungen, 
deren Fortbestand wünschenswert erscheint. Die 
Bundesregierung prüft gegenwärtig, ob bundes- 
gesetzliche Grundlagen für die Alterssicherung der 
rechts-, wirtschafts- und steuerberatenden Berufe 
sowie der Zahnärzte geschaffen werden sollen. Im 
Zusammenhang mit der Frage der Alterssicherung 
der Künstler prüft sie u. a., ob und inwieweit im 
Rahmen der geplanten Urheberrechtsreform durch 
Einführung einer sogenannten Urhebernachfolgever- 
gütung Mittel für die Unterstützung bedürftiger Ur- 
heber beschafft werden können (vergleiche §§ 69 ff. 
des Entwurfs des Bundesministers der Justiz für ein 
Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutz- 
rechte). Auch wird zu erwägen sein, ob den Ver- 
wertungsgesellschaften, die sich für die verschie- 
denen Gruppen von Berechtigten bilden werden, 
aufgegeben oder nahegelegt werden kann, mit 
einem Teil der Einnahmen aus den Wahrnehmungs- 
verträgen eine Alters- und Krankheitssicherung zu 
finanzieren. 


192 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 2012 

) 


DRITTER ABSCHNITT 


Überlegungen zur Möglichkeit neuer statistischer und sonstiger 
Erhebungen über Lage und Struktur des gewerblichen Mittelstandes 

und der freien Berufe 


1. Anläßlich der Berichterstattung hat sich ergeben, 
daß insbesondere Unterlagen über die Kapital-, Er- 
trags- und Einkommensverhältnisse und über die 
steuerlichen und sozialen Lasten in den verschie- 
denen Wirtschafts- und Gewerbezweigen, gegliedert 
nach kleinen, mittleren und großen Unternehmen, 
sowie Unterlagen über Altersgliederung und Her- 
kunft der selbständig Tätigen nicht in dem Maße 
zur Verfügung stehen, um dem Berichtsersuchen in 
vollem Umfang entsprechen zu können. Soweit 
solche Unterlagen für spezielle Gebiete im einzelnen 
vorhanden sind oder in absehbarer Zeit für eine 
Berichterstattung unter mittelständischen Gesichts- 
punkten nutzbar gemacht werden können, stammen 
sie meist aus verschiedenen Zeiträumen und sind 
daher nur sehr bedingt vergleichbar. Die Ergebnisse 
neuer Erhebungen können nicht oder nur sehr be- 
dingt mit den Ergebnissen schon vorliegender Erhe- 
bungen in Beziehung gesetzt werden. 

2. Um zu genaueren Kenntnissen und vergleich- 
bareren Daten zu gelangen, wären vor allem fol- 
gende Erhebungen erforderlich: 

ein Industriezensus 

eine neue Handwerkszählung 

eine Zählung im Handel, Hotel- und Gaststät- 
tengewerbe 

eine Erhebung im Verkehrsgewerbe 

Querschnittsuntersuchungen bei den freien Be- 
rufen 

3. Einige der vorgenannten Erhebungen werden 
voraussichtlich bereits in Kürze anlaufen. Das Ge- 
setz über eine Zählung im Handel sowie im Gast- 
stätten- und Beherbergungsgewerbe (Handelszäh- 
lungsgesetz 1960) vom 27. Mai 1960 ist inzwischen 
im Bundesgesetzblatt Teil I Seite 313 veröffentlicht 
worden. Außer der Erhebung nach dem Gesetz über 
die Statistik der Kosten und Leistungen im Güter- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen, mit Binnenschiffen 
und mit Eisenbahnen im Jahre 1959 vom 21. De- 
zember 1958 (BGBl. I S. 988), deren Ergebnisse 
noch nicht vorliegen, ist eine weitere Erhebung 
über die Verkehrswirtschaft im Anschluß an die 
für 1961 vorgesehene Arbeitsstättenzählung in 
Aussicht genommen. Aus dieser Arbeitsstätten- 
zählung sind, ebenso wie aus der Erhebung 
im Verkehrsgewerbe, Aufschlüsse auch über Lage 
und Struktur des gewerblichen Mittelstandes und 


! der freien Berufe zu erwarten. Allerdings muß sich 
I eine Arbeitsstättenzählung auf wenige Daten be- 
schränken, da bei dem umfangreichen Zählerapparat 
eine Geheimhaltung differenzierter Geschäftsunter- 
lagen nicht zu gewährleisten ist. Aus der im Jahre 
1957 durchgeführten Lohn- und Gehaltsstrukturerhe- 
bung sowie der Erhebung über die Aufwendungen 
: der Arbeitgeber für ihre Arbeitnehmer könnten 
I durch eine zusätzliche Aufbereitung Angaben über 
i die Lohn- und Gehaltsstruktur der bei dem gewerb- 
’ liehen Mittelstand beschäftigten Arbeitnehmer ge- 
wonnen werden. 

4. Von den unter 2. genannten Erhebungen er- 
scheint besonders die Durchführung einer neuen 
Handwerkszählung vordringlich, da die Ergebnisse 
der letzten Zählung (1956) zum Teil schon über- 
holt sind und nur noch bedingt mit denen neuerer 
Erhebungen verglichen werden können. Für die 
Lage der freien Berufe könnten wissenschaftliche 
Querschnittsuntersuchungen wertvollere Aufschlüsse 
als statistische Erhebungen erbringen. Das Statisti- 
sche Bundesamt bereitet eine Kostenstrukturerhe- 
bung für Rechtsanwälte und Notare vor; eine Aus- 
dehnung auf weitere Gruppen -der freien Berufe 
wird erwogen. Des weiteren ist eine Strukturanlyse 
des Berufsweges der Arzte geplant, die u. a. auch 
Aufschluß über Probleme des ärztlichen Nach- 
wuchses geben soll. 

5. Was die weiteren an sich wünschenswerten Er- 
! hebungen anlangt, so ergibt sich vor allem die 
I Schwierigkeit, daß neben den sehr umfangreichen 
^ schon geplanten noch weitere zusätzliche Statistiken 
I und Untersuchungen zu annähernd gleicher Zeit 

durchgeführt werden müßten. Ferner ist zu berück- 
I sichtigen, daß sowohl bei den in Aussicht genom- 
I menen als auch bei den an sich wünschenswerten 
weiteren Erhebungen der Zeitraum von der Durch- 
führung bis zur Erstellung der gewünschten Daten 
wohl nicht unter 2 Jahren anzusetzen ist. Die durch 
zusätzliche Erhebungen anfallenden zweifellos er- 
heblichen Kosten können erst geschätzt werden, 
wenn der Umfang der durchzuführenden Zusatz- 
erhebungen feststeht. 

Dabei wird abzu wägen sein, ob der lerf orderte 
Aufwand an Kosten in einem angemessienen Ver- 
hältnis zu den Ergebnissem zusätzlicher Erhebungen 
steht und ob die Ergebnisse dann noch als Grund- 
I läge aktueller mdttelstandspolitischer Entscheidun- 
I gen dienen können. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbemerkungen 


1. Einheit und Vielfalt der Mittelschichten 

Der Bericht macht deutlich, daß der gewerbliche 
Miittelstand und die freien Berufe nicht eine wirt- 
schaftlich einheitliche und gleichförmige Gruppe -dar- 
stellen, die sich nach igenerellen qualitativen und 
quantitativen Merkmalen bestimmen und gegen an- 
dere Bereiche abgrenzen ließe. Sie umfaßt sehr 
unterschiedlidie wirtschaftliche Betätigungen, Un- 
ternehmen verschiedener Rechtsform und Struktur 
und Menschen verschiedener Berufsstände. Daneben 
stehen die Angehörigen der unselbstänidigen Mit- 
telschichten. Die Gemeinsamkeiten aller dieser 
Gruppen liegen demgegenüber, wie schon in der 
Einleitung ausgeführt wurde, vorwiegend im Be- 
reich des sozialen Verhaltens und der igesellschaft- 
lichen Stellung. Die staatspolitische Bedeutung die- 
ser Erkenntnis hat die Bundesregierung veranlaßt, 
die Erhaltung und Förderung einer gesunden mitt- 
leren Schicht in ihrer Regierungserklärung vom 27. 
Oktober 1957 zu einem wichtigen Ziel ihrer Politik 
ZU erklären. Damit stellen sich der Wirtschafts-, Ge- 
sellschafts- und Sozialpolitik wichtige Aufgaben. 

2. Berücksichtigung des gewerblichen Mittel- 
standes, der freien Berufe und ihrer Arbeit- 
nehmer in der bisherigen und künftigen 
Politik der Bundesregierung 

In erster Linie wird die Bundesregierung auch 
künftig darauf zu achten haben, daß die kleinen und 
mittleren Unterniehmen und ihre Inhaber und die 
Angehörigen der freien Berufe sowie die bei die- 
sen Gruppen Beschäftigten nicht durch die Gesetz- 
gebung oder Verwaltungispraxiis gegenüber Groß- 
unternehmen, Beziehern von Großeinkommen oder 
anderen Bevölkerungsgruppen benachteiligt wer- 
den. Solche Benachteiligungen können z. B. vor- 
liegen, wenn Rechtssetzungen — imgeachtet der 
formalen Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes — 
Gestaltungsmöglichkeiten enthalten, die nur von 
Großunternehmen wahrgenommen werden können. 

Die einschlägige Gesetzgebung muß also weiter- 
hin laufend mit dem Ziele überprüft werden, in ihr 
etwa enthaltene Benachteiligungen für die selbstän- 
digen Inhaber von Klein- und Mittelbetrieben oder 
für freiberuflich Tätige zu beseitigen und bei der 
künftigen Gesetzgebung solche Benachteiligungen 
zu verhindern. In diesem Zusammenhang soll auch 
die Wirtschaftskonzentration nach dem von der Bun- 
desregierung vorgelegten Gesetzentwurf über eine 
Untersuchung der Konzentration in der Wirtschaft 
unter dem Gesichtspunkt durchleuchtet werden, in- 
wieweit Konzentrationsvorgänge dazu geführt 
haben, daß kleine und mittlere Unternehmen mit 
selbständigen Inhabern von Großunternehmern auf- 


gesaugt oder vom Markt verdrängt worden sind, 
welche Ursachen dafür maßgebend waren und ob 
solche Vorgänge den Zugang zur Selbständigkeit 
erschwert oder verhindert haben. 

Die Aufgabe einer Mittelstandspolitik im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Gesamtpolitik wäre 
wesentlich leichter, wenn ein vollständiger Wettbe- 
werb auf allen Gebieten der gewerblichen Tätigkeit 
bestände und alle Unternehmen auf dem Markte 
etwa vergleichbare Chancen der wirtschaftlichen 
Betätigung hätten. Dies ist jedoch nicht der Fall und 
auch nicht vollständig erreichbar. Es ergibt sich dar- 
aus die weitere Aufgabe, den selbständig Tätigen 
durch wirksame und auf ihre wirtschaftliche Eigen- 
art abgestellte Förderungsmaßnahmen die Möglich- 
keit zu geben, den ihrer Leistung entsprechenden 
Platz in Wirtschaft und Gesellschaft einnehmen zu 
können. Ferner ist es als wichtiges Ziel der Wirt- 
schafts- und Gesellschaftspolitik anzusehen, den Zu- 
gang zur Selbständigkeit durch geeignete Maßnah- 
men zu erleichtern und dadurch attraktiv zu ge- 
stalten. 

Für die Erhaltung und Förderung der beruflichen 
Selbständigkeit ist die Unterstützung überbetrieb- 
licher Ausbildungs- und Fortbildungseinrichtungen 
von besonderer Bedeutung, die allen bereits Tätigen 
oder die Selbständigkeit anstrebenden Personen zur 
Verfügung stehen und die es diesem Personenkreis 
ermöglichen, entweder Arbeitsgänge, die in Groß- 
unternehmen von Spezialisten wahrgenommen wer- 
den, durch die Inanspruchnahme von Gemeinschafts- 
einrichtungen ebenfalls rationell durchzuführen 
{Buchstellen und Inkassostellen, Werbung usw.) oder 
sich in den zahlreichen Funktionen zu schulen, die 
vom Großunternehmen an Spezialisten delegiert 
werden können, im Kleinbetrieb aber vom Unter- 
nehmer selbst wahrgenommen werden müssen. Auch 
bei den freien Berufen wird der beruflichen Fort- 
bildung entsprechendes Augenmerk zuzuwenden 
sein, ^ wobei unter anderem auch die im Ausland 
gewonnenen Erfahrungen berücksichtigt werden 
sollen. Überlegungen und Vorschläge hierzu sind im 
Zweiten Abschnitt B. dieses Berichtsteiles im ein- 
zelnen dargelegt worden. 

In dem Berichtsersuchen wird zum Ausdruck ge- 
bracht, daß der Bericht und die Vorschläge als 
Grundlage für ein geschlossenes Mittelschichten- 
programm dienen sollen. Wenn darunter zu ver- 
stehen ist, daß die Möglichkeiten der Förderung des 
selbständigen Mittelstandes systematisch dargelegt 
und Vorschläge für ihre Verwirklichung gemacht 
werden, so wird diesem Teil des Ersuchens durch 
den vorliegenden Bericht Rechnung getragen. So- 
weit darunter jedoch ein — etwa jährlich neu zu er- 
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stellendes — langfristiges Programm von Dauer- 
maßnahmen verstanden werden sollte, das analog 
zum „Grünen Plan" der Landwirtschaft für den Mit- 
telstand oder die Mittelschichten anzuwenden wäre, 
so geht aus diesem Bericht hervor, daß mit der Auf- 
stellung eines solchen Gesamtprogramms für die 
Mittelstandspolitik der Bundesregierung nichts zu 
gewinnen wäre. Die Bundesregierung hält es zwar 
für zweckmäßig, die Förderungsmaßnahmen für den 
Mittelstand, an denen sie beteiligt ist, möglichst 
einfach zu gestalten und die betroffenen Gruppen in 
übersichtlicher Form über die bestehenden Maß- 
nahmen und Programme zu unterrichten; sie sieht 
jedoch keine Möglichkeit, langfristige Mittelstands- 
programme zu entwickeln und sich zu deren Durch- 
führung zu verpflichten, falls mit solchen Program- 
men der Charakter der bisherigen Förderung ver- 
ändert werden sollte. Insbesondere ist die Bundes- 
regierung der Ansicht, daß es nicht Ziel der Mittel- 
standsförderung sein kann, den selbständig Tätigen 
ein bestimmtes Einkommen oder eine laufende An- 
passung ihres Einkommens an irgendwelche ande- 
ren Bemessungsgrößen zu garantieren. Die Bundes- 
regierung nimmt sich der selbständig Tätigen nicht 
zuletzt deshalb an, weil sie bereit sind, das Risiko 
der beruflichen Selbständigkeit aus eigenem An- 
trieb zu tragen und weil eben darin ihre staats- 
politisch erwünschte und positiv zu bewertende Hal- 
tung zum Ausdruck kommt. Wollte man den Selb- 
ständigen eben dieses Risiko abnehmen und ihnen I 
statt dessen von Staats wegen Sicherheit und Risi- i 
kolosigkeit verbürgen, so müßten gerade jene ge- , 
sellschaftlichen Werte verkümmern, um derentwillen 1 
die Bundesregierung die besondere Förderungswür- 
digkeit dieser Bevölkerungsgruppe bejaht. Dies gilt 
im besonderen Maße für die im kulturellen Bereich 
beruflich Tätigen, weil auf ein vom autoritären 
Dirigismus freies kulturelles Leben im demokrati- 
schen Staatswesen besonderer Wert zu legen ist. 

Auch würde eine solche Zielsetzung eine klare ! 
Abgrenzung und Definition des Mittelstandes, der ! 
Mittelschichten oder der kleinen und mittleren | 
Selbständigen erfordern, die sich, wie der vor- ; 
stehende Bericht gezeigt hat, als undurchführbar er- | 


weist. Rund neun Zehntel der in der Wirtschaft der 
Bundesrepublik tätigen Betriebe weisen charakte- 
ristische Merkmale des Klein- und Mittelbetriebes 
auf. Da sich die westdeutsche Wirtschaft seit mehr 
als 10 Jahren in einer stetigen Expansion befindet, 
die mit einer Hebung des Lebensstandards für alle 
Bevölkerungsschichten nachweislich verbunden war, 
kann sich der überwiegende Teil ihrer Unternehmen 
nicht in einer Notlage befinden. Auch würde die 
Förderung dieses Kreises von Unternehmen einer 
allgemeinen Wirtschaftsförderung gleichkommen, 
die ohnehin das erklärte und bislang auch weit- 
gehend erreichte Ziel der Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung ist. 

Schon aus diesem Grunde hält die Bundesregie- 
rung an der Auffassung fest, daß spezifische, ge- 
zielte und zeitlich begrenzte Schwerpunktsmaßnah- 
men der wirtschaftlichen Lage und Eigenart der 
selbständig Tätigen am besten entsprechen, wenn 
zugleich im Rahmen der gesamten Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik einseitige Benachteiligun- 
gen dieser Bevölkerungsgruppe vermieden werden. 
Dabei bleibt unbestritten, daß schon allein infolge 
unterschiedlicher Produktions- und Absatzbedingun- 
gen dieselbe Wirtschafts- und Konjunkturlage 
die kleinen und mittleren Unternehmen vor schwie- 
rigere Probleme als die großen stellen kann. 

Die in diesem Bericht und in der Antwort auf die 
Drucksache 702 enthaltenen Vorschläge, Anregun- 
gen und Überlegungen zur Überprüfung der Ge- 
setzgebung hinsichtlich wettbewerbsbeschränkender 
Benachteiligungen des Mittelstandes wie auch m 
bezug auf Förderungsmöglichkeiten zugunsten der 
mittelständischen gewerblichen Wirtschaft und der 
freien Berufe sollen Gegenstand einer zusammen- 
fassenden Initiative der Bundesregierung sein. Der 
Kabinettsausschuß für Wirtschaft wird beschleunigt 
entsprechende Vorschläge ausarbeiten. Der Inter- 
ministerielle Ausschuß für Mittelstandsfragen wird 
beauftragt, bis zum 31. Dezember 1960 dem Kabi- 
nettsauschuß für Wirtschaft entscheidungsreife Vor- 
lagen einzureidien. Durch diesen Auftrag soll je- 
doch die frühere Verabschiedung einzelner Vor- 
lagen nicht beeinträchtigt werden. 
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